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Vorwort. 



Mit dem Gegenstände der vorliegenden Schrift habe ich 
mich seit längerer Zeit, namentlich auch in Folge der Theil- 
nähme an den darauf bezüglichen Verhandlungen des Reichs- 
tages, eingehend beschäftigt. Wir besitzen allerdings schon 
verschiedene zum Theil sogar recht werthvolle Arbeiten über 
die Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete. Der 
Gegenstand ist aber von solcher Bedeutung und gewährt nach 
verschiedenen Seiten hin ein so mannigfaches Interesse, dass 
sich eine Neubearbeitung desselben wohl rechtfertigen lässt. 
Gerade der jetzige Zeitpunkt erscheint für eine solche durch- 
aus geeignet, da durch den Erlass des Gesetzes vom 15. März 
dieses Jahres eine Reihe neuer Fragen in den Kreis der Er- 
örterung getreten und die Gesetzgebung über die Schutz- 
gebiete aller Wahrscheinlichkeit nach zu einem gewissen Ab- 
schluss gelangt ist. 

Zu besonderem Danke bin ich dem Herrn Geheimen 
Legationsrath Dr. Kayser in Berlin verpflichtet, welcher mich 
durch Mittheilungen aus den Acten des auswärtigen Amtes 
bei meiner Arbeit in freundlichster Weise unterstützt hat. 

Jena im Mai 1888. 

Der Verfasser. 
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Einleitung. 



Die deutsche Colonialpolitik hat zunächst wesentlich zu 
Erörterungen wirthschaftlicher und politischer Natur Veran- 
lassung gegeben. Doch sind die deutschen Schutzgebiete 
schon verhältnissmässig früh auch zum Gegenstand juristischer 
Betrachtung gemacht worden. Bereits vor Erlass des Reichs- 
gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, 
erschien eine Schrift, welche die Staats- und völkerrechtliche 
Stellung der deutschen Colonieen behandelte : 
K. V. Stengel, die Staats- und völkerrechtliche Stellung 
der deutschen Colonien und ihre zukünftige Ver- 
fassung (Heft 5 der Beiträge zur Förderung des 
deutschen Colonial Vereins) Berlin 1886. 
Eine ziemlich umfangreiche juristische Literatur ist im 
Anschluss an das erwähnte Reichsgesetz entstanden. Al§ die 
hauptsächlichsten Bearbeitungen des Gegenstandes sind folgende 
hervorzuheben : 

K. V. Stengel, die Regelung der Rechtsverhältnisse 
der deutschen Schutzgebiete. Beilage zur Allgemeinen 
Zeitung. Jahrgang 1886, No. 120, 124, 129; 
K. V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht mit Berück- 
sichtigung des internationalen Colonialrechtes und 

Georg Meyer, staatsr. Stellg. d. d. Scbntzg. 1 
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des Colonialstaatsrechtes anderer europäischer Staaten 
in den Annalen des deutschen Reiches. Jahrgang 
1887, S. 309 ff., 805 ff.; 

C. Bornhak, die Anfänge des deutschen Colonialstaats- 
rechts im Archiv für öffentliches Recht. Bd. II, S. 1 ff. ; 

M. Joel, das Gesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der 
deutschen Schutzgebiete vom 17. April 1886 nebst 
den bisherigen ergänzenden Verordnungen in den 
Annalen des deutschen Reiches. Jahrgang 1887, 
S. 191 ff.; 

A. Pann, das Recht der deutschen Schutzherrlichkeit. 

Eine Staats- und völkerrechtliche Studie. Wien 1887. 
F. H.Geffcken, Bevölkerungspolitik, Auswanderung, Coloni- 

sation in Schönberg's Handbuch der politischen Oeko- 

nomie. Zweite Auflage. Tübingen, Bd. II, S. 943 ff., 

namentlich S. 977 ff. 
P. Lab and, das Staatsrecht des deutschen Reiches. Zweite 

Auflage. Bd. I. Freiburg i. B., 1888, S. 774 ff. 

B. W. V. König, Handbuch des deutschen Consularwesens. 

Vierte, verbesserte, die Verhältnisse in den deutschen 
Schutzgebieten umfassende, Ausgabe. Berlin 1888. 
S. 454 ff 
Speciell mit den Rechtsverhältnissen der deutschen 
Colonialgesellschaften beschäftigen sich: 

Die Rechtsverhältnisse der deutschen Colonial- 
gesellschaften. Referat über einen mündlichen 
Vortrag des Wirklichen Legationsrath D. Kays er in 
der juristischen Gesellschaft zu Berlin, mitgetheilt 
Deutsche Weltpost 1887, S. 45 ff., 57 ff. 

V, Ring, deutsche Colonialgesellschaften. Betrachtungen 
und Vorschläge nebst einem Anhang, enthaltend die 
Statuten der deutschen ColoniaJgesellschaft für Süd- 
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westafrika, der Neu-Guinea-Compagnie und der deutsch- 
ostafrikanischen Gesellschaft. Berlin 1888. 
H. V. Simon, deutsche Cdonialactiengesellschaften, recht- 
liche Erörterungen und Vorschläge, in der Zeitschrift 
ftlr das gesammte Handelsrecht. Bd. XXXIV (Neue 
Folge Bd. XIX) S. 85 flF. 
K. V. Stengel, die deutschen Colonialgesellschafl;en, ihre 
Verfassung und ihre rechtliche Stellung, in Schmoller's 
Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volks- 
wirthschaft im deutschen Reich. Bd. XII, S. 219 ff. 
Ueber den Erwerb der deutschen Schutzgebiete geben 
namentlich die dem Reichstage vorgelegten Weissbticher, Denk- 
schriften und sonstigen Mittheilungen der Reichsregierung 
Auskunft, welche im weiteren Verlauf der Darstellung citirt 
werden sollen. Ausserdem beschäftigen sich mit diesem 
Gegenstande folgende Werke: 
Die deutsche Colonialpolitik. 4 Hefte. Leipzig 

1885. (Sammlung von Actenstticken.) 
Charpentier, Entwicklungsgeschichte der Colonialpolitik 

des deutschen Reiches. Berlin 1886. 
M. V. Koschitzky, deutsche Colonialgeschichte. 2 Bde. 

Leipzig 1887, 1888. 
J. Wagner, Deutsch-Ostafrika. Geschichte der Gesell- 
schaft für deutsche Colonisation und der deutsch-ost- 
afrikanischen Gesellschaft nach den amtlichen Quellen. 
Berlin 1886. 
Viel Material findet sich ausserdem in der Deutschen 
Colonialzeitung, Organ des deutschen Colonialvereins. 
4 Bde. Frankfurt am Main und Berlin 1884—1883, von 
Band V an in neuer Folge als Organ der deutschen 
Colonialgesellschaft erscheinend. 

Die nachfolgende Schrift hat die staatsrechtliche 
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Stellung der deutschen Schutzgebiete zum Gegenstande. 
Sie stellt sich die Aufgabe, die allgemeinen staatsrechtlichen 
Beziehungen derselben zum Reiche zu entwickeln. Dagegen 
will sie weder eine eingehende Darstellung des Privatrechtes, 
Strafrechtes und Prozessrechtes geben, welches in Folge der 
Einführung des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes in den Schutz- 
gebieten sich in Geltung befindet, noch in eine detaillirte Er- 
örterung der einzelnen in den verschiedenen Schutzgebieten 
erlassenen Verordnungen eintreten. 



I. Der Erwerb der deutschen Schutzgebiete. 



Die deutschen Schutzgebiete umfassen bis jetzt sechs 
Ländergruppen ^). 

1. Sttdwest^frika'^). 

Die Anfänge der deutschen Colonialpolitik knüpfen an die 
Erwerbungen der bremer Firma F. A. E. Ltideritz in Süd- 
westafrika an. Lüderitz kaufte zunächst durch Verträge vom 
1. Mai und 25. August 1883 die Küste vom Oranjefluss nord- 
wärts bis zum 26. Grad südlicher Breite in einer Ausdehnung 
von 20 geographischen Meilen landeinwärts, einschliesslich der 
Bai von Angra-Pequenna, von dem Capitän Joseph Fredericks, 
dem unabhängigen Herrscher von Bethanien in Grossnamaqua- 
land. Dieses Gebiet wurde mit allen Hoheitsrechten an 



^) Das hauptsächliche Material über die Erwerbung der deutschen 
Schutzgebiete findet sich in den dem Reichstage vorgelegten Weiss- 
büchem sowie in andern Mittheilungen der Reichsregierung, namentlich 
auch in der Denkschrift über die deutschen Schutzgebiete vom 2. December 
1885. (Drucksachen des Reichstages. 6. Legislaturperiode. II. Session. 
1885/86. No. 44. Stenogr. Ber. Anlagen. Bd. IV, S. 133 ff.) 

2) Weissbuch über Angra-Pequenna. (Drucksachen des Reichs- 
tages. 6. Legislaturperiode. I. Session. 1884/85. No. 61. Stenogr. 
Ber. Bd. V. S. 158 ff.) 
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Lüderitz abgetreten. In dem übrigen Lande des Capitäns 
Joseph Fredericks erlangte derselbe das ausschliessliche Recht, 
Bergwerke anzulegen, Wege und Eisenbahnen zu bauen und 
zu verwalten, überhaupt alle öffentlichen Arbeiten auszuführen. 
Er erwarb feiner durch Vertrag mit dem Topnaar-Häuptling 
Piet Haibib in Scheppmannsdorf vom 19. August 1884 dessen 
ganzes Gebiet mit allen Hoheitsrechten, die Küstenstrecke 
vom 26. bis zum 22. Grad südlicher Breite mit Ausnahme 
des englischen Territoriums der Wallfischbai umfassend^). 
Die Lüderitz'schen Erwerbungen gingen durch Vertrag vom 
3. April 1885 auf eine aus deutschen Reichsangehörigen be- 
stehende Gesellschaft über, welche sich unter dem Namen 
deutsche Colonialgesellschaft für Südwestafrika 
constituirt und auf Grund der Bestimmungen des preussischen 
Landrechtes durch Ordre des Königs von Preussen vom 
13. April 1885 die Rechte einer juristischen Person erhalten 
hat^). Die Gesellschaft erwarb später den Küstenstrich von 
der Nordgrenze des vormals Piet Haibib'schen Gebiets bis 
zur Südgrenze der portugiesischen Besitzungen mit allen 
Rechten durch Kaufvertrag vom 19. Juni 1885 von Cornelius 
Zwartbooi, dem Häuptling des Zwartbooistammes, welchem 
Vertrage am 4. Juli 1885 Jan Uichamab, der Häuptling der 
Ganes-Topnaar im nördlichen Theil dieses Gebietes beitrat^), 
Oestlich von den Piet-Haibib'schen Besitzungen lag das Terri- 
torium Jan Jonker Afrikaners, welcher dasselbe durch Ver- 
trag vom 16. Mai 1885 mit allen Rechten an die Gesellschaft 
verkaufte *). 



1) Denkschrift S. 7 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 134). 

2) Denkschrift S. 8 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 134). 

8) Mittheilung des Geheimen Legationsrath Dr. Kayser aus den 
Acten des auswärtigen Amtes. 

*) Mittheilung aus den Acten des auswärtigen Amtes. 
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Weitere Verträge über den Erwerb von Land- und Berg- 
bauberechtigungen sind mit Hermanus van Wyk, dem Häupt- 
ling der Bastards von Rehobot, mit Manasse Noreseb, dem 
Häuptling des rothen Volkes in Hoachanas und mit dem 
Häuptling Jacobus Jzaak von Berseba abgeschlossen worden ^). 

Neben Ltideritz und seiner Rechtsnachfolgerin hatten aber 
noch andere Personen Erwerbungen in Südwestafrika gemacht. 
So zunächst ein Verein, an dessen Spitze die berliner 
Discontogesellschaft stand, und die Reichsangehörigen Hasen- 
clever und Scheidweiler. Letztere insbesonderQ kauften von 
dem Häuptling Piet Haibib, dem Häuptling der Zwartbooi- 
Hottentotten und dem Häuptling Jan Jonker Afrikaner Land 
und Bergwerke. Sie betheiligten sich aber später an dem 
genannten Verein und traten ihre Rechte an denselben ab^). 
Die Rechte des Vereins hat die deutsche Colonialgesellschaft 
für Südwestafrika durch Kauf an sich gebracht ^). Ausserdem 
waren Bergbauconcessionen im Hererolande von den Herren 
Lilienthal und Schmerenbeck erworben worden. Dieselben 
sind durch Vertrag vom 17. November 1886 ebenfalls an die 
südwestafrikanische Gesellschaft abgetreten worden, bei welcher 
sich Lilienthal mit einem entsprechenden Capital betheiligt hat*). 

Im Anschluss an diese Erwerbungen von Privatpersonen 
wurden seitens des Reiches Schutz- und Freundschafts- 
verträge mit den einheimischen Häuptlingen ver- 
einbart. Den 'ersten dieser Verträge schloss der General- 
consul Dr. Nachtigal mit dem Capitän Joseph Fredericks am 



1) Denkschrift S. 8 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 134). 

2) Denkschrift S. 7, 8 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 136). 

3) Mittheilung aus den Acten des auswärtigen Amtes. 

*) Geschäftsbericht über das zweite Geschäftsjahr der deutschen 
Colonialgesellschaft ftir Südwestafrika in der Deutschen Colonialzeitung, 
Bd. IV, S. 631. 
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28. October 1884 ab^). Später sind weitere Verträge abge- 
schlossen worden: mit dem Häuptling Jacobus Jzaak in 
Berseba am 28. Juli 1885^); mit dem Häuptling des rothen 
Volkes zu Hoachanas, Manasse Noreseb, am 2. September 1885 
durch Pastor C. G. Büttner ; mit dem Häuptling der Bastards 
zu Rehobot, Hermanus van Wyk, am 15. September 1885 
ebenfalls durch Pastor Büttner; mit dem Häuptling der 
Hereros im Damaralande Maharero Katyamuaha und dem 
Häuptling von Omaruru Manasse Tyiseseta am 21. October 
bez. 3. November 1885 durch Commissar Dr. Goering und 
Pastor Büttner»). 

Der Inhalt dieser Verträge ist im Wesentlichen gleich- 
artig. Der Kaiser übernimmt durch dieselben die Schutz- 
herrlichkeit über die betreffenden Länder und Völker. Die 
Häuptlinge verpflichten sich, Gebietsabtretungen an fremde 
Regierungen und Vertragsschliessungen mit denselben nur 
unter Zustimmung des Kaisers vorzunehmen. Den Deutschen 
wird das Recht in den betreffenden Gebieten sich aufzuhalten, 
niederzulassen, Grundbesitz zu erwerben, Gewerbe zu be- 
treiben und der Schutz ihrer Personen und ihres Eigenthums 
zugesichert. In der Forterhebung der bisher üblichen Steuern 



1) Die Denkschrift S. 7 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 136) theilt den 
wesentlichen Inhalt des Vertrages mit. Genauere Angaben über denselben, 
mit wörtlicher Anführung einer Reihe von Artikeln, enthält die Deutsche 
Colonialzeitung, Bd. II, S. 138, 139. 

2) Denkschrift S. 8 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 136). Derselbe ist 
nicht veröffentlicht; nach einer Mittheilung aus den Acten des aus- 
wärtigen Amtes stimmt er fast wörtlich mit dem sogleich zu erwähnen- 
den Vertrage überein, welcher mit Manasse von Hoachanas abge- 
schlossen ist. 

^) Die letzten drei bez. vier Verträge sind von dem Reichskanzler 
dem Reichstag im Wortlaut mitgetheilt und veröffentlicht in den Druck- 
sachen des Reichstages. 6. Legislaturperiode. 11. Session. 1885/86. 
No. 277. (Stenogr. Ber. Bd. VI, S. 1387 ff.) 
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sollen die Häuptlinge nicht beschränkt sein. Die Gerichts- 
barkeit über die Eingeborenen verbleibt den Häuptlingen, die 
Gerichtsbarkeit über alle anderen Personen wird der deutschen 
Regierung eingeräumt. Die Grundsätze über die Entscheidung 
von Streitigkeiten zwischen Eingeborenen und den der deutschen 
Gerichtsbarkeit unterworfenen Personen sind meist späterer 
Vereinbarung vorbehalten, oder es ist dafür, wenigstens vor- 
läufig, ein gemischtes Gericht eingesetzt. In dem Vertrage 
mit den Bastards von Rehobot wird für alle Streitigkeiten, 
auch die der Eingeborenen, die Berufung an das kaiserliche 
Gericht zugelassen^). 

Auf Grund der vorher erwähnten Hoheitsabtretungen an 
Privatpersonen und der Schutzverträge mit den einheimischen 
Herrschern sind die betreffenden Gebiete durch ausdrückliche 
Erklärungen unter deutschen Schutz gestellt worden. 
Der Reichskanzler hatte schon durch ein Telegramm vom 
24. April 1884 den deutschen Gonsul in der Capstadt beauf- 
tragt, der Regierung der Capcolonie zu erklären, dass die 
Lüderitz'schen Besitzungen unter dem Schutze des Reiches 
ständen 2). Am 7. August 1884 wurde die deutsche Schutz- 
herrschaft über das von Lüderitz erworbene Küstengebiet vom 
Oranjefluss bis zum 26. Grad südlicher Breite durch die 
Commandeure der Gorvetten Leipzig und Elisabeth förmlich 
proclamirt und dabei die deutsche Flagge gehisst^). Später 

1) In der Denkschrift S. 8 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 134) wird er- 
wähnt, dass auch Cornelius Zwartbooi van Otyitambi und Jan üichamab 
von den Topnaars in Zesfontain sich schriftlich verpflichtet hätten, mit 
dem deutschen Reiche Schutz- und Freundschaftsverträge abzuschliessen. 
Die Zwartboois und Zesfontainer Topnaars sind auch später unter 
den Schutz des Reiches gestellt, besondere Schutzverträge mit denselben 
jedoch nicht abgeschlossen worden. (Mittheilung aus den Acten des aus- 
wärtigen Amtes.) 

2) Weissbuch über Angra-Pequenna No. 12. 
^) Weissbuch über Angra-Pequenna No. 39. 
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erfolgte die Proclamirung der deutschen Schutzherrschaft über 
die Küste vom 26. Grad nördlicher Breite bis zum Cap Frio 
durch das Commando des Kanonenbootes Wolf ^). Die Ab- 
tretungen des Häuptlings Piet Haibib an Lüderitz wurden 
vom Generalconsul Dr. Nachtigal am 23. November 1884 
förmlich anerkannt und das erworbene Land unter deutschen 
Schutz gestellt 2). Dasselbe geschah hinsichtlich des von dem 
Gapitän Jan Jonker Afrikaner abgetretenen Gebiets am 
8. Januar 1886 auf Grund eines Antrag-s des Letzteren, sowie 
des Bevollmächtigten der deutschen Colonialgesellschaft für 
Südwestafrika®). Auch bei dem Abschluss der Schutz- und 
Freundschaftsverträge mit den übrigen vorher erwähnten 
Häuptlingen hat eine feierliche Erklärung der deutschen 
Schutzherrschaft unter Flaggenhissung und Anwendung anderer 
Sjrmbole stattgefunden. 

Das südwestafrikanische Schutzgebiet zerfällt in zwei 
Ländergruppen: 1) das Küstengebiet, welches aus den 
Erwerbungen Lüderitz's von Joseph Fredericks und Piet Haibib 
und den späteren Erwerbungen der südwestafrikanischen Ge- 
sellschaft von Cornelius Zwartbooi, Jan Uichamab und Jan 
Jonker Afrikaner besteht. Dieses gehört der deutschen 
Colonialgesellschaft für Südwestafrika mit allen Hoheitsrechten. 
Doch hat sich letztere mit Ausübung von Herrschaftsbefug- 
nissen bisher nicht befasst, auch einen kaiserlichen Schutz- 
brief, durch welchen sie dazu ermächtigt würde, nicht erbeten. 
Für dieses Gebiet hat die Gesellschaft die Bezeichnungen 
„Deutsch-Namaland" und „Deutsch-Damaraland" 



^) Telegramm des Consuls in der Capstadt an das auswärtige Amt 
vom 5. September 1884 (Weissbuch über Angra-Pequenna No. 46). 
2) Denkschrift S. 8 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 136). 
^) Mittheihmg aus den Acten des auswärtigen Amtes. 
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angenommen^). 2) das Hinterland (Gross -Nama- und 
Damaraland). Hier besitzt die südwestafrikanische Gesell- 
schaft zwar Land- und Bergbauberechtigungen, aber keine 
Hoheitsrechte. Dagegen ist in diesem Gebiet die Autorität 
der einheimischen Häuptlinge über die eingeborene Bevölke- 
rung bestehen geblieben. Dieselben haben sich aber unter 
den Schutz des deutschen Reiches gestellt und die Ober- 
hoheit desselben anerkannt, ihm auch eine territoriale Juris- 
diction über alle nicht zu den Eingeborenen gehörigen Per- 
sonen eingeräumt. 

Später sind noch die auf Grootfontein in der Otowigegend 
in Südwestafrika angesiedelten Boers in Folge eines am 
2. August 1886 gestellten und am 12. November vorbehaltlich 
kaiserlicher Zustimmung angenommenen Antrags unter den 
Schutz des deutschen Reiches gestellt worden. Die kaiser- 
liche Zustimmung ist am 14. Januar 1887 ertheilt^). 

lieber die deutschen Erwerbungen in Südwestafrika ent- 
stand eine Differenz zwischen der deutschen und der 
englischen Regierung. Letztere hatte bei einer früheren 
Gelegenheit erklärt, dass — abgesehen von der Walfischbai 
und dem dazu gehörigen kleinen Territorium — der Oranje- 
fluss die nordwestliche Grenze der Capcolonie bilde ^). Trotz- 



^) Geschäftsberichte über das erste und zweite Geschäftgahr der 
deutschen Colonialgesellschaft für Südwestafrika in der Deutschen Colonial- 
zeitimg. Bd. III, S. 792, Bd. IV, S. 631. 

*) Mittheilung aus den Acten des auswärtigen Amtes. Vergl. auch 
Deutsche Colonialzeitung Bd. IV, S. 71. Ein besonderer Schutzvertrag 
ist nicht abgeschlossen worden. Nach einer Mittheilung des Geheimen 
Legationsrath Dr. Kayser wird die Bedeutung des Schutzverhältnisses 
darin geümden, „dass sich das geschützte Volk der deutschen 
Ordnung unterwirft und keine politischen Beziehungen mit andern Mächten 
anknüpft". 

^) Depesche des grossbritannischen Staatssecretärs fiir die Colonieen 
Earl von Kimberley an den Gouverneur der Capcolonie Sir H. 
Robinson vom 30. Dec. 1880 (Weissbuch über Angi-a-Pequenna No. III). 
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dem zeigte sowohl sie als die Regierung der Capcolonie, 
nachdem die Absicht der deutschen Regierung, eine Schutz- 
herrschaft in Südwestafrika zu begründen, bekannt geworden 
war, grosse Neigung, ihre Hoheitsrechte auch auf das nördlich 
von der Capcolonie gelegene Territorium auszudehnen. In 
Folge des energischen Auftretens der deutschen Regierung 
sah sie sich jedoch genöthigt, die deutsche Schutzherrschaft in 
vollem Umfange anzuerkennen. Nur die Walfischbai und das 
sie umgebende kleine Territorium, sowie einzelne früher von 
England in Besitz genommene Inseln wurden davon ausge- 
nommen. Im Uebrigen erfolgte die Anerkennung der deutschen 
Schutzherrlichkeit für den ganzen Küstenstrich zwischen der 
Mündung des Oranjeflusses und dem Cap Frio^). In Bezug 
auf die Ausdehnung des deutschen Schutzgebietes nach dem 
Innern übernahm die englische Regierung die Verpflichtung, 



^) Die Anerkennung für die ersten Erwerbungen Lüderitz's bis zum 
26. Grad südlicher Breite ist zunächst durch eine mündliche Erklärung 
des englischen Staatssecretärs des auswärtigen Amtes, Lord Granville, 
gegenüber dem Grafen Bismarck ausgesprochen (Telegramm des deutschen 
Botschafters in London vom 22. Juni 1884. Weissbuch über Angra- 
Pequenna No. 27), sodann durch eine Note des englischen Botschafters 
in Berlin an den Staatssecretär des auswärtigen Amtes des deutschen 
Reiches vom 19. Juli 1884 bestätigt worden (Weissbuch a. a. 0. 
No. 30). Allerdings wurde die Anerkennung zunächst von der Be- 
dingung abhängig gemacht, dass das deutsche Reich an keinem Punkte 
der in Frage stehenden Küste eine Strafcolonie anlege. Da indess diese 
Bedingung deutscherseits abgelehnt wurde (Note des Reichskanzlers vom 
24. Juli 1884, a. a. 0. No. 33), so hat die englische Regierung dieselbe 
später fallen lassen (Bericht des deutschen Botschafters in London vom 
8. Aug. 1884, a.a.O. No.37). — Die Anerkennung der deutschen Schutz- 
herrschaft über das Gebiet, vom 26. Grad südlicher Breite bis zum Cap 
Frio ist durch eine Note des englischen Botschafters vom 22. Septbr. 
1884 unter der Voraussetzung ausgesprochen worden, dass das deutsche 
Protectorat in der genannten Gegend einen territorialen Charakter habe 
(a. a. 0. No. 49), und diese Voraussetzung hat das auswärtige Amt des 
deutschen Reiches in einer Note vom 6. bez. 8. Oct. 1884 als zutreffend 
anerkannt (a. a. 0. No. 50, 51). 
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ihr Protectorat über das Betschuanaland nicht weiter als bis 
zum 20. Grad östlicher Länge auszudehnen*). 

> Mit Portugal hat das deutsche Reich am 30. December 
1886 einen Vertrag über die Abgrenzung der beiderseitigen 
Interessensphären in Afrika abgeschlossen^). Nach Artikel 1 
desselben beginnt die Grenze zwischen den portugiesischen 
und den deutschen Besitzungen mit der Mündung des Gunene- 
flusses, nördlich von Cap Frio, und läuft auf einer daselbst 
näher bezeichneten Linie weiter in das Innere. 

2. Togogebiet und Biafra-Bai^). 

Schon seit längerer Zeit hatten hanseatische, insbesondere 
hamburger Kaufleute an verschiedenen Stellen der äquato- 
rialen Westküste Afiika's Handelsniederlassungen begründet. 
Die Verhandlungen Englands und Frankreichs über eine 
Demarkationslinie für ihre dort gelegenen Besitzungen und 
über die gegenseitige Behandlung ihrer Unterthanen gaben 
dem Reichskanzler Veranlassung, bei den Senaten der Hanse- 
städte anzufragen, welche deutschen Handelsinteressen in den 
genannten Gebieten zu verfolgen seien*). In Beantwortung 
dieser Anfrage begründete die hamburger Handelskammer in 
einer ausführlichen Denkschrift den Wunsch, das Reich möge 
in jenen Gegenden Schutzverträge mit den eingeborenen 
Häuptlingen abschliessen und gewisse Küstenstriche zur 



1) Denkschrift S. 9 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 136). 

2) Reichsanzeiger 1887 No. 168, vom 21. Juli. Deutsche Colonial- 
zeitung, Bd. IV, S. 605. 

^) Weissbuch über Togogebiet und Biafra-Bai (Drucksachen des 
Keichstages. 6. Legislaturperiode. I. Session 1884/85. Stenogr. Ber. 
Anlagen, Bd. V, S. 113 ff.). 

*) Erlass an den königlich preussischen Gesandten in Hamburg 
vom 14. April 1883. (Weissbuch über Togogebiet und Biafra-Bai. No 1.) 
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Gründung von Handelscolonieen erwerben*). Die Reichs- 
regierung ging auf diese Wünsche ein und sandte im Früh- 
jahr des Jahres 1884 den Generalconsul Dr. Nachtigal mit 
dem Auftrage an die Westküste Afrika's, gewisse Küstenstriche, 
namentlich die Gegend von Biafra-Bai, unter deutsches Pro- 
tectorat zu stellen^). Dr. Nachtigal proclamirte in Ausführung 
dieses Auftrages die deutsche Schutzherrschaft an zwei Stellen 
der afrikanischen Westküste: 

a) im Togogebiet, namentlich in den Häfen Bagida 
und Loma am 5. und 6. Juli 1884®) auf Grund eines Schutz- 
vertrages, der mit König Mlapa von Togo und seinen Häupt- 
lingen am 5. Juli abgeschlossen war*). In diesem Vertrage 
übernimmt der Kaiser die Schutzherrschaft über das Gebiet; 
König Mlapa verpflichtet sich, ohne dessen Zustimmung weder 
Gebietsabtretungen noch Vertragsschliessungen mit fremden 
Mächten vorzunehmen, den deutschen Unterthanen Schutz 
und freien Handel zu gewähren und keine anderen Zölle und 
Abgaben als die bisher üblichen zu erheben. Ausserdem lag 
auch eine Bitte um Uebemahme der Schutzherrschaft seitens 
des Königs und der Häuptlinge von Klein -Popo und Griji 
vor, welche in einem an den Kaiser gerichteten Schreiben 
vom 5. März 1884 ausgesprochen war^). Die deutsche Re- 
gierung trug aber damals Bedenken, diesem Verlangen nach- 
zukommen, weil man fürchtete, dass daraus Collisionen mit 
Frankreich entstehen könnten, während man alle westafrika- 



*) Denkschrift der Hamburger Handelskammer vom 6. Juli 1883 
(VS^eissbuch No. 3). 

2) Instruction des Reichskanzlers vom 19. Mai 1884 (Weissbuch No. 6). 

») Telegramm Nachtigal's vom 23. August 1884 (Weissbuch No. 7). 
Bericht V. 9. Juli 1884 (a. a. 0. No. 10). 

*) Anlage zum Bericht vom 9. Juli 1884 (Weissbuch No. 10). 

^) Anlage 3 zur Instruction des Reichskanzlers vom 19. Mai 1884 
(Weissbuch No. 6). 
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nischen Fragen in möglichstem Einvernehmen mit Frankreich 
zu behandeln wünschte^). Am 5. September wurde seitens 
der Corvette Leipzig die deutsche Flagge auch in Porto-Seguro 
gehisst, nachdem König Mensa seine Bereitwilligkeit erklärt 
hatte, sich unter deutsches Protectorat zu stellen 2). 

b) im Gebiet von Biafra-Bai. Die Grundlage der 
Gebietserwerbungen in Biafra-Bai bildete eine Reihe von 
Verträgen, welche die hamburger Firmen C. Woermann, 
sowie Jantzen & Thormälen mit eingeborenen Herrschern, 
namentlich mit King Bell, King Aqua und Häuptling Dido in 
Kamerun, den Aeltesten der Bimbiaortschaften, King Jambe in 
Malimba, King Boot6 und den Häuptlingen von Benita über 
Abtretung von Land und Hoheitsrechten abgeschlossen hatten. 
In diesen Verträgen hatten die Häuptlinge sämmtliche Hoheits- 
rechte an die genannten Firmen abgetreten und sich nur die 
Wahrung der Rechte Dritter, die Aufrechterhaltung bestehender 
Handels- und Freundschaftsverträge, das Eigenthum an Grund 
und Boden, die Erhebung der bisherigen Abgaben, die Respe- 
ctirung der Sitten und Gebräuche der Eingeborenen in der 
ersten Zeit vorbehalten. Die Hissung der deutschen Flagge 
erfolgte in Kamerun am 14. Juli, in Bimbia am 21. Juli, in 
Klein-Batanga am 23. Juli, in Griby am 24. Juli, in Benita 
am 1. August 1884«). 

Im Jahre 1885 sind von Vertretern des deutschen Reiches, 
Generalconsul Dr. Nachtigal , Dr. Buchner, Dr. Zöllner und 
Admiral Knorr Schutzverträge mit verschiedenen Häuptlingen 
im Hinterlande von Kamerun und Bimbia abgeschlossen, und 



^) Instruction des Reichskanzlers vom 19. Mai 1884. 

2) Ein Schutzvertrag ist mit König Mensa nicht abgeschlossen 
worden, weil derselbe Unterthan des Königs Mlapa war (Mittheilung 
aus den Acten des auswärtigen Amtes). 

®) Telegramm NachtigaPs vom 28. August 1884 (Weissbuch No. 8). 
Bericht vom 16. August 1884 (Weissbuch No. 12). 
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es ist dadurch der Umfang des Schutzgebietes bedeutend er- 
weitert worden. Derartige Verträge hat Dr. Nachtigal ver- 
einbart mit König Njeka von Benga am 7. Januar 1885, mit 
König Ekume von Bunje, auch Herrn von Bojanga, mit König 
Kumbo von Uanda, mit König Madiba von Bona Mabio am 
10. Januar 1885; Dr. Buchner mit King Lea von Abo am 
16. Januar 1885, King Koto von Abo am 17. Januar 1885, 
mit King Moäpise von Lissoka und dessen Häuptlingen am 
5. März 1885, femer mit den Oberhäuptlingen von Punda,. 
Balung (Muinka), Bakunda, Ekata, Manuma ; Dr. Zöllner mit 
King Massao und den Häuptlingen von Mapanja am 7. Januar 
1885, Admiral Knorr mit den Häuptlingen von Joss-Dorf am 
21. März 18851). 

Durch Vereinbarungen mit England und Frankreich 
wurden die Grenzen zwischen dem englischen bez. franzö- 
sischen und dem deutschen Colonialgebiet näher bestimmt. 
Nach einem mit England stattgehabten Notenaustausch vom 
29. April und 7.. Mai 1885 reicht das englische Küstengebiet 
von Lagos bis zum Rio del Rey, während Deutschland die 
südlich und östlich davon liegende Küste ' besitzt^). Auch 
über die Verlängerung der Grenzlinie nach dem Innern hat 
eine Verständigung stattgefunden^). Mit Frankreich ist 
eine Vereinbarung dahin getroffen, dass an Biafra-Bai der 
Campofluss die Grenze zwischen dem deutschen und franzö- 
sischen, also die südliche Grenze des deutschen Gebietes 
bildet. Die französische Regierung hat das deutsche Protec- 
torat über das Togogebiet — einschliesslich Klein -Popos — 

^) Einen Theil dieser Verträge theilt v. Stengel, deutsches Colonial- 
staatsrecht a. a. 0. S. 815 mit. Die weiteren Angaben beruhen auf 
Mittheilungen aus den Acten des auswärtigen Amtes. 

2) Abgedruckt in: die deutsche Colonialpolitik, Heft 4, S. 65 ff. 

^) Noten vom 27. Juli und 2. August 1886 (Reichsanzeiger No. 200- 
vom 26. August 1886. Deutsche Colonialzeitung. Bd. III, S. 538). 
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anerkannt und ausdrücklich auf diejenigen Rechte verzichtet, 
welche sie in Folge ihrer Beziehungen zu König Mensa hin- 
sichtlich des Gebietes von Porto Seguro geglaubt hatte, geltend 
machen zu können ; die deutsche Regierung einige kleine Er- 
werbungen in Senegambien, namentlich Coba und Kabitai, zu 
Gunsten Frankreichs aufgegeben. Bei dieser Gelegenheit sind 
von Frankreich bestimmte Verpflichtungen über die Behand- 
lung des in Senegambien etablirten deutschen Handlungs- 
hauses Fr. Colin übernommen und von Deutschland Zusiche- 
rungen über die Belassung des Königs Mensa von Porto- 
Seguro in seiner jetzigen Stellung ertheilt worden ^). 

3. Deutsch - Ostafrika. 

Die im März 1884 begründete Gesellschaft für deutsche 
Colonisation , welche die Durchführung praktischer Colonial- 
untemehmungen bezweckte, hatte im October desselben Jahres 
eine unter Führung des Dr. Karl Peters stehende Expedition 
nach Ostafrika entsendet. Diese schloss im November und 
December mit einer Reihe von unabhängigen Herrschern im 
Innern des Zanzibar gegenüber gelegenen Küstenlandes Ver- 
träge ab, durch welche sie die Länder Usugaha, Nguru, 
Usagara und Ukami mit allen Hoheitsrechten erwarb ^). Ueber 
diese Erwerbungen wurde der Gesellschaft am 27. Februar 
1885 ein kaiserlicher Schutzbrief ertheilt, welcher die Länder 
unter den Schutz und die Oberhoheit des Reiches stellte und 
die Gesellschaft zur Ausübung von Hoheitsrechten ermächtigte^). 



^) Protokoll vom 24. December 1884 (Drucksachen des Reichstages. 
6. Legislaturperiode. IL Session 1885/86. No. 121. Stenogr. Ber. An- 
lagen, Bd. V, S. 610 if.). 

2) Denkschrift S. 6 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 135). J. Wagner, 
Deutsch-Ostafrika, S. 25. Daselbst S. 51 ff. findet sich ein Abdruck der 
betreffenden Verträge. 

^) Reichsanzeiger vom 3. März 1885, No. 53. 

Georg Meyer, staatsr. Stelig. d. d. Schutzg. 2 
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Um für die weiteren geschäftlichen Operationen eine recht- 
liche Grundlage zu gewinnen, wurde im April 1885 eine 
Commanditgesellschaft unter derFinna „Deutsch-ostafrikanische 
Gesellschaft Karl Peters und Genossen" begründet und in das 
berliner Handelsregister eingetragen ^). In der folgenden Zeit 
hat diese Gesellschaft eine Reihe weiterer Expeditionen aus- 
gerüstet und durch dieselben neuen Länderbesitz erworben^). 
Sie hat sich in ihrer Thätigkeit nicht bloss auf das den ur- 
sprünglichen Erwerbungen benachbarte Gebiet beschränkt und 
dasselbe nördlich bis zum Kilima Ndjaro, südlich bis zum 
Rovumaflusse erweitert, sondern auch an der weiter nördlich 
gelegenen Somaliküste Erwerbungen gemacht. Eine Aus- 
dehnung des kaiserlichen Schutzbriefes auf die späteren Be- 
sitzungen ist aber bis jetzt nicht erfolgt. Die Gesellschaft 
selbst hat in Bezug auf ihre rechtliche Gestaltung eine 
Umbildung erfahren. Sie hat die Form einer Commandit- 
gesellschaft aufgegeben und sich ebenso wie die deutsche 
Colonialgesellschaft für Südwestafrika als landrechtliche 
Corporation constituirt. Das Statut datirt vom 26. Februar 
1887, die Ertheilung der Corporationsrechte ist durch könig- 
liche Ordre vom 27. März desselben Jahres erfolgt^). 

Ueber die ostafrikanischen Erwerbungen entstanden 
Streitigkeiten mit dem Sultan Said Bargasch von 
Zanzibar. Letzterer behauptete selbst Ansprüche auf die 
erwoibenen Gebiete zu haben und protestirte gegen das 
deutsche Protectorat. Da dieser Protest einer rechtlichen 
Grundlage entbehrte, so wurde er im Auftrage des Reichs- 



1) Deutsche Colonialzeitung Bd. IV, S. 137. Wagner a. a.O. S. 78 ff. 

2) Ein Verzeichniss der Expeditionen und Erwerbungen bis Ende 
1886 findet sich Deutsche Colonialzeitung Bd. IV, S. 75. Vergl. auch 
Wagner a. a. 0., S. 82 ff. 

^ > , : - ' , 250. 
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kanzlers von dem kaiserlichen Generälconsul in Zanzibar 
zurückgewiesen und gegen jeden beabsichtigten Eingriff in 
das deutsche Schutzgebiet Einspruch erhoben. Nachdem am 
7. August 1885 ein deutsches Geschwader vor Zanzibar er- 
schienen war, sah sich der Sultan veranlasst, am 13. August 
die deutsche Schutzherrschaft in vollem Umfange anzuer- 
kennen. Später räumte er dem deutschen Reich das freie 
Gebrauchsrecht an dem Hafen Dar-es-Salam ein, wodurch 
den Besitzungen der deutsch-ostafrikanischen Gesellschaft ein 
Zugang vom Meere eröffnet wurde ^). In dem Freundschafts-, 
Handels- und Schifffahrtsvertrage vom 20. December 1885, ^ 

Artikel 7 und 9 sind den aus den deutschen Schutzgebieten 
kommenden und für dieselben bestimmten Waaren gewisse 
Zollbefreiungen und Zollbegünstigungen zugestanden. 

Von der Ertheilung des Schutzbriefes an die deutsch- 
ostafrikanische Gesellschaft ist den Signatarmächten der 
Congoacte vom 26. Februar 1885 im März desselben Jahres 
unter Bezugnahme auf Art. 1, Ziffer 3 der Acte Mittheilung 
gemacht und daran die Bemerkung geknüpft worden, dass 
wie einerseits in dem fraglichen Gebiete die Handelsfreiheit 
anerkannt und gewährleistet werde, so auch andererseits die 
Vergünstigungen des Capitel HI über die Neutralität in An- 
spruch genommen würden^). 

Mit England und Frankreich wurde deutscherseits 
die Vereinbarung getroffen, die Gebietsansprüche des Sultans 
von Zanzibar auf dem Festlande durch eine gemeinschaftliche 
Commission prüfen zu lassen^). Die Verhandlungen dieser 
Commission haben zu einem Uebereinkommen mit England 



') Denkschrift S. 6, 7 (Stenogr. Ber., Bd. IV, S. 135). 
2) Mittheilung aus den Acten des auswärtigen Amtes. 
8) Denkschrift S. 7 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 135). 

2* 
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vom 29. October bez. 1. November 1886 geführt*). Damach 
erkennen Deutschland und Grossbritannien die Souveränität 
des Sultans von Zanzibar über die Inseln Zanzibar und Pemba, 
sowie über eine Reihe kleinerer Inseln und über einen näher 
bezeichneten Eüstenstreifen in einer Ausdehnung von zehn 
Seemeilen an. Grossbritannien verpflichtet sich zur Unter- 
stützung derjenigen Verhandlungen Deutschlands mit dem 
Sultan, welche die Verpachtung der Zölle in den Häfen von 
Dar-es-Salam und Pangani an die deutsch - ostafrikanische 
Gesellschaft bezwecken. Die Grenzlinie zwischen den deutschen 
und englischen, also die Nordgrenze der deutschen Be- 
sitzungen geht von der Mündung des Flusses Wanga in einer 
näher bezeichneten Richtung am nördlichen Abhang der Berg- 
kette des Kilima Ndjaro bis zu demjenigen Punkte am Ost- 
ufer des Victoria-Nianza-Sees, welcher von dem ersten Grad 
südlicher Breite getroffen wird. Die Erwerbungen der deutsch- 
ostafrikanischen Gesellschaft an der Somaliküste werden durch 
dieses Abkommen nicht berührt, da dasselbe sich nur auf das 
zwischen dem Tanafluss und dem Rovumafluss belegene Gebiet 
bezieht. Deutschland hat sich in dem Vertrag endlich noch 
verpflichtet, der Erklärung beizutreten, welche England und 
Frankreich am 10. März 1882 in Bezug auf die Anerkennung 
der Unabhängigkeit von Zanzibar gezeichnet haben. Durch 
die schon früher erwähnte Vereinbarung mit Portugal vom 
30. December 1886 2), Art. 2 ist als Grenze zwischen den 
deutschen und portugiesischen, also als die Südgrenze der 
deutschen Besitzungen eine Linie festgesetzt, welche von der 
Mündung des Rovumaflusses bis zum Ufer des Nyassa-Sees 
läuft. Auf Grund dieser beiden Verträge umfasst die deutsche 



1) Reichsanzeiger 1886. No. 307 vom 30. December. Deutsche 
Colonialzeitung Bd. IV, S. 38. 

2) Vgl oben S, 13 Anm. 2. 
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Interessensphäre in Ostafrika ein weites Gebiet , welches 
sich bis an den Tanganikasee und die Grenze des Gongo- 
staates erstreckt. 

Durch einen Vertrag, welchen der kaiserliche General- 
consul Michahelles am 28. April 1888 mit dem Sultan Sadi 
Khalyfa von Zanzibar abgeschlossen hat, ist die gesammte 
Verwaltung, insbesondere auch die Erhebung der Zölle, in dem 
vor dem Schutzgebiete gelegenen Küstenstriche der deutsch- 
ostafrikanischen Gesellschaft auf fünfzig Jahre gegen Zahlung 
einer jährlichen Pachtsumme überlassen worden^). 

4. Wituland (Suaheli). 

Der Sultan der Suaheli, Achmed ben Füomo Lutui ben 
Schach Nabahani, genannt Zimba (Löwe) von Witu, hatte 
schon im Jahre 1867 die Neigung gezeigt, sich unter den 
Schutz der preussischen Regierung zu stellen. Seit 1878 war 
er mit den Reisenden Clemens und Gustav Denhardt in 
nähere Beziehungen getreten. Am 8. April 1885 verkaufte 
er einen 20 bis 25 Quadratmeilen betragenden Theil seines 
Landes an Clemens Denhardt. Gleichzeitig beauftragte er 
die Gebrüder Denhardt, dem kaiserlichen Generalconsul in 
Zanzibar gegenüber den Wunsch auszusprechen, zu Seiner 
Majestät dem deutschen Kaiser in ein „aufrichtig freundschaft- 
liches Verhältniss und unter AUerhöchstdessen mächtigen 
Schutz zu treten". Dieses Gesuch wurde am 24. April 1885 
telegraphisch an das auswärtige Amt übermittelt und darauf- 
hin am 27. Mai der Generalconsul in Zanzibar angewiesen, 
das Anerbieten des Sultans von Witu vorbehaltlich der Rechte 
Dritter anzunehmen^). 



^) Mittheilung aus den Acten des auswärtigen Amtes. 

^ Denkschrift S. 9 und 10 (Stenogr. Ber., Bd. IV, S. 137). 
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Die Denhardt'sehen Erwerbungen sind an eine Gesell- 
schaft abgetreten worden, welche aus den Kreisen des 
deutschen .Colonialvereins hervorgegangen ist ^). Die deutsche 
Witugesellschaft hat sich am 17. December 1887 als 
Corporation auf Grund des preussischen Landrechts constituirt 
und durch königliche Ordre vom 20. Februar 1888 Corpo- 
rationsrechte erhalten ^). 

Dem Sultan Achmed von Witu waren gewisse Theile 
seines Gebietes seit längerer Zeit von dem Sultan von 
Zanzibar streitig gemacht worden. Die Gebrüder Denhardt 
suchten letzteren im Frühjahr des Jahres 1885 zur Einstellung 
der Feindseligkeiten zu bewegen und protestirten gegen Be- 
sitzergreifungen desselben an der Küste. Der Sultan Said 
Bargasch liess diesen Protest unbeachtet und begann sich vom 
Hafen Lamu aus zum Einmarsch in Witu zu rüsten. Nach- 
dem jedoch der kaiserliche Generalconsul in Zanzibar gegen 
jede Vergewaltigung des Sultans von Witu Einspruch erhoben 
hatte, wurden die in Bewegung gesetzten Streitkräfte wieder 
zurückgezogen. In Folge des Eintreffens des deutschen 
Geschwaders erkannte der Sultan von Zanzibar die deutsche 
Schutzherrschaft über das Festlandgebiet des Sultans Achmed 
bedingungslos an^). Der vorher erwähnte Vertrag mit Eng- 
land vom 29. October bez. 1. November 1886*) enthält 
ebenfalls eine Anerkennung der deutschen Schutzherrschaft 
und bestimmt in Art. 5, dass als zu Witu gehörig die Küste 
betrachtet werden soll, welche von Kipini beginnt und sich 
bis zum Nordende der Mandabucht erstreckt. Auf Grund 
dieser Anerkennungen ist im Januar 1887 an der Suaheli- 



^) Deutsche Colonialzeitung Bd. III, S. 425. 
2) Deutsche Colonialzeitung, neue Folge, Bd. I, S. 79. 
8) Denkschrift S. 10 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 137). 
^) Vergl. S. 20 Anm. 1. 
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küste unter Anwesenheit eines Vertreters des Sultans von 
Zanzibar durch den Viceconsul Hunholt die deutsche Flagge 
gehisst, ein Verzicht des Sultans von Zanzibar auf alle An- 
sprüche ausgesprochen und darüber am 18. Januar an Bord 
des deutschen Kriegsschiffs Olga ein förmliches Protokoll auf- 
genommen worden^). 

Das Wituland zerfällt in zwei Theile: 1) das an 
Clemens Denhardt verkaufte, jetzt im Besitz der deutschen 
Witugesellschaft befindliche Territorium, welches dieser mit 
allen Hoheitsrechten zusteht; 2) das übrige Gebiet des 
Sultans Achmed, welches unter die Schutzherrschaft des 
Reiches gestellt ist. Ein Vertrag über diese Schutzherrschaft 
ist bis jetzt nicht abgeschlossen worden^), das Rechtsver- 
hältniss des Sultans zum Reiche also noch nicht genau 
geregelt. 

5. Nen-Gninea. 

Schon seit längerer Zeit bestanden auf verschiedenen 
Inseln der Südsee deutsche Handelsniederlassungen^). Am 
24. Mai 1884 hatte sich eine Gesellschaft von Reichsange- 
hörigen zu dem Zweck constituirt, Landerwerbungen in Neu- 
Guinea und Neubritannien zu machen, und den Namen 
„Neu-Guinea-Compagnie" angenommen. In den eng- 
lisch - australischen Colonieen traten Bestrebungen hervor, 
welche unverkennbar darauf hinausgingen, Neu -Guinea und 
die übrigen noch unabhängigen Inseln der Südsee unter 



I 



1) Deutsche Colonialzeitung, Bd. IV, S. 1H4, 236. 

^) Mittheilung aus den Acten des auswärtigen Amtes. ' 

^) Weissbuch betreffend deutsche Interessen in der Südsee I (Druck- 
sachen des Reichstages. 6. Legislaturperiode. I. Session 1884/85; No. 63. 
Stenogr. Ber. Anlagen, Bd. V, S. 196 ff.). 
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englische Botmässigkeit zu bringen^). Dies veranlasste die 
Reichsregierung gegen Ende des Jahres 1884 zum schleunigen 
Einschreiten. Auf Grund der von der Neu-Guinea-Compagnie 
gemachten Landerwerbungen ergriffen deutsche Kriegsschiffe 
von einem Theil Neu-Guineas und einer Reihe benachbarter 
Inseln Besitz und gaben dieser Besitzergreifung durch die 
Hissung der deutschen Flagge einen fönnlichen Ausdruck^). 
Der Neu-Guinea-Compagnie wurde am 17. Mai 1885 ein 
kaiserlicher Schutzbrief ertheilt^), durch welchen der Kaiser 
die Oberhoheit über das von der Gesellschaft erworbene Land 
übernahm und dieselbe zur Ausübung der Landeshoheit er- 
mächtigte. Als die der Neu-Guinea-Compagnie zugehörigen 
Gebiete wurden daselbst bezeichnet: 

a) Der Theil des Festlandes von Neu -Guinea, welcher 
nicht unter englischer oder niederländischer Oberhoheit steht 
und künftighin den Namen „Kaiser Wilhelms-Land" 
führen soll; 

b) die vor der Küste dieses Theiles von Neu -Guinea 
liegenden Inseln, sowie die Inseln des Archipels, welcher 
bisher als der von Neu -Britannien bezeichnet wurde und 
künftighin den Namen „Bismarck-Archipel" führen soll, 
sowie alle anderen nordöstlich von Neu-Guinea, zwischen dem 
Aequator und dem 8. Grade südlicher Breite und zwischen 
dem 141. und 154. Grade östlicher Länge (von Greenwich) 
liegenden Inseln. 

Die Neu-Guinea-Compagnie hat am 29. März 1886 sich 



*) Weissbuch, betreflfend deutsche Interessen in der Südsee II 
(Drucksachen des Beichstages. 6. Legislaturperiode. 11. Session 1884/85. 
Stenogr. Ber. Anlagen, Bd. VI, S. 686 ff.). 

*) Telegraphische Berichte vom 17. December 1884 (Weissbuch n, 
No. 36). 

^) Abgedruckt in No. 117 des Keichsanzeigers vom 21. Mai 1885. 
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ein Statut gegeben und durch königliche Ordre vom 12. Mai 
die Rechte einer Corporation auf Grund der Bestimmungen 
des preussischen Landrechts erhalten. 

Die Besitznahmen in der Südsee wurden den fremden 
Mächten mitgetheilt*). Mit England und Frankreich 
sind Vereinbarungen getroffen worden, durch welche eine Ab- 
grenzung der betreffenden Herrschaftsbereiche stattgefunden 
hat. Durch einen Notenaustausch mit England vom 25. 
bez. 29. April 1885 war schon eine Feststellung der Grenzen 
zwischen dem englischen und dem deutschen Schutzgebiet in 
Neu-Guinea und im Bismarck- Archipel erfolgt^). Eine weiter- 
gehende Vereinbarung wurde am G. April 1886 abgeschlossen^). 
In dieser ist eine Demarkationslinie festgestellt, die sich auf 
einer anliegenden Karte verzeichnet findet. Im Osten, Süd- 
osten und Süden von der erwähnten Demarkationslinie soll 
England, im Westen, Nordwesten und Norden Deutsch- 
land zur Errichtung von Schutzherrschaften und Gebiets- 
erwerbungen ausschliesslich berechtigt sein. Die Vereinbarung 
findet keine Anwendung auf die Schifferinseln (Samoa), die 
Freundschaftsinseln (Tonga) und die Niuöinsel (Savageinsel), 
welche Inselgruppen neutrales Gebiet bilden sollen, ebenso- 
wenig auf die Inseln im westlichen stillen Ocean, welche sich 
unter dem Schutze oder der Souveränetät einer anderen 
civilisirten Macht befinden. Gegenüber Frankreich hat 
Deutschland durch das schon erwähnte Protokoll vom 



*) Depesche des Reichskanzlers vom 23. December 1884 (Weiss- 
buch n, No. 37). 

2) Denkschrift S. 11 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 138). üeber die 
ziemlich schwierigen und weitläuftigen Verhandlungen mit England giebt 
das erwähnte Weissbuch n Auskunft. 

^) Drucksachen des Reichstages. 6. Legislaturperiode. 11. Session. 
1885/86. No. 291 (Stenogr. Ber. Bd. VI, S. 1570 ff.). 
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24. December 1885^) die Verpflichtung übernommen, sich 
jeder Besitzergreifung der „Inseln unter dem Wind" und des 
Archipels der Neu-Hebriden zu enthalten. 

Das Schutzgebiet der Neu- Guinea -Compagnie hat später 
eine Erweiterung erfahren, indem drei innerhalb der deutschen 
Machtsphäre gelegene Inseln der Salomongruppe, die 
Bougainville-Insel, die Choiseul-Insel und die Isabel-Insel, von 
der Gesellschaft in Besitz genommen und durch den damit 
beauftragten Officier eines deutschen Kriegsschiffs unter 
deutschen Schutz gestellt worden sind. Der Compagnie ist 
für dieses Gebiet am 13. December 1886 ein besonderer 
kaiserlicher Schutzbrief ertheilt worden, durch welchen die 
Bestimmungen des Schutzbriefs vom 17. Mai 1885 auf das- 
selbe ausgedehnt worden sind^). 

6. Marschall-, Brown- und Providence-Inseln. 

'^ Die Marschall-, Brown- und Providence-Inseln sind im 
October 1885 durch das deutsche Kriegsschiff Nautilus unter 
den Schutz des Reiches gestellt, und es ist auf allen wichtigen. 
Plätzen der Inselgruppe die deutsche Flagge gehisst worden^). 
Den Besitzergreifungen sind Verträge mit den Häuptlingen 
vorhergegangen. Den ersten Vertrag schlössen der Corvetten- 
capitän Rötger, Commandant des Nautilus, sowie der Ver- 
weser des kaiserlichen Consulats J. Hernsheim zu Jaluit mit 
König Kabua und den hervorragendsten Häuptlingen der 
Ralickkette am 15. October 1885 ab. Den Häuptlingen 
wurde darin der Schutz des Reiches zugesichert, dieselben 
verpflichteten sich, ohne Genehmigung des Kaisers keinen 



>) S. oben S. 17 Anm. 1. 

*) Reichsanzeiger 1886, No. 296 vom 16. December. Deutsche 
Colonialzeitung Bd. IV, S. 3. 

') Deutsche Colonialzeitung Bd. II, S. 759. 
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Theil ihres Landes an eine fremde Macht oder Person abzu- 
treten noch Verträge mit fremden Mächten einzugehen. 
Weitere Bestimmungen bezogen sich auf die Behandlung der 
in den betreffenden Gebieten befindlichen Deutschen. Diesem 
Vertrage sind beigetreten: am 18. October 1885 auf der 
Khede von Milli der Häuptling Leaugnat von Milli, am 
20. October in der Lagune von Arno die Häuptlinge von Arno, 
am 22. October in der Lagune von Majuru die Häuptlinge 
vom östlichen Majuru, am 23. October ebendaselbst die Häupt- 
linge vom westlichen Majuru, am 25. October in der Lagune 
Yon Aur die Häuptlinge von Maloelab und Aur, am 30. 
October in der Lagune von Ebon die Häuptlinge von Ebon ^). 

Die im Vorstehenden erwähnten Erwerbungen Deutsch- 
lands sind in völkerrechtlich unanfechtbarer Weise erfolgt. 
Der Rechtstitel, auf welchem dieselben beruhen, ist der der 
Besitznahme. 

Unbestritten ist, dass unbewohntes und keiner staat- 
lichen Herrschaft unterworfenes Land von jedem Gliede 
der völkerrechtlichen Gemeinschaft occupirt werden darf. 
Dagegen besteht Streit, wie es sich mit demjenigen Gebiete 
verhält, welches von uncivilisirten oder halbcivili- 
sirten Völkern bewohnt wird. Ein Theil der völker- 
rechtlichen Schriftsteller nimmt auch hier den Standpunkt 
des reinen Occupationsprincips ein^). Die Vertreter dieser 
Richtung behaupten, nach völkerrechtlichen Grundsätzen 



^) Mittheilung aus den Acten des auswärtigen Amtes. 

*) V. Holtzendorffin seinem Handbuch des Völkerrechtes Bd. IT, 
S. 256 ff. F. V. Martens, Völkerrecht. Deutsch von Bergbohm Bd. I, 
S. 853. Lentner, das internationale Colonialrecht im neunzehnten 
Jahrhundert. S. 15. v. Stengel, Staats- und völkerrechtliche Stellung 
der deutschen Colonieen. S. 27. Bornhak a. a. 0. S. 7, Anm. 4. 
V. Martitz im Archiv für öffentliches Recht, Bd. I, S. 17. 
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unterliege alles herrenlose Gebiet der Besitznahme. Herrenlos 
im Sinne des Völkerrechtes seien aber nicht nur die völlig 
unbewohnten Landstrecken, sondern auch die von uncivilisirten 
und halbcivilisirten Stämmen bevölkerten. Andere Schrift- 
steller dagegen bestreiten den schon vorhandenen Staaten 
die Befugniss, staatenlosen und rohen Völkern ihre Herrschaft 
aufzuzwingen und erklären die gewaltthätige Festsetzung der 
Culturstaaten in Ländern mit uncivilisirten Völkerschaften 
wider Willen der letzeren für unstatthaft^). 

Die Frage liegt jedoch nicht so einfach, wie es auf den 
ersten Blick scheinen könnte. Vielmehr ist hier nach einer 
zweifachen Richtung hin zu unterscheiden. 

Zunächst kommt in Betracht, ob die Völker, welche 
das betreffende Land bewohnen, noch in völlig staatenlosem 
Zustande existiren oder ob bei ihnen eine wenn auch un- 
vollkommene staatliche Organisation vorhanden ist. Im 
ersteren Falle kann die Erwerbung des Gebietes nur durch 
Occupation erfolgen, da anerkannte obrigkeitliche Autori- 
täten, mit denen Verträge über Gebietsabtretungen abge- 
schlossen werden könnten, nicht bestehen. Wollte man auch 
bei diesen Gebieten die einseitige Besitznahme durch civilisirte 
Staaten ausschliessen, so gäbe es überhaupt keine Möglichkeit, 
dieselben auf eine höhere Stufe der Cultur empor zu heben. 
Hier werden auch durch die Begründung einer staatlichen 
Hoheit keinerlei bestehende Rechte verletzt, da Oberhäupter, 
die sich im Besitz von staatlichen Herrschaftsbefugnissen be- 
finden, nicht vorhanden sind. Anders liegt die Sache da- 
gegen bei solchen Stämmen, denen eine durchgebildete staat- 
liche Organisation zwar abgeht, die aber doch wenigstens 



') Heffter, europäisches Völkerrecht. 8. Aufl. Herausgegeben von 
Geffcken, § 70. Bulmerincq, Völkerrecht in Marquardsen's Handbuch 
des öffentlichen Kechtes. S. 282. Joel a. a. 0. S. 282. 
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gewisse Elemente einer Verfassung und anerkannte Obrig- 
keiten besitzen. Mit diesen können Verträge abge- 
schlossen werden; es besteht also die Möglichkeit, dass sie 
selbst einem fremden Staate das Eecht zur Begründung einer 
Herrschaft auf ihrem Territorium einräumen.* 

Hinsichtlich der Frage, auf Grund welches Rechts- 
titels in einem solchen Falle die Erwerbung erfolgt, ist 
nun aber wieder zu unterscheiden, ob das Verhältniss des 
erwerbenden Staates zu den andern Staaten der völker- 
rechtlichen Gemeinschaft oder zu den einge- 
borenen Stämmen, mit welchen die Verträge abge- 
schlossen werden, in Betracht kommt. Die völkerrechtliche 
Gemeinschaft, welche anfangs im Kreise der christlichen 
Staaten Europas entstanden ist, hat sich allmählich weiter 
entwickelt und umfasst jetzt alle civilisirten Nationen des 
Erdballs. Jene halbcivilisirten Völker, von denen bisher die 
Eede gewesen, bilden dagegen keinen Bestandtheil derselben. 
Vom Standpunkte der völkerrechtlichen Gemeinschaft sind die 
Länder, um die es sich hier handelt, daher? allerdings res 
nullius^), sie unterliegen der Besitznahme durch jeden civili- 
sirten Staat. Der völkerrechtlichen Gemeinschaft gegenüber er- 
folgt der Erwerb derselben auf Grund des Rechtstitels der c c u - 
pation. Anders ist das Verhältniss aufzufassen, so weit die 
eingeborenen Stämme in Betracht kommen. Diese sind zwar 
keine Glieder der völkerrechtlichen Gemeinschaft, aber sie 
sind doch auch nicht vollkommen rechtlos. Gewisse elementare 
Grundsätze des Völkerrechtes werden auch ihnen gegenüber 
anerkannt. Eine Besetzung ihres Gebietes ohne ihre Zu- 



1) Auch V. Martitz a. a. 0. sagt nur, dass Reviere, in denen Wilde 
und Halbwilde hausen, „für die gegenseitigen Beziehungen der 
Civilisirten" als res nullius im Sinne des internationalen Rechtes in 
Betracht kommen. 
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Stimmung wäre ein Gewaltact, der ja unter Umständea 
politisch gerechtfertigt sein könnte, aber immerhin keia 
rechtmässiger Erwerb. Ein rechtlicher Anspruch auf 
Herstellung einer Herrschaft oder Oberhoheit in ihrem Gebiet 
kann ihnen gegenüber nur durch Vertrag erworben werden. 
Aber die rechtliche Wirkung derartiger Verträge beschränkt 
sich nicht auf die Beschaffung eines Rechtstitels gegenüber 
den Eingeborenen. Ihre hauptsächlichste Bedeutung be- 
steht darin, dass sie für den abschliessenden Staat ein 
Vorzugsrecht hinsichtlich der Besitznahme gegenüber allen 
andern civilisirten Nationen begründen. 

Die Verträge mit den eingeborenen Stämmen sind 
daher rechtlich keineswegs so bedeutungslos, wie von einzelnen 
der vorher erwähnten Schriftsteller behauptet wird. Dadurch 
erklärt sich, dass es in neuerer Zeit bei Landerwerbungen 
in aussereuropäischen Welttheilen ziemlich allgemein üblich 
geworden ist, sich Gebiet und Hoheitsrechte von den ein- 
heimischen Herrschern abtreten zu lassen. Auch das deutsche 
Reich hat sich für seine Besitznahmen durchweg der Zu- 
stimmung der eingeborenen Häuptlinge versichert. Nur in 
Neu-Guinea, wo noch ein staatenloser Zustand bestand, aner- 
kannte Obrigkeiten, mit denen Verträge abgeschlossen werden 
konnten, also nicht vorhanden waren, ist davon abgesehen 
w^orden. Dagegen sind die südwestafrikanischen Erwerbungen 
theils auf Grund der Gebietsabtretungen einheimischer Häupt- 
linge an Lüderitz und die südwestafrikanische Gesellschaft,, 
theils auf Grund der Verträge erfolgt, welche Bevollmächtigte 
des Reiches mit Vertretern der eingeborenen Stämme über 
die Unterordnung der letzteren unter die Oberhoheit des 
Reiches vereinbart haben. Der Besitznahme des Togogebietes 
ist der Abschluss eines Schutzvertrages mit König Mlapa 
von Togo vorhergegangen. Den Erwerbungen im Kamerun- 
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gebiet liegen die Verträge zwischen den hamburger Firmen 
C. Woermann sowie Jantzen & Thormälen einerseits und den 
einheimischen Häuptlingen andrerseits zu Grunde; daran 
haben sich später weitere Vereinbarungen mit den Häupt- 
lingen im Hinterlande angeschlossen. Auch die ostafrikanische 
Gesellschaft hat sich Land und Hoheitsrechte von den ein- 
heimischen Herrschern förmlich abtreten lassen. Nicht minder 
beruht der Besitz des Witulandes auf einem Vertrage mit 
dem Sultan. Selbst mit den Häuptlingen der Marschallinseln 
hat man es für nöthig erachtet vor der Besitznahme Verträge 
abzuschliessen. 

In der Verschiedenheit des Verfahrens, welches in Neu- 
Guinea und welches bei den andern deutschen Erwerbungen 
angewendet worden ist, zeigt sich recht deutlich der Unter- 
schied zwischen der Besitznahme staatenlosenLandes und 
der Besitznahme solcher Gebietstheile, auf welchen gewisse 
Elemente staatlicher Organisation vorhanden sind. 
Im ersten Falle reine Occupation, im letzteren Falle Oc- 
cupationaufGrund einer vorhergegangenen Ver- 
tragsschliessung. Eine so genaue Fixirung des Rechtsver- 
hältnisses, wie sie bei Verträgen unter den Gliedern der 
völkerrechtlichen Gemeinschaft üblich ist, darf man allerdings 
in derartigen Vereinbarungen nicht erwarten. Es mag auch 
richtig sein, dass die veitragschliessenden Häuptlinge sich 
der Tragweite der von ihnen geschlossenen Vereinbarungen 
nicht überall deutlich bewusst gewesen sind. Aber sie haben 
doch immerhin ihre Zustimmung zum Erwerb der betreffen- 
den Gebiete oder zu der Herstellung einer deutschen Ober- 
hoheit in denselben gegeben. Uebrigens kann man nicht be- 
haupten, dass alle in Betracht kommenden Herrscher un- 
fähig gewesen seien, die Bedeutung der von ihnen über- 
nommenen Verpflichtungen zu erkennen. Es bestehen in 
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dieser Hinsicht zweifellos erhebliche Unterschiede unter den 
Häuptlingen der verschiedenen vom Reiche erworbenen Länder. 
Dass beispielsweise der Culturzustand und die politische Be- 
deutung der Stämme in Südwestafrika durchaus nicht so 
gering ist, wie manche unserer völkerrechtlichen und colonial- 
rechtlichen Schriftsteller annehmen, hat einer der besten 
Kenner der dortigen Verhältnisse in überzeugender Weise 
auseinandergesetzt ^) . 

Dürfen demnach die Verträge, welche als Grundlage und 
Vorbereitung der deutschen Erwerbungen in Afrika und 
Australien mit -einheimischen Herrschern abgeschlossen sind, 
auch vom rechtlichen Standpunkte aus in keiner Weise unter- 
schätzt werden, so ist der Rechtstitel des Reiches gegenüber 
den anderen Gliedern der völkerrechtlichen Gemeinschaft 
doch die Occupation der betreffenden Gebiete. Dieser 
Meinung tritt Joel^) entgegen. Er meint, zur Aufrichtung 
der deutschen Schutzgewalt habe der Abschluss eines Ver- 
trages mit den eingeborenen Stämmen genügt, eine Besitz- 
nahme der Gebiete sei nicht erforderlich gewesen, die vor- 
genommenen symbolischen Handlungen entbehrten jeder recht- 
lichen Bedeutung. Der Verfasser verkennt aber bei diesen 
Behauptungen völlig die Natur der deutschen Schutzheir- 
schaft. Hätte es sich darum gehandelt, lediglich völker- 
rechtliche Beziehungen zu den eingeborenen Stänimen 
herzustellen, ein Verhältniss von Staat zu Staat zu be- 
gründen , so wäre allerdings ein blosser Vertrag ge- 
nügend gewesen. Aber das war nicht die Absicht der 
deutschen Re^erung. Sie wollte eine territoriale 
Gewalt, eine Herrschaft über Land und Leute 



1) C. G. Büttner in der Deutschen Colonialzeitung Bd. IV, S. 433 fF. 

2) a. a. 0. S. 196, 199, 200. 
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erwerben. Dass die deutsche Schutzgewalt den Charakter 
einer territorialen Herrschaft besitzt, soll später noch näher 
nachgewiesen werden*), wird übrigens von Joöl selbst an 
einer anderen Stelle seiner Abhandlung ausdrücklich zuge- 
geben 2). 

Zur Vornahme der Occupationshandlungen war nach 
deutschem Staatsrecht der Kaiser befugt, welchem auf 
Grund der Bestimmungen in Art. 11 der Reichsverfassung 
die völkerrechtliche Vertretung des Reiches zusteht. Er be- 
durfte dazu weder einer Mitwirkung des Bundesrathes noch 
einer Zustimmung des Reichstages. 

Zur völkerrechtlichen Wirksamkeit einer Occupation wird 
Zweierlei erfordert: Willenserklärung und thatsäch- 
liche Besitzergreifung. 

Die Willenserklärung kann auf verschiedene Weise 
erfolgen. Regelmässig geschieht sie durch eine Proclamation 
in dem betreffenden Lande, verbunden mit symbolischen 
Handlungen, namentlich dem Hissen der Flagge und der 
Aufrichtung von Grenzpfählen. Derartige Verkündigungen und 
Flaggenhissungen haben in fast allen deutschen Schutzgebieten 
stattgefunden. Die südwestafrikanischen Besitzungen vom 
Oranjefluss bis zum 26. Grad südlicher Breite sind am 
7. August 1884 durch die Commandeure der Corvetten Leipzig 
und Elisabeth, das weitere Gebiet vom 26. Grad südlicher 
Breite bis zum Cap Frio ist etwas später durch das 
Commando des Kanonenbootes Wolf unter deutschen Schutz 
gestellt worden. Im Binnenlande ist bei Gelegenheit des 
Abschlusses der Schutzverträge ebenfalls eine Flaggenhissung 



*) Vergl. unter: III. Der allgemein rechtliche Charakter der deutschen 
Schutzgebiete. 

2) a. a. 0. S. 201. 

Georg Meyer, staatsr. Stellg, d. d. Schutzg. 3 
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vorgenommen*). Die Proclamation der deutschen Schutz- 
herrschaft im Togogebiet ist durch den Generalconsul Dr. 
Nachtigal am 5. und 6. Juli 1884 in den Häfen Bagida und 
Loma erfolgt ^). Daran hat sich die Hissung der Flagge im Gebiete 
von Biafra-Bai angeschlossen^). Am 5. September hat nach- 
träglich auch für Porto Seguro die Erklärung der Besitz- 
nahme durch das Commando der Corvette Leipzig statt- 
gefunden*). Das Witugebiet ist im Januar 1887 feierlich 
unter deutschen Schutz gestellt worden^). Die Besitzer- 
greifung von Neu-Guinea und einer Reihe benachbarter Inseln 
ist gegen Ende des Jahres 1884 durch Hissung der Flagge 
seitens deutscher Kriegsschiffe an verschiedenen Punkten 
förmlich zum Ausdruck gebracht worden®). Bei der späteren 
Besitznahme gewisser Inseln der Salomongruppe hat dort 
ebenfalls eine Hissung der Flagge stattgefunden ^). Ausserdem 
muss eine Erklärung des Occupationswillens auch in der Er- 
theilung des kaiserlichen Schutzbriefes an die Neu-Guinea- 
Compagnie, welcher später auf die Salomoninseln ausgedehnt 
worden ist, gefunden werden. Auf den Marschall-, Brown- 
und Providence-Inseln endlich ist im October des Jahres 
1885 ebenfalls eine Proclamation der deutschen Schutzherr- 
schaft verbunden mit Hissung der Flagge durch das Kriegs- 
schiff Nautilus vorgenommen worden®). 

Nur in den Besitzungen der deutsch -ostafrikanischen 
Gesellschaft hat eine Proclamation der deutschen Schutzherr- 
schaft und ein Hissen der Reichsflagge durch Organe des 
Reiches nicht stattgefunden. Dagegen haben die Vertreter 
der Gesellschaft für deutsche Colonisation bez. der ost- 



>) Verg]. oben S. 9 u. 10. ^) Vergl. S. 23. 

2) Vergl. S. 14. «) Vergl. S. 24. 

8) Vergl. S. 15. '^) Vergl. S. 26. 

*) Vergl. S. 15. «) Vergl. S. 26 u. 27. 
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afrikanischen Gesellschaft bei Gelegenheit der Vertrags- 
abschlüsse mit den einheimischen Herrschern durch Flaggen- 
hissungen und feierliche Erklärungen von dem Lande förmlich 
Besitz ergriffen*). Der Occupationswille des deutschen Reiches 
ist auch in Bezug auf diese Gebiete durch die ErÜieilung 
des kaiserlichen Schutzbriefes und durch die an die anderen 
Mächte gerichtete Anzeige *der deutschen Erwerbungen in un- 
zweideutiger Weise zum Ausdruck gebracht worden. 

Die thatsächliche Besitzergreifung eines Gebietes 
erfordert die Bestellung von Organen, welche geeignet sind, 
die Autorität des occupirenden Staates in dem occupirten 
Lande aufrecht zu erhalten. Diesem Erfordemiss hat auch 
Art. 35 der GeneraJacte der Berliner Congoconferenz vom 
26. Februar 1885 Ausdruck gegeben. Allerdings findet die 
Congoacte nur auf einen kleinen Theil der von Deutschland 
erworbenen Länder Anwendung. Aber die in dem betreffenden 
Artikel enthaltenen Bestimmungen haben auch über diesen 
Bereich hinaus eine Bedeutung, da sie sich als eine Anwendung 
allgemeiner völkerrechtlicher Grundsätze auf einen speciellen 
Fall charakterisiren. In denselben wird die Errichtung einer 
Obrigkeit freilich nur für die in Besitz genommenen 
Länder (territoires occup^s) verlangt, nicht auch — wie der 
ursprüngliche Entwurf der Declaration bestimmte — für die 
unter Schutzherrschaft gestellten (placös sous pro- 
tectorat). Durch die auf Antrag des englischen Bevollmäch- 
tigten erfolgte Streichung der letzteren Worte ist, wie auch 
F. V. Martens^) richtig bemerkt, eine ziemlich unbestimmte 
Unterscheidung in die Acte hineingetragen worden. Es wird 
im einzelnen Falle oft schwierig sein zu unterscheiden, ob 



1) V^ agner, Deutscli-Ostafrika S. 39, 40. 

2) La Conference du Cougo in der Revue de droit international et 

de l^gislation comparee. Tom. XVIII, p. 266. 

3* 
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ein Verhältniss der einen oder der anderen Art vorliegt. 
Jedenfalls aber kann für die Entscheidung dieser Frage nicht 
wesentlich der Name des Verhältnisses in Betracht kommen. 
Als massgebend ist vielmehr der Umstand anzusehen, ob die 
Herstellung einer territorialen Herrschaft bezweckt 
wird. Wo eine solche begründet werden soll, muss auch die 
Errichtung einer Obrigkeit gefordert werden, denn eine terri- 
toriale Herrschaft kann ohne Obrigkeit nicht ausgeübt werden. 
Von einer Seite ^) ist die Behauptung aufgestellt worden, 
in der Congoacte hätten die Mächte zwar die Verpflich- 
tung übernommen, in den von ihnen erworbenen afrikanischen 
Gebieten eine Obrigkeit einzurichten, aber von der Erfüllung 
dieser Verpflichtung sei die Wirksamkeit der Staatshoheit 
gegenüber anderen Mächten nicht abhängig. Diese Ansicht 
verkennt die Bedeutung und den Zweck der Bestimmungen 
der Congoacte. Wie die Ueberschrift des Kapitel VI, zu dem 
Art. 35 gehört, deutlich zeigt, ging die Absicht der Congo- 
conferenz dahin, den Ginindsatz der effectiven Besitz- 
nahme zur Geltung zu bringen, sogenannte Besitznahmen 
auf dem Papier künftighin auszuschliessen. Eflfectiv wird 
aber die Besitznahme erst durch die Bestellung von staat- 
lichen Organen zur Ausübung der dem Staate zustehenden Herr- 
ßchaftsrechte. Wenn in der Congoacte die Verpflichtung zur 
Einsetzung von Obrigkeiten für die „besetzten" Gebiete aus- 
gesprochen, damit also anerkannt wird, dass dieselbe erst nach 
erfolgter Besitznahme zu geschehen braucht, so hat das nur 
die Bedeutung, dass nicht schon in demselben Augen- 
blicke, in welchem der Occupationswille erklärt wird, auch 
die Errichtung der Obrigkeiten stattzufinden braucht. Es 
muss dem occupirenden Staate eine angemessene Zeit gelassen 



*) Bornhak a. a. 0. S. 8. 
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werden, um die betreflfenden Einrichtungen herzustellen. Er- 
folgt diese Herstellung später nicht, so ergiebt sich, dass seine 
Besitznahme keine eflfective gewesen ist. Das Land wird 
nun wieder res nullius und kann von jedem anderen Staate 
occupirt werden. 

Dem Erfordemiss der Herstellung von Obrigkeiten in den 
besetzten Gebietetheilen , so weit es nach den obigen Aus- 
führungen für die deutschen Erwerbungen besteht, ist aber 
deutscherseits auch vollkommen genügt worden. Für das 
Kamerun- und Togogebiet, sowie für Südwestafrika sind 
Reichsbeamte eingesetzt, welche die Regierungsrechte in den 
betreflfenden Gebietstheilen auszuüben haben. Auch im 
Schutzgebiete der Marschallinseln ist ein kaiserlicher Commissar 
angestellt. Die Regierung von Neu -Guinea und seinen 
Dependenzen wird durch Beamte der Neu-Guinea-Compagnie 
geführt. In den Besitzungen der deutsch - ostafrikanischen 
Gesellschaft sind Stationen errichtet und damit wenigstens 
Anfänge einer Organisation geschaffen worden. Nur im Witu- 
lande fehlt es bisher noch an einer solchen; die Regelung 
seiner Verhältnisse kann erst jetzt, nach endgültiger Consti- 
tuirung der deutschen Witugesellschaft, in Angriff genommen 
werden. Hier wird nun jener vorher erwähnte Grundsatz 
von Bedeutung, dass die thatsächliche Besitzergreifung eines 
Landes durch die Bestellung obrigkeitlicher Organe nicht 
gleichzeitig mit der Erklärung des Occupationswillens zu 
erfolgen braucht, dass der Staat, welcher die Absicht ein 
Gebiet in Besitz zu nehmen ausgesprochen hat, für Her- 
stellung der gedachten Einrichtungen eine angemessene Zeit 
fordern kann. In dieser Lage befindet sich Deutschland in 
Bezug auf diejenigen seiner Schutzgebiete, welche einer aus- 
gebildeten Organisation bisher noch entbehren. Die Besitz- 
ergreifung derselben ist zwar noch nicht völlig zum Abschluss 
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gelangt, aber das deutsche Reich hat durch die Erklärung 
seines Occupationswillens einen unbestrittenen Rechtsanspruch 
auf die betreffenden Länder gegenüber allen dritten Staaten 
erworben. 

Für die Küsten des afrikanischen Festlandes ist ausserdem 
durch Art. 34 der . Generalacte der Congoconferenz vom 

26. Februar J1885 bestimmt worden, dass jede Macht, welche 
dort Besitzungen erwirbt oder eine Schutzherrschaft begründet, 
dies den übrigen Signatarmächten anzuzeigen 
hat, um dieselben in Stand zu setzen etwaige Reclamationen 
dagegen geltend zu machen. Für die australischen Er- 
werbungen Deutschlands war eine solche Anzeige selbstver- 
ständlich nicht erforderlich. Ebensowenig für die west- 
afrikanischen, da diese sämmtlich bereits vor Feststellung 
der Congoacte perfect geworden waren. Was dagegen die 
ostafrikanischen Besitzungen betrifft, so hat die Ueber- 
nahme der Schutzherrschaft über die ersten Erwerbungen 
der deutsch-ostafrikanischen Gesellschaft am 

27. Februar 1885, also am Tage nach der Unterzeichnung 
der Congoacte, stattgefunden. Nun ist allerdings die Ratifi- 
cation der letzteren deutscherseits erst am 8. April 1885 er- 
folgt, und nach den Bestimmungen des Art. 38 tritt die Acte 
für jede Macht erst vom Tage der Ratification an in Kraft*). 
Aber die Contrahenten haben sich verpflichtet in der Zeit von 
der Unterzeichnung bis zur Ratification keine Massnahmen zu 



^) Damit ist für die Congoacte die völkerrechtliche Controverse be- 
seitigt, ob die Eatification eines Staatsvertrages rückwirkende Kraft in 
dem Sinne hat, dass sie den Vertrag vom Moment der Unterzeichnung 
an in Kraft setzt. Die Frage wurde früher allgemein in bejahendem 
Sinne beantwortet, während in neuerer Zeit entgegengesetzte Stimmen 
laut geworden sind (Geffcken inHefftei-'s europäischem Völkerrecht der 
Gegenwart. 8. Aufl. §. 87, Anm. 4. F. v. Märten s, Völkerrecht 
übersetzt von Bergbohm. Bd. I, S. 403). 
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treffen, welche den Bestimmungen der Acte zuwiderlaufen. 
Eine solche Massnahme würde eine Besitzergreifung an der 
Küste des afrikanischen Festlandes ohne Erstattung einer 
Anzeige gewesen sein. Aus diesem Grunde muss auch für 
Erwerbungen der gedachten Art, welche in der Zeit vom 
26. Februar bis 8. April 1885 gemacht worden sind, die 
Anzeigepflicht estgehalten werden. Für die ursprünglichen 
Besitzungen der deutsch -ostafrikanischen Gesellschaft besteht 
sie aber deshab nicht, weil dieselben keine Küsten, sondern 
nur binnenläidische Territorien umfassen. Thatsächlich 
hat die deutche Regierung übrigens auch in solchen 
Fällen, in wichen eine Pflicht zur Anzeige nicht, be- 
stand, allen betheiligten Staaten über ihre Gebietser- 
werbungen entprechende Mittheilungen zukommen lassen^). 
Aber diese »littheilungen sind freiwillige gewesen. 
Es kann weder 7on den Anzeigen über die westafrikanischen 
Besitznahmen nch von denen über die ersten Erwerbungen 
der ostafrikanishen Gesellschaft behauptet werden, dass 
sie in Gemässieit der Congoacte erfolgt seien ^). Die 
letzteren Erwerhngen gehören allerdings zu denjenigen 
Gebietstheilen, au welche sich die Bestimmungen der Congo- 
acte über die Hanelsfreiheit und die Neutralität, aber nicht 
zu denjenigen, at welche sich die Vorschriften des Art. 
34 über die Amigepflicht beziehen. Die Bezugnahme 
auf die. Congoacte in den betreffenden Anzeigen hat 
sich daher, wie fiher erwähnt ist, auch nur auf die 
beiden ersten Punkt erstreckt^). Von den späteren Er- 

1) Vergl. S. 19. 25; Mssbuch über Togogebiet und Biafrabai Nr. 14. 

2) Diese Behauptung ;,ut in Bezug auf die westafrikanischen Be- 
sitzungen Joel u. a. S. 1) Anm. 2, in Bezug auf die ostafrikanischen 
Geffcken in Schönberg's Bdbuch der politischen Oekonomie Bd. U, 
S. 986 und Laband a. a. 0., 779 auf. 

8) Vergl. S. 19. 
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Werbungen der ostafrikanischen Gesellschift könnten für die 
Anzeigepflicht nur die an der Somaliküste it Betracht kommen. 
Die Verbindlichkeit in Bezug auf diese den fremden Mächten 
Mittheilung zu machen, würde aber für cde deutsche Re- 
gierung erst mit Ausdehnung des kaiserlichen SchutzbriefeS 
auf dieselben entstehen. Dagegen besteht eine Anzeigepflicht 
hinsichtlich des Wi tu lau des, da dasselbe einen Küsten- 
strich umfasst und die Uebemahme der Schitzherrschaft im 
Mai 1885 ausgesprochen, sogar erst im Januai 1887 perfect 
geworden ist. Bis jetzt hat eine solche Anzeige nicht statt- 
gefunden, die Wahl des Zeitpunktes für diesdbe bleibt dem 
Ermessen der deutschen Regierung überlassen, 

Die Reichsregierung ist bemüht gewesen, nit den benach- 
barten Mächten, namentlich mit England, Irankreich und 
Portugal, vertragsmässige Vereinbarungen üb^ die deutschen 
Besitzungen herbeizuführen. Diese Verträge haben nicht die 
Bedeutung, für Deutschland einen Erwerbstit^ zu begründen. 
Sie enthalten nur eine Anerkennung de? deutschen Er- 
werbungen durch die andern Contrahenten ^id Festsetzungen 

f 

über die Abgrenzung der beiderseitigen Heijfechaftsbereiche. 

/ 



II. Die Ordnung der Rechtsverhältnisse der 
deutschen Schutzgebiete. 



Durch die vorher erwähnten Besitznahmen hatte eine 
völkerrechtliche Erwerbung der betreffenden Gebiete 
Seitens des Reiches stattgefunden. Dieselben waren dadurch 
der Herrschaft des Reiches unterworfen worden. Es 
machte sich daher das Bedürfniss geltend, eine Regelung ihrer 
Rechtsverhältnisse vorzunehmen. 

Die erste Aufgabe, welche an das Reich herantrat, war 
die Herstellung einer Verwaltungsorganisation. Die 
ursprüngliche Absicht der Reichsregierung, welcher der Reichs- 
kanzler in seiner bekannten Rede vom 26. Juni 1884 Aus- 
druck gegeben hatte, ging dahin, die Ausübung der Regierungs- 
gewalt in den Schutzgebieten möglichst den daselbst wohnenden 
und Handel treibenden Kaufleuten oderjden zur wirthschaft- 
lichen Ausbeutung derselben sich bildenden Gesellschaften zu 
überlassen. Diese Art der Organisation erwies sich auch für 
Ostafrika und Neu-Guinea als ausführbar. Dagegen stiess sie 
in Westafrika auf Schwierigkeiten. Hier blieb daher nichts 
Anderes übrig, als dass das Reich die Ausübung der Ver- 
waltungsbefugnisse selbst in die Hand nahm und zu diesem 
Zwecke Beamte anstellte. Für die Beamten waren aber etats- 
mässige Bewilligungen erforderlich. So gelangte die Frage 
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Über die Organisation der Schutzgebiete an die gesetzgebenden 
Organe des Reiches. 

Arn 1. Februar 1885 wurde eine Vorlage des Bundes- 
rathes, welche eine Ergänzung des Reichshaushaltsetats für 
1885/86 zum Gegenstande hatte, beim Reichstage eingebracht. 
In diese waren neben andern Positionen 248 000 Mark für 
die Bedürfnisse der Schutzgebiete Kamerun, Togo und 
Angra-Pequenna eingestellt ; 96 000 Mark für Beamtenbe- 
soldungen, welche näher specialisirt wurden, und 152 000 Mark 
fllr die Errichtung und Einrichtung von Dienstgebäuden ^). 
Die Vorlage kam in der Sitzung vom 4. Februar zur ersten 
Berathung ; der Reichstag beschloss die Verweisung dei*selben, 
an die Budgetcommission ^). Letztere beantragte, die Vorlage 
in der Gestalt, wie sie von der Regiemng eingebracht war, 
abzulehnen, dagegen fllr die Bedürfiiisse der Schutzgebiete 
Kamerun, Togo und Angra-Pequenna ein Pauschquantum 
von 248 000 Mark zu bewilligen. Sie schlug ferner zwei 
Resolutionen vor, durch welche die verbündeten Regierungen 
ersucht werden sollten: 1) dem Reichstage bei Vorlegung des 
nächsten Reichshaushaltsetats eine specificirte Mittheilung über 
die mit den bewilligten Mitteln getroffenen Einrichtungen zu 
machen, 2) dem Reichstage vor Herbeiführung fester Organi- 
sationen in den westafrikanischen Schutzgebieten eine Vorlage 
behufs Heranziehung der Schutzgebiete zu den Kosten zu 
machen^). Diese Anträge wurden vom Reichstage in zweiter 
und dritter Berathung in den Sitzungen vom 2. und 7. März 
1885 angenommen*). 



^) Drucksachen des Reichstages. 6. Legislaturperiode I. Session 
1884/85. (Stenogr. Ber. Bd. V, S. 547 ff.) 

2) Stenogr. Ber. Bd. II, S. 1081 ff. 

3) Drucksachen Nro. 178. (Stenogr. Ber. Bd. VI, S. 757 ff.) 
^) Stenogr. Ber. Bd. III, S. 1508, 1646, 1664. 
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In dem Reichshaushaltsetat für 1886/87 waren unter den 
einmaligen Ausgaben des auswärtigen Amtes 300 000 Mark 
als Pauschquantum für die Schutzgebiete Kamerun , Togo und 
Angra-Pequenna eingestellt^). Gleichzeitig erfolgten in einer 
besonderen Denkschrift vom 22. Nov. 1 885 Mittheilungen über 
die aus dem für das Etatsjahr 1885/86 bewilligten Pausch- 
quantum gemachten bezw. bis zum Ende des Etatsjahres zu 
erwartenden Ausgaben *). Die Mehraufwendungen, welche für 
das Etatsjahr 1886/87 in Aussicht genommen waren, wurden 
mit Nachfordeiimgen für bauliche Zwecke und mit den Be- 
dürfnissen des Sicherheitsdienstes motivirt. Die Position ge- 
langte zur Vorberathung an die Budgetcommission, welche 
die Bewilligung derselben beantragte^). Bei der zweiten 
Berathung in der ßeichstagssitzung vom 19. Januar 1886 
entspann sich ein Streit darüber, wie weit die betreffenden 
Summen übertragungsfähig seien*), der damit endete, dass 
die Position an die Budgetcommission zurückverwiesen wurde *^). 
Diese schlug nunmehr eine Trennung der Summe vor, so dass 
154 000 Mark für Remunerirung von Beamten und für Ver- 
waltungsausgaben, 146 000 Mark für Herstellung und Einrichtung 
von Dienstgebäuden sowie für Erwerbung der hierzu erforder- 
lichen Grundstücke bewilligt werden sollten®). Die Bedeutung 
dieses Antrages wurde von dem Berichterstatter der Commission 
Abg. Dr. H a m m a c h e r in der Reichstagssitzung vom 29. Jan. 
1886 dahin erläutert, dass die erstere Position nicht über- 



^) Eeichshaushaltsetat. Anlage III. Etat des auswärtigen Amtes. 
S. 20 und 21. 

*) Drucksachen des Reichstages. 6. Legislaturperiode II. Session 
1885/86. Nro. 21. (Sten. Ber. Bd. IV, S. 88 ff.) 

8) Drucksachen Nro. 87. (Sten. Ber. Bd. IV, S. 507.) 

^) Sten. Ber. Bd. I, S. 639 ff. 

8) Sten. Ber. a. a. 0. S. 651. 

ö) Drucksachen Nro. 115. (Sten. Ber. Anlagen Bd. V, S. 556.) 
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tragungsfähig sein solle, die letztere dagegen auf spätere 
Etatsjahre übertragen werden könne ^). In dieser Gestalt 
wurde die geforderte Summe zunächst in zweiter^) und in 
der Reichstagssitzung vom 11. Februar 1886 auch in dritter 
Berathung bewilligt^). 

Der Reichshaushaltsetat für 1887/88 enthielt unter den 
fortdauernden Ausgaben die Summe von 118 800 Mark für 
Besoldungen der Beamten in Kamerun, Togo und dem süd- 
westafrikanischen Schutzgebiet, und zwar unter Specialisirung 
der für die einzelnen Beamten ausgeworfenen Gehaltssätze. 
Diese Aenderung wurde damit motivirt, dass es im Interesse 
der Stetigkeit der Verhältnisse nothwendig erscheine, den 
bisher nur commissarisch beschäftigten Beamten eine etats- 
mässige Stellung einzuräumen. Ausserdem war unter den 
einmaligen Ausgaben ein Betrag von 85 000 Mark als Zuschuss 
zur Bestreitung der Verwaltungsausgaben eingestellt. In den 
Erläuterungen wurde dazu Folgendes bemerkt. Es entspreche 
der Stellung der Schutzgebiete die in denselben erwachsenden 
localen Verwaltungsausgaben nach dem Vorgange anderer 
Colonialmächte aus den dort zur Erhebung gelangenden Ein- 
nahmen zu bestreiten, und nur, soweit diese nicht ausreichten, 
einen Reichszuschuss in Form eines Pauschquantums zu ge- 
währen. Nach einer ungefähren Schätzung würden durch die 
im Gebiete von Kamerun zur Erhebung gelangenden Licenz- 
abgaben und Ausfuhrzölle sowie durch die im Togogebiet 
zur Erhebung gelangende Licenzabgabe die localen Verwaltungs- 
ausgaben so weit gedeckt werden, dass es für die drei Schutz- 
gebiete eines gesammten Zuschusses von 85 000 Mark aus 
Reichsmitteln bedürfe. Die betreffenden Etatspositionen wurden 



*) Stenogr. Ber. Bd. ü, S. 803. 
2) Stenogr. Ber. a. a. 0. S. 804. 
^) Stenogr. Ber. a. a. 0. S. 1014. 
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noch in der vierten Session der sechsten Legislaturperiode 
€iner Erörterung sowohl in der Budgetcommission als im 
Plenum des Reichstages unterzogen. In der Budgetcommission *) 
war bemängelt worden, dass die Colonialeinnahmen nicht im 
Etat ausgeworfen seien. Man hatte sich für die Forderung 
€iner Einstellung derselben in den Etat auf Art. 69 der 
ßeichsverfassung berufen, nach dessen Bestimmungen alle Ein- 
nahmen des Reichs in den Etat aufgenommen werden müssen. 
Seitens der Vertreter der verbündeten Regierungen war dieser 
Auffassung entgegengetreten und behauptet worden, es handle 
sich hier nicht um Reichseinnahmen im Sinne des 
Art. 69 der Reichsverfassung. Die Colonieen hätten eine gewisse 
Selbstständigkeit als corporative Verbände erlangt, besässen 
idso eigene Einnahmen, welche von den Reichseinnahmen 
verschieden seien. Die Rechtsfrage \^ar in der Commission 
nicht zur Erledigung gebracht worden. Dagegen beantragte 
dieselbe zum Zweck der einstweiligen praktischen Regelung 
der Angelegenheit den Reichskanzler zu ersuchen, zukünftig 
und zwar zum ersten Mal im Etat für 1888/89 die Einnahmen 
aus den Schutzgebieten ersichtlich zu machen. Diese Resolution 
wurde bei der zweiten Berathung im Plenum angenommen ^). 
Zu einer Debatte gab sie keine Veranlassung mehr ; die Ver- 
handlungen berührten in diesem Stadium nur ganz allgemeine 
Fragen der Colonialpolitik. Die Etatspositionen wurden den 
Anträgen der Budgetcommission gemäss unverändert bewilligt^). 
In Folge der Auflösung des Reichstages gelangte der Etat 
nicht zur Verabschiedung. In dem dem neu gewählten 



*) Vergl. den mündlichen Bericht des Berichterstatters Abgeordneten 
V. Strombeck in der Reichstagssitzung vom 8. Januar 1887. (Stenogr. 
Ber. Bd. I, S. 313 if.) 

^) Reichstagssitzung vom 8. Januar 1887. (Stenogr. Ber. Bd. I, 
:S. 319.) 

^) Stenogr. Ber. a. a. 0. 
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Reichstage vorgelegten Etat waren dieselben Ansätze enthalten. 
Sie kamen wiederum unverändert zur Annahme; auch die 
vorher erwähnte Resolution wurde auf Antrag des Abgeordneten 
Freiherm von Huene von Neuem angenommen^). 

Entsprechend dieser Resolution wurde in den Etat für 
1888/89, welcher die Beamtenbesoldungen mit den alten 
Ansätzen enthielt, ein Anschlag über die Einnahmen und 
Ausgaben in den drei westafrikanischen Schutzgebieten auf-- 
genommen. Derselbe befand sich aber nicht in dem Dispositiv 
des Etats, sondern war als Beilage zum Etat des auswärtigen 
Amtes abgedruckt. Im Etat selbst war nur der Reichszuschuss 
zu den Verwaltungsausgaben im Betrage von 51 000 Mark 
ausgeworfen. Sowohl dieser Zuschuss als der Betrag der 
Besoldungen wurde auf Antrag der Budgetcommission im 
Plenum unverändert bewilligt^). Die wenig umfassende 
Debatte bewegte sich namentlich um die Frage, ob die Ein- 
nahmen aus den Schutzgebieten nicht, statt in einer blossen 
Beilage mitgetheilt- zu werden, in den Etat selbst hätten ein- 
gestellt werden müssen, ein Gegenstand, auf welchen ich an 
einer späteren Stelle dieser Schrift noch eingehender zurück- 
kommen werde. 

In den Etat für 1888/89 ist in Folge einer späteren Er- 
gänzung^) auch noch eine Summe von 19 800 Mark für den 
Commissar und Secretär in dem Schutzgebiet der Marschall- 
iuseln aufgenommen worden. Diese Summe wird aber dem 
Reiche von der Jaluitgesellschaft ersetzt, welche ausserdem 
auch noch 3660 Mark als Ersatz für den Aufw^and an Pensionen 




') Reichstagssitzung vom 10. März 1887 (Stenogr. Ber. Bd. I, S. 58).. 

''^) Reichstagssitzung vom 16. December 1887 (Stenogr. Ber. Bd. I, 
S. 308). 

^) Dmcksachen des Reichstages. 7. Legislaturperiode. II. Session.. 
Nro. 86. (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 438 ff.). 
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und Relictenbezügen zahlt, so dass der Ausgabe von 19 800 
Mark eine Einnahme von 23 460 Mark gegenübersteht. 
Die in der Regierungsvorlage -vorgeschlagenen Positionen 
wurden vom Reichstage auf Grund der Anträge der Bud- 
getcommission unverändert bewilligt^). 

Durch die eben erwähnten etatsmässigen Bewilligungen 
war die Möglichkeit zur Herstellung einer Verwaltungsorgani- 
sation auch in denjenigen Schutzgebieten gegeben, welche 
nicht unter Leitung einer Colonialgesellschaft standen. Das 
Bedürfniss drängte aber darüber hinaus zu einer gesetz- 
lichen Regelung der Rechtsverhältnisse der 
Schutzgebiete. In der Session von 1886/87 gelangte an 
den Reichstag ein Gesetzentwurf, welcher die Rechtspflege 
in den deutschen Schutzgebieten zum Gegenstande 
hatte 2). Derselbe bestimmte, dass die Ausübung der Gerichts- 
barkeit in den Schutzgebieten sowie die Mitwirkung der 
deutschen Behörden bei Ausübung dieser Gerichtsbarkeit und 
die hierbei zur Anwendung kommenden Vorschriften des 
bürgerlichen und Strafrechtes durch kaiserliche Verordnung 
mit Zustimmung des Bundesrathes geregelt werden sollten. 
Die auf Grund des Gesetzes erlassenen Verordnungen sollten 
dem Reichstag sofort bezw. bei dessen nächstem Zusammen- 
treten zur Kenntnissnahme vorgelegt werden. Die Bestimmung, 
dass die zur Regelung der betreffenden Gegenstände zu er- 
lassenden kaiserlichen Verordnungen der Zustimmung des 
Bundesrathes bedürften, fand sich in der an den Bundesrath 
gebrachten preussischen Vorlage nicht, sondern war erst durch 



*) Reichstagssitzung vom 18. Februar 1888 (Stenogr. Ben Bd II, 
S. 1001). 

*) Drucksachen des Reichstages 6. Legislaturperiode. IL Session 
1885'86 Xro. 81. (Stenogr. Ber. B. IV, S. 441 if.). 
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eine im Bundesrathe erfolgte Amendirung in den Gesetz- 
entwurf hineingekommen. 

In den Motiven zur Gesetzesvorlage wurde Folgendes aus- 
geführt. Im Hinblick auf den rechtlichen Inhalt der in der 
übernommenen Schutzherrschaft liegenden Befugnisse würde 
die Regelung der Gerichtsbarkeit wie der sonstigen inneren 
Verhältnisse der Schutzgebiete lediglich im Verordnungswege 
haben erfolgen können, soweit nicht die Bewilligung von 
Geldmitteln in Frage stehe. Da aber bei Regelung der 
Gerichtsbarkeit in den Schutzgebieten einerseits die Mitwirkung 
inländischer Gerichte und sonstiger Behörden des Reiches wie 
der Bundesstaaten nicht zu entbehren sei und andrerseits den 
in den Schutzgebieten ergehenden Acten der Gerichte inner- 
halb des Reichsinlandes und der diesem gleichgestellten con- 
sularischen Jurisdictionsbezirke dieselbe Wirkung wie den 
gleichen Acten deutscher Gerichte gesichert werden müsse, 
so empfehle es sich, durch eine allgemeine gesetzliche Er- 
mächtigung eine Grundlage zu schaffen, welche die Erreichung 
aller dieser Ziele in unzweifelhafter Weise ermögliche. 

Der Gesetzentwurf gelangte am 20. Januar 1886 zur 
ersten Berathung im Reichstage. Die Debatte knüpfte wesentlich 
an die eben erwähnte Stelle der Motive an. Indem einzelne 
Redner die dort aufgestellten Behauptungen vertheidigten oder 
bekämpften, gelangten sie dazu, die Frage, wem überhaupt in 
den Schutzgebieten die Ausübung der Hoheitsrechte zustehe, 
zum Gegenstand principieller Erörterungen zu machen. Diese 
principiellen Erörterungen wurden auch noch in der zweiten 
und dritten Berathung des Gesetzentwurfes fortgesetzt. Es 
empfiehlt sich daher, bei der Darstellung der Controverse zu- 
gleich auch auf die in den späteren Stadien der Gesetzesberathung 
gefallenen Aeusserungen einzugehen. Die Motive hatten die 
Regelung der Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete für einen 
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Gegenstand des Verordnungsrechtes erklärt, ohne 
sich darüber zu äussern, ob die Beftigniss zum Erlass der 
betreffenden Verordnungen dem Kaiser oder dem Bundesrath 
zustehe. Im Reichstage gingen die Ansichten über diesen 
Punkt auseinander. Von einer Seite wurde die Ausübung aller 
Hoheitsrechte in den Schutzgebieten für den Kaiser^) in An- 
spruch genommen, von einer andern behauptet, dass dieselbe 
durch den Bundesrath zu erfolgen habe^). Eine dritte 
Meinung ging dahin, dass die Rechtsverhältnisse der Schutz- 
gebiete nur im Wege der Reichsgesetzgebung geregelt 
werden könnten®). 

Für die Berechtigung des Kaisers berief man sich auf 
Art. 11 der Reichsverfassung, nach dessen Bestimmungen dem 
Kaiser die völkerrechtliche Vertretung des Reiches zusteht. 
Die Schutzgebiete, so wurde ausgeführt, seien Ausland. Die 
Regelung der Beziehungen des Reiches zum Auslande erscheine 
aber als Ausfluss der völkerrechtlichen Vertretung und bilde 
demnach einen Bestandtheil der kaiserlichen Befugnisse. Diesen 
Anschauungen ist bereits im Reichstage imd dessen Commission 
mit Recht entgegen gehalten worden, dass die deutschen 
Schutzgebiete, wenn sie auch keinen Bestandtheil des Reichs- 
gebietes bilden, in diesem Sinne also Ausland sind, doch 
zu dem Reiche nicht in einem völkerrechtlichen, sondern 



^) Abgeordneter v. Graevenitz in der Reichstagssitzung vom 
20. Januar 1886 (Stenogr. Ber. Bd. I, S. 665). Vgl. auch den Eingang 
des unten zu erwähnenden Commissionsberichtes. Dieselbe Ansicht 
vertritt v. Stengel, Staats- und völkerrechtliche Stellung der deutschen 
Colonieen S. 40, Anm. 1 und Allgemeine Zeitung Jahrgang 1886 Nr. 124, 
Bornhak a. a. 0. S. 13. 

*) Abgeordneter von Reinbaben in der Sitzung vom 20. Januar 
1886 (Stenogr. Ber. Bd. I, S. 658). 

^) Abgeordneter Rintelen in der Reichstagssitzung vom 20. Januar 
1886 (Stenogr. Ber. Bd. I, S. 656). Abgeordneter Dr. Haenel in der 
Reichstagssitzung vom 23. März 1886 (Stenogr. Ber. Bd. IIT, S. 1608). 

Georg Meyer, staatsr. Stellg. d. d. Schutzg. 4 
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in einem staatsrechtlichen Verhältniss stehen, dass daher 
die völkerrechtlichen Befugnisse des Kaisers auf sie keine 
Anwendung finden können^). 

Die Ansicht, dass der Bundesrath zur Ausübung der 
Hoheitsrechte in den Schutzgebieten berufen sei, wurde bei 
der ersten Berathung des Gesetzes damit begründet, dass 
derselbe als Vertreter der verbündeten Regierangen die 
souveräne Gewalt im Reiche repräsentire. Von der letzteren 
Voraussetzung geht auch eine feierliche Erklärung aus, welche der 
Staatssecretär des Reichsjustizamtes Dr. vonSchelling bei 
der dritten Berathung des Gesetzes in der Reichstagssitzung 
vom 10. April 1886 2) Namens der verbündeten Regierungen 
abgegeben hat. Hinsichtlich der Ausübung der Hoheitsrechte 
gelangt diese Erklärung allerdings zu einem andern Resultat 
als der Redner in der ersten Berathung. Seitdem hatte sich 
aber auch die politische Situation wesentlich verändert. Es lag 
nicht nur der Gesetzentwurf des Bundesrathes, sondern auch 
der Bericht der Reichstagscommission vor. In letzterem 
wurde, wie unten noch näher auseinandergesetzt werden wird, 
beantragt, an die Spitze des Gesetzes den Grundsatz zu stellen, 
dass der Kaiser die Schutzgewalt in den Schutzgebieten 
ausübe. Bei Abgabe der Erklärung handelte es sich darum, 
zu diesem Vorschlag Stellung zu nehmen. Die Stellungnahme 
erfolgte in einer zustimmenden Weise, aber unter Verwahrung 
der Rechte der verbündeten Regierungen. Die verbündeten 
Regierungen, so wurde ausgeführt, seien Träger der Souveräne- 
tätsrechte im Reiche und hätten daher auch an den Schutz- 
gebieten des Reiches die aus der Souveränetät fliessenden 



^) Es wird sich später unter „III. Der allgemeine rechtliche Charakter 
der deutschen Schutzgebiete" Gelegenheit finden diese Behauptung ein- 
gehender zu begründen. 

2) Stenogr. Ber. Bd. III, S. 2028. 
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Rechte erworben; der Bundesrath als das coUective Organ 
der sämmtlichen deutschen Souveräne sei berufen, für die 
Schutzgebiete nicht bloss bei der Gesetzgebung mitzuwirken, 
sondern auch die sonstigen bei den verbündeten Regierungen 
ruhenden Hoheitsrechte wahrzunehmen. Mit dieser Auffassung 
der rechtlichen Stellung des Bundesrathes stehe es aber nicht 
im Widerspruch, — so hiess es weiter — wenn aus Gründen 
praktischer Zweckmässigkeit und im Hinblick auf die wechseln- 
den Bedürfnisse der Verwaltung eine diesen Verhältnissen ent- 
sprechende Schutzgewalt dem Kaiser als dem erblichen Ver- 
treter der Gesammtheit der verbündeten Regierungen über- 
tragen werde. 

Die Erklärung ist — der politischen Situation, in welcher 
sie abgegeben wurde, entsprechend — sehr vorsichtig gehalten. 
Sie vermeidet eine principielle Auseinandersetzung mit dem 
andern Factor der Reichsgesetzgebung, dem Reichstage. Ja, 
es wird sogar ausdrücklich nur von dem Recht des Bundes- 
rathes bei der Gesetzgebung für die Schutzgebiete „mitzu- 
wirken" gesprochen. Darin liegt eine indirecte Anerkennung, 
dass bei der Gesetzgebung für die Schutzgebiete auch der 
Reichstag zu betheiligen sei. Insoweit enthält die Erklärung 
sogar eine Abweichung von dem in den Motiven eingenommenen 
Standpunkte. Denn dort war behauptet worden, der Weg der 
Gesetzgebung sei nur für die Mitwirkung inländischer 
Behörden und die Anerkennung gerichtlicher Urtheile im In- 
land erforderlich, im Uebrigen könne Alles auf dem Ver- 
ordnungswege geregelt werden. 

Die Behauptung, dass die verbündeten Regierungen in 
ihrer Gesammtheit Träger der Reichsgewalt sind und durch 
den Bundesrath repräsentirt werden, kann als richtig zuge- 
geben werden. Trotzdem folgt daraus nicht, dass der Bundes- 
rath die Befugniss hätte, die sämmtlichen Rechtsverhältnisse 

4* 
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der Schutzgebiete im Verordnungswege zu regeln. Die 
Colonisation bildet nach Art. 4 der Reichsverfassung einen 
Gegenstand der Reichsgesetzgebung ^). Wenn nun auch Art. 4 
zunächst den Zweck verfolgt, die Competenz des Reiches von 
der der Einzelstaaten abzugrenzen, so ist es doch zweifellos, 
dass alle in demselben erwähnten Angelegenheiten, welche 
ihrer materiellen Beschaffenheit nach einer Regelung 
durch Gesetz bedürfen, nur in den Formen der Gesetzgebung, 
also durch übereinstimmende Beschlüsse von Bundesrath und 
Reichstag, geordnet werden können^). Eine Regelung durch 
Gesetz ist aber stets nothwendig, wenn es sich nicht bloss 
um Organisation und Thätigkeit der Behörden, 
sondern um Feststellung des Rechtszustandes der 
Reichsangehörigen handelt. [Allgemeine Rechte und 
Pflichten der Reichsangehörigen — ganz einerlei, ob dieselben 
sich im Inlande oder im Auslande befinden — können nur 
durch Gesetz begründet werden. Zu den Gegenständen, 
welche zweifellos einer Ordnung im Wege der Gesetzgebung 
bedürfen, gehören daher Privatrecht, Strafrecht und 
gerichtliches Verfahren, also gerade diejenigen Gegen- 



*) Die Behauptung, dass u;iter Colonisation in Art. 4 Nfo. 1 der 
Reichsverfassung lediglich das Auswanderungswesen und allenfalls noch die 
Errichtung von Flottenstationen zu verstehen sei, ist ganz unhaltbar. 
Dass die Competenz des Reiches sich auch auf Colonisationen wie die 
jetzt in Frage stehenden erstrecken soll, ergiebt sich sowohl aus dem 
Wortlaut der betreflfenden Bestimmung des Art. 4 als aus den darüber statt- 
gehabten Verhandlungen im verfassungsberathenden Keichstage des nord- 
deutschen Bundes, insbesondere den zwischen dem Bundescommissar 
Wirkl. Geh. Rath v. Savigny und dem Abgeordneten Dr. Schieiden 
ausgetauschten Erklärungen (Sitzung vom 20. März 1867. Stenogr. Ber. 
Bd. I, S. 271). Vgl. auch v. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht 
a. a. 0. S. 862, Allgemeine Zeitung Jahrgang 1886 Nro. 124, Laban d 
9,. a. 0. S. 793. 

2) Diese Auffassung theilt auch Laband a. a. 0. S. 793 u. 94. 
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stände, auf welche der vorliegende Gesetzentwurf sich 
bezog ^). 

Die Eegelung dieser Gegenstände brauchte aber nicht 
nothwendig in der Weise zu erfolgen, dass das fragliche Reichs- 
gesetz sofort materielle Vorschriften über Privatrecht, 
Strafrecht und gerichtliches Verfahren aufstellte. Es konnte 
sich auch begnügen, den Kaiser oder den Bunde srath zu 
ermächtigen, die Regelung im Verordnungswege vorzu- 
nehmen. Die verbündeten Regierungen hatten daher un- 
zweifelhaft einen völlig correcten Weg beschritten, wenn sie 
in dem dem Reichstage unterbreiteten Gesetzent würfe den 
Vorschlag machten, die Grundsätze über Ausübung der Gerichts- 
barkeit in den deutschen Schutzgebieten, die Mitwirkung der 
deutschen Behörden bei Ausübung dieser Gerichtsbarkeit und 
die dabei zur Anwendung kommenden Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts und des Strafrechts sollten durch kaiserliche 
mit Zustimmung des Bundesrathes zu erlassende Verordnungen 
geregelt werden. 

Abgesehen von den mehr theoretischen Erörterungen über 
die Frage, wem in den deutschen Schutzgebieten grundsätzlich 
die Ausübung der Hoheitsrechte zustehe, wurde bei der ersten 
Berathung im Reichstage eine Forderung von erheblicher 
praktischer Tragweite aufgestellt. Man verlangte, dass dem 
Reichstage in irgend einer Form eine Mitwirkung bei 



*) Ganz unhaltbar ist die Ansicht von Bornhak a. a. 0. S. 11 
u. 12, 19, dass eine Reichsgesetzgebung für die Schutzgebiete unzulässig 
sei, weil dem Reiche die Ausübung des Rechtes der Gesetzgebung nach 
Art. 2 der Reichsverfassimg nur innerhalb des Bundesgebietes zustehe 
Der genannte Art. 2 verfolgt den Zweck, die Befugniss des Reiches zur 
Gesetzgebung innerhalb des Reichsgebietes festzustellen, will aber durch- 
aus nicht solche gesetzgeberischen Acte des Reiches ausschliessen, wie sie 
jeder Staat für seine Angehörigen im Auslande oder für Territorien 
erlassen kann, welche zwar nicht Bestandtheile seines Gebietes im engeren 
Sinne bilden, aber doch seiner Hen-schaft unterworfen sind. 
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der Gesetzgebung für die Schutzgebiete eingeräumt 
werde: sei es in der Form vorgängiger Zustimmung, sei es 
in der Form nachträglicher Genehmigung der vom Kaiser zu 
erlassenden Verordnungen^). Die Debatte endete mit der 
Verweisung des Gesetzentwurfes an eine Commission von 
14 Mitgliedern 2). 

Die Commission unterzog den Gesetzentwurf einer 
eingehenden Berathung®). In dieser Berathung trat das Be- 
streben hervor, die Regelung der Rechtsverhältnisse der Schutz- 
gebiete nicht auf das eng begrenzte Gebiet, auf welches die 
Regierungsvorlage sich bezog, zu beschränken, sondern sofort 
eine umfassende Ordnung ihres Rechtszustandes in Angriff 
zu nehmen. Gerade der Umstand, dass über die Befugniss 
zur Ausübung der Hoheitsrechte in den Schutzgebieten inner- 
halb des Reichstages die verschiedensten Meinungen aufgetreten 
waren, liess es wünschenswerth erscheinen, durch eine bestimmte 
gesetzliche Vorschrift allen Zweifeln ein Ende zu machen. 
Die Analogie des Reichslandes Elsass-Lothringen sowie die 
Erwägung, dass in den noch sehr unentwickelten und von der 
Cultur wenig berührten Schutzgebieten eine möglichst ein- 
heitliche und kräftige Ausübung der Hoheitsrechte nothwendig 
sei, legten den Gedanken nahe, die kaiserliche Gewalt in den 
Vordergrund zu stellen. Diese Anschauungen fanden die 
Billigung der Majorität der Commission, und es wurde im 
§ 1 an die Spitze des Gesetzes der Grundsatz gestellt: „die 
Schutzgewalt in den deutschen Schutzgebieten übt der 
Kaiser im Namen des Reiches aus"*). 



^) Abgeordneter Rintelen (Stenogr. Ber. a. a. 0. S. 656), Dr. 
Bamberger (a. a. 0. S. 659), Dr. Windthorst (a. a. 0. S. 663). 

2) Stenogr. Ber. a. a. 0. S. 669. 

') Commissionsbericht vom 16. März 1886 (Nro. 201 der Drucksachen, 
ßtenogr. Ber. Bd. V, S. 985 ff.). 

*) Nicht ganz zutreffend ist die Behauptung v. StengePs, deutsches 
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Im Uebrigen handelte es sich bei den Commissionsbe- 
räthungen namentlich um die Frage, ob und in welchem 
Umfange dem Reichstage ein Mitwirkungsrecht bei 
derGesetzgebungfllrdie Schutzgebiete eingeräumt werden 
solle. Bei der damaligen Zusammensetzung des Reichstages 
stand von vom herein fest, dass ohne eine Concession in 
dieser Beziehung weder in der Commission noch im Plenum 
eine Majorität für den Gesetzentwurf zu erlangen sei. Dieser 
Umstand Hess auch für diejenigen Mitglieder der Commission, 
welche principiell geneigt waren sich auf den Boden der Re- 
:gierungsvorlage zu stellen, ein Eingehen auf die diesbezüglichen 
Forderunffen als wünschenswerth erscheinen. Die Vorbedingung 
dieses Eingehens war natürlich, dass die Mitwirkung des 
Reichstages nur auf einem beschränkten Gebiete statt- 
finde und dass die Regierung in derjenigen freien Bewegung, 
welche nach Massgabe der Verhältnisse der Schutzgebiete als 
unerlässlich erschien, nicht behindert werde. Auch in dieser 
Beziehung gelang es, eine Verständigung innerhalb der Majorität 
der Commission herzustellen, indem man übereinkam, die Mit- 
wirkung des Reichstages auf die Gesetzgebung über Privat- 
recht, Strafrecht und gerichtliches Verfahren zu 
beschränken, alle andern Gebiete der Gesetzgebung, insbe- 
sondere die Verwaltungsgesetzgebung, der kaiserlichen Ver- 
ordnungsgewalt zu überlassen. 

Grössere Schwierigkeiten machte dagegen die Frage, in 
welcher Form dem Reichstage ein Mitwirkungsrecht ein- 



Oolonialstaatsrecht a. a. 0. S. 850, man sei in der Commission dar- 
jiber, dass dieser Gnmdsatz an die Spitze gestellt werde, ^im Wesent- 
lichen einig gewesen". Im Gegentheil; der betreffende Paragraph 
ist in der Commission nur mit 8 gegen 5 Stimmen angenommen (Com- 
missionsbericht S. 13, Stenogr. Ber. a. a. 0. S. 991) und von der Minorität 
rsowohl innerhalb der Commission als bei der zweiten Berathung im 
Plenum (Stenogr. Ber. Bd. III, S. 1606 ff.) lebhaft bekämpft worden. 
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geräumt werden solle. Der erste Vorschlag, welcher in dieser 
Hinsicht gemacht wurde, ging dahin, dem Reichstage nicht ein 
vorgängiges Zustimmungsrecht, sondern ein nach- 
trägliches Widerspruchsrecht in der Weise zu ge- 
währen, dass die vom Kaiser mit Zustimmung des Bundes- 
rathes erlassenen Verordnungen dem Reichstage vorgelegt und 
auf dessen Verlangen ausser Kraft gesetzt werden müssten- 
Obwohl dieser Vorschlag die Absicht hatte, dem Standpunkte 
der verbündeten Regierungen möglichst entgegenzukommen, 
fand gerade er den entschiedensten Widerspruch der Regierungs- 
commissare. Dieselben sprachen die Befürchtung aus, dass 
durch ein derartiges Widerspruchsrecht die Thätigkeit der 
Beamten in den Schutzgebieten gelähmt, dass durch Ausser- 
kraftsetzung erlassener Verordnungen die Autorität der Ver- 
waltung beeinträchtigt, ja sogar in den Schutzgebieten ein 
Zustand der Rechtsunsicherheit herbeigeführt werden könne. 
Die entschieden ablehnende Haltung, welche die Regierungs- 
commissare gegenüber dem Vorschlage eines nachträglichen 
Widerspruchsrechtes einnahmen, veranlasste die Commission 
die Frage, ob und in wie weit dem Reichstage ein vor- 
gängiges Zustimmungsrecht eingeräumt werden könne, 
in nähere Erwägung zu ziehen. Die Regierungscommissare 
verhielten sich gegenüber dieser Anregung nicht absolut ab- 
lehnend. Sie erklärten nur, die Stellung der verbündeten 
Regierungen werde wesentlich davon abhängen, in welchem 
Umfange der Reichstag ein solches Zustimmungsrecht in An- 
spruch nehme, machten aber darauf aufmerksam, dass bei 
Annahme eines derartigen Vorschlages Schwierigkeiten für die- 
jenige Zeit entstehen könnten, in welcher der Reichstag nicht 
versammelt sei. 

Diese Erörterungen hatten während der General- 
discussion des Gesetzentwurfes stattgefunden. Beim Ein- 
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tritt in die Specialdiscussion lagen zunächst zwei An- 
träge vor. 

Der eine, im Commissionsbericht als Nro. 1 bezeichnete, 
Antrag wollte für den Bereich der Schutzgebiete folgende 
Gegenstände im Wege der Gesetzgebung regeln: das bürger- 
liche Kecht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren, 
Beschränkungen der Freiheit der Personen und des Eigenthums, 
das Zoll- und Steuerwesen, die Verwaltung des öffentlichen 
Vermögens sowie die Normen fQr Herstellung und Handhabung 
des öffentlichen Rechtes; die Gesetzgebung sollte durch 
Bundesrath und Reichstag ausgeübt werden ^). Dieser Antrag 

^) Commissionsbericht S. 8 (Stenogr. Ber. a a. 0. S. 988). Der Wort- 
laut des gesammten Antrages war folgender: 

§ 1. Für den Bereich der deutschen Schutzgebiete sind insbesondere 
folgende Gegenstände im Wege der Gesetzgebung zu regeln: 

1. das bürgerliche Recht, das Strafrecht, das gerichtliche Verfahren; 

2. Beschränkungen der Freiheit der Personen und des Eigenthums ; 

8. das Zoll- und Steuerwesen, die Verwaltung des öffentlichen Ver- 
mögens, sowie die Normen für Herstellung und Handhabung des 
öffentlichen Rechts. 

§ 2. Die Gesetzgebung wird ausgeübt durch den Bundesrath und 
den Reichstag. Die Artikel 5, 7, 16, 17 der Reichsverfassung finden 
Anwendung. 

Die Verkündung der Gesetze erfolgt durch das Reichsgesetzblatt. 
Die Gesetze treten, sofern in denselben kein anderer Einfuhrungstermin 

bestimmt ist, am ten Tage nach dem Tage der Ausgabe des 

bezüglichen Stücks des Reichs -Gesetzblattes in Kraft, sie gelten als 
Reichsgesetze. 

§ 3. Die Bestimmung des|Artikels 6 Absatz 3 der Generalacte der 
Berliner Conferenz vom 26. Februar 1885, welcher lautet: 

„Gewissensfreiheit und religiöse Duldung werden sowohl den 
Eingeborenen wie den Landesangehörigen und Fremden aus- 
drücklich gewährleistet Die freie und öffentliche Ausübung 
aller Culte , das Recht der Erbauung gottesdienstlicher Gebäude 
und« der Einrichtung von Missionen, welcher Art Cultus dieselben 
angehören mögen, soll keinerlei Beschränkung noch Hinderung 
unterliegen." 
findet auf die deutschen Schutzgebiete Anwendung. 

§ 4. Die Artikel 69 und 72 der Reichsverfassung finden auf die 
deutschen Schutzgebiete Anwendung. 
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wurde von den Regierungscommissaren als unannehmbar be- 
zeichnet, weil er sich von den in der Generaldiscussion ge- 
wonnenen Grundlagen der Verständigung durchaus entferne 
und das Verordnungsrecht in so umfassender Weise beschränke, 
dass von demselben kaum noch etwas übrig bleibe. Im 
weiteren Verlauf der Berathung ist er von der Commission 
abgelehnt worden^). 

Der andere Antrag, im Commissionsbericht als Nro. 2 
bezeichnet^), legte die Ausübung der Hoheitsrechte in den 
Schutzgebieten grundsätzlich in die Hände des Kaisers und 
forderte nur für kaiserliche Verordnungen, welche das bürger- 
liche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren 
einschliesslich der Gerichtsorgauisation zum Gegenstande hätten, 
die Zustimmung des Bundesrathes und des Reichstages. Um 
aber dem Bedenken zu begegnen, dass während der Zeit, in 
welcher der Reichstag nicht versammelt sei, Gesetze nicht 
erlassen werden könnten, und dem Kaiser die Möglichkeit zu 
gewähren, eine wenigstens vorläufige Regelung des Rechts- 
zustandes ohne Mitwirkung der gesetzgebenden Organe des 
Reiches vorzunehmen, wurde demselben die Befugniss beige- 
legt, das Gesetz über die Gonsulargerichtsbarkeit auf dem 



*) Commissionsbericht S. 19 (Stenogr. Ber. a. a. 0. S. 994). 

2) Commissionsbericht S. 9 (Stenogr. Ber. a. a. 0. S. 989). Der Antrag 
lautete wörtlich wie folgt: 

§ 1. Die Schutzgewalt in den deutschen Schutzgebieten übt der 
Kaiser aus. 

§ 2. Kaiserliche Verordnungen, welche das bürgerliche Kecht, das 
Strafrecht und das gerichtliche Verfahren einschliesslich der Gerichts- 
organisation zum Gegenstande haben, bedürfen der Zustimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages. 

Diese Zustimmung ist nicht erforderlich, sofern die betreffenden 
Verordnungen lediglich die Einführung des Reichsgesetzes über die 
Gonsulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 und der in den §§ 3 und 4 
desselben bezeichneten Gesetze mit den durch die Verhältnisse der Schutz- 
gebiete gebotenen Abänderungen zum Gegenstande haben. 
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Yerordnungswege in den Schutzgebieten einzuführen. Der 
Gedanke, dem Kaiser diese Ermächtigung zu geben, war deshalb 
ausserordentlich naheliegend, weil die Absicht der verbtlndeten 
Kegierungen, die Rechtspflege in den Schutzgebieten auf Grund- 
lage des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes zu regeln, bei der 
ersten Berathung des Gesetzentwurfes von einem der Re- 
gierungscommissare ausdrücklich ausgesprochen war^). Das 
Consulargerichtsbarkeitsgesetz konnte jedoch in den Schutz- 
gebieten nur mit gewissen Modificationen, welche sich aus den 
dortigen localen Verhältnissen ergaben, in Kraft treten. Des- 
halb wurde in dem betreffenden Antrage dem Kaiser die 
Befugniss vorbehalten, auch die erforderlichen Modificationen 
im Verordnungswege festzustellen. Die Vertreter der ver- 
bündeten Regierungen erkannten diesen Antrag als mögliche 
Grundlage einer Verständigung an. Dagegen erregte der 
Vorschlag, auch die durch die Verhältnisse der Schutzgebiete 
gebotenen Abänderungen des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes 
der kaiserlichen Verordnungsgewalt zu tiberlassen, innerhalb 
der Commission Bedenken. Es wurde die Befürchtung aus- 
gesprochen, durch die Befugniss des Kaisers, Abänderungen 
an dem Consulargerichtsbarkeitsgesetz vorzunehmen, könnte 
das Mitwirkungsrecht des Reichstages völlig illusorisch gemacht 
werden. Das Commissionsmitglied , welches diesen Gesichts- 
punkt geltend machte, erklärt dagegen seine Bereitwilligkeit, 
dem Kaiser für die Zeit, wo der Reichstag nicht versammelt 
sei, ein sog. provisorisches Verordnungsrecht zu gewähren , und 
gab diesem Standpunkte in einem Gegenantrag Ausdruck, 
welcher in dem Commissionsbericht als Nro. 3 bezeichnet ist^). 



*) Geh. Legationsrath Dr. Kraue 1 in der Reichstagssitzung vom 
20. Januar 1886 (Stenogr. Ber. Bd. I, S. 657). 

2) Commissionsbericht S. 11 (Stenogr. Ber. a. a. 0. S. 990). Der 
Wortlaut war folgender: 
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Gegen lezteren Vorschlag erhoben aber wieder die ßegierungs- 
comroissare Bedenken, weil jedes provisorische Verordnungs- 
recht ein Widerspruchsrecht des Reichstages involvire , welches 
selbst in einer so beschränkten Anwendung nicht zugestanden 
werden könne ^). 

Nunmehr wurde in der Commission die Frage angeregt, 
ob es nicht möglich sei diejenigen Punkte, in Bezug auf welche 
das Consulargerichtsbarkeitsgesetz bei der Einführung in den 
Schutzgebieten einer Aenderung durch kaiserliche Verordnung 
bedürfe, gesetzlich zu fixiren. Da auch die Regierungs- 
commissare eine solche Fixirung für möglich hielten, beschloss 
man eine Subcommission einzusetzen, welche in Verbindung 
mit den Regierungscommissaren einen Gesetzentwurf auf 



§ 1. Die Schutzgewalt in den deutschen Schutzgebieten übt der 
Kaiser im Namen des Reiches aus. 

§ 2. Der Kaiser ist zur Einführung des Eeichsgesetzes über die 
Consulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 und der in den §§ 3 und 4 
desselben bezeichneten Gesetze ermächtigt 

§ 3. Anderweitige kaiserliche Verordnungen, welche 
das bürgerliche Recht, 
/ das Strafrecht und 

das gerichtliche Verfahren einschliesslich der Gerichtsorganisation 
zum Gegenstand haben, bedürfen der Zustimmung des Bundesrathes und 
des Reichstages. 

§ 4. Kaiserliche Verordnungen über die in § 3 bezeichneten Gegen- 
stände können, wenn der Reichstag nicht versammelt ist, ohne dessen 
Zustimmung und, wenn der Bundesrath nicht versammelt ist, ohne Zu- 
stimmung auch des letzteren provisorisch erlassen werden. Dieselben sind 
dem Reichstage und beziehentlich dem Bundesrath bei ihrer nächsten 
Berufung zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. Sie sind ausser 
Kraft zu setzen, falls die Genehmigung des Bundesrathes oder des Reichs- 
tages versagt wird. 

*) In der Darstellung der Commissionsverhandlungen , welche von 
Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 849 ff. giebt, tritt 
das Verhältniss der beiden zuletzt erwähnten Anträge zu einander nicht 
richtig hervor. Derselbe bezeichnet den Antrag Nro. 2 als 3 und den 
Antrag Nro. 3 als 2. Der Antrag Nr. 3 ist aber später gestellt als 
Antrag Nro. 2 und ein Gegenantrag zu demselben. 
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Grundlage des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes ausarbeiten 
sollte. 

Die Subcommission unterbreitete der Commission 
folgende Vorschläge. In § 2 des Gesetzes sollte festgestellt 
i«rerden, dass sich das bürgerliche Recht, das Strafrecht und 
•das gerichtliche Verfahren einschliesslich der Gerichtsverfassung 
nach Massgabe der Vorschriften des. Consulargerichtsbarkeits- 
gesetzes bestimme. Der § 8 sollte diejenigen Punkte fixiren, 
welche einer Abänderung im Wege kaiserlicher Verordnung 
unterlägen. Durch § 4 sollte dem Kaiser die Befiigniss ge- 
geben werden, das Reichsgesetz über die Beurkundung des 
Personenstandes und die Eheschliessung von Reichsangehörigen 
im Auslande in den Schutzgebieten einzuführen*). Diese 



^) Commissionsbericht S. 12 (Stenogr. Ber. a. a. 0. S. 990). Der 
Wortlaut der Vorschläge der Subcommission war folgender: 

§ 2. Das bürgerliche Recht, das Strafrecht, das gerichtliche Ver- 
fahren einschliesslich der Gerichtsverfassung bestimmen sich für die Schutz- 
gebiete nach den Vorschriften des Gesetzes über die Consulargerichts- 
barkeit vom 10. Juli 1879, welches, soweit nicht nachstehend ein Anderes 
Yorgeschrieben ist, mit der Massgabe Anwendung findet, dass an Stelle 
des Consuls der vom Reichskanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit 
ermächtigte Beamte und an Stelle des Consulargerichts das nach Mass- 
^abe der Bestimmungen über das letztere zusammengesetzte Gericht des 
Schutzgebietes tritt. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird durch kaiserliche Verordnung 
festgesetzt. 

§ 3. Durch kaiserliche Verordnung kann: 

1. bestimmt werden, dass in den Schutzgebieten auch andere als 
die im § 1 Absatz 2 des Gesetzes über die Consulargerichts- 
barkeit bezeichneten Personen der Gerichtsbarkeit unterliegen; 

2. dem ziu* Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten 
die Befugniss ertheilt werden, bei Erlass polizeilicher Vor- 
schriften (§ 4 des Gesetzes über die Consulargerichtsbarkeit) 
gegen die Nichtbefolgung derselben Gefängniss bis zu drei 
Monaten, Haft, Geldstrafe und Einziehung einzelner Gegenstände 
anzudrohen ; 

3. die Gerichtsbarkeit in den zur Zuständigkeit der Schwurgerichte 
gehörenden Sachen (§ 31 des Gesetzes über die Consular- 
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Vorschläge wurden von der Majorität der Commission sowohl 
in erster als in zweiter Lesung angenommen^). Damit war 
die ursprüngliche Regierungsvorlage beseitigt. 



gerichtsbarkeit) den Gerichten der Schutzgebiete in der Weise 
übertragen werden, dass 

a) eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft stattfindet und der 
Staatsanwalt von dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit 
ermächtigten Beamten aus der Zahl der in den Schutzge- 
bieten befindlichen kaiserlichen Beamten oder der zur Aus- 
übung der Rechtsanwaltschaft zugelassenen Personen oder 
der sonstigen achtbaren Gerichtseingesessenen zu bestellen ist; 

b) soweit es die Verhältnisse gestatten, eine Voruntersuchung 
gefuhrt wird, deren Regelung besonderer kaiserlicher Ver- 
ordnung vorbehalten bleibt; 

c) an der Hauptverhandlung ausser dem zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten vier Beisitzer theil- 
zunehmen haben; 

d) im Uebrigen die Vorschriften Anwendung finden, welche für 
die in § 28 des Gesetzes über die Consulargerichtsbarkeit 
bezeichneten Strafsachen gelten; 

4. als Berufungs- und Beschwerdegericht in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten, in Concurssachen und in den zur streitigen Ge- 
richtsbarkeit nicht gehörenden Angelegenheiten das hanseatische 
Oberlandesgericht oder ein deutsches Consulargericht und in 
Rechtssachen, bei welchen Eingeborene als Beklagte oder An- 
geschuldigte betheiligt sind, ein Gerichtshof im Schutzgebiet 
bestimmt und in dem Verfahren vor dem Berufimgs- oder Be- 
schwerdegericht der Anwaltszwang ausgeschlossen werden; 

5. für die Zustellungen, die Zwangsvollstreckung und das Kosten- 
wesen einfachere Bestimmungen vorgeschrieben werden. 

§ 4. Das Gesetz, betreffend die Eheschliessung und die Beurkundung 
des Personenstandes von Reichsangehörigen im Auslande vom 4. Mai 
1870 findet für die Schutzgebiete mit der Massgabe Anwendung, dass 
dasselbe durch kaiserliche Verordnung auch auf andere Personen, als 
auf Reichsangehörige ausgedehnt werden kann und an Stelle des Bundes- 
consuls der von dem Reichskanzler zur Eheschliessung und zur Beur- 
kundung des Personenstandes ermächtigte Beamte tritt. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird durch kaiserliche Verordnung 
bestimmt. 

^) Commissionsbericht S. 12 ff., 21 ff. (Stenogr. Ber. a. a. 0. S. 990 ff., 
995 ff.). 
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Der Gesetzentwurf gelangte also aus der Commission in 
einer wesentlich veränderten Gestalt an den Reichstag. Die 
Regierungsvorlage hatte nur die Gerichtsbarkeit, das 
Privatrecht und Strafrecht zum Gegenstande gehabt und wollte 
diese Materien durch kaiserliche mit Zustimmung des Bundes- 
rathes zu erlassende Verordnungen geregelt wissen. Die 
Commissionsvorlage enthielt dagegen eine umfassende 
Ordnung der Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, tibertrug 
die Ausübung der Hoheitsrechte grundsätzlich dem Kaiser, regelte 
Privatrecht, Strafrecht und gerichtliches Verfahren materiell auf 
Grundlage des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes , behielt aber 
in einzelnen gesetzlich fixirten Punkten die Abänderung des 
letzteren kaiserlicher Verordnung vor. Diesen Abänderungen 
entsprechend beantragte die Commission auch die Ueberschrift 
des Gesetzes anders zu fassen und dasselbe als Gesetz, 
betreflfend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, zu be- 
zeichnen. Die Commissionsvorlage wurde in der Reichstags- 
sitzung vom 23. März 1886^) in zweiter und in der Reichs- 
tagssitzung vom 10. April 1886^) in dritter Berathung un- 
verändert angenommen. Nachdem der Gesetzentwurf auch 
die Zustimmung des Bundesrathes erhalten hatte, wurde er 
am 17. April 1886 vom Kaiser unterzeichnet und darauf im 
Reichsgesetzblatt ^) publicirt^). 



») Stenogr. Ber. Bd. III, S. 1606 ff. 

2) Stenogr. Ber. Bd. III, S. 2027 ff. 

8) Reichsgesetzblatt 1886. S. 75 ff. 

*) Es liegt nicht innerhalb des Rahmens dieser staatsrechtlichen 
Schrift, das Verhalten der Reichstagscommission politisch zu rechtfertigen, 
ich behalte mir dies eventuell für einen andern Ort vor. Gegenüber den 
Angriffen aber, welche v. Stengel in immer neuen Wiederholungen 
(Allgemeine Zeitung 1886 Nro. 124, 129; Referat in der vierten ordent- 
lichen Generalversammlung des deutschen Colonialvereins , Deutsche 
Colonialzeitung Bd. IV, S. 342; deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. 
S. 935) gegen die Arbeit der Commission gerichtet hat, mögen folgende 
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Das Gesetz vom 17. April 1886 hat durch die spätere 
Gesetzgebung eine zweifache Fortbildung erfahren. In der 
Reichstagssession vom Frühjahr 1887 war ein Gesetzentwurf 
vorgelegt worden, welcher eine Abänderung des bisherigen 
Gesetzes herbeiführen sollte^). Derselbe hielt zwar an den 
im Gesetz vom 17. April 1886 gewonnenen Grundlagen durch- 
aus fest, erweiterte aber die Verordnungsbefugnisse des Kaisers, 
legte das Recht, Polizeiverordnungen zu erlassen, welches bisher 
nur den Beamten der Schutzgebiete zugestanden hatte, auch 
dem Reichskanzler bei und bestimmte, dass die Befugnisse, 



Bemerkungen gestattet sein. Der genannte Schriftsteller tadelt, dass durch die 
Einführung des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes in den Schutzgebieten die 
freie Bewegung der Reichsregierung übermässig beschränkt und deutsche 
Gesetze daselbst eingeführt seien, welche den Verhältnissen der Schutz- 
gebiete nicht vollständig entsprächen. Dabei ist aber voUkommen über- 
sehen, dass der von der Commission eingeschlagene Weg der einzige war, 
auf dem das Gesetz überhaupt zu Stande gebracht werden konnte. Ohne 
dass dem Reichstage irgend ein Mitwirkungsrecht bei der Gesetzgebung 
für die Schutzgebiete eingeräumt wurde, war eine Majorität für den 
Gesetzentwurf nicht zu erlangen. Die Einführung des Consulargerichts- 
barkeitsgesetzes war aber jedenfalls die unbedenklichste Form, in welcher 
diese Mitwirkung gewährt werden konnte. Uebrigens ist der Gedanke, 
die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete auf Grund des Consulargerichts- 
barkeitsgesetzes zu regeln, keineswegs von der Reichstagscommission aus- 
gegangen, sondern, wie oben auseinandergesetzt, von vorn herein auch 
von den verbündeten Regierungen gehegt worden. Dass das Consular- 
gerichtsbarkeitsgesetz auf die Schutzgebiete nur mit erheblichen Modi- 
ficationen anwendbar war, hat die Commission niemals verkannt; sie hat 
deshalb dem Kaiser in § 3 ihres Entwurfes die Berechtigung zu wesent- 
lichen Abänderungen desselben eingeräumt. Diese kaiserlichen Ab- 
änderungsbefugnisse können natürlich da, wo sich ein Bedürfiiiss hecaus- 
stellt, durch die spätere Gesetzgebung sehr leicht noch erweitert werden, 
wie es ja thatsächlich bereits geschehen ist. Ausserdem hat die Com- 
missionsvorlage gegenüber dem Regierungsentwurf den grossen Vorzug, 
dass sie durch die Bestimmungen des § 1 über die kaiserliche Schutz- 
gewalt für die Schutzgebiete einen vollkommen klaren Rechtszustand ge- 
schaffen hat. 

^) Drucksachen des Reichstages 7. Legislaturperiode I. Session 
Nro. 188 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 1386 if.). 
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welche den deutschen Gonsuln im Auslande zuständen, durch 
den Beichskanzler den Beamten der Schutzgebiete übertragen 
werden köimten. Der Entwurf war jedoch so spät im Reichs- 
tage eingebracht worden, dass die Durchberathung desselben 
sich nicht mehr ermöglichen liess. Da aber die Regelung 
eines in dem Gesetzentwurf behandelten Gegenstandes ohne 
grosse Unzuträglichkeiten nicht länger hinausgeschoben werden 
konnte, so vereinigten sich Abgeordnete aller grösseren Parteien 
zu dem Antrage, dem § 3 des Gesetzes vom 17. April 1886 
zunächst nur die Bestimmung hinzuzufügen, dass durch 
kaiserliche Verordnung eine von den Vorschriften des Consular- 
gerichtebarkeitsgesetzes abweichende Regelung der Rechtsver- 
hältnisse an unbeweglichen Sachen erfolgen könne ^). Dieser 
Antrag wurde ohne grosse Debatte am 15. Juni in zweiter^) 
und am 17. Juni in dritter Berathung®) angenommen. Der 
betreffende Gesetzentwurf fand auch die Zustimmung des 
Bundesrathes und wurde unter dem Datum des 17. Juli 1887 
im Reichsgesetzblatt publicirt*). * 

In der Reichstagssession des Winters 1887/88 wurde ein 
neues Abänderungsgesetz eingebracht^). Dasselbe wiederholte 
zunächst diejenigen Bestimmungen des früheren Entwurfes, 
welche in der vorigen Session ihre Erledigung nicht gefunden 
hatten. Ausserdem enthielt es Vorschriften über Naturalisation 
der Bewohner der Schutzgebiete und das Recht der Einge- 
borenen, die Reichsflagge zu führen. Der Gesetzentwurf wurde 
am 4. Februar 1888 in erster Lesung berathen und dann an 



1) Drucksachen Nro. 210 (Stenogr. Ber. a. a.O. Bd. IV, S. 1486). 

2) Stenogr. Ber. Bd. II, S. 1002 ff. 
8) Stenogr. Ber. Bd. II, S. 1089. 

*) Reichsgesetzblatt 1887. S. 307. 

^) Drucksachen des Reichstages. 7. Legislaturperiode. 11. Session 
Nro. 72 (Stenogr. Ber. Bd. III, S. 389 ff.). 

Georg Meyer, staatsr. Slellg. d. d. Schntzg. 5 
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eine Commission von 14 Mitgliedern verwiesen^). In der 
Commission fand eine eingehende Verhandlung über denselben 
statt ^). Dabei stellte sich die Commission durchaus auf den 
Boden des Entwurfes, welcher die principiellen Bestimmungen 
des bisherigen Gesetzes unverändert beibehielt. Ein Gegen- 
antrag, welcher die einmal gewonnene Rechtsgrundlage völlig 
verlassen und an Stelle derselben eine zeitweilige kaiserliche 
Dictatur setzen wollte, fand nicht die Billigung der 
Commission. Abgesehen von Aenderungen mehr redactioneller 
Natur nahm die Commission nach einer zweifachen Richtung 
hin Modificationen der Regierungsvorlage vor. Sie erweiterte 
in einigen Beziehungen die kaiserlichen Verordnungsbefugnisse, 
und sie fügte, einer Anregung folgend, welche bei der ersten 
Berathung im Plenum gegeben war, dem Gesetze Bestimmungen 
über Colonialgesellschaften hinzu. Die Anträge der Commission 
wurden mit geringfügigen Abänderungen am 28. Februar 
und 3. März in zweiter^) und am 6. März in dritter Berathung*) 
angenommen. Der Gesetzentwurf fand in der vom Reichstag 
beschlossenen Form die Zustimmung des Bundesrathes, wurde 
am 15. März vom Kaiser unterzeichnet und das Gesetz dann 
im Reichsgesetzblatt publicirt^). Auf Grund einer im Art. III 
des Gesetzes gegebenen Ermächtigung hat der Reichskanzler 
unter dem Datum des 19. März 1888 einen neuen Text 
des Gesetzes im Reichsgesetzblatt bekannt gemacht*). 

1) Stenogr. Ber. Bd. II, S. 701 fif. 

^) Commissionsbericht vom 23. Februar 1888 (Drucksachen Nr. 146. 
«tenogr. Ber. Bd. IV, S. 645 ff.). 

8) Stenogr. Ber. Bd. II, S. 1153 ff. 1244 ff. 
*) Stenogr. Ber. Bd. II, S. 1295 ff. 
«) Reichsgesetzblatt 1888 S. 71 ff. 
6) Reichsgesetzblatt 1888 S. 75 ff. 



MI. Der allgemeine rechtliche Charakter der 

deutschen Schutzgebiete. 



Die Territorien, welche das deutsche Keich seit 1884 in 
Afrika und Australien erworben hat, werden in der officiellen, 
namentlich in der Gesetzessprache, als Schutzgebiete be- 
zeichnet. Welches ist der rechtliche Charakter derselben? 
Stehen sie zu dem Reiche in einem staatsrechtlichen 
oder in einem völkerrechtlichen Verhältniss? Das sind 
die Fragen, welche in erster Linie eine Beantwortung er- 
fordern. 

Die Mehrzahl der bisherigen Schriftsteller hat sich für 
das Bestehen eines staatsrechtlich e]n Verhältnisses zwi- 
schen Reich und Schutzgebieten erklärt, so namentlich 
V. StengeP)yLaband2), Geffcken^), Bornhak*). Auch 
die Reichstagscommission des Jahres 1886, aus deren Arbeiten 
das Reichsgesetz vom 17. April desselben Jahres hervorge- 
gangen ist, hat sich bei ihren Berathungen von diesem Ge- 
sichtspunkte leiten lassen. Aber die Ansicht, dass die Be- 



^) Deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 839, 861. 
2) a. a. 0. S. 785. 

®) In Schönberg's Handbuch der politischen Oekonomie. Bd. II, 
S. 981 ff. 

*) a. a. 0. S. 8 ff. 

5* 
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Ziehungen des Reiches zu den Schutzgebieten völkerrecht- 
licher Natur seien, findet gleichfalls ihre Vertreter. Bei 
den Reichstagsverhandlungen hat sich, wie oben erwähnt, der 
Abgeordnete von Graevenitz auf diesen Standpunkt ge- 
stellt ^). In der Litteratur wird die Meinung von J o ö 1 *) und 
Pann^) vertheidigt. 

Die Vertreter der letzteren Ansicht berufen sich zunächst 
darauf, dass die Schutzgebiete Ausland seien*). Nun ist 
allerdings zuzugeben, dass die Schutzgebiete keine Theile des 
Reichsgebietes, also nicht Inland im Sinne des Artikel 1 der 
Reichsverfassimg sind. Dies hätten sie nur durch eine Ab- 
änderung des genannten Artikels werden können, eine solche 
hat aber nicht stattgefunden. Aus dem Charakter der Schutz- 
gebiete als Ausland folgt aber keineswegs, dass sie zum Reiche 
in völkerrechtlichen Beziehungen stehen. Bei den 
Schriftstellern, welche diese Folgerung ziehen, liegt eine Ver- 
wechselung zwischen Ausland und fremdem Staats- 
gebiet vor. Zu Territorien, welche der Herrschaft einer 
fremden Staatsgewalt unterworfen sind, können allerdings nur 
völkerrechtliche Beziehungen bestehen. Dagegen ist es 
sehr wohl möglich, dass ein Staat Nebenländer hat, welche 
2war seinem Staatsgebiet nicht einverleibt sind, über welche 
er aber eine Herrschaft ausübt, die also zu ihm in einem 
staatsrechtlichen Verhältniss stehen. Eine solche Stellung 
nehmen die deutschen Schutzgebiete ein. Und diese Stellung 
entspricht genau derjenigen , welche auch bei den Colonieen 
anderer europäischer Mächte vorkommt. Die französischen, 
Spanischen und portugiesischen Colonieen werden allerdings 



*) Vgl. oben S, 49. Anm. 1. 

2) a. a. 0. S. 195. 

«) a, a» 0. S. 38. 

*) JoeJ a. a, 0, S. 194. Pann a. a. 0. S. 17. 
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als dem Mutterlande incorporirt angesehen, dagegen gelten 
sowohl die englischen als die holländischen und dänischen 
Colonieen nicht als Inland im Sinne der heimatlichen Gesetze. 
Der Umstand also, dass die deutschen Schutzgebiete vom 
Standpunkte der Reichsverfassimg aus nicht als Inland be- 
trachtet werden dürfen, schliesst die Annahme eines staats- 
rechtlichen Verhältnisses derselben zum Reiche in keiner 
Weise aus. 

Ein zweiter Punkt, auf den die genannten beiden Schrift- 
steller wesentliches Gewicht legen, ist die Bezeichnung der 
betreflFenden Gebiete als „Schutzgebiete", der dem Reiche 
darüber zustehenden Rechte als^Schutzgewalt". Es liegt 
hier ein Protectorat vor, behaupten sie, und das Protec- 
torat ist ein völkerrechtliches Verhältnisse). Die letz- 
tere Meinung wird auch von anderen Schriftstellern, nament- 
lich von Jellinek*) und v. Stengel®) getheilt. Für die 
rechtliche Beurtheilung eines Verhältnisses kann aber nicht 
der Name, sondern nur die Sache entscheidend sein. Auf 
die Bezeichnung ist schon deshalb ein grosses Gewicht nicht zu 
legen, weil bei Verhältnissen wie den hier vorliegenden auf die 
Wahl derselben politische Gesichtspunkte in der Regel von 
grösserem Einfluss sind als rechtliche Erwägungen. Wäre es wirk- 
lich richtig, dass alle Protectorate einen völkerrechtlichen Cha- 
rakter hätten, so dürfte doch aus der blossen Bezeichnung „Pro- 
tectorat" oder „Schutzherrschaft" noch nicht auf die rechtliche 
Natur der hier in Frage stehenden Verhältnisse geschlossen 
werden. Es müsste vielmehr zunächst untersucht werden, ob 
diese Bezeichnung auch dem wirklichen Sachverhalt entspräche 
und ob die vorliegenden Verhältnisse die wesentlichen Merk- 



1) Joel a. a. 0. S. 195. Pann a. a. 0. S. 8 ff. 

2) Die Lehre von den Staatenverbindungen. Wien 1882. S. 126 ff. 
^) Deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 325. 
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male eines Protectorates in sich trügen. Es ist aber auch 
nicht einmal richtig, dass alle Protectoratsverhältnisse völker- 
rechtlicher Natur sind. Dies ergiebt sich, wenn wir die An- 
sichten Jellinek 's und V. StengeTs einer näheren Prüfung 
unterziehen. 

Jellinek hat in seinem Werke über Staatenverbindungen 
ein umfangreiches Material beigebracht und darauf eine all- 
gemeine Theorie von den Protectoraten aufzubauen gesucht. 
Das Schutz- oder Protectionsverhältniss besteht nach ihm 
darin, dass ein Staat einem anderen Schutz und Hülfe gegen 
feindliche Angriffe verspricht, wozu noch Förderung der 
inneren Staatszwecke des beschützten Staates kommen kann. 
Als Entgelt dafür hat der Schutzstaat die auswärtige Politik 
des beschützenden zu unterstützen oder wenigstens nichts 
gegen dieselbe zu unternehmen ; er conformirt in Bezug auf 
die äusseren Angelegenheiten seinen Willen von vornherein 
mit dem des Beschützers*). Diese Charakterisirung ist im 
Wesentlichen zutreffend. Schutz gegen fremde Angriffe auf 
der einen, Anschluss an die auswärtige Politik auf der anderen 
Seite sind die Elemente, welche sich übereinstimmend bei 
allen Protectoraten finden werden. Die weitere Ausgestaltung 
des Verhältnisses weist dagegen die grössten Verschieden- 
heiten auf. Jellinek kommt zu dem Resultat, dass alle 
Protectorate rein völkerrechtlicher Natur seien und dass 
sie in keiner Weise Unterordnung eines Staates unter 
einen anderen begründeten ^). Dies entspricht aber nicht den 
thatsächlich bestehenden Verhältnissen. Jellinek selbst führt 
einige Beispiele von Schutzherrschaften an, bei denen ent- 
schieden eine Unterordnung des beschützten Staates unter 



^) a. a. 0. S. 126. 
2) a. a. 0. S. 137. 



DER DEUTSCHEN SCHUTZGEBIETE. 7J 

den schutzheiTlichen vorliegt, wo also der Name Protectorat 
dazu dient, einSuzeränetätsverhältniss zu bezeichnen. 
Zu diesen Protectoraten gehört namentlich das der drei öst- 
lichen Grossmächte über die freie Stadt Krakau und das-Eng- 
lands über die Republik der jonischen Inseln. Was zunächst 
Krakau betrifft, so waren die inneren Verhältnisse des Frei- 
staates in umfassendster Weise durch einen Vertrag der 
Grossmächte geregelt; Jellinek selbst muss zugestehen, dass 
seine Selbständigkeit in Wahrheit eine sehr geringe] war^). 
In der Republik der jonischen Inseln hatte die englische 
Krone das Recht der Zustimmung zu der Verfassung und 
das Recht der Parlamentsauflösung; der englische Commissar 
besass die Befugniss der Parlamentsberufung und Parlaments- 
vertagung und musste zu der Annahme von Gesandten und 
Consuln seine Genehmigung ertheilen. Für Staaten, welche 
sich in solcher Abhängigkeit befinden, ist die Behauptung 
Jellinek' s, sie hätten ihre Souveränetät bewahrt und von 
einem Verhältniss der Ueberordnung und Unterordnung könne 
keine Rede sein, nicht haltbar. Aber auch die Protectorate, 
welche europäische Staaten gegenüber gewissen aussereuro- 
päischen Ländern und Fürsten übernommen haben, charak- 
terisiren sich meist als wirkliche Oberherrschaften. So 
das Verhältniss Englands zu den indischen Vasallenfllrsten, 
das Frankreichs zu Tunis, Madagascar, Anam, Tonkin und 
Gambodscha. 

Ebenso wenig gelingt es v. Stengel, den rein völker- 
rechtlichen Charakter des Protectorats nachzuweisen. Er be- 
zeichnet sogar selbst den beschützten Staat als einen halb- 
souveränen und erkenntseine Unterordnung — wenig- 
stens in der Regelung der auswärtigen Angelegenheiten — 



») a. a. 0. S. 128. 
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unter den schutzherrlichen Staat an ^). Findet aber eine solche 
Unterordnung statt, so ist das Verhältniss schon kein rein 
völkerrechtliches mehr, sondern trägt die Elemente 
eines Herrschaftsverhältnisses, also staatsrecht- 
liche Elemente in sich. Im weiteren Verlauf seiner Dar- 
stellung imterscheidet er das rein völkerrechtliche von 
dem colonialen Protectorat^). Den Unterschied zwischen 
beiden findet er in zwei Punkten^). Erstens darin, dass das 
völkerrechtliche Protectorat zwei selbständige Staaten vor- 
aussetzt, welche derselben Culturstufe angehören, während 
das coloniale Protectorat „in der Regel" nur auf staaten- 
ähnliche Gebilde Anwendung findet, welche nicht auf gleicher 
Culturstufe stehen wie der schutzherrliche Staat. Zweitens 
darin, dass bei dem völkerrechtlichen Protectorat der Schutz- 
staat nur hinsichtlich seiner auswärtigen Beziehungen von der 
Schutzmacht abhängig ist, in Bezug auf seine inneren Ange- 
legenheiten dag^en selbständig und autonom bleibt, während 
das unter colonialem Protectorate stehende Gemeinwesen 
nicht bloss hinsichtlich seiner auswärtigen Verhältnisse voa 
der Schutzmacht abhängig, sondern auch „gewöhnlich" in 
seinen inneren Angelegenheiten einem mehr oder weniger 
directen Einfluss unterworfen ist. Diese Unterscheidung voa 
völkerrechtlichem und colonialem Protectorat erweist sich für 
eine juristische Erörterung schon deshalb nicht als brauchbar, 
weil in derselben mit Ausdrücken wie „gewöhnlich" und „ia 
der Regel" operirt wird, welche die Ziehung einer scharfea 
Grenzlinie von vornherein ausschliessen. Ausserdem trifft die 
Behauptung nicht zu, dass bei dem vom Verfasser ala 
„völkerrechtlich" bezeichneten Protectorate der Schutzstaat 



1) a. a. 0. S. 324, 25. 

2) a. a. 0. S. 326 ff. 

3) a. a. 0. S. 328. 
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nur hinsichtlich seiner auswärtigen Beziehungen von 
Schutzmacht abhängig sei. Die vorher erwähnten Beisp 
von Krakau und den jonischen Inseln zeigen, dass auch 
Protectoratsverhältnissen unter civilisirten und europäisc 
Staaten ein weitreichender EinSuss des schutzherrlichen Sta 
iuBezugaufdie inneren Angelegenheiten desbeschut: 
möglich ist So bleibt also nur der Unterschied, dass das v 
kerrechtliche Protectorat zwei Staaten auf gleic' 
Culturstufe voraussetzt, das coloniale Protectorat dagf 
zwischen einem Staate und einem auf niederer Cult 
stufe befindlichen staatenähnlichen Gebilde best 
Von dem colonialenProtectorat sucht nunv. Sten 
wieder diejenigen colonialen Erwerbungen abzugrenzen, 
Bezug auf welche der Golonialmacht Souveränetätsrec 
zustehen •). Aber auch in dieser Beziehung stallt es sich 
unmöglich heraus, eine scharfe Grenze zu ziehen. Es sei 
schwer zu sagen, meint der Verfasser selbst^), ob das 
oder das andere Verhältniss vorliege. Nur. so viel wi 
man festhalten können und müssen, dass auch auf colonis 
Gebiete von einem Protectorat« nur da die Rede sein kö 
wo ein Gemeinwesen vorhanden sei, das, wenn es auch nicht 
europäisch-christlichen Staaten gleichgestellt werden könne, t 
eine politische Oi^^anisation besitze und den hauptsächlich 
staatlichen Aufgaben zu genügen im Stande sei. Ein 
tectorat über ein gänzlich unbewohntes Gebiet und über ^ 
Vötkerstämme, welche es über eine bloss dorfmässige Oi^ 
sation noch nicht hinausgebracht hätten , sei schon begrif 



"Wir kommen nach den AusfOhrui^en v. SteEgel'f 
einer dreifachen Unterscheidui^ : das völkerrechtliche '. 
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tectorat setzt voraus zwei Staaten, das coloniale Protec- 
torat einen Staat und ein staatenähnliches Gebilde, 
die coloniale Souveränetät einen Staat und entweder unbe- 
wohntes Gebiet oder wilde Völkerstämrae mit 
bloss dorfmässiger Organisation. Wir haben also 
hier eine Unterscheidung lediglich nach Massgabe der bethei- 
ligten Subjecte. Schon diese ermangelt einer scharfen 
Grenzziehung. Es fehlt durchaus an bestimmten und greif- 
baren Kriterien, um festzustellen, wo die dorfmässige 
Organisation aufhört und das staatenähnliche Ge- 
bilde beginnt, wo das staatenähnliche Gebilde auf- 
hört und der Staat anfangt. Aber, fragen wir weiter, ent- 
spricht denn dieser Unterscheidung der Subjecte auch ein 
verschiedener Inhalt der Rechtsverhältnisse? Es ist schon 
nachgewiesen worden, dass in Bezug auf die Unterscheidung 
von völkerrechtlichem und colonialem Protectorat ein 
solcher nicht behauptet werden kann. Bei beiden ist eine 
Unterordnung des beschützten unter den schutzherrlichen Staat 
nicht nur in auswärtigen, sondern auch in inneren Angelegen- 
heiten möglich. Und wie steht es in dieser Beziehung mit 
der Unterscheidung von colonialem Protectorat und colo- 
nialer Souveränetät? Es ist klar, dass bei dem ersteren 
Verhältniss der beschützte Staat eine gewisse Selbständig- 
keit gemessen, im Besitz von Herrschaftsrechten geblieben 
sein muss. Aber ist das bei Proclamirung der colonialen 
Souveränetät ausgeschlossen ? Nach der Ansicht des Verfassers 
gewiss nicht. Denn Deutschland besitzt in seinen Schutzge- 
bieten coloniale Souveränetät ^), und doch stehen in einzelnen 
derselben den einheimischen Häuptlingen weitgehende Hoheits- 
rechte, namentlich über die eingeborene Bevölkerung, zu. 



1) a. a. 0. S. 839. 
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Die Unterscheidung von völkerrechtlichem Protectorat, 
colonialem Protectorat, colonialer Souveränetät erweist sich 
demnach für eine juristische Betrachtung als wenig brauch- 
bar. Insbesondere scheint sie nicht geeignet, die Grundlage 
für eine Unterscheidung zwischen staatsrechtlichen und 
völkerrechtlichen Verhältnissen zu bilden. Denn selbst 
das sogenannte völkerrechtliche, noch viel mehr natürlich das 
coloniale Protectorat umfasst auch Rechtsverhältnisse, in denen 
es sich um eine Unterordnung handelt, also Rechtsverhält- 
nisse staatsrechtlicher Natur. 

Nach den obigen Ausfühnmgen scheint es mir überhaupt 
unmöglich, eine allgemeine Theorie der Protectorate 
aufzustellen. Unter dieser Bezeichnung werden, wie schon 
Heffter*) und Laband^) mit Recht bemerkt haben, Rechts- 
verhältnisse der verschiedensten Art zusammengefasst, sowohl 
staatsrechtliche als völkerrechtliche. Jede recht- 
liche Behandlung derselben wird von einer Untersuchung des 
concreten Verhältnisses auszugehen haben. Aus dem 
blossen Gebrauch des Namens kann für die rechtliche Natur 
desselben gar nichts gefolgert werden. 

Weder der Charakter der deutschen Schutzgebiete als 
Ausland, noch die Bezeichnung derselben als „Schutz- 
gebiete" kann für die Frage entscheidend sein, ob sie zu 
dem Reiche in einem staatsrechtlichen oder in einem völker- 
rechtlichen Verhältnisse stehen, sondern lediglich der Inhalt 
des Rechtsverhältnisses. Im Völkerrecht stehen 
sich gleichberechtigte Subjecte gegenüber, welche ein- 
ander zu einzelnen Leistungen verpflichtet sind. Im 
Staatsrecht handelt es sich um ein Verhältniss der Ueber- 



^) Das europäische Völkerrecht der Gegenwart, herausgegeben von 
Geffcken. 8. Aufl. §. 22. 
2) a. a. 0. S. 784, 785. 
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und Unterordnung, um die Ausübung von Herr- 
schaft srechten. Nun kann aber kein Zweifel sein, 
dass die Schutzgebiete dem Reiche nicht gleichberech- 
tigt, sondern der Hoheit desselben unterworfen sind. 
Das Reich hat sich von den einheimischen Herrschern die 
Hoheitsrechte über die betreffenden Territorien abtreten oder 
eine Oberhoheit in denselben einräumen lassen, hat von den 
Gebieten durch feierliche Erklärungen Besitz ergriffen und in 
ihnen durch Einsetzung von Regierungsorganen eine thatsächliche 
Herrschaft begründet. Es übt in denselben die Functionen der 
Gesetzgebung, der Rechtspflege, der Verwaltung, und zwar nicht 
bloss über seine eigenen Angehörigen, sondern auch über andere 
Personen, welche daselbst wohnen oder sich aufhalten, also mit 
einem Worte eine territoriale Herrschaft aus. Sein 
Verhältniss zu den Schutzgebieten ist demnach ein staats- 
rechtliches. Völkerrechtliche Beziehungen bestehen über- 
haupt nur zwischen völkerrechtlichen Subjecten, und 
völkerrechtliche Subjecte sind lediglich Staaten. Die Schutz- 
gebiete haben nicht den Charakter von Staaten, sind also 
auch keine völkerrechtlichen Subjecte. Das Reich 
kann zu ihnen nicht in völkerrechtliche Beziehungen treten. 
Die Rechte, welche als Ausfluss der völkerrechtlichen Ver- 
tretungsbefugniss des Kaisers erscheinen, das Recht, Gesandte 
zu schicken und zu empfangen, Krieg zu erklären und Frieden 
zu schliessen, Bündnisse iind andere Verträge einzugehen, 
finden auf die Schutzgebiete absolut keine Anwendung. Alle 
Rechte, welche das Reich den Schutzgebieten gegenüber be- 
sitzt, haben den Charakter von Hoheitsrechten, die 
Schutzgebiete sind Object der Reichsherrschaft. 

Der Umstand, dass dem Reich in den Schutzgebieten 
eine territoriale Herrschaft zusteht, rechtfertigt es, dass die- 
selben in der nicht officiellen Sprache, insbesondere in den 
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parlamentarischen Debatten, als Colonieen bezeichnet 
werden. Der Widerspruch, den J o e P) gegen diese Bezeich- 
nung erhoben hat, beruht auf der schon früher zurückgewiesenen 
Behauptung, dass zum BegrifiF der Colonie die Incorporirung 
derselben in das Staatsgebiet erfordert werde*). 

Das Resultat, dass das Verhältniss des Reiches zu den 
Schutzgebieten ein staatsrechtliches ist, wird aber noch 
bestätigt, wenn wir die Ausführungen derjenigen beiden 
Schriftsteller, welche den völkerrechtlichen Charakter des- 
selben behaupten, einer näheren Prüfung unterziehen. 

■ 

Von diesen geht zunächst Joöl zwar von dem Grund- 
gedanken eines völkerrechtlichen Verhältnisses aus, führt den- 
selben aber in keiner Weise consequent durch, gelangt 
sogar im Verlauf seiner Darstellung zu ganz entgegengesetzten 
Resultaten. Er setzt auseinander^), dass die Schutzgewalt 
eine nicht vollständige Staatsgewalt über auslän- 
disches Gebiet sei. Sie habe daher nichts gemein mit 
einer Colonialherrschaft, sondern falle unter den völkerrecht- 
lichen Begriff des Protectorates. Darunter werde ein Ver- 
hältniss zwischen einem grösseren und einem kleineren Staate 
verstanden, vermöge dessen der erstere dem letzteren seinen 
Schutz gewähre. Die Schutzgewalt sei indess eine besondere 
Art des Protectorates in Folge des besonderen Zweckes, wel- 
chen sie verfolge. Während das gewöhnliche Protectorat sich 
darauf beschränke, den Schutz des unter Protection stehenden 
Staates gegen auswärtige Mächte herbeizuführen, bezwecke 
die Schutzgewalt zugleich den Schutz der im Schutzstaat sich 
aufhaltenden Angehörigen des schutzherrlichen Staates, also 
Gewährung eines zweifachen Schutzes. Hieraus folge, dass 



1) a. a. 0. S. 194. 

2) Vergl. oben S. 68, 69. 
») a. a. 0. S. 194, 195. 
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die allgemeinen für das Protectorat geltenden völkerrechtlichen 
Regeln bei der Schutzgewalt in einigen Beziehungen durch 
andere aus dem besondem Zwecke der Schutzgewalt abge- 
leitete Grundsätze modificirt würden. Man könne diese Modi- 
ficationen, wie im Reichstag geschehen sei , unter den allge- 
meinen Gesichtspunkt bringen, dass das Reich zu den Schutz- 
gebieten neben dem völkerrechtlichen auch ein staats- 
rechtliches Verhältniss habe. 

Hier begegnet uns schon der erste Widerspruch. Das 
Reich kann zu den Schutzgebieten nur entweder in einem 
völkerrechtlichen oder in einem staatsrechtlichen, 
aber nicht zugleich in einem völkerrechtlichen und einem 
staatsrechtlichen Verhältnisse stehen. Mit der Annahme eines 
völkerrechtlichen Verhältnisses ist es ferner nicht vereinbar^ 
wenn die Schutzgewalt als eine nicht vollständige Staats- 
gewalt bezeichnet wird. Denn die Ausübung einer Staats- 
gewalt ist keine völkerrechtliche, sondern eine staats- 
rechtliche Thätigkeit. Aber auch an den späteren Stellen 
seiner Abhandlung stellt der Verfasser Behauptungen auf, 
welche mit seiner Auffassung vom völkerrechtlichen Charakter 
der deutschen Schutzherrschaft nicht im Einklang stehen. So 
erklärt er, die Schutzgewalt sei, wie jedes Protectorat, eine 
territoriale Gewalt^). Die Ausübung einer territorialen 
Gewalt ist aber gerade wieder eine charakteristische Eigen- 
thümlichkeit staatsrechtlicher Rechtsverhältnisse. Und 
wenn jedes Protectorat, wie der Verfasser behauptet, eine 
territoriale Gewalt begründete, dann würde das Protectorat 
überhaupt kein Institut des Völkerrechts sein. Die 
völlige Unhaltbarkeit seiner Ansichten zeigt sich endlich da, 
wo er den seiner Meinung nach der deutschen Schutzgewalt 



1) a. a. 0. S. 201. 
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eigenthtimlichen, dem gewöhnlichen Protectorat dagegen 
fremden Zweck, die Gewährung von Schutz an die Reichs- 
angehörigen, erörtert^). Das Wort „Schutz" hat nach ihm 
einen engeren und einen weiteren Sinn ; es bedeutet im engeren 
Sinne Abwehr einer äusseren störenden Einwirkung, im 
weiteren Sinne positive Förderung. Innerhalb der Schutzge- 
biete soll nun das Reich zum Schutze seiner Angehörigen in 
diesem weiteren Sinne berechtigt und verpflichtet sein. Dies 
ergebe sich aus dem Begriff der Schutzgewalt, welche sich 
als die lediglich durch die Hoheitsrechte der Regierungen der 
Schutzstaaten beschränkte, sonst aber alleSouveränetäts- 
rechte enthaltende Staatsgewalt des Reiches 
über die Schutzgebiete charakterisire. Das Reich sei 
somit befugt, unter Wahrung jener fremden Hoheitsrechte 
alle staatlichen Aufgaben zu erledigen und die zu 
ihrer Durchführung erforderlichen Hoheitsrechte aus- 
zuüben. Deutlicher kann in der That der staatsrechtliche 
Charakter der deutschen Schutzgewalt nicht ausgesprochen 
werden, als es in diesen letzten Behauptungen geschieht. 
Und zu einem solchen Resultat gelangt ein Schriftsteller, 
dessen Ausgangspunkt die völkerrechtliche Natur des 
fraglichen Verhältnisses ist. Seine Ausführungen scheitern 
an ihrem eigenen Widerspruch. 

Auch P a n n geht von dem Begriff des Protectorats aus. 
Als elementaren Bestandtheil desselben betrachtet er die ge- 
meinsame völkerrechtliche Vertretung. Diese ist ihm auch 
in der Beziehung zwischen Schutzgebieten und Reich der 
Kern des Verhältnisses, welcher die Begriffsbestimmung der 
deutschen Schutzherrschaft beinahe ausfüllt^). In die inneren 
Verhältnisse der Schutzgebiete darf das Reich weder legis- 



1) a. a. 0. S. 206 fif. 

2) a. a. 0. S. 15. 
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lativ noch administrativ eingreifen ^). Die „Unternehmer" haben 
mit dem Eigenthum an dem Territorium auch die Hoheits- 
rechte erworben, ihnen ist die Möglichkeit gegeben, die 
Schutzgebiete zu staatlichen Gemeinwesen fortzubilden, also 
ein autonomer Entwickelungsgang angebahnt^). Der Vor- 
behalt, welchen das Reich hinsichtlich der Regelung der 
Justizeinrichtungen gemacht hat, charakterisirt sich als Aus- 
nahme und bestätigt als solche die Regel ^). Im Uebrigen 
ist ein Eingreifen des Reiches nur insoweit gestattet, als sich 
die Machthaber der Schutzgebiete freiwillig der Souveränetat 
desselben unterwerfen*). Nur ein Aufsichtsrecht steht dem 
Reiche noch über die Schutzgebiete zu, durch welches verhin- 
dert werden soll, dass die autonomen Gewalten der Schutz- 
gebiete Einrichtungen treffen, welche mit den Interessen des 
Reiches oder seiner Angehörigen in Widerspruch treten °). 
Mit dem Aufsichtsrecht und der gemeinsamen Vertretung 
nach Aussen erschöpft sich der materiell^ Inhalt des Schutz- 
rechtes®). Die deutsche Schutzherrschaft ist „ein Rechtsver- 
hältniss rein völkerrechtlicher Natur, das in staatsrechtlicher 
Beziehung im Wege des Compromisses einiges Geäder 
zeigt" ^). 

Unzweifelhaft liegt hier ein consequent durchgeführter 
Standpunkt vor. Aber derselbe entspricht nicht den that- 
sächlichen Verhältnissen. Das Reich ist den Schutzgebieten 
gegenüber nicht auf völkerrechtliche Vertretung und 
Aufsiehtsbefugnisse beschränkt; aus dem Begriff des 



1) a. a. 0. S. 25, 28. 

«) a. a. 0. S.. 26. 

«) a. a. 0. S. 28. 

*) a. a. 0. S. 29. 
6) a. a. 0. S. 30 ff. 

ö) a. a. 0. S. 40. 

'^) a. a. 0. S. 38. 
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Protectorats kann, wie oben dargethan ist, die Notwendigkeit 
dner solchen Beschränkung auch nicht abgeleitet werden. 
Das Reich übt in den Schutzgebieten Gesetzgebung, 
Rechtspflege, Verwaltung aus. Der Verfasser selbst 
giebt das Gesetzgebungsrecht des Reiches in Bezug auf die 
Justizeinrichtungen zu. Es ist durchaus willkürlich, dieses 
als eine Ausnahme zu bezeichnen und darin sogar eine 
Bestätigung der Regel zu erblicken. Auch die an einer an- 
deren Stelle geäusserte Meinung, hinsichtlich der Justizein- 
richtungen hätten sich die Machthaber der Schutzgebiete frei- 
willig der Souveränetät des Reiches unterworfen^), trifft 
nicht zu. Die Regelung der Justizeinrichtungen ist durch 
Reichsgesetz, also durch einen einseitigen Act des Reiches, 
erfolgt. Ueberhaupt geht Pann von der Voraussetzung aus, 
dass in allen Schutzgebieten autonomeGewalten exi- 
stiren. Als solche betrachtet er diejenigen deutschen Kauf- 
leute und Gesellschaften, welche von den eingeborenen Fürsten 
Land und Hoheitsrechte erworben haben 2). Nun zerfallen 
aber die deutschen Schutzgebiete in zwei Gruppen: die- 
jenigen, welcheunterunmittelbarer Reichsverwaltung 
stehen, und diejenigen, welche sieh unter der Regierung von 
Colonialgesellschaften befinden. Auf die ersteren 
finden die Auseinandersetzungen des Verf. selbstverständlich 
gar keine Anwendung. Denn in diesen steht dem Reiche kein 
„Unternehmer" gegenüber, der im Besitz von Hoheitsrechten 
ist. Nicht bloss die auswärtige Vertretung, sondern die Aus- 
übung der gesammten inneren Gesetzgebung und Verwaltung 
liegt hier in den Händen von Reichsorganen. Aber auch 
hinsichtlich der letzteren Gruppe trifft die Auffassung des 
Verfassers nicht zu. Hier wäre allerdings die Möglichkeit 



1) a. a. 0. S. 29. 
3) a. a. 0. S. 22, 23. 

Georg Meyer, staatsr. Stellg. d. d. Schutzg. 6 
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vorhanden gewesen, dass die Gesellschaften eigene Staatswesen 
gegründet hätten und dann zum Reiche in völkerrechtliche 
Beziehungen getreten wären. Aber thatsächlich hat die Ent- 
wicklung einen ganz andern Gang genommen. Die Gesell- 
schaften haben ihre Hoheitsreehte an das Reich abgetreten 
und dieselben dann vom Reiche wieder zurückempfangen. Bei 
dieser Rückübertrajgung hat sich aber das Reich vorbehalten, 
in die Verhältnisse der Schutzgebiete sowohl legislativ als 
administrativ jederzeit nach Belieben einzugreifen. Dies wird 
später bei Darstellung der Rechtsverhältnisse der Colonial- 
gesellschaften noch näher auseinander gesetzt werden^). So- 
nach ergiebt sich, dass das Reich sowohl in denjenigen 
Schutzgebieten, welche unter Reichsverwaltung stehen, als 
auch in denjenigen, in welchen die Regierungsreehte einer 
Colonialgesellschaft übertragen sind, eine staatsrechtliche 
Herrschaft ausübt. 

Für seine Ansichten beruft sich P an n^) namentlich auch 
auf die Aeusserungen des Reichskanzlers über die Ziele der 
deutschen Colonialpolitik in der bekannten Rede vom 26. Juni 
1884^). In dieser erklärt Fürst von Bismarck, dass man 
nicht in französischer Weise ein Stück Land erwerben, dann 
eine Anzahl von oberen und unteren Beamten hinschicken, 
eine Garnison hinlegen , Kasernen , Häfen und Forts bauen 
wolle. Man habe die Absicht, weniger in der Form von 
Annectirung überseeischer Provinzen an das deutsche Reich 
vorzugehen, als in der Fonn der Gewährung von Freibriefen 
nach Gestalt der englischen royal charters, „den Interessenten 
der Colonieen zugleich das Regieren derselben wesentlich zu 



1) Vergl. unter: VIT. Die rechtliche Stellung der Colonialgesell- 
schaften. 

2) a. a. 0. S. 27. 

3) Stenogr. Ber. Bd. IT, S. 1062. 
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überlassen" und ihnen nnr die Möglichkeit europäischer Jur 
diction für Europäer uad desjenigen Schutzes zu gewähre 
den man ohne stehende Garnison dort leisten könne. „I 
denke mir also", filhrt der Kanzler fort, „dass man dann ei 
weder unter dem Namen eines CoDSuls oder eines Resident 
bei einer derartigen Colome einen Vertreter der Äutorit 
des Beiches haben wird, der Klagen entgegenzunehmen hätl 
und dass ii^end eines unserer See- imd Handel^eriehte ■ 
sei es in Bremen oder Hamburg oder wo sonst — d 
Streitigkeiten entscheiden wird, die im Gefolge der kai 
männisdien Untemehinungen entstehen könnten. Unsere A 
sieht ist nicht, Provinzen zu gründen, sondern kaufmännisd 
Unternehmungen, aber in der höchsten Entwicklunfr , aui 
solche, die sich eine SouveräJietät, eine schliesslich dem den 
sehen Reich lehnbar bleibende, unter seiner Protection steheni 
kaufmännische Souveränetät erwerben, zu schützen in ihr 
freien Entwicklung sowohl g^'en die Angriffe aus der u 
mittelbaren Nachbarschaft als auch gegen die Bediilckung ui 
Schädigung anderer europäischer Mächte." 

Diese Aeusserungen sind für die Beurtheilung der v< 
der deutschen Colonialpolitik verfolgten Ziele unzweifelhs 
von hohem Werth. Aber Zweierlei ist dabei doch wohl : 
beachten. Einmal Hess die politische Situation, in welch 
dieselben abgegeben wurden, namentlich die Stellung ander 
Colonialmächte zu den beabsichtigten deutschen Erwerbunge 
es zweckmässig erseheinen, sich über die Ziele der deutscht 
Colonialpolitik so reservirt und vorsichtig als möglich : 
äussern. Andrerseits kann kein Zweifel sein, dass die späte 
Entwicklimg in manchen Beziehui^en über die damals ausg 
, sprochenen Absichten hinausgegangen ist. Und deshalb könn» 
die aus jener Zeit hen-öhrenden Aeusserungen des Kanzle 
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nicht als Grundlage für die staatsrechtliche Construction der 
jetzt bestehenden Rechtsverhältnisse verwendet werden. — 

Durch die bisherigen Auseinandersetzungen ist dargethan, 
dass die Schutzgebiete zum Reiche in einem staatsrecht- 
lichen Verhältnisse stehen. Das Reich übt in den Schutz- 
gebieten aber keine volle Staatsgewalt, sondern nur 
gewisse Oberhoheitsrechte aus. Mit ihm concurriren in 
der Ausübung von Hen schaftsrechten sowohl die einhei- 
mischen Häuptlinge als die Co loni algesei Ischaften. 
Ersteren steht namentlich in Westafrika die Herrschaft über 
' die eingeborene Bevölkerung, insbesondere die Gerichtsbarkeit 
und das Besteuerungsrecht, zu. Letztere sind in Ostafrika 
und Neu-Guinea mit der Ausübung fast aller Hoheitsrechte 
betraut. Colonialgesellschaften und Häuptlinge befinden sich 
aber zum Reiche im Verhältniss der Unterordnung. Wenn 
sie auch mit gewissen Herrschaftsrechten ausgestattet sind, so 
besitzen sie doch keinerlei Souveränetät; die souve- 
räne Gewalt in den Schutzgebieten steht lediglich dem 
Reiche zu^). 

Die Rechtsstellung der Häuptlinge und der Colonialge- 
sellschaften unterscheidet sich in zweifacher Hinsicht. Der 
eine Unterschied, auf den schon JoöP) aufmerksam gemacht 
hat, besteht darin, dass die Rechte der Häuptlinge dem 
Reiche gegenüber reservirt, diejenigen der Colonial- 
gesellschaften dagegen vom Reiche verliehen sind. 
Die ersteren bilden daher eine rechtliche Schranke für 
die souveräne Gewalt des Reiches. Die Rechte, welche die 
Häuptlinge sich beim Abschluss der Schutzverträge vorbehalten 



*) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 861. 
Lab and a. a. 0. S. 789. Bornhak a. a. 0. S. 14. 
3) a. a. 0. S. 203. 
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haben, können ihnen, so lange sie ihrerseits die Verträge 
erfüllen, ohne ihre Einwilligung nicht genommen werden^). 
Dagegen ist das Beich berechtigt, in die Hoheitsrechte der 
Colonialgesellschaften einzugreifen; es kann ihnen die ver- 
liehenen Befugnisse jederzeit entziehen und zur eigenen Aus- 
übimg zurücknehmen. Ein anderer nicht minder wichtiger 
Unterschied ist aber der, dass die Häuptlinge eine per- 
sönliche, die Colonialgesellschaften dagegen eine 
territoriale Herrschaft ausüben. Die den Häuptlingen be- 
lassenen Hoheitsrechte beschränken sich im Allgemeinen auf 
die Angehörigen des betreffenden Stammes, also die einge- 
borene Bevölkerung. Ueber Reichsangehörige und andere 
Personen, welche sich in den Schutzgebieten niederlassen, 
steht ihnen eine Jurisdiction oder sonstige Obergewalt nicht 
zu. Nur ein Besteuerungsrecht, insbesondere die Erhebung 
der bisher üblichen Steuern, ist ihnen auch diesen Personen 
gegenüber regelmässig vorbehalten. Der Herrschaft der Colo- 
nialgesellschaften sind dagegen alle Personen, welche sich auf 
den unter ihrer Verwaltung stehenden Gebieten befinden, 
unterworfen, sowohl Reichsangehörige, als Angehörige anderer 
eivilisirter Staaten, als Eingeborene. 

Der Inbegriff der Hoheitsrechte, welche dem Reiche in 
den Schutzgebieten zustehen, wird als „Schutzgewalt" 
bezeichnet^). Dieser Ausdruck ist gerade deshalb gewählt 
worden, weil das Reich eine umfassende und voll entwickelte 
Staatsgewalt in den Schutzgebieten nicht besitzt, die Be- 
zeichnung „Staatsgewalt" daher nicht angemessen er- 
schien. Die Schutzgewalt umfasst keinen gleichartigen Com- 
plex von Rechten, sondern ist für die einzelnen Schutzgebiete 



^) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 863. 

2) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete § 1. 
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verschieden gestaltet^). Die Frage, welche Rechte in der 
Schutzgewalt enthalten sind, lässt sich daher nur für das 
einzelne Schutzgebiet auf Grund einer speciellen Untersuchung 
seiner Rechtsverhältnisse beantworten. 

Die Beschränkung der Schutzgewalt liegt aber lediglich 
in den ihr gegenüberstehenden Rechten anderer Rechtssub- 
jecte. Bornhak ^) findet das Wesen derselben darin, dass 
sie nur ein g e ri ng e s s ac h 1 i ch e s Ge b i e t umfasst. Es sollte 
damit ausgedrückt werden, dass eine Ausübung der Souve- 
ränetät nur in beschränktem Masse, nämlich zum Schutze 
gegen innere und äussere Feinde und zum Zwecke der 
Rechtssprechung für Europäer, beabsichtigt sei; es solle eine 
den Anfängen staatlicher Entwickelung nicht entsprechende 
weitere Ausdehnung der Staatsgewalt, namentlich auf dem 
Gebiete der sogenannten Wohlfahrtspolizei, vermieden wer- 
den. Diese Beschränkung ist aber nur eine thatsächliche, 
keine rechtliche. Das Reich hat sich in den Schutzgebieten 
bisher auf die Erfüllung eines geringen Kreises staatlicher 
Aufgaben beschränkt; es hat in ähnlicher Weise wie der 
Staat des Mittelalters seine Thätigkeit im Wesentlichen nur 
auf die Vertheidigung des Gebietes gegen auswärtige AngriiFe 
und die Gewährung von Rechtsschutz gerichtet. Diese Be- 
schränkung war bei den unentwickelten Verhältnissen der 
Schutzgebiete politisch unbedingt geboten. Aber das Reich 
ist durch keine rechtliche Schranke gehindert, im 
Laufe der Zeit auch andere Angelegenheiten in den Bereich 
seiner Aufgaben hineinzuziehen^). Und sicher wird im Laufe 



^) Vergl. die Ausführungen des Conunissionsberichtes S. 14 (Stenogr. 
Ber. Bd. V, S. 991), des Berichterstatters der Commission und des Ab- 
geordneten Dr. Haenel in der Reichstagssitzung vom 23. Mai 1886 
(Stenogr. Ber. Bd. III, S. 1607, 1608). 

2) a. a. 0. S. 14. 

^) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a.a.O. S. 863. Joel 
a. a. 0. S. 208. 
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der weiteren Entwicklung die Thätigkeit desselben sich mi 
und mehr auch auf dasjenige Gebiet ausdehnen, welches d 
unter dem Begriff der inneren Verwaltung zusanimenfasst. 
Die deutschen Schutzgebiete sind keine selbständig 
Rechtssubjecte, sondern Objecte der Reichshei 
Schaft. Sie besitzen weder eine völkerrechtliche, noch e 
staatsrechtliche, noch eine privatrechtliche Persönlichkeit, 
besitzen keine völkerrechtliche Persönlichkeit, denn 
können zu andern Staaten nicht in völkerrechtliche . 
Ziehungen treten, sondern werden völkerrechtlich durch 
Reich repräsentirt. Sie besitzen keine staatsrechtliche F 
sönlichkeit, denn sie sind keine Gemeinwesen mit eigenen ' 
ganen, welche zur Ausübung von Henschaftsrechten befäl 
und befugt wären; die Hoheitsrechte in denselben wen 
durch Organe des Reiches oder durch Organe der Colon 
gesellschaften ausgeübt. Sie besitzen keine privatrecl 
liehe Persönlichkeit, denn sie haben kein eigenes Vermög 
die Erhebung der Einkünfte in denselben erfolgt auf Reehm 
des Reiches oder der Golonialgesellschaften. 



IV. Der territoriale Charakter der deutschen 

Schutzgebiete. 



Die Schutzgebiete sind der Herrschaft des Reiches 
unterworfen; sie stehen unter der Reichsgewalt, nicht 
unter einer fremden Staatsgewalt. Die Hoheitsrechte, 
welche das Reich in den Schutzgebieten ausübt, übt es im 
eigenen, nicht im fremden Gebiete aus. Trotzdem sind 
die Schutzgebiete keine Bestandtheile des Reichs- 
gebietes. Der Umfang des Reichsgebietes ist durch Art. 1 
der Reichsverfassung festgestellt; eine Erklärung der Schutz- 
gebiete zu Bestandtheilen desselben hätte also nur durch eine 
Abänderung des genannten Art. 1 erfolgen können, eine solche 
hat aber nicht stattgefunden. Die Schutzgebiete haben dem- 
nach den Charakter von Zubehörungen oder Neben- 
ländern, aber nicht den von Theilen des Reiches. Im 
Sinne der Reichsverfassung und der Reichsgesetze sind sie 
nicht Inland, sondern Ausland^). Die Reichsverfassung 
ist daselbst nicht eingeführt; die Reichsgesetze erlangen dort 
keine Geltung. Allerdings hat das Reich die Befugniss, Ge- 



^) y. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 860. 
Laband a. a. 0. S. 789 ff. Joel a. a. 0. S. 194. Bornhak a. a. 0. 
S. 9. Pann a. a.0. S. 17. v. Eirchenheim, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechts, S. 132. 
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setze für die Schutzgebiete zu erlassen und kann demnach 
auch den Geltungsbereich eines bestimmten Reichsgesetzes auf 
die Schutzgebiete ausdehnen. Aber die Absicht dies zu thun 
muss ausdrücklich ausgesprochen sein. Der blosse Erlass 
eines Gesetzes für das Reich bleibt für die Schutzgebiete 
ohne Wirkung. 

Von einigen Schriftstellern ist die Behauptung aufgestellt 
worden, die Schutzgebiete seien völkerrechtlich Inland, 
staatsrechtlich dagegen Ausland^). Obgleich sich mit 
diesem Ausspruche wohl kaum unrichtige Vorstellungen ver- 
binden, halte ich ihn doch nicht für einen glücklichen. Er 
kann zu Missdeutungen Anlass geben. Gemeint ist nur, dass 
in den Schutzgebieten die Herrschaft einer fremden Staats- 
gewalt ausgeschlossen ist und dass dieselben völkerrechtlich 
durch das Reich vertreten werden. Beides trifft auch voll- 
kommen zu. Dagegen kann man durchaus nicht behaupten, 
dass alle völkerrechtlichen Acte, welche das Reich vornimmt, 
ohne Weiteres auf die Schutzgebiete Anwendung finden, 
z. B. dass jeder vom Reiche abgeschlossene völkerrechtliche 
Vertrag auch für die Schutzgebiete Geltung besitzt. Ebenso 
wenig darf man die verfassungsmässigen Vorschriften, welche 
für gewisse, auf das Reichsgebiet bezügliche völkerrechtliche 
Acte, z. B. Vertragsschliessungen und Gebietsabtretungen, be- 
stehen, auf gleichartige Handlungen übertragen, welche in 
Bezug auf die Schutzgebiete vorgenommen werden. 

Der Grundsatz, dass> die Schutzgebiete nicht Inland, 
sondern Ausland sind, gilt aber nicht ausnahmslos. luden 
Gesetzen wird der Ausdruck „Inland" häufig in dem Sinne 
gebraucht, dass er den Geltungsbereich des betreffenden 



^) Bornhak a. a. 0. S. 9. Pann a. a. 0. S. 15. tAehnlich auch 
V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 859, 860, 866. 
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Gesetzes bezeichnet. So kann für ein bestimmtes Gesetz ein 
Gebiet „Inland" sein, das nach allgemeinen Grundsätzen 
„Ausland" sein würde und umgekehrt. Im Sinne des Reichs- 
gesetzes über den Unterstützungswohnsitz sind Bayern und 
Elsass-Lothringen Ausland; in Bezug auf gewisse Justizvor- 
schriften können Consularjurisdictionsbezirke als Inland er- 
scheinen. Nun ist durch Vennittlung des Consulargerichts- 
barkeitsgesetzes ein grosser Theil deutscher Gesetze, nament- 
lich strafrechtlichen, privatrechtlichen und processualischen 
Inhaltes, in den Schutzgebieten eingeführt worden. Im 
Sinne dieser Gesetze werden die Schutzgebiete regelmässig 
als Inland erscheinen. Dagegen sind sie bei Gesetzen 
Staats- und verwaltungsrechtlichen Inhalts im Zweifel als 
Ausland anzusehen. Doch ist diese Unterscheidung nur im 
Grossen und Ganzen massgebend. Eine genauere Feststellung 
erfordert eine Prüfung der einzelnen gesetzlichen Bestimmungen 
nach Inhalt und Zweck. Auch müssen dabei einige positive 
Vorschriften des Reichsgesetzes, betreffend die Rechtsverhält- 
nisse der Schutzgebiete, in Betracht gezogen werden. 

Als Ausland gelten die Schutzgebiete zunächst in Bezug 
auf diejenigen Gesetze, welche im engeren Sinne als staats- 
rechtliche zu bezeichnen sind. So also in Bezug auf das 
Reichsgesetz über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- 
und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870. Die Folge 
davon war, dass Reichsangehörige, welche sich zehn Jahre in 
den Schutzgebieten aufhielten, ohne im Besitz eines Heimath- 
scheines oder eines Reisepapieres oder in eine Consular- 
matrikel eingetragen zu sein, nach § 21 des genannten Ge- 
setzes ihrer Reichs- und Staatsangehörigkeit verlustig gingen. 
Hier hat nun aber das Gesetz vom 15. März 1888 eingegriffen, 
und es gelten jetzt im Sinne des angegebenen § 21 die 
Schutzgebiete kraft ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift als 
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Inland ^). Dagegen findet § 20 des gedachten Gesetzes, nach 
welchem ßeichsangehörige, die sich im Auslande aufhalten, 
im Fall des Krieges oder einer Kriegsgefahr vom Kaiser zur 
Rückkehr in das Reichsgebiet aufgefordert und, wenn sie 
dieser Aufforderung keine Folge leisten, durch die Central- 
behörde ihres Heimathsstaates der Staats- und Reichsangehörig- 
keit verlustig erklärt werden können, auch jetzt noch auf die 
Schutzgebiete Anwendung. Ausland sind die Schutzgebiete 
ferner im Sinne des Wahlgesetzes vom 31. Mai 1869; 
eine Bildung von Wahlkreisen findet in denselben nicht statt. 
Aber auch für das Reichsbeamtengesetz vom 31. März 
1873 und die zur Ergänzung desselben erlassenen Gesetze 
gelten die Schutzgebiete als Ausland. Demnach hat ein in 
den Schutzgebieten angestellter Reichsbeamter bei Versetzung 
in den Ruhestand oder in den einstweiligen Ruhestand An- 
spnich auf Ersatz der Umzugskosten nach dem innerhalb des 
Reiches von ihm gewählten Wohnort^). Im Fall seines Todes 
sind seine Hinterbliebenen auf Kosten des Reiches in die 
Heimath zurückzubefördern^). Ihren Gerichtsstand be- 
halten die im Aus lande angestellten Reichsbeamten nach 
Vorschriften, welche sich in beiden Processordnungen, überein- 
stimmend mit dem Reichsbeamtengesetz, finden, im Heimaths- 
staate^). Allerdings sind im Sinne der Processordnungen die 
Schutzgebiete nicht Ausland, sondern Inland. Aber die 
erwähnten Bestimmungen derselben gelten auch für Reichs- 



*) Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutz- 
gebiete, § 6. 

2) Reichsbeamtengesetz § 40. 

^) Reichsgesetz, betreffend die Zurückbeförderung der Hinterbliebenen 
im Auslande angestellter Reichsbeamten und Personen des Soldaten- 
standes, vom 1. April 1888. 

*) Reichscivilprocessordnung § 16, Reichsstra^rocessordnung § 11, 
Reichsbeamtengesetz § 21. 
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beamte in den Consularjurisdictionsbezirken ; hier tritt nur 
concurrirend mit der heimathlichen Gerichtsbarkeit die 
Consulargerichtsbarkeit ein^). Die für Beamte in den 
Consularjurisdictionsbezirken massgebenden Grundsätze sind 
auch auf Beamte in den Schutzgebieten anzuwenden. Dies 
ist bezweifelt worden, weil die Vorschriften der Process- 
ordnungen ein nicht unter deutscher Herrschaft stehendes 
Gebiet im Auge hätten, während die Gerichte der Schutz- 
gebiete eine territoriale Jurisdiction ausübten^). Auf die 
allgemeine Unterwerfung der betreffenden Gebiete 
unter die deutsche Herrschaft kommt es aber bei den 
Vorschriften der Processordnungen weniger an, als darauf, ob 
in dem Gebiete, wo der Beamte sich befindet, eine deutsche 
Gerichtsbarkeit besteht. Eine solche existirt in den 
Consularjurisdictionsbezirken ebenso gut wie in den Schutz- 
gebieten. Der Unterschied liegt nur darin, dass die Gerichts- 
barkeit der Consulargerichte eine persönliche, die der 
Gerichte in den Schutzgebieten eine territoriale ist. Für 
die hier vorliegende Frage kann jedoch diese Unterschei- 
dung nicht massgebend sein. Denn für die Unterwerfung 
der betreffenden Beamten imter deutsche Jurisdiction ist sie 
bedeutungslos. Dieselben unterstehen ebensowohl der Gerichts- 
barkeit der Consulargerichte als der Gerichte in den Schutz- 
gebieten. Die nämlichen Gründe, welche dazu geführt haben, 
neben dem Gerichtsstand vor den ersteren den vor den 
heimathlichen Gerichten zuzulassen, sprechen für die Concurrenz 
des heimathlichen Gerichtsstandes mit dem der Schutzgebiets- 
gerichte. Und da die Rechtspflege in den Schutzgebieten 
überhaupt durchaus nach den Grundsätzen über die Consular- 
gerichtsbarkeit organisirt ist, so müssen auch hinsichtlich des 

^) Reichsbeamtengesetz § 22. 

2) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 915. 
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Gerichtsstandes die für die Consulargerichtsbarkeit geltenden 
Grundsätze auf die Gerichte in den Schutzgebieten eine 
analoge Anwendung finden. Reichsbeamte mit einem dienst- 
lichen Wohnsitz in den Schutzgebieten haben demnach einen 
doppelten Gerichtsstand: einen Gerichtsstand vor ihrem 
heimathlichen Gericht und einen Gerichtsstand vor dem 
betreffenden Gericht des Schutzgebietes*). 

Ausland sind die Schutzgebiete femer, soweit Be- 
stimmungen der Militärgesetze in Frage kommen. Militär- 
pflichtige, welche ihren Wohnsitz oder Aufenthalt in den 
Schutzgebieten haben, müssen sich im Reichsgebiete zur Ab- 
leistung des Militärdienstes stellen^). Besitzen sie in den 
Schutzgebieten einen dauernden Wohnsitz, so können sie auf 
ein oder zwei Jahre zurückgestellt werden^). Mannschaften 
des Beurlaubtenstandes und Landsturmpflichtige, welche sich 
in den Schutzgebieten befinden, müssen sich — erstere bei 
eintretender allgemeiner Mobilmachung, letztere, wenn sie vom 
Aufruf betroffen werden — in das Reichsgebiet zurück- 
begeben*). Dagegen kommen den in den Schutzgebieten 
befindlichen Angehörigen des Beurlaubtenstandes und des 
Landsturmes auch diejenigen besonderen Begünstigungen zu 
Gute, welche den in gleichem Dienstverhältniss stehenden 
Personen in anderen aussereuropäischen Ländern zu Theil 
werden^). 

Auch im Sinne der Zoll- und Steuergesetze gelten 
die Schutzgebiete als Ausland. Sie sind kein Bestand- 



^) üebereinstimmend : v. König a. a. 0. S. 472. 

^) Eeichsmilitärgesetz vom 2. Mai 1874, § 12. 

*) Reichsmilitärgesetz § 20, Nr. 7. 

*) Keichsmilitärgesetz § 58, Reichsgesetz, betreffend Aenderungen 
der Wehrpflicht, vom 11. Februar 1888, Art. II, § 28. 

^) Reichsmilitärgesetz § 59, Reichsgesetz vom 11. Februar 1888, 
Art n, § 4, 28. 
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theil des einheitlichen Zoll- und Handelsgebietes, welches 
Deutschland nach Art. 33 der Reichsverfassung bildet. Dem- 
nach unterliegen die Waaren, welche aus den Schutzgebieten 
in das deutsche Zollgebiet eingeführt werden, der Zollpflicht. 
Ebenso ist von allen aus den Schutzgebieten in das Zollgebiet 
eingeführten und aus letzterem in die Schutzgebiete ausge- 
führten Gegenständen die statistische Gebühr zu entrichten ^). 
Andererseits werden aber auch bei der Ausfuhr in die Schutz- 
gebiete diejenigen Ausfuhrvergütungen gezahlt, welche bei der 
Ausfuhr in das Ausland zu gewähren sind. Die auf die 
Schutzgebiete gezogenen Wechsel unterliegen der Wechsel- 
Stempelsteuer nur unter denselben Voraussetzungen, wie auf 
das Ausland gezogene Wechsel ^). Ein in den Schutzgebieten 
ausgestellter Wechsel wird erst steuerpflichtig, wenn ihn der 
erste inländische Inhaber aus den Händen giebt^). Werth- 
papiere, Banknoten und Lotterieloose aus den Schutzgebieten 
würden im Sinne des Reichsgesetzes, betreffend die Reichs- 
stempelabgaben vom 3. Juni 1885, als ausländische zu be- 
trachten sein. Spielkarten, welche aus den Schutzgebieten in 
das Reichsgebiet eingeführt würden, müssten zur Abstempelung 
gegen Entrichtung der gesetzlichen Stempelsteuer vorgelegt 
werden*). Dagegen bleiben im Reiche hergestellte Spiel- 
karten, welche unter amtlicher Controle in die Schutzgebiete 
ausgeführt werden, von der Stempelabgabe frei^). Nur bei 
Anwendung des Reichsgesetzes wegen Beseitigung der 



') Keichsgesetz , betreffend die Statistik des Waarenverkehrs des 
deutschen Zollgebietes mit dem Auslande, vom 20. Juli 1879, § 1. 

2) Reichsgesetz, betreffend die W^echselstempelsteuer, vom 10. Juni 
1869, § 1. 

^) Wechselstempelsteuergesetz § 5. 

*) Reichsgesetz, betreffend den Spielkartenstempel, vom 3. Juli 
1878, § 3. 

^) Reichsgesetz, betreffend den Spielkartenstempel, § 1. 
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Doppelbesteuerung gelten die Schutzgebiete kraft einer 
ausdrücklichen gesetzlichen Bestimmung als Inland^). Nach 
dem erwähnten Gesetz darf ein Deutscher — abgesehen von 
den auf Grundbesitz, Gewerben, Gehalten, Pensionen und 
Wartegeldem ruhenden Steuern — zu directen Steuern nur 
in demjenigen Bundesstaate herangezogen werden, in welchem 
er seinen Wohnsitz, eventuell seinen Aufenthalt hat. Diese 
Bestimmung findet keine Anwendung auf solche Reichsange- 
hörige, welche ihren Wohnsitz oder Aufenthalt ausserhalb des 
Reichsgebietes haben; diese können von demjenigen Bundes- 
staate, in dem sie staatsangehörig sind, einer Besteuerung 
ihres gesammten Einkommens unterworfen werden. Reichs- 
angehörige aber, welche ihren Wohnsitz in den Schutzgebieten 
haben, gelten im Sinne dieser Bestimmung nicht als ausser- 
halb des Reichsgebietes wohnend ; sie unterliegen daher inner- 
halb des Reichsgebietes einer Besteuerung nur hinsichtlich 
des in einem Bundesstaate gelegenen Grundbesitzes, der in 
einem solchen betriebenen Gewerbe und der aus einzelstaat- 
lichen Mitteln gezahlten Gehalte, Pensionen oder Wailegelder. 
Ihr ganzes übriges Einkommen ist von directen Steuern frei ; 
also namentlich das Einkommen aus Capitalrenten, auch wenn 
die Capitalien im Reichsgebiet angelegt sind, das Einkommen 
aus dem in den Schutzgebieten belegenen Grundbesitz oder 
den daselbst betriebenen Geschäften, der persönliche Arbeits- 
verdienst und die Gehalte, welche aus der Reichskasse oder 
von den Colonialgesellschaften gezahlt werden. Allerdings würde 
dieses Einkommen innerhalb der Schutzgebiete einer directen 
Besteuerung unterworfen werden können. Dagegen müsste, 
falls es einmal in den Schutzgebieten zur Einführung directer 



^) Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutz- 
gebiete, § 6. 
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Steuern kommen sollte, das oben erwähnte, der Besteuerung 
seitens der einzelnen Bundesstaaten unterliegende, Einkommen 
von der Steuer freigelassen werden. 

Aus dem Umstände, dass die Schutzgebiete keinen 
Bestandtheil des deutschen Zoll- und Handelsgebietes bilden, 
folgt, dass sie auch in Bezug auf sonstige, namentlich 
polizeiliche, Vorschriften über Aus- und Einfuhr 
als Ausland zu betrachten sind. Der Erlass eines allgemeinen 
Aus- oder Einfuhrverbotes wirkt auch gegen die Schutzgebiete, 
wenn in Bezug auf dieselben nicht eine besondere Ausnahme 
gemacht wird. Die Bestimmung des Viehseuchengesetzes, 
welche die Einfuhr von Thieren, die an einer übertragbaren 
Seuche leiden, verbietet, gilt auch für die Einfuhr aus den 
Schutzgebieten^). Der Grundsatz, dass die Einfuhr von 
Sprengstoffen aus dem Auslande nur mit polizeilicher Ge- 
nehmigung zulässig ist, findet auch auf die Einfuhr aus den 
Schutzgebieten Anwendung^). Gold- und Silber waaren, welche 
aus den Schutzgebieten eingeführt werden, müssen ebenso wie 
andere ausländische Waaren dieser Art nach Massgabe des 
Reichsgesetzes über den Feingehalt der Gold- und Silber- 
waaren vom 16. Juli 1884 mit dem Reichsstempel versehen 
werden. 

Aber auch in Bezug auf andere Polizeigesetze und 
Gesetze, welche dem Bereiche der inneren Ver- 
waltung angehören, sind die Schutzgebiete regelmässig 
als Ausland anzusehen. Polizeiliche Ausweisungen aus dem 
Reichsgebiet verhindern daher den Ausgewiesenen nicht, seinen 
Aufenthalt in den Schutzgebieten zu nehmen, sofern hier nicht 



^) Reichsgesetz, betreffend die Abwehr und Unterdrückung von Vieh- 
seuchen, vom 23. Juni 1880, § 6. 

2) Reichsgesetz gegen den verbrecherischen und gemeingefährlichen 
Gebrauch von Sprengstoffen vom 9. Juni 1884, § 1. 
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eine neue Ausweisung erfolgt. Die Befuguiss der Rei 
augehörigen, sich innerhalb des Reichsgebietes an jedem ( 
niederzulassen, Grundeigenthum zu erwerben, Gewerbe 
betreiben, besteht nicht für die Schutzgebiete, da das F 
zügigkeitsgesetz vom 1. November 1867 und die Rei 
gewerbeordnung daselbst nicht eingeftlhrt sind. Dass 
Schutzgebiete im Sinne des Unterstützungswohnsitzgese 
vom 6. Juni 1870 als Ausland gelten, bedarf keiner Erörter 
Juristische Personen, welche ihren Sitz in den Schutzgebii 
haben, würden hinsichtlich ihres Gewerbebetriebes im Re 
denselben Beschränkui^en wie juristische Personen des j 
landes unterliegen •). Auch im Sinne des Reichsgesetzes g( 
die gemeingefährlichen Bestrebungen der Socialdemoki 
vom 21. October 1878 müssen die Schutzgebiete als Ausl 
betrachtet werden ; doch hat diese Frage kaum eine praktii 
Bedeutung. Dagegen findet die Bestimmui^ in § 14 
Pressgesetzes vom 7. Mai 1874, nach welcher ■ 
ausländische periodische Druckschrift, wenn gegen dies< 
binnen Jahresfrist zwei Mal eine Verurtheilung auf Gr 
des § 41 und 42 des Strafgesetzbuches erfolgt ist, ' 
Reichskanzler auf zwei Jahre verboten werden kann, 
Druckschriften, die in den Schutzgebieten erscheinen, me 
Erachtens keine Anwendung. Denn das Verbot soll in die 
Falle gewissermassen die gerichtliche Bestrafung erset 
welche unausfilhrhar ist, weil sich der Thäter nicht im 
reiche der deutschen Gerichtsgewalt befindet. Letztere Von 
Setzung würde bei Herausgabe einer Druckschrift in 
Schutzgebieten nicht zutreiTen; aus diesem Grunde mü 
die betreffende Bestimmung des Pressgesetzes ausser Anv 
düng bleiben. Die Frage hat allerdings jetzt noch keint 

') Reieh?gewerbeordnung Tom 1. Juli 188S, g 12. 

Oeoig Ueysr, 9tut»r. Stallg. d. i. Scholz;. 7 
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praktische Bedeutung; sie kann aber im Laufe der Zeit eine 
solche gewinnen, wenn sich einmal, was durchaus nicht 
ausserhalb des Bereiches der Möglichkeit ist , eine Presse in 
den Schutzgebieten entwickeln sollte. 

Anders liegt die Sache in Bezug auf Privatrecht, 
Strafrecht und Processrecht. So weit diese Rechts- 
gebiete in Frage kommen, sind die Schutzgebiete regelmässig 
als Inland anzusehen, wenn durch Einflihrung des Consular- 
gerichtsbarkeitsgesetzes die betreffenden deutschen Gesetze 
dort Geltung erlangt haben. 

Was zunächst das Privatrecht betrifft, so sind im 
Sinne der Wechselordnung die Schutzgebiete zweifellos 
Inland^). Im Gegensatz dazu finden gewisse Bestimmungen 
des Handelsgesetzbuches, welche für das Ausland ge- 
geben sind, meines Erachtens auch auf die Schutzgebiete An- 
wendung. Im Art. 482 wird dem Schiffer die Verpflichtung 
auferlegt, dem Rheder den von ihm durch die Nichtbeobach- 
tung der im Auslande bestehenden gesetzlichen Vorschriften, 
insbesondere der Polizei-, Zoll- und Steuergesetze herbei- 
geführten Schaden zu ersetzen. Diese Verpflichtung besteht 
auch hinsichtlich desjenigen Schadens, welcher durch die 
Nichtbeobachtung der in den Schutzgebieten bestehenden Ge- 
setze entstanden ist, denn in Bezug auf Polizei-, Zoll- und 
Steuergesetze gelten die Schutzgebiete als Ausland. Art. 473 
bestimmt, dass der im Fall der Auflösung einer Rhederei ein- 
tretende öffentliche Verkauf des Schiffes nur geschehen kann, 
wenn das Schiff zu einer Reise nicht verfrachtet ist und sieh 
im Heimathshafen oder in einem inländischen Hafen 
befindet; eine Ausnahme tritt nur ein, wenn das Schifi' 
reparaturunfähig oder reparaturunwürdig ist. Ein Hafen der 



i) Wechselordnung, Art. 34, 52, 84, 85. 
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Schutzgebiete kann als ein inländischer HafeD 
Sinne dieser Bestimmui^ nicht angesehen werden. I 
das Handelsgesetzbuch unterscheidet tiberhaupt a u s i 
europäische, europäische und inländische Hl 
letztere sind eine eufiere Gruppe der europäisc 
Häfen, es können darunter also nur die Häfen im Reii 
gebiet verstanden werden. Noch deutlicher tritt die 
Bezug auf die Festsetzungen des Art. h2l hervor. ! 
diesen muss der auf unbestimmte Zeit angestellte Schiffe 
Dienste verbleiben, bis das Schiff in den Heimathsha 
oder in einen inländ48chen Hafen zurückgekehrt ist 
kann jedoch seine Entlassung fordern, wenn seit der e 
Abreise zwei Jahre verflossen sind, falls das Schiff sie 
einem europäischen Hafen, oder drei Jahre, falls es 
in einem aussereuropäischen Hafen befindet, 
können mit inländischen Häfen selbstverständlich 
Häfen im Reichsgebiete gemeint sein; die Häfen 
Schutzgebiete sind im Sinne dieser Bestimmung aus 
europäische. 

Ziemlich schwierig und complicirt ist die Frage, o1 
Schutzgebiete Inland oder Ausland sind, hinsichtlich 
Seemannsordnung vom 27. Deceniber 1872. 
Geltungsbereich des Gesetzes kann für die Entschei 
nicht massgebend sein, denn derselbe ist überhaupt 
territorial beschränkter. Das Gesetz findet auf alle ] 
fahrteisehiffe Anwendung, welche das Recht haben, die R« 
flagge zu fuhren, ohne Rücksicht auf den Ort, wo sie 
befinden'). Die Meinung v. Stengel's^) geht dahin 
Schutzgebiete seien im Sinne des Gesetzes Inland ; unter 
Ausdruck „Ausland" könnten in demselben nur solche Gf 

') Seemaansordnung § I. 

*) Deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 870. 
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verstanden werden, welche einer fremden Staatsgewalt unter- 
worfen seien. So einfach liegt aber die Sache Tiicht. Viel- 
mehr kommt es auf eine Prüfung der einzelnen Bestimmungen 
an. Ein Theil der in der Seemannsordnung vorkommenden 
Verschiedenheiten zwischen Ausland und Inland beruht auf 
der verschiedenartigen Organisation der Seemannsämter. 
Im Inland sind überall in den Musterungsbehörden der Einzel- 
staaten die erforderlichen Organe vorhanden, um die Functionen 
der Seemannsämter wahrzunehmen. Im Auslande fungiren 
als solche die Consuln des Reiches. In den Schutzgebieten 
bestanden bisher Seemannsämter überhaupt nicht. Durch das 
jetzige Gesetz ist dem Kaiser die Möglichkeit gegeben, die 
Befugnisse derselben den Beamten der Schutzgebiete zu über- 
tragen^). Aber eine durchgebildete Organisation wie im 
Reichsgebiete wird dort auch nach Durchführung dieser Be- 
stimmung nicht vorhanden sein. Schon deshalb erscheint es 
richtiger, die Stellung der Seemannsämter in den Schutz- 
gebieten als eine den Seemannsämtem im Auslande analoge 
aufzufassen. Dazu kommt aber noch der Umstand, dass nach 
der vorher erwähnten gesetzlichen Vorschrift die Bestellung 
der Seemannsämter in den Schutzgebieten in der Weise er- 
folgt, dass dem betreffenden Beamten die Befugnisse der 
Consuln, also gerade der ausländischen Seemannsämter, über- 
tragen werden. Aus diesen Gründen werden im Sinne aller 
Bestimmungen der Seemannsordnung, welche die Rechtsstellung 
der Seemannsämter im Inlande und im Auslande verschieden 
normiren, die Schutzgebiete als Ausland anzusehen sein^). 
Bei anderen Bestimmungen, in welchen zwischen Inland und 
Ausland oder zwischen deutschen und ausländischen Häfen 



^) Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutz- 
gebiete, § 5. 

«) Seemannsordnung § 11, 14, 23, 52, 101, 103. 
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untei-schieden wird, ist augenscheinlich die Entfernung 
von der Heimath oder vom Ausgangshafen mass- 
gebend gewesen. Im Sinne dieser Bestimmungen haben die 
Schutzgebiete gleichfalls als Ausland zu gelten, so z. B. bei 
den Vorschriften darüber, die Rückkehr in welchen Hafen 
als Rückreise zu gelten hat^), femer hinsichtlich des Grund- 
satzes, dass der Schiffer den Schiffsmann im Ausland nicht 
ohne Genehmigung des Seemannsamtes zurücklassen darf^). 
Ebenso besteht die Verpflichtung der deutschen Kaufifahrtei- 
schiflFe, hülfsbedürftige deutsche oder solche hülfsbedürftige 
ausländische Seeleute, welche unmittelbar vorher auf einem 
deutschen Kauffahrteischiffe gedient haben, behufs Rückbe- 
förderung nach Deutschland mitzunehmen, auch gegenüber 
den in den Schutzgebieten sich befindenden Seeleuten^). 
Dagegen findet die Bestimmimg, dass strafbare Hand- 
lungen der Seeleute, welche im Auslande begangen sind, 
erst von dem Tage an verjähren, an welchem das Schiff, dem 
der Thäter zur Zeit der Begebung angehörte, zuerst ein 
Seemannsamt erreicht*), auf die in den Schutzgebieten 
begangenen strafbaren Handlungen keine Anwendung. Denn 
strafrechtlich gelten die Schutzgebiete als Inland; und der 
Thäter, der dort strafbare Handlungen begeht, befindet sich 
im Bereiche deutscher Gerichtsgewalt. Ebenso bezieht sich 
das an den Schiflfemann gerichtete Verbot, den Schiffer vor 
■einem fremden Gerichte zu belangen^), nicht auf. die Gerichte 
-der Schutzgebiete. Denn diese sind keine fremden, 
sondern deutsche Gerichte. 



1) Seemannsordnung § 54. 
^) Seemannsordnung § 71, 98. 

*) Eeichsgesetz, betreffend die Verpflichtung deutscher Kauffahrtei- 
schiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute, vom 27. December 1872. 
*) Seemannsordnung § 100. 
^) Seemannsordnung § 105. 
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Als Inland müssen die Schutzgebiete femer im Sinne 
des Reichsgesetzes, betreffend das Urheberrecht an 
Schriftwerken, Abbildungen, musikalischen Compositionen und 
dramatischen Werken, vom 11. Juni 1870 so wie der weiteren 
Gesetze über das Urheberrecht an Werken der bildenden 
Künste, an Photographieen, an Mustern und Modellen vom 
9., 10. und 11. Januar 1876 angesehen werden. Erzeugnisse 
dieser Art gemessen in den Schutzgebieten denselben Schutz 
wie im Reiche und haben, wenn sie aus den Schutzgebieten 
herrühren, innerhalb des Reiches Schutz zu beanspruchen. 
Dasselbe gilt von Waarenzeichen nach Massgabe des Reichs- 
gesetzes über den Markenschutz vom 30. November 
1874. Auch das Reichspatentgesetz ist als ein Gesetz 
privatrechtlichen Charakters in den Schutzgebieten als in Kraft 
befindlich zu erachten; demnach sind die Schutzgebiete auch 
in Bezug auf dieses Gesetz Inland. Es dürfen also 
patentirte Gegenstände in den Schutzgebieten nicht gewerbs- 
mässig hergestellt, in Verkehr gebracht oder feilgehalten, 
auch von dort nicht in das Reichsgebiet eingeführt, ein 
patentirtes Verfahren darf daselbst nicht in Gebrauch ge- 
nommen werden^). Andreimts wird die Patentirung einer 
Erfindung dadurch ausgeschlossen, dass diese in den Schutz- 
gebieten offenkundig benutzt ist^); die Ertheilung eines 
Patentes wirkt nicht gegen denjenigen, welcher zur Zeit der 
Anmeldung die Erfindung in den Schutzgebieten in Benutzung 
genommen oder die zur Benutzung erforderlichen Ver- 
anstaltungen getroffen hatte ^). Jemand, der in den Schutz- 
gebieten wohnt, braucht, wenn er um ein Patent nachsucht, 
einen besonderen Vertreter im Reichsgebiet nicht zu bestellen *). 



^) Patentgesetz § 4. 
2) Patentgesetz § 2. 
^) Patentgesetz § 5. 
*) Patentgesetz § 12. 
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laland sind die Schutzgebiete in strafrechtli 
Beziehung. Die in denselben begangenen stral 
Handlungen sind nach Massgabe der deutschen Geset 
bestrafen*). Die Vorschriften des Reichestrafgesetzl 
über die Begehui^ von Verbrechen im Auglande finde 
die Schutzgebiete keine Anwendung'). Ein Ausländer 
in den Schutzgebieten sich hochverrätherischer Handh 
gegen einen fremden Staat schuldig macht, unterlieg 
Bestrafung nach § 102 des Reichsstra^esetzbuchs. Der 
bestand des Rückfalls ist vorhanden, wenn eine der l 
Bestrafungen im Reichsgebiet, die andere in den S( 
gebieten stattgefunden hat"). 

Als Inland gelten die Schutzgebiete endlich im 
der Processgesetze. Die Bestimmungen der Civil- 
Strafprocessordnung , welche für solche Personen, di 
deutschen Reiche weder einen Wohnsitz noch einen Aufe 
haben, sondern sich im Auslande befinden, einen Gericht) 
innerhalb des Reiches anordnen*), gelten nicht für Pen 
welche in den Schutzgebieten wohnen oder sich aufk 
Der Zweck der gedachten Bestimmungen ist nicht 
V, Stengel^) in einem der fraglichen Fälle meint, di 
stellui^ der Klage nicht übermässig zu erschweren, so 
für die betreffenden Personen einen Gerichtsstand vor 
deutschen Gerichte zu begründen. Ein solcher b 
aber, wenn sie bei einem Gerichte der Schutzgebiete gei 
pflichtig sind. Aus demselben Grunde bleibt auch die 
Schrift der Civilprocessordnung, dass die Klage auf W 



*) Reichsstrafgesetzbuch g 3. 

^ ReicLBBtrafgesetabuch § 4^1, 37. Vergl. Joöl i 
') Reichsstrafgesetzbuch § 244, 245, 250, 261, 264. 
*) Stra^rocessordnung § 8, CivilproceBsorcinuDg § 51 
^) I>eut8chea Colonialstaalsrecht a. a. 0. S. 936. 
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aufhebung der Entmündigung gegen den Staatsanwalt zu 
richten ist, wenn derjenige, der die Entmündigung beantragt 
hat, sich im Auslande befindet, ausser Anwendung, falls der- 
selbe seinen Wohnsitz oder Aufenthalt in einem Schutzgebiete 
hat^). Wenn ein Schuldner einen allgemeinen Gerichtsstand in 
einem der Schutzgebiete besitzt, so darf nicht — wie es zulässig 
sein würde, wenn er nur im Auslande einen allgemeinen 
Gerichtsstand hätte — ein Specialconcursverfahren über sein 
im Reichsgebiete befindliches Vermögen eröffnet werden*). 
Die Bestimmungen über Zustellungen^), Beweiserhebungen*) 
und Vollstreckung von Urtheilen^) im Auslande finden 
keine Anwendung auf gleiche Acte, welche in den Schutz- 
gebieten vorzunehmen sind^). Ein Beschuldigter, der sich in 
einem Schutzgebiete aufhält, gilt nicht als abwesend im Sinne 
der § 818 und 470 der Strafprocessordnung. Bei Ehestreitig- 
keiten ist der Umstand, dass der Beklagte sich in einem 
Schutzgebiet befindet, an und für sich kein genügender Grund 
für das Wegfallen des Sühnetennins '). Die Urtheile der 
Gerichte der Schutzgebiete, welche im Reiche zu vollstrecken 
sind, gelten nicht als ausländische Urtheile®). Ebenso wenig 
ist ein in den Schutzgebieten eröffnetes Concursverfahren als 
ein ausländisches im Sinne der Concursordnung anzusehen®). 
Dass die Bestimmungen der §§ 42 und 49 der Concurs- 
ordnung auf die Schutzgebiete keine Anwendung finden, er- 
giebt sich von selbst, da dieselben ein besonderes ausländisches 



^) Civilprocessordnung § 626. 

2) Concursordnung § 208. 

8) Civilprocessordnung § 182 — 183, 186, Strafprocessordnung § 37. 

*) Civilprocessordnung § 328, 329, 334. 

^) Civilprocessordnung § 700, 797. 

«) Vergl. auch Joel a. a. 0. S. 229. 

'') Civilprocessordnung § 573. 

8) Civilprocessordnung § 660, 661. Vergl. Joel a. a. 0. S. 229. 

®) Concursordnung § 207. 
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vom inländischen verschiedenes Concursrecht voraussetzen. - 
Nur da, wo die Civilprocesaordnung bei Fristbestin 
mangen zwischen Inland und Ausland unterscheidet, sit 
die Schutzgebiete als Ausland anzusehen '). Denn hier i 
für die Unterscheidung nicht die Verschiedenheit der i 
ländischen und ausländischen Rechtszustände sondern, w 
auch V. Stengel bemerkt"), lediglich die räumliche Ed 
femuug massgebend gewesen. 

') .CivilprocesBordDiing§234, 304. 459. — Vergl. auch JoSl a. a. 
S.229, V. König a. a. 0. S. 479. 

") Deutsches Colonialstaatsrecbt a. a. 0. 8. 896. 



V. Die rechtliche Stellung der Bevölkerung der 

deutschen Schutzgebiete. 



Die Bewohner der deutschen Schutzgebiete zerfallen in 
drei Hauptgruppen: 

1. Die Reichsangehörigen. 

Die Eeiehsangehörigen, welche in den Schutzgebieten 
ihren Wohnsitz oder Aufenthalt haben, stehen lediglich unter 
der Herrschaft des Reiches oder der vom Reiche mit der 
Ausübung von Hoheitsrechten betrauten Colonialgesellschaften. 
Der Autorität der einheimischen Häuptlinge sind sie nicht 
unterworfen. Auf sie findet das Consulargerichtsbarkeitsgesetz, 
wenn es in dem betreffenden Schutzgebiet eingeführt ist, 
ohne Weiteres Anwendung. Sie haben alle Rechte und 
Pflichten, welche den Reichsangehörigen überhaupt zustehen, 
wenn sie dieselben auch nur so weit ausüben können, als 
dies ohne Wohnsitz im Reichsgebiet möglich ist. Sie besitzen 
daher grundsätzlich das active Wahlrecht zum Reichstage, 
können aber thatsächlich an den Wahlen nicht Theil nehmen, 
weil ihnen der Wohnsitz in einem Wahlkreise mangelt; dagegen 
steht ihnen die Wahlfähigkeit mit voller rechtlicher Wirkung 
zu. Sie haben ferner Anspruch auf den völkerrechtlichen 
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Schutz des Reiches gegenQber fremden Staaten. Andrersei 
sind sie verpflichtet , dem Reiche den Militärdienst 
leisten. 

2. Die Angehörigen anderer eivilisirter Staaten. 

Auch diese sind, wenn sie sich im Schutzgebiet niedi 
gelassen haben, nur der Herrschaft des Reiches oder der n 
Hoheitsrechten ausgestatteten Colonialgesellschaften naU 
worfen; sie stehen ebenso wenig wie die Reichsangehörig 
unter der Botmässigkeit der einheimischen Häuptlinge. £ 
haben Anspruch auf den Schutz ihrer Personen ui 
ihrer Privatrechte innerhalb des Schutzgebietes. In 
fem mag es gerechtfertigt sein, diese Personen, wie Lab and 
thut, sämmtlich als Scbutzgenossen zu bezeichnen. Ah 
innerhalb derselben bilden die Schutzgenossen in dem Sinr 
wie das Wort in uusem Consulargesetzen gebraucht wii 
doch eine engere Gruppe. Unter Schutzgenossen i 
engeren Sinne versteht man Angehörige fremder Staat« 
welchen deutscher consularischer Schutz durch Staatsverträi 
für den Fall zugesichert ist, dass sich ein Consularbeamt 
ihres eigenen Staates in dem betreffenden Bezirke nicht b 
findet (Oesterreicher, Schweizer, Luxemburger). Auf die 
findet das Consulai^erichtsbarkeitsgesetz, wenn es in df 
betreffenden Schutzgebiet eii^eführt wird, ohne Weitei 
Anwendung^); auf die Angehörigen sonstiger civilisirt 
Staaten muss es erst durch kaiserliche Verordnung ausg 
dehnt werden. Die in den Schutzgebieten wohnenden A 
gehörigen fremder Nationen werden vom Reiche vor A 
griffen auswärtiger Mächte geschützt, sofern sich letztere u 

') a. a. 0. & 791. 

') Reichsgesetz über die Constilat^erichtsbarkeit vom 10. J 
1879, S. I. 
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mittelbar gegen das Schutzgebiet, die in demselben befind- 
lichen Personen oder Vermögensobjekte richten. Abgesehen 
hiervon haben sie aber völkerrechtlichen Schutz 
seitens des Reiches nicht zu beanspruchen. Wollen sie 
gegenüber anderen Staaten in ihren Rechten oder Interessen 
vertreten werden, so müssen sie sich an die in demselben 
residirenden Gesandten oder Consuln ihres Heimathsstaates 
wenden. Auch die Schutzgenossen im engeren Sinne würden 
auf einen derartigen Schutz nur Anspruch haben, wenn ein 
Consularbeamter ihres eigenen Staates in dem betreffenden 
Bezirk nicht vorhanden wäre. Die Schiffe der in den Schutz- 
gebieten wohnhaften Angehörigen fremder civilisirter Staaten 
dürfen daher auch nicht die Reichsflagge, sondern müssen die 
Flagge ihres Heimathsstaates führen. Dass die in den Schutz- 
gebieten befindlichen fremdenStaatsangehörigen auch der übrigen 
Rechte entbehren, deren Voraussetzung der Besitz der Reichs- 
angehörigkeit ist, bedarf keiner Ausführung. Ebenso versteht 
es sich von selbst, dass sie die specifischen Pflichten der 
Reichsangehörigen nicht zu erfüllen haben. 

3. Die Eingeborenen. 

Die Eingeborenen der Schutzgebiete sind Unterthanen 
des Reiches; dem Reiche stehen Herrschaftsrechte über 
dieselben zu. Aber mit der Herrschaft des Reiches 
concurrirt in vielen Schutzgebieten die Herrschaft der 
Häuptlinge, so dass die Eingeborenen in einem doppelten 
Unterthanenverhältniss stehen ^). Die Rechtszustände der Ein- 



/) Die Behauptung Lab and 's a. a. 0. S. 788, 792, die Regierung 
der Eingeborenen bleibe den einheimischen Häuptlingen oder den 
Colonialgesellschaften , also den Trägem der Unterstaatsgewalt, über- 
lassen, die ünterthänigkeit derselben gegenüber dem Reiche sei also 
eine mittelbare, trifft für den thatsächlich bestehenden Rechtszustand 
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geboreneu sind in den einzelnen Schutzgebieten verschiede 
gestaltet, so dass eine Darstellung derselben nur für dd 
einzelne Schutzgebiet mißlich ist. Die Eingeborenen habe 
auf den Schutz ihrer Personen und ihrer Privat 
rechte seitens des Reiches Anspruch. Auch da, wo si 
selbst nicht der Gerichtsbarkeit des Reiches oder der Colonia 
gesellschaften, sondern der ihrer Häuptlinge unterstehen, miit 
sie (las Keich vor Verletzungen seitens der Reichsangehörige 
oder der Angehörigen anderer civilisirter Staaten schützet 
Wenn sie der Gerichtsbarkeit des Reiches unterworfen sint 
findet das Consulargerichtsbarkeitsgesetz auf sie keine Ai 
Wendung. Der Kaiser ist allerdings berechtigt, die Bt 
Stimmungen desselben auf sie auszudehnen ; er kan 
ihre Rechtsverhältnisse aber auch in einer abweichende 
Weise regeln. Die Eingeborenen sind keine Reichs 
angehörigen, und iiaben daher weder die Rechte noch di 
Pflichten derselben. Kur ein Anspruch auf den Völker 
rechtlichen Schutz des Reiches gegenüber fremde; 
Staaten steht den Eingeborenen in demselben Umfange wi 
den Reichsangehörigen zu. Denn die <iewährung diese 
Schutzes ist ein wesentlicher Bestandtheil der vom Reiche ii 
den fraglichen Gebieten Übernommenen SchutzherrschafI 
Aus diesem Grunde hat auch das Gesetz vom 15. März 188i 
bestimmt, dass die Eingeborenen der Schutzgebiete durci 



im WeBentlichen zu. Höchstens in dem der südwestafrikaniscben Gesell 
echaft gehörenden Küstenstrich des südwestafrikanischen Schutzgebiete 
würde der kaiserliche Commissar über etwa dort befindliche Eingeboreni 
deren Z^ jedoch nur eine sehr geringe sein kann, direct die Hobeitsrecht 
auszuüben haben. Aber rechtlich steht kein Hindeniiss entgegen, das 
sich auch anderswo unmittelbare Hoheitsrechle des Reiches über di 
Eingeborenen auBbilden. Mit einem Wort: die Schutsgewalt de 
Reiches trägt die Fähigkeit in sich, sich zu einer vollen Staatsgewalt zi 
entwickeln. 
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kaiserliche Verordnung in Bezug auf das Recht zur Führung 
der Reichs flagge den Reichsangehörigen gleichgestellt 
werden können^). Dabei ist allerdings vorgesehen, dass die 
zur Führung der Reichsflagge berechtigten Schiffe nicht als 
deutsche Schiffe im Sinne des Seeunfallversicherungsgesetzes 
betrachtet werden, so dass die Vorschriften über die Unfall- 
versicherung der Seeleute auf sie keine Anwendung finden. 
Dagegen muss die Seemannsordnung vom 27. December 1872 
als für die betreffenden Schiffe in Kraft befindlich erachtet 
werden, da sich dieselbe nach Massgabe ihres § 1 auf alle 
Schiffe erstreckt, welche das Recht besitzen, die Reichsflagge 
zu führen. Dieses Resultat ist zwar von der Gesetzgebung 
kaum beabsichtigt worden^ nach Lage der gesetzlichen Vor- 
schriften aber nicht abzulehnen. 

Die in den Schutzgebieten wohnenden Ausländer, sowohl 
die Eingeborenen als die Angehörigen anderer civilisirter 
Staaten, konnten bisher deutsche Reichsangehörigkeit 
nur dadurch erla:ngen, dass sie durch Naturalisation die 
Staatsangehörigkeit eines Bundesstaates bez. die 
Landesangehörigkeit von Elsass-Lothringen er- 
warben. Als Voraussetzung für die Vornahme einer solchen 
Naturalisation stellt aber § 8 des Reichsgesetzes über die Er- 
werbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit 
Tom 1. Juni 1870 die Niederlassung in dem betreffenden 
Lande hin. Diese Vorbedingung vermochten die in den 
Schutzgebieten wohnhaften Ausländer nicht zu erfüllen. Dire 
Naturalisation war daher unmöglich. 

Es erschien aber wünschenswerth, solchen Ausländem, 
welche sich in den deutschen Schutzgebieten dauernd nieder- 
lassen und daselbst den Mittelpunkt ihrer wirthschaftlichen 

1) Reichsgesetz, betr. die Eechtsverhältnisse der Schutzgebiete. § 7. 
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Thätigkeit haben, auch die Möglichkeit zu gewähren, durch 
den Erwerb der deutsehen Reichsangehörigkeit 
in einen politischen Zusammenhang mit dem deutschen Reiche 
zu treten. Diese Möglichkeit ist durch das Reichsgesetz vom 
15. März 1888 gegeben worden. Dasselbe schreibt wörtlich 
Folgendes vor: 

„Ausländem, welche in den Schutzgebieten sich nieder- 
lassen, sowie Eingeborenen kann durch Naturalisation die 
Reichsangehörigkeit von dem Reichskanzler verliehen werden. 
Der Reichskanzler ist ermächtigt, diese Befugniss einem 
anderen kaiserlichen Beamten zu übertragen. 

„Auf die Naturalisation und das durch dieselbe begründete 
Verhältniss der Reichsangehörigkeit finden die Bestimmungen 
des Gesetzes über die Erwerbung und den Verlust der 
Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870, sowie 
Artikel 3 der Reichsverfassung und § 4 des Wahlgesetzes 
für den deutschen Reichstag, vom 31. Mai 1869 entsprechende 
Anwendung" ^). 

Durch diese Festsetzungen ist ein dem bisherigen Recht 
unbekanntes Rechtsverhältniss geschaffen worden : eine Reichs- 
angehörigkeit ohne die Grundlage einer Staats- oder 
Landesangehörigkeit. Allerdings wird von einigen staats- 
rechtlichen Schriftstellern, insbesondere von Laband^), die 
Behauptung aufgestellt, dass ein derartiges Verhältniss schon 
jetzt in Elsass-Lothringen bestehe. Ich theile diese Meinung 
nicht, bin vielmehr der Ansicht, dass die Landesangehörigkeit 
zu Elsass-Lothringen durchaus analog der Staatsangehörigkeit 
eines Einzelstaates zu behandeln ist. Diese Auffassung habe 



*) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete § 6. 
2) a. a. 0. S. 721 ff. 
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ich früher eingehend zu begründen versucht ^ und finde 
daher keine Veranlassung, an dieser Stelle genauer darauf 
zurückzukommen. 

Für Elsass-Lothringen glaube ich also eine Landesange- 
hörigkeit als Grundlage der Reichsangehörigkeit annehmen 
zu müssen ; in den Schutzgebieten handelt es sich dagegen in 
der That um eine ßeichsangehörigkeit ohne die Grundlage 
einer Staats- oder Landesangehörigkeit. Auf den Erwerb und 
Verlust dieser Reichsangehörigkeit finden die Vorschriften des 
Reichsgesetzes vom 1. Juni 1870 über den Erwerb und 
Verlust der Staatsangehörigkeit entsprechende Anwendung. 

Die Voraussetzungen der Naturalisation sind 
demnach: 1) Niederlassung im Schutzgebiet, verbunden mit 
der Fähigkeit, sich eine eigene Wohnung oder ein Unter- 
kommen zu verschaffen, 2) Dispositionsfähigkeit des zu 
Naturalisirenden nach den Gesetzen seiner bisherigen Heimath, 
welche durch Zustimmung des Vaters, Vormundes oder 
Curators ergänzt werden kann, 3) unbescholtener Lebens- 
wandel, 4) Fähigkeit, an dem Orte nach den daselbst be- 
stehenden Verhältnissen sich und seine Angehörigen zu er- 
nähren^). Die für das Reichsgebiet vorgeschriebene gut- 
achtliche Aeusserung der Gemeinde oder des Armenverbandes 
fällt für die Schutzgebiete natürlich fort. Wenn die Voraus- 
setzungen der Naturalisation vorliegen, so sind die com- 
petenten Organe berechtigt, aber nicht verpflichtet 
dieselbe vorzunehmen. 

Die Befugniss zur Vornahme der Naturalisation steht 
dem Reichskanzler zu. Derselbe ist ermächtigt, diese 



^) Annalen des deutschen Reiches 1876, S. 678 ff. Lehrbuch des 
deutschen Staatsrechtes. 2. Aufl. Leipzig 1885, § 75, S. 182, Anm. 12. 
^) Staatsangehörigkeitsgesetz § 8. 
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Befugniss einem andern kaiserlichen Beamten zu übertrage: 
Dagegen darf die Uebertragung derselben an Beamte 
Golomalgesellschaften nicht stattfinden^). Die Naturalisa 
erfolgt durch eine von dem Reichskanzler oder dem betref 
den kaiserlichen Beamten auszustellende Naturalisati< 
Urkunde^). 

Die Wirkung der Naturalisation erstreckt sich, sol 
nicht eine Ausnahme gemacht wird, auf die Ehefrau und 
noch unter väterlicher Gewalt stehenden mindeijähri 
Kinder*). 

Da die Anstellung im Reichsdienst die St 
der Naturalisation vertritt*), so ist anzunehmen, dass 
Ausländer, der im Reichsdienst angestellt wird und sei 
dienstlichen Wohnsitz in einem der Schutzgebiete er! 
dadurch diejenige Art der Beichsangehörigkeit 
wirbt, welche durch Naturalisation in den Schutzgebit 
begründet wird. Ausserdem steht dem betreffen 
Beamten aber noch das Recht zu, von irgend eii 
Bundesstaate die Verleihung der Staatsangehörigk 
zu fordern*). Dieses Recht ist den im Auslande angestel 
ßeichsbeamten allerdings zunächst zu, dem Zwecke ' 
liehen worden, um ihnen den Erwerb der Reicbsangehörig 
zu ermöglichen. Für die in den Schutzgebieten angestel 
Beamten besteht kein Bedürfoiss einer solchen Erwerbt 
da sie schon durch ihre Anstellung Reichsangehörige wen 



') Reichsgesetz, betr. die RechtsTerhaltDifise der Schutzgebiete 

') CommissioDEbericht vom 23. Febmar 1888, S. 13, 14 (Stei 
Ber. Bd. IV, S. 652). 

') StaatsaDgeborigkeitsgeEetz § 6. 

*) Staatsangehörigkeitsgesetz § 11. 

') Staatsangehörigkeitagesetz g 9. 

") Reichsgeselz, belr. die Naturalisalion von Augläodeni, weicht 
BeichsdieoBte angestellt sind, vom 20. December 1875. 

G»OTg JiejB,, BtiJiUr. Slsllg. d. d. ScbitTg. 8 
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Die sonstigen im Auslande angestellten Keichsbeamten er- 
langen aber durch die Naturalisation nicht nur Reichs- 
angehörigkeit, sondern zugleich die Staatsangehörigkeit eines 
bestimmten Einzelstaates. Der Besitz einer solchen kann 
unter Umständen gewisse Vortheile gewähren. Nun 
sollen die in den Schutzgebieten angestellten Reichsbeamten 
gewiss nicht schlechter gestellt sein als diejenigen, welche 
sonst im Auslande ihren dienstlichen Wohnsitz haben. Die 
den letzteren zustehende Berechtigung, die Verleihung der 
Staatsangehörigkeit eines bestimmten Einzelstaates zu fordern, 
muss also auch ihnen eingeräumt werden. Nur hat diese 
Verleihung, da die fraglichen Personen in Folge ihrer An- 
stellung bereits Reichsangehörige geworden sind, nicht den 
Charakter der Naturalisation, sondern den der Auf- 
nahme. 

Ausländer, welche im Dienste der Colonialgesell- 
schaften angestellt werden, erwerben keine Reichsange- 
hörigkeit, da sie sich nicht im Reichsdienste befinden. Sie 
müssen also eventuell die Naturalisation besonders nachsuchen. 

Die durch Naturalisation oder Anstellung begründete 
Reichsangehörigkeit wird durch Abstammung, Legitimation 
und Verheirathung auf die Nachkommen bez. die Ehe- 
frau des Naturalisirten weiter tibertragen*). 

Der Verlust der Reichsangehörigkeit wird durch die- 
selben Gründe herbeigeführt, welche nach Massgabe des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 1. Juni 1870 den Verlust 
der Staatsangehörigkeit zur Folge haben, also durch Legiti- 
mation, Verheirathung, Entlassung auf Antrag, Ausspruch der 
Behörde und zehnjährigen Aufenthalt im Auslände^). Aller- 



*) Staatsangehörigkeitsgesetz § 2—5. 
2) Staatsangehörigkeitsgesetz § 13. 
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dings erfahren diese Verlustgründe, da hier eine blosse 
Reichsangehörigkeit vorliegt und die Unterlage der Staats- 
angehörigkeit fehlt, gewisse Modificationen. 

EinVerlustdurchLegitimationoderVerheirathung 
tritt nur ein, wenn der legitimirende uneheliche Vater oder 
der Ehemann einem auswärtigen Staate angehört. Ist er 
Angehöriger eines deutschen Staates, so erwirbt das 
legitimirte aussereheliche Kind oder die Ehefrau die Staats- 
angehörigkeit dieses Staates, aber das Verhältniss der 
Eeichsangehörigkeit bleibt durch die Erwerbung unberührt. 

Die Entlassung aus dem Reichsverbande wird 
durch eine Entlassungsurkunde ertheilt, welche vom Reichs- 
kanzler oder von einem durch diesen ermächtigten kaiser- 
lichen Beamten auszufertigen ist^). Die Bestimmung, dass 
die Entlassung Jedem ertheilt werden muss, der nachweist, 
dass er die Staatsangehörigkeit in einem andern Bundesstaate 
erworben habe^), findet selbstverständlich keine Anwendung. 
Da der Besitz der Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate 
die Reichsangehörigkeit zur nothwendigen Folge hat, so kann 
auf Grund des Erwerbes einer solchen Staatsangehörigkeit 
die Entlassung aus dem Reichsverbande nicht ertheilt werden. 
Im Uebrigen gilt auch für die Entlassung aus dem Reichs- 
verbande der Grundsatz, dass dieselbe nur aus bestimmten 
gesetzlich vorgeschriebenen Gründen, nämlich wegen einer 
noch bestehenden Wehrpflicht und wegen eines Beamtenver- 
hältnisses verweigert werden darf^). 

Die Entziehung der Reichsangehörigkeit durch Aus- 
spruch der Behörde kann in den beiden im Staats- 



^) Staatsangehörigkeitsgesetz § 14. 

2) Staatsangehörigkeitsgesetz § 15, Abs. 1. 

^) Staatsangehörigkeitsgesetz § 15. Reichsmilitärgesetz vom 2. Mai 

1874, § 60. 

8* 
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angehörigkeitsgesetz vorgesehenen Fällen erfolgen: 1) bei 
Personen, welche im Falle eines Krieges oder einer 
Kriegsgefahr einer ausdrücklichen Aufforderung zur Rück- 
kehr, die vom Kaiser für das ganze Reichsgebiet an- 
geordnet wird, binnen der darin bestimmten Frist keine 
Folge leisten^), 2) bei Personen, welche ohne Erlaubniss der 
Reichsregierung in fremde Staatsdienste treten und einer aus- 
drücklichen Aufforderung zum Austritt binnen der darin be- 
stimmten Frist keine Folge leisten^). Die Befugniss die 
Entziehung auszusprechen steht an Stelle der Centralbehörde 
des Heimathsstaates dem Reichskanzler zu. Eine Entziehung 
der Reichsangehörigkeit auf Grund des Reichsgesetzes, be- 
treffend die Verhinderung der unbefugten Ausübung von 
Kirchenämtem, vom 4. Mai 1874 ist dagegen nicht für zu- 
lässig zu erachten. Dies näher nachzuweisen wird kaum er- 
forderlich sein; es kann davon um so mehr abgesehen 
werden, als das Gesetz selbst alle praktische Bedeutung ver- 
loren hat. 

Die Reichsangehörigkeit kann endlich durch zehn- 
jährigen Aufenthalt im Auslande verloren werden®). 
Die Voraussetzungen und Wirkungen dieses Verlustes sind 
genau dieselben wie die des Verlustes der Staatsangehörigkeit. 
Die Bestimmung, dass die zehnjährige Frist durch völker- 
rechtliche Verträge auf eine fün^ährige ermässigt werden 
kann, findet auf den Verlust der Reichsangehörigkeit ebenfalls 
Anwendung. Reichsangehörigen, welche ihre Reichsangehörig- 
keit durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande verloren 
haben, kann dieselbe wieder verliehen werden, auch ohne 
dass sie sich in den Schutzgebieten oder im Reichsgebiete 



^) Staatsangehörigkeitsgesetz § 20. 
^) Staatsangehörigkeitsgesetz § 22, 23. 
^) Staatsangehörigkeitsgesetz § 21. 
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niederlassen. Wenn sie dagegen in den Bereicli der deutschen 
Schutzgebiete zurückkehren , so m u s s ihnen die Reichs- 
angehörigkeit wieder ertheilt werden. Ebenso haben sie. 
wenn sie sich später im Reichsgebiet niederlassen, eini 
Spruch auf Erwerb der Staatsangehörigkeit desjenigen E 
Staates, in dessen Gebiete sie sich niedei^elassen habei 
Die naturalisirten Reichsangehörigen haben alle diej 
Rechte und Pflichten, welche Ausflusa der Re 
angehörigkeit, dagegen nicht diejenigen, welche A 
der Zugehörigkeit zu einem bestimmten Bundess 
sind. Die Regierungsvorlage, aifö welcher das Beichi 
Tom 15. März 1888 hervorg^angen ist, enthielt üb 
Rechte und Pflichten der Naturalisirten keine nähen 
Setzungen. Sie begnügte sich mit der Bestimmung, di 
die Naturalisation und das dadurch begründete Verli 
der Reichsai^ebörigkeit die Bestimmungen des Gesetze 
die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und 1 
angehörigkeit entsprechende Anwendung fänden. I 
Commission des Reichstages entstanden aber über die 
kungen der Naturalisation Zweifel und Bedenken*). 
Reichsgesetze gebrauchen nämlich da , wo sie voi 
Rechten und Pflichten der Reichsangehörigen handeln, 
die Bezeichnung „Reichsangehörige" oder „Deutsche" 
die Bezeichnui^ „Angehörige eines Bundesstaates", L 
kommt namentlich in Art, 3 der Reichsverfassung und 
des Wahlgesetzes vom 31. Mai 1869 vor. Auf dies 
schiedenheit des Ausdrucks war in der bisherigen ( 
gebung augenscheinlich deshalb kein Gewicht gelegt v 
weil die Beichsangehörigen gleichzeitig stets auch Angi 



') Commissionsbericlit rom 23. Febr. 1888. S. 14 ff. (Steno 
M. IV, 8. 652 ff). 
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eines Bundesstaates waren. In der Commission wurde nun 
von einer Seite behauptet, dass die in den Schutzgebieten 
Naturalisirten auch diejenigen Rechte in Anspruch zu nehmen 
hätten, welche in der Reichsverfassung oder den Reichs- 
gesetzen den „Staatsangehörigen der einzelnen Bundesstaaten" 
eingeräumt wären. Von anderer Seite wurde dies bestritten. 
Um die Zweifel abzuschneiden, beschloss die Commission 
festzusetzen, dass auf das durch die Naturalisation begründete 
Rechtsverhältniss auch Art. 3 der Reichsverfassung Anwendung 
fände. Damit, glaubte sie, sei auch die Bestimmung in 
§ 4 des Wahlgesetzes gedeckt, weil die in Art. 3 der 
Reichsverfassimg erwähnten Personen hinsichtlich des Staats- 
bürgerrechtes, also der politischen Rechte, den Einheimischen 
gleichgestellt seien. Im Plenum tauchten aber hinsichtlich 
der Richtigkeit der letzteren Meinung Zweifel auf, und es 
wurde daher bei der dritten Berathung auf Antrag des Ab- 
geordneten Struckmann beschlossen, auch § 4 des Wahl- 
gesetzes ausdrücklich anzuziehen^). 

So ist diejenige Fassung des § 6 des Gesetzes, be- 
treffend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete entstanden, 
welche sich im Eingang unserer Darstellung abgedruckt 
findet^). Die Rechtsverhältnisse der kraft dieses Paragraphen 
naturalisirten Reichsangehörigen gestalten sich demnach folgen- 
dermassen. Dieselben haben zunächst alle Rechte, welche 
den Reichsangehörigen zustehen. Sie besitzen das active und 
passive Wahlrecht zum Reichstage^). Das active Wahlrecht 
können sie allerdings, so lange sie in den Schutzgebieten 
bleiben, nicht ausüben, weil sie keinen Wohnsitz in einem 



^) Reichstagssitzung vom 6. März 1888 (Stenogr. Ber. Bd. II, 
S. 1297). 

2) Vergl. S. 111. 

') Reichswahlgesetz vom 31. Mai 1869 § 1, 4. 
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Wahlbezirke haben*). Das passive Wahlrecht steht ihnen 
dagegen nach Ablauf der in § 4 des Wahlgesetzes festge- 
setzten Zeit von einem Jahre mit voller Wirkung zu. Sie 
haben Anspruch auf den völkerrechtlichen Schutz des Beiches^). 
Sie sind berechtigt, sich an jedem Orte des Reiches aufzu- 
halten oder niederzulassen, wo sie im Stande sind, sich eine 
eigene Wohnung oder ein Unterkommen zu verschaffen, an 
jedem Orte Grundeigenthum zu erwerben und Gewerbe zu 
betreiben^). Sie müssen in jedem deutschen Bundesstaate 
nach Massgabe der Vorschriften in Art. 3 der Reichsver- 
fassung als Inländer behandelt werden. Sie können von 
demjenigen Bundesstaate, in dessen Gebiet sie sich nieder- 
gelassen haben, auf Grund der Bestimmungen in § 7 des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes vom I.Juni 1870 die Verleihung 
der Staatsangehörigkeit durch Ertheilung einer Aufnahme- 
urkunde verlangen. Der letzte Punkt bedarf noch einer 
kurzen Erörterung. In den Motiven zur Regierungsvorlage 
war die Meinung ausgesprochen, dass der gedachte § 7 eine 
analoge Anwendung auf das hier in Frage stehende Ver- 
hältniss nicht zulasse*). Dem gegenüber ist aber in der 
Gommission des Reichstages festgestellt worden, dass derselbe 
allerdings eine Anwendung, wenn auch nur eine einseitige, 
Anwendung findet^). In den Schutzgebieten selbst kann 
freilich eine Aufnahme in den Staatsverband nicht erfolgen, 
weil dort überhaupt nur eine Reichsangehörigkeit, keine 
Staatsangehörigkeit verliehen wird. Dagegen stehen die in 
den Schutzgebieten naturalisirten Reichsangehörigen hinsichtlich 



*) Keichswahlgesetz § 7. 
2) Reichsverfassimg Art 3. 

^) Reichsgesetz über die Freizügigkeit vom 1. November 1867, § 1, 
Reichsgewerbeordnung vom 1. Juli 1883, § 1, 13. 

*) Regierungsvorlage S. 9 (Stenogr. Ber. Bd. III, S. 392). 
^) Commissionsbericht S. 16 (Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 653). 
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der Berechtigung, die Aufiiahme in den Staatsverband eines 
Bundesstaates zu fordern, den Angehörigen anderer Bundes- 
staaten vollkommen gleich. 

Die Naturalisirten haben aber auch die Pflichten der 
Eeichsangehörigen. Sie sind zur Leistung des Militärdienstes 
verbunden^). Sie müssen, wenn sie sich im Reiche nieder- 
lassen, die Aemter der Schöffen und Geschworenen nach 
Massgabe der darüber bestehenden gesetzlichen Vorschriften 
übernehmen^). Dagegen haben sie besondere Steuern in 
Folge ihrer Naturalisation nicht zu entrichten, da die Reichs- 
angehörigkeit als solche eine Steuerpflicht nicht begründet. 



^) Reichsverfassung Art. 57. 

2) Reichsgerichtsverfassungsgesetz § 31 ff., 84 ff. 



VI. Die kaiserliche Schutzgewalt. 



Die Ordnung der Rechtsverhältnisse von Colonieen ist 
im absoluten Staat, da hier das öffentliche Recht im 
Wesentlichen in der Verwaltungsordnung aufgeht, verhältniss- 
mässig einfach. Sowohl im Hauptlande als in den Colonieen 
ist der Monarch Inhaber der staatlichen Hoheitsrechte, in 
beiden übt er die Gesetzgebung und die obersten Verwaltungs- 
befugnisse aus. Nur in der Organisation der Rechtspflege 
und Verwaltung bestehen Verschiedenheiten unter denselben. 

Anders in constitutionellen Staatswesen. Hier ent- 
steht nothwendiger Weise die Frage, inwieweit die verfassungs- 
mässigen Institutionen, insbesondere die Einrichtung der 
Volksvertretung, auf die Colonieen Anwendung finden sollen. 
In dieser Beziehung sind drei Systeme denkbar. Nach dem 
ersten System entbehren die Colonieen jedes Antheils am 
verfassungsmässigen Leben; sie werden lediglich als Herr- 
schaftsobjecte des Hauptlandes angesehen. Dieses System 
herrscht in den niederländischen und einem Theil der eng- 
lischen Colonieen, den sogenannten crown colonies. Nach dem 
zweiten System nehmen die Colonieen am verfassungsmässigen 
Leben des Mutterlandes Theil; ihre Gebiete gelten als Be- 
standtheil des Staatsgebietes, die Bewohner derselben wählen 
Mitglieder zum Parlament des Mutterlandes. Dieses System 
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ist das französische. Sowohl Algier als die übrigen franzö- 
sischen Colonieen sind durch Art. 109 der Verfassung vom 
4. Novemberl848 für Bestandtheile des französischen Gebietes er- 
klärt worden, wenn sie auch durch besondere Gesetze regiert 
werden. Den meisten Colonieen ist auch eine Bepräsentation 
in den parlamentarischen Versammlungen eingeräumt. Nach 
den neueren Gesetzen sind im Senate Algier und die Colo- 
nieen Martinique, Guadeloupe, la R6union und französisch 
Indien^) in der Deputirtenkammer, ausserdem noch franzö- 
sisch Guyana, Cochinchina und Senegambien ^) vertreten. 
Nach dem dritten System endlich haben die Colonieen ihre 
eigene Verfassung und eine besondere Volksvertretung. An 
der Spitze derselben steht ein von der Staatsgewalt des 
Mutterlandes ernannter Beamter; im Uebrigen regieren sie 
sich selbstständig nach eigenen Gesetzen. Der gesetzgebenden 
Gewalt des Mutterlandes ist nur ein Obergesetzgebungsrecht 
vorbehalten. Diese Art der Verfassung besteht in dem eng- 
lischen responsible govemment colonies und representative 
colonies. 

In den deutschen Schutzgebieten, in denen es 
zunächst darauf ankommt, die ersten Anfänge einer Cultur 
zu begründen, konnte selbstverständlich nur das erstere System 
Anwendung finden. Man konnte weder daran denken, den- 
selben eine selbstständige Verfassung zu geben, noch auch 
der daselbst wohnhaften reichsangehörigen Bevölkerung das 
active Wahlrecht zum Reichstage einzuräumen. Die Schutz- 
gebiete konnten lediglich als Herrschaft so bject des 
Reiches behandelt werden. Etwas Anderes ist auch von 



^) Loi portant modification aux lois organiques sur l'organisation 
du s^nat et P^lection des s^nateurs du 9 d^cembre 1884 § 2. 

^) Loi qui modifie la loi ^lectorale du 16 juin 1885. Tableau 
annex^. 
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keiner Seite in Vorschlag gebracht worden. Die Erörterungen 
bewegten sich nur um die Frage, welchem Organe des 
Eeiches die Ausübung der Hoheitsrechte über die Schutz- 
gebiete übertragen werden sollte. Aus naheliegenden Gründen 
hat man sich dafür entschieden^ diese Ausübung in die Hände 
des Kaisers zu legen. Das Reichsgesetz, betreffend die 
Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, stellt demnach in § 1 
den Gnmdsatz an die Spitze: 

„Die Schutzgewalt in den deutschen 

Schutzgebieten übt der Kaiser im Namen 

des Reiches aus.^ 
Aus vorstehenden Bestimmungen will Bornhak*) fol- 
gern, dass der Kaiser in den Schutzgebieten als Souverän 
anzusehen sei. G^en diese Behauptung hat sich mit Recht 
schon V. Stengel*) erklärt. Die fragliche Vorschrift schliesst 
sich in ihrem Wortlaut ziemlich eng an die Bestimmungen 
an, welche in § 3 des Reichsgesetzes, betreffend die Ver- 
einigung von Elsass und Lothringen mit dem deutschen 
Reiche, vom 9. Juni 1871, für das Reichsland Elsass-Lothringen 
aufgestellt sind. Auch das materielle Rechtsverhält niss 
ist in den Schutzgebieten dem in Elsass-Lothringen bestehen- 
den ganz analog. In Elsass-Lothringen erscheint als In- 
haber der Staatsgewalt das Reich; dem Kaiser steht nur 
die Ausübung derselben zu. Der Kaiser ist daher nicht 
Landesherr in Elsass-Lothringen in dem Sinne, wie es 
die Monarchen in den Einzelstaaten sind®). Genau so wie 
im Reichslande liegt aber die Sache auch in den Schutz- 



1) a. a. 0. S. 10. 

^) Deutsches Ck)lonial8taatsrecht a. a. 0. S. 902 Amn. 1. 

') Lab and, Staatsrecht des deutschen Reiches, Bd. I, S. 716. 
Mein Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, S. 393, Anm. 1. Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen, Bd. X, S. 312 ff. 
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gebieten. Auch hier erscheint das Reich als Inhaber der 
Schutzgewalt, der Kaiser ist nur mit der Ausübung der- 
selben betraut. Dieses Verhältniss hat auch in dem er- 
wähnten § 1 einen äusserlichen Ausdruck gefunden, indem 
daselbst bestimmt ist, dass der Kaiser die Schutzgewalt „im 
Namen des Reiches" ausübt. Der betreffende Zusatz ist 
durch den Antrag eines Commissionsmitgliedes in das Gesetz 
hineingekommen ^). Nothwendig wäre derselbe nicht gewesen. 
Da alle Anordnungen und Verfügungen des Kaisers im 
Namen des Reiches erlassen werden^), so hätte es sich von 
selbst verstanden, dass auch die auf die Schutzgebiete bezüg- 
lichen im Namen des Reiches ergehen mussten. In der ent- 
sprechenden Bestimmung für Elsass-Lothringen kommt ein 
derartiger Zusatz nicht vor. Trotzdem findet auch in Elsass- 
Lothringen die Ausübung der Regierungsrechte stets im Namen 
des Reiches statt. 

Die Befugniss des Kaisers zur Ausübung der Schutz- 
gewalt beruht auf einer reichsgesetzlichen Vorschrift. 
Sie kann daher auch durch Reichsgesetz wieder beseitigt 
werden^). 

Unter dem Begriff „Schutzgewalt" werden, wie schon 
an einer früheren Stelle ausgeführt worden ist*), alle 
Hoheitsrechte zusammengefasst, welche dem Reiche in 
den Schutzgebieten zustehen. Demnach ist der Kaiser zur 
Ausübung aller Hoheitsrechte in den Schutzgebieten 
befugt, soweit nicht das Gesetz, betreffend die Rechts- 
verhältnisse der Schutzgebiete, selbst Ausnahmen festsetzt. 



^) Commissionsbericht vom 16. März 1886, S. 10, 13 (Stenogr. Ber., 
Bd. V, S. 989, 991.) 

2) Reichsverfassung Art. 17. 

8) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 902, 
Anm. 1. 

*) Vergl. oben S. 85. 
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Insbesondere steht dem Kaiser mit dieser Beschränkung 
das Eecht der Gesetzgebung zu. Geffcken^) bemerkt 
über die Tragweite der Bestimmungen in § 1 des Gesetzes 
vom 17. April 188G Folgendes: „Bei der bezüglichen Be- 
schlussfassung bestand im Bundesrath Einverständniss dahin, 
dass die in § 1 dem Kaiser übertragene Schutzgewalt die 
Ausübung der Verwaltungs- und Jurisdictionshoheit 
begreift, und dass durch die darin getroffene Bestimmung die 
verfassungsmässige Mitwirkung des Bundesrathes bei den 
für die Schutzgebiete später zu erlassenden organischen Ge- 
setzen nicht berührt wird." Da die Verhandlungen des 
Bundesrathes nicht veröffentlicht werden, so kann ich die 
Richtigkeit der Mittheilung über die dort bestehenden Auf- 
fassungen nicht controliren. Ich kann nurfeststellen, dass in 
der Reichstagscommission genau die entgegengesetzte Auffas- 
sung bestanden hat. Dem Kaiser sollte nicht bloss Verwal- 
tungs- und Jurisdictionshoheit, sondern auch das 
Recht der Gesetzgebung zustehen. „Den Begriff der 
Schutzgewalt,** heisst es in dem Commissionsbericht , „erläu- 
terten die beiden Antragsteller übereinstimmend dahin, dass 
derselbe sämmtliche in den Schutzgebieten bestehende Hoheits- 
rechte, einschliesslich des Gesetzgebungsrechtes, um- 
fasse"^). Und diese Auffassung der Reichstagscommission 
hat ihren unzweideutigen Ausdruck im Gesetze selbgt gefunden. 
Der Kaiser ist demnach auch zur Ausübung des Gesetz- 
gebungsrechtes in den Schutzgebieten befugt, soweit nicht 
für einzelne Gegenstände eine Regelung durch Reichsgesetz- 
gebung vorbehalten ist. Bei denjenigen Angelegenheiten aber, 



^) In Schönberg's Handbuch der politischen Oekonomie, Bd. II, 
S. 982. 

*) Commissionsbericht vom 16. März 1886 S. 14. (Stenogr. Ber., 
Bd. V, S. 991). 
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deren Ordnung im Wege der Reichsgesetzgebung erfolgt, 
ist die verfassungsmässige Mitwirkung des Reichstages in 
demselben Masse erforderlich wie die des Bundesrathes. 
Dem Kaiser steht also grundsätzlich die Ausübung aller 
Hoheitsrechte in den Schutzgebieten zu. Diese Ausübung 
unterliegt jedoch gewissen Beschränkungen, sowohl ge- 
setzlichen als vertragsmässigen. Gesetzliche Beschrän- 
kungen bestehen insofern, als : 1 ) die Gesetzgebung in Bezug 
auf gewisse Gegenstände, nämlich Privatrecht, Strafrecht und 
gerichtliches Verfahren einschliesslich der Gerichtsverfassung, 
dem Kaiser entzogen und den gesetzgebenden Organen des 
Reiches vorbehalten ist, 2) allgemeine Bestimmungen der 
Reichsgesetze durch Anordnungen des Kaisers für die Schutz- 
gebiete weder aufgehoben noch abgeändert werden können, 
3) die Verwendung von Mitteln des Reiches nur auf Grund 
einer etatsmässigen Bewilligung zulässig ist. Vertrags- 
mässige Beschränkungen sind in den Vereinbarungen ent- 
halten, durch welche den einheimischen Häuptlingen der Fort- 
bestand einzelner ihrer Hoheitsrechte, namentlich die über die 
eingeborene Bevölkerung, zugesichert ist. Dagegen bilden die 
Hoheitsrechte der Colonialgesellschaften nicht, wie La b an d^) 
annimmt, eine Schranke der kaiserlichen Schutzgewalt. Denn, 
wie an einer spätem Stelle ^) auseinandergesetzt werden wird, 
haben die. Colonialgesellschaften keinen unentziehbaren An- 
spruch auf diese Befugnisse. Das Reich hat sich das Recht 
vorbehalten, in den Rechtskreis derselben jederzeit nach 
seinem Ermessen einzugreifen. Der Kaiser ist daher, soweit 
der Umfang seiner Schutzgewalt reicht, befugt, den Colonial- 
gesellschaften Rechte zu entziehen oder ihnen eine bestimmte 
Art der Ausübung derselben vorzuschreiben. 



J) a. a. 0. S. 795. 

^) Unter VII: Die rechtliche Stellung der Colonialgesellschaften. 
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Die kaiserlichen Anordnungen und Verfügungen, welche 
in Ausfluss der Schutzgewalt erlassen werden, sind natürlich 
auch an diejenigen F o r m e n gebunden, welche für kaiserliche 
Anordnungen und Verfügungen überhaupt bestehen. Insbe- 
sondere gilt für sie der Grundsatz, dass sie zu ihrer Gültig- 
keit der Gegenzeichnung des Reichskanzlers be- 
dürfen und dass letzterer dafür die Verantwortung trägt. Aus 
dem Umstände, dass die Keichsverfassung in den Schutz- 
gebieten keine Geltung besitzt, kann ein Einwand gegen die 
Nothwendigkeit der reichskanzlerischen Contrasignatur nicht her- 
geleitet werden. Denn die auf letztere bezügliche Vorschrift des 
Art. 17 der Reichsverfassung hat keinen territorialen Cha- 
rakter, sondern enthält eine Beschränkung der persönlichen 
Befugnisse des Kaisers. Sie kommt daher bei allen Acten 
in Anwendung, welche der Kaiser in seiner Eigenschaft als 
Oi^an des Reiches vornimmt, einerlei, auf welchen Gegenstand 
sie sich beziehen und ob sie im Inlande oder im Auslande 
vollzogen werden. In der zur Berathung des ursprünglichen 
Gesetzes eingesetzten Reichstagscommission war der Antrag 
gestellt, die Gegenzeichnungen der kaiserlichen Anordnungen 
und Verfügungen durch den Reichskanzler ausdrücklich vor- 
zuschreiben. Derselbe wurde abgelehnt, aber nur deshalb, 
weil die Majorität der Commission den darin ausgesprochenen 
Grundsatz für selbstverständlich erachtete. Diese Auffassung 
ist in dem Commissionsbericht niedergelegt') und von dem 
Berichterstatter der Commission im Plenum des Reichstages 
ausdrücklich constatirt worden^). In der Commission für 
Vorberathung des Abänderungsgesetzes wurde der Antrag, die 



*) Commissionsbericht vom 16. März 1886, S. 25, 26 (Stenogr. Ber., 
Bd. V, S. 997). 

2) Reichstagssitzung vom 23. März 1886 (Stenogr. Ber., Bd. III, 
S. 1619). 



128 ^^^ KAISERLICHE SCHUTZGEWALT. 

Gegenzeichnung des Reichskanzlers vorzuschreiben, wiederholt, 
aber aus denselben Gründen wie bei der früheren Berathung 
abgelehnt ^). Man darf nach Lage dieser Verhandlungen be- 
haupten, dass die Nothwendigkeit der reichskanzlerischen 
Gegenzeichnung für die in Bezug auf die Schutzgebiete er- 
lassenen kaiserlichen Anordnungen und Verfügungen innerhalb 
des Reichstages als selbstverständlich erachtet worden ist. Auch 
in der Literatur besteht über diese Nothwendigkeit vollkom- 
mene Üebereinstimmung ^). Die Praxis entspricht ebenfalls den 
hier entwickelten Grundsätzen. 

An der Spitze der Colonialverwaltung wie an der Spitze 
aller Verwaltungszweige des Reiches steht der Reichs- 
kanzler. Als Behörde für die Bearbeitung der Colonial- 
angelegenheiten fungirt das auswärtigeAmt des deutschen 
Reiches. Da die Colonialangelegenheiten zu den Gegenstän- 
den gehören, welche sich in der eigenen und unmittelbaren 
Verwaltung des Reiches befinden, so kann der Staatssecretär 
des auswärtigen Amtes für den Bereich derselben als Special- 
stellvertreter des Reichskanzlers bestellt werden^). 



^) Commissionsbericht vom 23. Februar 1888, S. 6, 7 (Stenogr. Ber., 
Bd. IV, 8. 648). 

^)y. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 904. 
Laband, a. a. 0. S. 794. Joel, a. a. 0. S. 215, 216. 

') Reichsgesetz , betr. die SteUvertretung des Reichskanzlers, vom 
17. März 1878, § 2. 



VII. Die rechtliche Steliung der deutschen 
Coioniaigesellschaften. 



Die Gesellschaften, welche sich die Colonisation A 
deutschen Schutzgebiete zur Aufgabe gestellt haben, entwieke 
eine Thätigkeit nach einer zweifachen Richtung hin. Sie ve 
folgen sanimtlich wirthschaftliche Zwecke, indem s 
Erwerb und Verwerthung von Grundbesitz, Betrieb von Lan 
und Plantagewirthschaft, von Gewerben und Handelsgeschäft! 
zum Gegenstande ihres Unternehmens machen. Einige vi 
ihnen haben aber noch eine weitergehende Bedeutung, s 
s ind zugleich mit der Ausübung von Regierung 
rechten betraut. Bis jetzt befassen sich damit allerdin 
nur die deutsch-ostafrikanische Gesellschaft und die Neu-Guine 
Compagnie. Es haben daher auch nur diese beiden Gese 
Schäften kaiserliche Schutzbriefe erhalten. Ausserdem befind 
sich noch die deutsche Colonialgesellschaft für SUdwestafri 
und die deutsche Witugesellschaft im Besitz von Hoheitsrechte 
welche durch Verträge mit den einheimischen Herrschern a 
sie übergegangen sind. Sie haben dieselben aber bisher nie 
ausgeübt, sondern sich auf die wirthschaftliche Erforachu: 
und Ausbeutung der betreffenden Schutzgebiete beschränl 
daher auch die Ertheilung eines kaiserlichen Schutzbriei 
nicht nachgesucht 

Georg M.jer, iluUr. SUllg. i. i. adratig. Q 
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« 

Diejenigen Gesellschaften, welche lediglich wirthschaftliche- 
Zwecke verfolgen, sind nur für das Privatrecht von Be- 
deutung. Diejenigen Gesellschaften dagegen, welche kaiser- 
liche Schutzbriefe besitzen, bieten der Betrachtung sowohl 
eine privatrechtliche als eine staatsrechtliche Seite 
dar: eine privatrechtliche, insofern auch sie Erwerbs- 
gesellschaften sind, eine staatsrechtliche, insofern sie die 
Ausübung von Hoheitsrechten bezwecken. 

Die privatre chtli che Recht sstellung der Colonial- 
gesellschaften kommt auf dem Gebiete des Vermögensrechtes 
in Betracht. Es handelt sich dabei namentlich um die Form, 
in der die Colonialgesellschaften die Eigenschaft eines selbst- 
ständigen Vermögenssubjectes erlangen können. Der nächst- 
liegende Gedanke war natürlich, die Colonialgesellschaften in 
der Form von Actiengesellschaftenzu constituiren. Sind 
doch die grossen Colonialgesellschaften einer früheren Periode, 
z. B. die englisch-ostindische Compagnie und die holländisch- 
ostindische Compagnie recht eigentlich der Typus und das 
Vorbild der modernen Actiengesellschaft gewesen. Aber die 
Vorschriften des deutschen Handelsgesetzbuches über die 
Actiengesellschaften erwiesen sich in vielen Beziehungen auf 
Colonialgesellschaften nicht anwendbar. Insbesondere gilt dies 
von den Bestimmungen über die Gründung, die Verantwort- 
lichkeit der Gründer, die Aufstellung der Bilanz, die Pflichten 
der Mitglieder des Aufsichtsrathes. Auch die für Colonial- 
gesellschaften sehr wichtige Befugniss, von ihren Mitgliedern 
Nachschüsse zu fordern, fehlte denselben, wenn ihre Con- 
stituirung auf Grund des Actiengesetzes stattfand. Aus diesen 
eirunden haben die sämmtlichen grösseren Colonialgesellschaften 
von der Form der Actiengesellschaft abgesehen und sich als 
privatrechtliche Corporationen auf Grund des 
preussischeu Landrechtes constituirt ^). Dieser Weg 

') Allgemeines Laiulrcdit Thoil 11 Tit. 6, § 25 if. 
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konnte gewählt werden, da die fraglichen Gesellschaften 
ihren Sitz sämmtlich in Berlin hatten. Er musste gewählt 
werden, da eine Verleihung von Corporationsrechten durch 
Organe des Reiches in Ermanglung entsprechender reichs- 
gesetzlicher Bestimmungen nicht möglich war. Nach den 
Grundsätzen des preussischen Landrechtes dürfen allerdings 
Corporationsrechte nur solchen vom Staate genehmigten Ge- 
sellschaften verliehen werden, welche sich zu einem fort- 
dauernden gemeinnützigen Zwecke verbunden haben. 
Man hat aber mit Recht angenommen, dass das Erfordemiss 
der Gemeinnützigkeit bei den Colonialgesellschaften vorliege. 
Denn, obgleich dieselben in erster Linie Erwerbsgesellschaften 
sind, dienen ihre auf Colonisation der deutschen Schutzge- 
biete gerichteten Bestrebungen doch auch öffentlichen Interessen. 
Ja in absehbarer Zeit wird sogar die Gemeinnützigkeit der 
Unternehmungen wahrscheinlich viel mehr als der Erwerbs- 
zweck in den Vordergrund treten. 

Die vier grossen Colonialgesellschaften, welche sich auf 
Grundlage des preussischen Landrechts constituirt haben, sind : 

1. die deutsche Colonialgesellschaft für Stid- 
westafrika. Das Statut datirt vom 5. April 1885^). Die 
Ertheilung der Corporationsrechte ist durch eine königliche 
Ordre vom 13. April 1885 erfolgt; 

2. die Neu-Guinea-Compagnie, deren Statut vom 
29. März 1886 datirt 2) und welche Corporationsrechte durch 
eine königliche Ordre vom 12. Mai 1886 erlangt hat; 

3. die deutsch-ostafrikanisehe Gesellschaft 
mit einem Statut vom 26. Februar 1887^), auf Grund dessen 

^) Abgedruckt bei Ring, deutsche ColoDialgesellschaften S. 106 ff. 

2) Abgedruckt bei Ring, a.a.O. S. 113 ff. und im Verordnungsblatt 
für das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Compagnie 1886, S. 8 ff*, Nachtrag 
1887 S. 15 ff. 

8) Abgedruckt bei Ring a. a« 0. S. 129 ff. 

9* 
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Corporationsrechte durch königliche Ordre vom 27. März 1887 
eitheilt worden sind; 

4. die deutsche Witugesellschaft, deren Statut 
vom 17. December 1887 herrührt und welche Corporations- 
rechte durch königliche Ordre vom 20. Februar 1888 er- 
halten hat^). 

Die Statuten der genannten Gesellschaften stellen als 
Zweck der Unternehmungen ausser den wirthschaftlichen 
Aufgaben auch die Ausübung von Hoheitsrechten hin. Dies 
ist nicht bloss bei der Neu-Guinea-Compagnie ^) und der 
deutsch-ostafiikanischen Gesellschaft^), sondern auch bei der 
Colonisationsgesellschaft für Südwestafrika*) und bei der 
Witugesellschaft^) der Fall, obwohl letztere beide sich bisher 
mit der Ausübung von Hoheitsrechten thatsächlich nicht befasst 
haben. Die Verfassung der Gesellschaften ist der der Actien- 
gesellschaften analog. Am engsten an diese schliesst sich die 
Organisation der südwestafrikanischen ^) und der Witu- 
Gesellschaft '^) an. Als Organe beider fungiren ein Vorstand, 
ein Verwaltungsrath und eine Generalversammlung. Etwas 
abweichend ist die Organisation der Neu-Guinea-Compagnie 
und der ostafrikanischen Gesellschaft. Beide haben keinen 
Verwaltungsrath, wohl aber ein grösseres Directorium. In der 
Neu-Guinea-Compagnie besteht eine Direction von 10 Personen, 
welche ihre Geschäfte theils in Plenarversammlungen, theils 
durch geschäftsführende Mitglieder erledigt®). In der ost- 



^) Deutsche Colonialzeitung. Neue Folge. Bd. I, S. 79. Das Statut 
ist bisher nicht veröffentlicht. Ich verdanke den hier benutzten Abdruck 
desselben der freundlichen Mittheilung des Geheimen" Legationsrath 
Dr. Kayser. 

2) Statut § 1. 6) Statut § 7—12. 

8) Statut § 1. '^) Statut § 7—12. 

*) Statut § 1. 8) Statut § 19—26. 

^) Statut § 1. 
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afrikanischen Gesellschaft ist ein grösserer Directionsrath von 
21—27 Mitgliedern vorhanden, welcher eine Direction von 
zwei oder mehr Mitgliedern wählt ^). Die laufenden Ge- 
schäfte werden von den geschäftsftihrenden Mitgliedern bez. 
der Direction erledigt, während die Beschlüsse über wichtigere 
Verwaltungsangelegenheiten dem Plenum der Direction bez. 
dem Directionsrath vorbehalten bleiben. Ausserdem füngiren 
die Generalversammlung mit den gewöhnlichen Befugnissen^) 
und Revisoren, welchen die Ueberwachung des Geschäfts- 
betriebes und die Prüfung der Rechnungen zusteht^). Der 
Gewinn wird unter die Mitglieder nach Massgabe der Be- 
schlüsse der Generalversammlung in ähnlicher Weise vertheilt, 
wie dies bei Actiengesellschaften der Fall ist; nähere 
Bestimmungen über Bildung eines Reservefonds enthalten nur 
das Statut der Neu-Guinea-Compagnie *) und der ostafrika- 
nischen Gesellschaft^). Die Mitgliedschaft wird durch 
Verleihung seitens der Gesellschaftsorgane erworben ; diese Ver- 
leihung darf nur erfolgen an Reichsangehörige, an Corporationen, 
Gewerkschaften oder Actiengesellschaften, welche ihren Sitz im 
Inlande haben, oder an andere Handelsgesellschaften, deren 
persönlich haftende Mitglieder sämmtlich Reichsangehörigkeit 
besitzen^). In Bezug auf die Haftung der Mitglieder haben 
die Südwest afrikanische Gesellschaft') und die Witugesell- 



1) Statut § 21—26. 

*) Statut der Neu-Guinea-Compagnie § 30—36, der ostafrikanischen 
GeseUschaft § 32—39. 

^) Statut der Neu-Guinea-Compagnie § 28, 29, der ostafrikanischen 
Gesellschaft § 80, 31. 

') § 17, 18. 

') § 19, 20. 

^) Statut der südwestafrikanischen Gesellschaft § 3 — 6, der Neu- 
Guinea-Compagnie § 3—7, der ostaftikanischen Gesellschaft § 4—7, der 
Witugesellschaft § 4~6. 

^) Statut § 3. 
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Schaft ^) das reine Actienprincip angenommen. Den Gläubigern 
der Gesellschaft haftet lediglich das Gesellschaftsvennögen; 
die Mitglieder als solche können zu Beiträgen nicht heran- 
gezogen werden. Dagegen nähert sich die Art der Haftung, 
wie sie bei der Neu-Guinea-Compagnie und der ostafrikanischen 
Gesellschaft eingeführt ist, mehr den Grundsätzen der Gewerk- 
schaften. Am meisten entsprechen diesen die Vorschriften, 
welche bei der Neu-Guinea-Compagnie bestehen. Auf die 
beitragspflichtigen Antheile sind zunächst je 1250 Mark ein- 
gezahlt worden; die Eigenthtimer dieser Antheile haben aber 
die Verpflichtung, für die Zwecke der Compagnie weitere Zu- 
schüsse bis zur Höhe von 5000 Mark auf jeden Antheil zu 
leisten. Im Falle der Nichtzahlung kann der Säumige zur 
Leistung des Beitrages entweder im Rechtswege angehalten 
oder seines Antheils zu Gunsten der Compagnie für verlustig 
erklärt werden. Haben die Gesammteinlagen auf einen An- 
theil den Betrag von 5000 Mark en-eicht, so kann. der Eigen- 
thümer, um die Folgen der Säumigkeit abzuwenden, den 
öffentlichen Verkauf seines Antheils verlangen. Im Falle der 
Unverkäuflichkeit wird derselbe der Compagnie zugeschrieben^). 
Die bei der ostafrikanischen Gesellschaft bestehenden Vor- 
schriften stehen etwa in der Mitte zwischen den für Actien- 
gesellschaften und den für Gewerkschaften massgebenden 
Grundsätzen. Die beitragspflichtigen Antheile sind dort auf 
den Betrag von je 10 000 Mark festgesetzt. Bei Uebernahme 
eines solchen Antheils müssen 5000 Mark baar eingezahlt 
werden. Der Rest kann nachgefordert werden; bei Nicht- 
zahlung des geforderten Beitrags ist entweder Einklagung im 
Rechtswege oder Einziehung des Antheils zu Gunsten der 



1) Statut § 14. 
8) Statut § 8-11. 
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Gesellschaft zulässig. Zu Leistungen über 10000 Mark sind 
die Eigenthümer beitragspflichtiger Antheile nicht verbunden *). 
Die privatrechtlichen Corporationen unterliegen nach 
preussischem Landrecht einer weitgehenden Staatsaufsicht. 
Die Frage, ob Colonialgesellschaften, welche etwa als Actien» 
gesellschaften nach Massgabe des Handelsgesetzbuches einer 
staatlichen Aufsicht nicht unterlägen, sich einer Einwirkung 
auf die Bestellung ihrer Organe, einer Controle ihrer inneren 
Verwaltung unterwerfen müssten, weil sie in Afrika oder 
Australien in einem deutschen Schutzgebiete Hoheitsrechte 
ausübten^), hat daher zunächst keine praktische Bedeutung. 
Denn bis jetzt sind diejenigen Gesellschaften, welche sich 
überhaupt mit der Ausübung von Hoheitsrechten befassen, 
eben nicht als Actiengesellschaften, sondern als landrechtliche 
Corporationen constituirt. Und diejenigen später zu erwähnen- 
den Colonialgesellschaften, welche die Form der Actiengesell- 
schaften angenommen haben, unterliegen keiner staatlichen 
Aufsicht. Die Aufsicht über alle vier genannten Colonial- 
gesellschaften wird vom Reichskanzler geführt*). Auch die 
Aufsicht über die deutsche Colonialgesellschaft für Südwest- 
afrika, welche bei der Gründung den preussischen Ministem 
für Handel und Gewerbe und für das Innere übertragen war, 
ist später auf den Reichskanzler übergegangen*). Es ist die 
Frage aufgeworfen worden, ob eine solche Uebertragung der 



1) Statut § 10, 11. 

2) V. Stengel, Allgemeine Zeitung 1886, Nr. 129, deutsches 
Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 881 , die deutschen Colonialgesellschaften in 
Schmoller's Jahrbuch, Bd. XII, S. 283. 

^) Statut der südwestafrikanischen Gesellschaft § 15, der Neu- 
Guinea-Compagnie § 37, der ostafrikanischen Gesellschaft § 41, der Witu-. 
gesellschaft § 15. 

^) Generalversammlungsbeschluss vom 30. September 1886. Aller- 
höchster Erlass vom 3. November 1886 (Deutsche Colonialzeitung, Bd. III, 
Ä. 794). 
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Aufsicht über Corporationen, welche nach den Vorschriften 
des preussischen Rechtes gebildet sind, auf ein Reichsorgan 
zulässig sei. In Uebereinstimmung mit den Ausführungen 
eines der Regierungscommissare in der Reichstagscommission 
des Jahres 1886^) muss erklärt werden, dass diese Ueber- 
tragung keinerlei Bedenken unterliegt. Denn die Bestim- 
mungen des preussischen allgemeinen Landrechtes über Cor- 
porationen sind subsidiärer Natur; sie haben nur insoweit 
Geltung, als nicht Specialgesetze oder Statuten etwas Anderes 
festsetzen®). Dies gilt auch von den Bestimmungen über 
Staatsaufeicht. Es würde daher sogar zulässig sein, von einer 
Staatsaufsicht ganz abzusehen oder die Aufsicht einer Privat- 
person zu übertragen. Um so weniger unterliegt es Bedenken, 
mit derselben eine Reichsbehörde zu betrauen. Natürlich kann 
die Uebertragung einer Aufsicht über einzelstaatliche Corpo- 
rationen auf Reichsbehörden nur mit Einwilligung der mass- 
gebenden Organe des Reiches erfolgen. Diese Einwilligung 
müsste, wenn es sich um andere Staaten handelte, besonders 
eingeholt werden; in dem hier vorliegenden Falle war eine 
solche Einholung wegen der Identität des Kaisers und des 
Königs von Preussen nicht erforderlich. Sachlich empfahl 
sich die Uebertragung der Aufsicht auf den Reichskanzler 
schon deshalb, weil die Aufsicht über die öffentlich rechtlichen 
Functionen der Colonialgesellschaften, von welchen später die 
Rede sein wird, jedenfalls in den Händen eines Reichsorgans 
liegen musste, die Vereinigung beider Aufsichtsbefiignisse in 



^) Anlage zum Commissionsbericht vom 16. März 1886, S. 33 
(Stenogr. Ber., Bd. V, S. 1000). — Vergl. auch Weltpost, a. a. 0. 
S. 47. 

^) Preussisches allgemeines Landrecht, Th. II, Tit. 6, §§22, 36, 
40 und 41. 
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einer Hand aber aus nahe liegenden Gründen dringend zu 
wünschen war. 

Die Aufsicht wird darauf gerichtet, dass die Geschäfts- 
führung der Gesellschaft den statutarisch festgesetzten Zwecken 
entspricht und im Einklang mit den gesetzlichen Vorschriften 
erfolgt. Der Reichskanzler kann in Ausübung seiner Auf- 
sichtsbefugnisse einen Commissar bestellen, der berechtigt ist, 
an den Generalversammlungen, sowie an den Sitzungen des 
Verwaltungsrathes, bez. des Directionsrathes, oder des Plenums 
der Direction Theil zu nehmen, sich Berichte erstatten zu 
lassen, Bücher und Schriften einzusehen, ausserordentliche 
Generalversammlungen zu berufen. Gewisse wichtigere Be- 
schlüsse bedürfen der Genehmigung entweder der Aufsichts- 
behörde oder des Landesherm, so namentlich die Feststellung 
der Gewinnantheile, die Ausgabe neuer Antheile, die Aufiiahme 
von Anleihen, die Verwendung des Reservefonds, die Abände- 
rung der Statuten, die Auflösung der Gesellschaft ^). Bei der 
ostafnkanischen Gesellschaft steht dem Reichskanzler ausserdem 
die Ernennung von drei Mitgliedern des Directionsrathes zu; 
ein weiteres Mitglied wird von der Direction der Seehandlung 
ernannt^). 

An der Constituirung der Colonialgesellschaften auf Grund- 
lage des preussischen Landrechtes ist ursprünglich von keiner 
Seite Anstoss genommen worden. Dagegen haben zwei neuere 
Abhandlungen, die bereits früher erwähnten Bearbeitungen des 
Colonialgesellschaftsrechtes von Ring und Simon, diese 
Constituirung für unvereinbar mit den Vorschriften des Actien- 



1) Statut der westafrikanischen Gesellschaft § 15, 161, der Neu- 
Guinea-Compagnie § 37, 38, der ostafrikanischen Gesellschaft § 41, 42, 
der Witugesellschaft § 15, 16. Letzteres enthält keine Bestimmungen 
über die Bestellung eines Commissars. 

2) Statut § 21. 
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gesetzes erklärt und daher die Rechtsbeständigkeit der Colonial- 
gesellschaften angezweifelt. Beide Schriftsteller führen überein- 
stimmend Folgendes aus ^). Die deutschen Colonialgesellschafteii, 
deren Constituirung auf Grundlage des preussischen Land- 
rechtes stattgefunden hat, besitzen materiell den Charakter 
von Actiengesellschaften. Ihre Begründung konnte daher auch 
formell nur auf Giimdlage des Actiengesetzes stattfinden. 
Daran] ändert der Umstand nichts, dass den Gesellschaften 
seitens eines Einzelstaates Corporationsrechte verliehen sind. 
Denn eine solche auf Grund landesrechtlicher Bestimmungen 
erfolgte Ertheilung von Corporationsrechten kann von der 
Beobachtung reichsrechtlicher Vorschriften nicht entbinden. 

Diese Ausführungen sind meines Erachtens nicht zutreffend, 
und es ist ihnen schon in der Reichstagssitzung vom 4. Februar 
1888 der "Wirkliche Legationsrath Dr. Kayser als Commissar 
des Bundesrathes mit Recht entgegen getreten^). Zunächst 
sei die Bemerkung gestattet, dass jedenfalls nicht alle ge- 
nannten Colonialgesellschaften die Merkmale der Actiengesell- 
schaften besitzen. Die Neu-Guinea-Compagnie kann zweifellos 
nicht unter den BegriflF der Actiengesellschaft subsummirt 
werden, wie ja auch Ring^) zugesteht. Selbst die ostafrika- 
nische Gesellschaft ist keine reine Actiengesellschaft, sondern 
hat Elemente der Gewerkschaft in sich aufgenommen. Aber 
hierauf ist weniger Gewicht zu legen. Jedenfalls bleiben ja 
noch die südwestafrikanische Gesellschaft und die Witugesell- 
schaft übrig, die auf dem reinen Actienprincip aufgebaut sind. 
Es muss daher in eine nähere Prüfung der Gnmdlagen jener 
Deduction eingetreten werden. Und bei einer solchen näheren 
Prüfung erweisen sich dieselben als unhaltbar. 



*) Ring a. a. 0. S. 9 flf. Simon in der Zeitschrift für Handels- 
recht, Bd. XXXIV, S. 116 ff 

2) Stenogr. Ber., Bd. n, S. 707. 
8) a. a. 0. S. 16. 
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In Deutschland besteht Vereins- oder Associationsfreiheit. 
Es können sich Vereine und Gesellschaften aller Art bilden, 
so weit dieselben nicht durch ausdrückliche gesetzliche Vor- 
schriften verboten sind. Zweifellos ist, dass ein Verbot für 
Colonialgesellschaften mit den vorher angegebenen Zwecken 
nicht existirt. Wenn nun bei Gründung derselben die Vor- 
schriften des Actiengesetzes nicht beobachtet sind, trotzdem 
die Gesellschaften materiell den Charakter von Actiengesell- 
schaften besitzen, was kann die Folge sein? Doch nicht die, 
dass die Gesellschaften eine völlig rechtlose Stellung 
haben oder rechtlich als nicht vorhanden angesehen 
werden. Sondern nur die, dass sie der besonderen Hechte 
der Actiengesellschaften entbehren, insbesondere der corpo- 
rativen Rechte, welche denselben in Art. 213 und 219 
des Handelsgesetzbuches beigelegt sind. Die Colonialgesell- 
schaften würden in Folge dessen keine selbständigen Ver- 
mögenssubjekte sein, keine eigenen Rechte und Pflichten be- 
sitzen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund- 
stücken nicht erwerben, vor Gericht nicht klagen und verklagt 
werden können. Die Verpflichtungen der Mitglieder zu den 
Zwecken der Gesellschaft und zur Erfüllung ihrer Verbindlich- 
keiten beizutragen würde nicht durch den Betrag ihrer An- 
theile begrenzt sein. Aber die Gesellschaften blieben doch 
immer Gesellschaften. Sie würden zwar nicht als Actien- 
gesellschaften, aber als offene Handelsgesellschaften oder als 
civilrechtliche Societäten eine rechtliche Existenz besitzen. 

Nun steht ferner unbestrittener Weise jedem deutschen 
Staate die Befugniss zu, Corporationsrechte zu verleihen. 
Diese Befugniss ist dadurch in keiner Weise berührt worden, 
dass gewissen Klassen von Vereinen oder Gesellschaften, 
z. B. Actiengesellschaften , Berufsgenossenschaften , reichs- 
gesetzlich die Stellung eines besonderen Rechtssubjectes ein- 
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geräumt worden ist. Für die Ausübung der Befugniss Corpo- 
rationsrechte zu ertheilen sind, da reichsrechtliche Vorschriften 
darüber nicht existiren, lediglich die Bestimmungen des Landes- 
rechtes massgebend. In Preussen wird die Befugniss im Gebiete 
des allgemeinen Landrechts nach Massgabe dieses Gesetzbuches 
ausgeübt. Jede Verleihung von Corporationsrechten aber, 
welche im Einklang mit den landesgesetzlichen Vorschriften 
erfolgt, hat volle rechtliche Wirkung und muss von jedem 
deutschen Gerichte als verbindlich angesehen werden. Durch 
die Verleihung von Corporationsrechten erlangt der Verein, 
dem sie verliehen werden, die Stellung eines selbständigen 
Vermögenssubjectes. Dadurch wird also dasjenige er- 
setzt, was den Gesellschaften in Folge der Nichtbeachtung der 
Vorschriften des Actiengesetzes etwa mangelt. Lisbesondere 
haftet den Gläubigern der Gesellschaft in Folge der Ertheilung 
der Corporationsrechte lediglich das Gesellschafts- 
vermögen. 

Neben den vier Hauptcolonialgesellschaften, welche 
sämmtlich als landrechtliche Corporationen begründet sind, 
besteht noch eine Reihe kleinerer Gesellschaften, welche sich 
beschränktere Zwecke gestellt und andere Formen des Gesell- 
schaftsrechtes für ihre Constituirung gewählt haben. So sind 
die Jaluitgesellschaft, welche den Betrieb von Geschäften aller 
Art auf den Marschallinseln zum Gegenstand ihres Unter- 
nehmens gemacht hat ^),^ und die ostafrikanische Plantagen- 
gesellschaft 2) reine Actiengesellschaften. Die Kamerun- 
Land- und Plantagengesellschaft Wörmann, Thormälen & 
Compagnie^) hat den Charakter einer Commanditgesellschaft. 
Die deutsch-westafrikanische Compagnie Dr. A. Zehlicke und 

^) Deutsche Colonialzeitung. Neue Folge, Bd. I, S. 13. 

2) Simon a. a. 0. S. 90 fL 

^) Deutsche Colonialzeitung, Bd. II, S. 539. 
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Brueckner kann man als eine stille Gesellschaft auf Actien 
bezeichnen *). 

Die Erfahrungen, welche bisher mit der Gründung von 
Colonialgesellschaften gemacht worden sind, haben gezeigt, 
dass die Formen unseres Gesellschaftsrechtes für coloniale 
Unternehmungen nicht ausreichen. Es braucht zur Begründung 
dieser Behauptung nur an die Schwierigkeiten erinnert zu 
werden, mit welchen die Constituinmg der deutsch - ostafrika- 
nischen Gesellschaft verbunden war, oder an die Vorgänge bei 
Begründung der ostafrikanischen Plantagengesellschaft, die mit 
den Vorschriften des Actiengesetzes kaum in Einklang zu 
bringen sind^). Auch bei der in neuerer Zeit eingetretenen 
Entwicklung des Goldbergbaus in Südwestafrika hat sich der 
Mangel einer entsprechenden Gesellschaftsform herausgestellt^). 
Die grösseren Colonialgesellschaften haben allerdings eine 
Form für ihre Constituirung in der Corporation des preussischen 
Landrechtes gefunden, welche elastisch genug ist, sich den 
verschiedensten Bedürfnissen anzupassen. Aber dieses Ver- 
fahren war doch immerhin nur ein Nothbehelf. Es erscheint 
Bicht angemessen, dass Gesellschaften ihre Rechtsqualität von 
der Verleihung einer Landesregierung ableiten, während ihre 
ganze Thätigkeit lediglich Beziehungen zu Reichsorganen 
schafft und auch die Aufsicht durch letztere geführt wird. 
Ausserdem sind die Bestimmungen des allgemeinen Landrechts 
doch nur auf solche Gesellschaften anwendbar, welche ihren 
Sitz in Preussen und zwar im Gebiete des allgemeinen Land- 
rechtes, dagegen nicht auf solche, welche ihren Sitz in anderen 



*) R,ing a. a. 0. S. 17, v. Stengel, die deutschen Colonialgesell- 
schaften in SchmoUer's Jahrbuch a. a. 0. S. 238, Anm. 1. 

2) Simon a. a. 0. S. 90 ff. 

3) Commissionsbericht vom 23. Februar 1888, S. 18 (Stenogr. Ber., 
Bd. IV, S. 654). 
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Rechtsgebieten haben. Endlich stellt das preussische Land- 
recht als Voraussetzung für die Ertheilung von Corporations- 
rechten die Gemeinnützigkeit des Unternehmens hin. Nua 
lassen sich aber sehr wohl Colonialgesellschaften denken, deren 
Unternehmungen nicht gerade den Charakter gemeinnütziger 
haben, für welche auch die Vorschriften des Handelsgesetz- 
buches über Actiengesellschaften nicht recht anwendbar sind^ 
bei denen es aber doch sehr wünschenswerth sein kann, ihnen 
die Stellung als selbständiges Vermögenssubject einzuräumen^ 
Die Erkenntniss, dass die bisherigen Grundsätze unseres 
Gesellschaftsrechtes für Colonialgesellschaften nicht ausreichen, 
hat eine Reihe von Vorschlägen zur Verbesserung und Er- 
gänzung des bestehenden Rechtes veranlasst. Derartige Vor- 
schläge enthalten die schon erwähnten Schriften von Ring: 
und Simon, eine Schrift von Esser^) und eine der colonial- 
rechtlichen Abhandlungen v. Stengel's^). Die angeführten 
Schriftsteller erstreben , eine sofortige gesetzliche Regelung- 
der neuen Gesellschaftsform, also den Erlass von Normativ- 
bestimmungen, ähnlich wie sie jetzt für Actiengesellschaften,. 
eingeschriebene Genossenschaften u. s. w. bestehen. Dem 
Erlass solcher Bestimmungen würden aber eingehende Er- 
wägungen und genaue Vorarbeiten vorhergehen müssen. Der 
Reichstag hat daher bei der Berathung des Abänderungs- 
gesetzes einen näher liegenden und gangbareren Weg beschritten. 
Auf Antrag seiner Commission^) hat er beschlossen, dem 
Gesetzentwurf Bestimmungen hinzuzufügen, nach welchen der 
Bundesrath befugt sein soll, Colonialgesellschaften auf Grund 

*) Robert Esser II, die Gesellschaft mit beschränkter Haftbar- 
keit. Eine gesetzgeberische Studie. Berlin 1886. 

*^) Die deutschen Colonialgesellschaften in Schmoner's Jahrbuch 
a. a. 0. S. 271 ff. 

• «) Commissionsbericht vom 23. Februar 1888, S. 16 ff. (Stenogr. 
Ber., Bd. IV, S. 653 ff.). 
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eines vom Reichskanzler bestätigten Statutes Corporations- 
rechte zu verleihen ; diese Gesellschaften unterstehen dann der 
Aufsicht des Reichskanzlers*). 

Gegen eine derartige Regelung hat sich v. Stengel^) 
erklärt. Er meint, das sei eine Rückkehr zu dem bei der 
Actiengesellschaft mit Recht verlassenen System der Conces- 
sionirung. Dieses System habe gerade bei den so schwer zu 
tibersehenden colonialen Unternehmungen seine besonderen 
Bedenken. Die Prüfung der Unternehmungen und der 
Statuten würde mit grossen Schwierigkeiten verbunden sein; 
die Reichsregierung übernähme mit der Concessionirung in 
den Augen des Publicums wenigstens eine moralische Verant- 
wortlichkeit für das Unternehmen ; der Erlass genauer gesetz- 
licher Xormativbestimmungen liege gerade im Interesse des 
Publicums, damit diejenigen Personen, welche einer derartigen 
Gesellschaft beiträten, genau wüssten, in welcher Rechtslage 
sie sich befänden. Dem gegenüber müssen aber doch folgende 
Erwägungen als durchschlagend erachtet werden. Der Erlass 
von Normativbestimmungen, so wünschenswerth er an sich 
sein mag, würde jedenfalls längere Zeit erfordert haben. Die 
ganze Reform konnte leicht ad calendas graecas vertagt werden, 
wenn man mit derselben so lange warten wollte , bis > eine 
eingehende gesetzliche Regelung des colonialen Gesellschafts- 
rechtes mit Aussicht auf Erfolg unternommen werden konnte. 
Denn zur Zeit gehen doch die Ansichten darüber, wie die 
neue Gesellschaftsform für Colonialgesellschaften beschaffen 
sein soll, noch sehr auseinander. Die jetzigen Bestimmungen 
gewähren gerade den grossen Vortheil, dass sich die Statuten 



') Reichstagssitzung vom 28. Februar 1888 (Stenogr. Ber., Bd. II, 
S. 1159). 

2) Die deutschen Colonialgesellschaften in Schmoller's Jahrbuch 
a. a. 0. S. 272 ff. 
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der einzelnen Gesellschaften den Bedürfnissen des concreten 
Unternehmens möglichst anpassen können. War man aber 
bei der jetzigen Lage der Dinge gezwungen, von dem Erlass 
von Normativbestimmungen vorläufig abzusehen, so musste an 
deren Stelle nothwendiger Weise etwas Anderes gesetzt 
werden : die Bestätigung des Statuts und die Regierungs- 
aufsicht. Eine solche Aufsicht ist in der That für Colonial- 
gesellschaften auch in viel höherem Masse nothwendig als für 
sonstige Erwerbsgesellschaften ^). Während bei letzteren nur 
privatelRechte und Interessen in Frage kommen, handelt es 
sich bei ersteren um wichtige öffentliche und politische 
Gesichtspunkte. Dass bei Ertheilung der Gorporationsrechte 
mit einer gewissen Vorsicht verfahren werden muss und die- 
selben nicht jeder Colonialgesellschaft ohne Weiteres verliehen 
werden können, ist selbstverständlich. Bei Anwendung einer 
solchen Vorsicht wird aber die Reichsregierung die Verant- 
wortung für die Concessionirung der Gesellschaften ebenso gut 
übernehmen können, wie sie bisher die preussische Regieining 
thatsächlich übernommen hat. Endlich entspricht der von der 
Reichtagscommission eingeschlagene Weg auch der geschicht- 
lichen Entwicklung des Gesellschaftsrechtes. Dasselbe ist 
überall von Statuten ausgegangen und erst im Laufe einer 
allmählichen Entwicklung zu gesetzlichen Normativbestim- 
mungen gelangt. 

Die jetzigen Bestimmungen über Colonialgesellschaften 
enthalten nur einen Anfang der Bildung eines colonialen 
Gesellschaftsrechtes. Sie haben zunächst keine weitere 
Wirkung als dass dasjenige, was bisher nur auf Grund des 
preussischen Rechtes durch preussische Staats- 



^) Dies erkennt auch Simon a. a. 0. S. 116, 141 im Gegensatz zu 
V. Stengel; deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 882, die deutschen 
Colonialgesellschaften in SchmoUer's Jahrbuch a. a, 0. S. 277 ff., an. 
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Organe zu ermöglichen war, jetzt durch Organe des 
deutschen Reichs auf Grund reichsgesetzlicher 
Vorschriften vorgenommen werden kann. Damit sind 
aber auch die Beschränkungen, welche bisher wegen der An- 
wendung des preussischen Rechtes bestanden, beseitigt worden. 
Insbesondere kann die Verleihung von Corporationsrechten 
durch Beschluss des Bundesmthes nicht bloss an Colonial- 
gesellschaften, welche ihren Sitz in Preussen, sondern an alle 
Colonialgesellschaften, welche ihren Sitz im deutschen Reiche 
oder in den Schutzgebieten haben, erfolgen. Die Ertheilung 
von Corporationsrechten durch Reichsorgane ist nicht ohne 
Vorgang in der Reichsgesetzgebung. Ein früheres Gesetz hat 
den Bundesrath ermächtigt, Innungsverbänden die Stellung 
eines selbständigen Vermögenssubjectes beizulegen *). An 
diese älteren Bestimmungen hat das neuere Gesetz in so weit 
angeschlossen, als es bei der Verschiedenheit der beiden 
Gegenstände möglich war. 

Die Vorschriften des Gesetzes, betreffend die Rechtsver- 
hältnisse der Schutzgebiete, lauten wörtlich folgendermassen : 

§8. 

Deutschen Colonialgesellschaften, welche die Coloni- 
sation der deutschen Schutzgebiete, insbesondere den 
Erwerb und die Verwerthung von Grundbesitz, den Betrieb 
von Land- oder Plantagenwirthschaft , den Betrieb von 
Bergbau, gewerblichen Unternehmungen und Handels- 
geschäften in denselben zum ausschliesslichen Gegenstand 
ihres Unternehmens und ihren Sitz entweder im Reichs- 
gebiet oder in den deutschen Schutzgebieten haben, oder 
denen durch kaiserliche Schutzbriefe die Ausübung von 



*) Reichsgesetz, betr. die Abänderung der Gewerbeordnung, vom 
23. April 1886, § 104 K 

Georg Meyer, staatsr. Stellg. d.d. Schntzg. 10 
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Hoheitsrechten in den deutschen Schutzgebieten tiber- 
tragen ist, kann auf Grund eines vom Reichskanzler ge- 
nehmigten Gesellschaftsvertrages (Statuts) durch Beschluss 
des Bundesraths die Fähigkeit beigelegt werden, unter 
ihrem Namen Rechte, insbesondere Eigenthum und andere 
dingliche Rechte an Grundstücken zu erwerben, Verbind- 
lichkeiten einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt 
zu werden. In solchem Falle haftet den Gläubigem für 
alle Verbindlichkeiten der Colonialgesellschaft nur das 
Vermögen derselben. 

Der Beschluss des Bundesraths und im Auszuge der 
Gesellschaftsvertrag sind durch den Reichsanzeiger zu 
veröffentlichen. 

§9. 
Der Gesellschaftsvertrag hat insbesondere Bestimmungen 

zu enthalten: 

1. über den Erwerb und den Verlust der Mitglied- 
schaft ; 

2. über die Vertretung der Gesellschaft Dritten 
gegenüber ; 

3. über die Befugnisse der die Gesellschaft leitenden 
und der die Leitung beaufsichtigenden Organe 
derselben ; 

4. über die Rechte und Pflichten der einzelnen Mit- 
glieder; 

5. über die Jahresrechnung und Vertheilung des Ge- 
winns; 

6. über die Auflösung der Gesellschaft und die nach 
derselben eintretende Vermögensvertheilung. 

§ 10. 
Deutsche Colonialgesellschaften, welche die im § 8 er- 
wähnte Fähigkeit durch Beschluss des Bundesraths erhalten 
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haben, unterstehen der Aufsicht des Reichskanzlers. Die 
einzelnen Befugnisse desselben sind in den Gesellschafls- 
vertrag aufisunefamen. 

Die Voraussetzungen für 'die Ertheilung von Corpo- 
rationsrechten an Colonialgesellschaften sind demnach folgende : 

1. Die Colonialgesellschaften müssen deutsche 
Colonialgesellschaften sein. Ausländischen Colonial- 
gesellschaften können Corporationsrechte nicht verliehen 
werden. Die FrageJ, ob eine Gesellschaft als deutsche anzu- 
sehen ist, muss nach den Verhältnissen des einzelnen Falles 
beurtheilt werden. Bei dieser Beurtheilung ist ein gewisses 
Ermessen des Bundesrathes nicht auszuschliessen. Die Be- 
theiligung eines einzelnen Ausländers bei einer Colonial- 
gesellschaft würde ihr den Charakter einer deutschen Gesell- 
schaft noch nicht nehmen. Dagegen würde eine Gesellschaft, 
in welcher das ausländische Element vorwiegend wäre, als 
eine deutsche nicht anzusehen sein. Der Charakter einer 
Golonialgesellschaft als deutsche ist jedenfalls gewahrt, wenn 
die Mitgliedschaft — wie das bei den bisherigen grossen 
Colonialgesellschaften geschehen ist — statutenmässig auf 
Beichsangehörige und Gesellschaften mit dem Sitz im Reichs- 
gebiet beschränkt wird. Es gentigt aber auch, wenn in dem 
Statut eine Bestimmung enthalten ist, welche das Ueberwiegen 
des deutschen Elementes in der Gesellschaft und den ent- 
scheidenden Einfluss desselben in der Geschäftsleitung sichert. 

2. Die Colonialgesellschaften müssen femer bestimmten 
Voraussetzungen hinsichtlich ihrer Thätigkeit entsprechen. 

a. Die Ertheilung der Corporationsrechte ist dann zulässig, 
wenn die Gesellschaften die Colonisation der deutschen 
Schutzgebiete, d. h. die Ansiedlung in denselben oder die 
wirthschaftliche Ausbeutung derselben zum ausschliess- 
lichen Gegenstande ihres Unternehmens machen. 

10* 
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Gesellschaften, welche die Colonisation anderer, nicht zu den 
deutschen Schutzgebieten gehöriger Länder, z. B. Südamerikas, 
bezwecken, dürfen Corporationsrechte vom Bundesrathe nicht 
verliehen werden. Ebenso wenig Gesellschaften, welche neben 
der Colonisation der deutschen Schutzgebiete noch andere 
Zwecke verfolgen. Als colonisatorische Thätigkeiten erwähnt 
das Gesetz den Erwerb und die Verwerthung von Grundbesitz, 
den Betrieb von Land- oder Plantagenwirthschaft, den Betrieb 
von Bergbau, gewerblichen Unternehmungen und Handels- 
geschäften. Diese Aufzählung ist aber, wie schon das Wort 
„insbesondere" andeutet, nur exemplificativ ; es steht rechtlich 
kein Hinderniss im Wege, auch andere Thätigkeiten als die 
hier erwähnten als colonisatorische zu behandeln. Gesell- 
schaften dieser Art müssen femer, um Corporationsrechte zu 
erlangen, ihren Sitz entweder im Reichsgebiet oder in den 
deutschen Schutzgebieten haben. 

b. Die Verleihung von Corporationsrechten darf femer dann 
stattfinden, wenn die Gesellschaften die Ausübung von 
Hoheitsrechten bezwecken, welche ihnen durch einen 
kaiserlichen Schutzbrief übertragen sind. Für diese Gesell- 
schaften ist nicht einmal Sitz im Reichsgebiet oder in den 
Schutzgebieten vorgeschrieben, weil der kaiserliche Schutzbrief 
als eine genügende Grundlage für die Ertheilung von Corpo- 
rationsrechten angesehen wird. Praktisch ist es auch ganz 
undenkbar, dass der Kaiser die Befugniss zur Ausübung von 
Hoheitsrechten Gesellschaften übertragen sollte, welche ihren 
Sitz in einem Gebiete haben, das sich unter der Herrschaft 
einer fremden Staatsgewalt befindet. 

3. Das Statut der betreifenden Gesellschaft muss vom 
Reichskanzler bestätigt sein. Die Bestätigung erfolgt 
nach Ermessen des Reichskanzlers. Der § 9 führt eine Reihe 
von Gegenständen auf, über welche das Statut Bestimmungen 
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enthalten iiiuss. Statuten, welche über diese Punkte nichts 
bestimmen, dürfen nicht bestätigt werden. Dagegen können 
die Statuten auch noch andere Gegenstände regeln, und der 
Reichskanzler ist in der Lage, die Regelung anderer Gegen- 
stände zur Vorbedingung seiner Bestätigung zu machen. 

Wenn die angegebenen Voraussetzungen vorliegen, so 
darf der Bundesrath die Corporationsrechte ertheilen. Aber 
er ist dazu nicht verpflichtet Vielmehr entscheidet 
über die Ertheilung in jedem einzelnen Falle sein pflichtmässiges 
Ermessen. Die preussische Bestimmung, dass das Unter- 
nehmen ein gemeinnütziges sein müsse, ist in die reichs- 
rechtlichen Vorschriften nicht übergegangen. Trotzdem wird 
der Bundesrath zu erwägen haben, ob das betreffende Unter- 
nehmen von solcher Bedeutung und ob die Gesellschaft 
finanziell so gesichert ist, dass die Ertheilung der Corporations- 
rechte sich rechtfertigen lässt. Die Prüfung, ob die mate- 
riellen gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, steht dem 
Bundesrath zu; unerlässlich ist nur das formale Erforderniss 
eines vom Reichskanzler bestätigten Statuts. Die vom Bundes- 
rath vorgenommene Ertheilung der Corporationsrechte hat, 
sofern dieselbe nur auf Grund eines solchen Statuts erfolgt, 
eine unbedingte Gültigkeit; sie ist für Jedermann rechtsver- 
bindlich und muss insbesondere auch von den Gerichten aner- 
kannt werden. Für die Bestätigung des Statuts trägt der 
Reichskanzler die Verantwortung. 

Die Wirkung der Verleihung der Corporationsrechte ist 
die, dass die Gesellschaft den Charakter eines selbständigen 
Vermögenssubjectes erhält. Als solches besitzt sie 
die Fähigkeit, unter ihrem Namen Rechte, insbesondere 
Eigenthum und andere dingliche Rechte an Gmndstücken zu 
erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht zu klagen 
und verklagt zu werden. Den Gläubigern haftet für alle 
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Verbindlichkeiten der Gesellschaft nur das Vermögen derselben. 
Als eine weitere Wirkung der Erlangung der Corporations- 
recht6 erscheint die, dass die Gesellschaft der Aufsicht des 
Reichskanzlers untersteht, über welche das Nähere im Statut 
festzusetzen ist. 

Die Bestimmungen des Reichsgesetzes, betreffend die 
Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete , über Golonialgesell- 
Schäften treten den Bestimmungen des bisherigen Rechtes 
ergänzend hinzu. Sie haben nicht den Charakter aus- 
schliessender Vorschriften. Die Bildung von Colonial- 
gesellschaften kann daher auch ferner in den Formen des 
bisherigen Rechtes stattfinden. Dieselben können sich als 
Actiengesellschaften, Commanditgesellschaften, offene Handels- 
gesellschaften u. s. w. constituiren. Selbst die fernere An- 
wendung der Bestimmungen des preussischen Rechtes ist durch 
die neueren reichsgesetzlichen Vorschriften nicht ausgeschlossen. 

Neben der privatrechtlichen Rechtsstellung der 
Colonialgesellschaften kommt nun aber, wenigstens ftlr zwei 
derselben, die deutsch -ostafrikanische Gesellschaft und die 
Neu - Guinea - Compagnie, auch noch die staatsrechtliche 
in Betracht. Dieselbe beruht auf den den betreffenden Gesell- 
schaften ertheilten kaiserlichen Schutzbriefen. In diesen 
Schutzbriefen tibernimmt der Kaiser auf Antrag der Gesell- 
schaften die Oberhoheit über die von ihnen erworbenen 
Gebiete und stellt dieselben unter seinen Schutz. Der 
Erwerb von Hoheitsrechten über ein der völkerrechtlichen 
Gemeinschaft nicht angehörendes Gebiet ist nicht auf Staaten 
beschränkt; er kann auch durch Privatpersonen und 
Privatgesellschaften stattfinden^). Zahlreiche Präcedenz- 

*) Emile de Laveleye, la neutralitö du Congo in der Kevue de 
droit international, Bd. XV, S. 257 £F., Travers Twiss, la libre navi- 
gation da Congo, ebendas. S. 550 ff., Weltpost a. a. 0. S. 57. 
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fälle aus älterer und neuerer Zeit bestätigen die Richtigkeit 
dieses Grundsatzes. Aus älterer Zeit braucht nur an die 
holländischen und englischen Ansiedelungen in Ostindien und 
Nordamerika erinnert zu werden. Aus neuerer Zeit sind 
namentlich die Erwerbungen der Nord-Bomeo-Compagnie und 
der internationalen Gesellschaft des Oongo zu erwähnen. 
Insbesondere hat die letztere für das von ihr begründete 
Staatswesen theils durch specielle mit den einzelnen Mächten 
abgeschlossene Verträge, theils durch die Beschlüsse der ber- 
liner Congoconferenz eine allgemeine internationale Aner- 
kennung erlangt. Aber auch bei der Ordnung der Verhält- 
nisse auf Nord- Bomeo ist weder englischerseits , noch von 
irgend einer anderen Regierung Anstoss daran genommen 
worden, dass die in Frage stehenden Landerwerbungen durch 
Privatpersonen erfolgt sind. Namentlich hat die deutsche 
Regierung auf eine Anfrage der englischen die Abtretung von 
Hoheitsrechten durch Häuptlinge nicht civilisirter Völker an 
Privatpersonen und Gesellschaften ausdrücklich für zulässig 
erklärt^). Befindet sich doch das deutsche Reich jetzt selbst 
inWestafrika im Besitz von Hoheitsreehten, welche von den 
einheimischen Häuptlingen zunächst an deutsche Kaufleute 
(Lüderitz, Woermann, Jantzen & Thermalen) abgetreten 
worden sind. Steht also nach völkerrechtlichen Grundsätzen 
dem Erwerb von Hoheitsrechten durch Colonialgesellschaften 
kein Bedenken entgegen, so kann es ferner nicht zweifelhaft 
sein, dass die Gesellschaften befugt sind, die von ihnen er- 
worbenen Herrschaftsrechte auch auszuüben. Auch die 
deutschen Gesellschaften wären in der Lage gewesen, auf 
eigene Hand mit der staatlichen Organisation der von ihnen 
erworbenen Gebiete vorzugehen. Aber ein solches Vorgehen 



^) de Laveleye a. a. 0. S. 259, Travers Twiss a. a. 0. S. 554. 



J52 ^^^ RECHTLICHE STELLUNG 

hätte einen zweifachen Nachtheil gehabt. Einerseits hätten 
sie der Eigenschaft eines völkerrechtlichen Subjectes so lange 
entbehrt, als sie nicht auf dem betreffenden Gebiete ein voll- 
ständig oi^anisirtes Staatswesen begründet und für dieses die 
Anerkennung der andern Staaten erlangt hätten. Andrerseits 
fehlte es ihnen an den erforderlichen Machtmitteln , um ihr 
Gebiet gegen Angriffe fremder Mächte zu vertheidigen. 
Dadurch, dass sie die Hoheitsrechte dem Reiche überliessen, 
wurde die Sachlage eine andere. Letzteres übernahm nun- 
mehr sowohl die völkerrechtliche Vertretung als den militä- 
rischen Schutz der betreffenden Gebiete. 

Der Vorgang ist bei der deutsch-ostafrikanischen 
Gesellschaft und bei der Neu-Guinea-Compagnie 
im Wesentlichen derselbe gewesen. Beide Gesellschaften 
haben die Hoheitsrechte erworben, darauf an das Reich ab- 
getreten und von diesem wieder zurückempfangen. Der 
Unterschied liegt nur darin, dass die deutsch-ostafrikanische 
Gesellschaft ihre Rechte durch Verträge mit den ein- 
heimischen Häuptlingen, die Neu-Guinea-Compagnie 
dagegen durch Occupation erlangt hat. v. Stengel ist 
zwar der Meinung, das Neu-Guinea-Gebiet und die dazu ge- 
hörigen Inseln habe nicht die Gesellschaft, sondern das Reich 
erworben und dann an die Gesellschaft abgetreten^). Aber 
der kaiserliche Schutzbrief geht von einer andern Auffassung 
aus. Es heisst in dem Eingang desselben: „nachdem diese 
Compagnie durch eine von ihr ausgerüstete Expedition in 
jenen Gebieten unter der Controle unseres dortigen Com- 
missars Häfen und Küstenstrecken zum Zwecke der Cultur 
und zur Errichtung von Handelsniederlassungen erworben 
und in Besitz genommen hat und demnächst auf Unsem 



^) Die deutschen Colonialgesellschaften in SchmoUer's Jahrbuch 
a. a. 0. S. 279. 
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Befehl diese Gebiete durch Unsere Kriegsschiffe unter Unsem 
Schutz gestellt sind.*' Danach hat die Besitznahme durch 
die Gesellschaft stattgefunden. Die Proclamirung der deutschen 
Schutzherrschaft, welche dieser Besitznahme die völkerrecht- 
liche Wirksamkeit gegenüber fremden Staaten verschaffte, 
hat sich hier an die Occupation angeschlossen, wie in andern 
Gebieten an den Abschluss der Verträge mit den ein- 
heimischen Häuptlingen. 

Unter diesen Umständen ist es durchaus erklärlich, dass 
die beiden Schutzbriefe für die ostafrikanische Gesellschaft 
und die Neu-GuinearCompagnie, wenn sie auch im Wort- 
laut vielfach differiren^ doch inhaltlich wesentlich auf das- 
selbe hinauskommen. In dem Schutzbrief für die deutsch- 
ostafrikanische Gesellschaft sagt der Kaiser: 

„Wir verleihen der besagten Gesellschaft, unter 
der Bedingung, dass' sie eine deutsche Gesellschaft bleibt 
und dass die Mitglieder des Directoriums oder sonst mit 
der Leitung betrauten Personen Angehörige des deutschen 
Reiches sind, sowie den Rechtsnachfolgern dieser Gesell- 
schaft, unter der gleichen Voraussetzung, die Be- 
fugniss zur Austlbung aller aus den uns vor- 
gelegten Verträgen fliessenden Rechte, ein- 
schliesslich der Gerichtsbarkeit, gegenüber den Ein- 
geborenen und den in diesen Gebieten sich niederlassen- 
den oder zu Handels- und andern Zwecken sich auf- 
haltenden Angehörigen des Reiches und anderer Nationen, 
unter der Aufsicht Unserer Regierung und vorbehaltlich 
weiterer von Uns zu erlassender Anordnungen und Er- 
gänzungen dieses Unseres Schutzbriefes". 
Aehnlich heisst es in dem Schutzbrief für die Neu- 
Guinea-Compagnie : 

„Ingleichen verleihen Wir der besagten Compagnie, 
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gegen die Verpflichtung, die von ihr übernommenen staat- 
lichen Einrichtungen zu treffen und zu erhalten, auch 
die Kosten für eine ausreichende Rechtspflege zu be- 
streiten, hiermit die entsprechenden Rechte der 
Landeshoheit, zugleich mit dem ausschliesslichen 
Recht in dem Schutzgebiet herrenloses Land in Besitz 
zu nehmen und darüber zu verfügen und Verträge mit 
den Eingeborenen über Land und Grundberechtigungen 
abzuschliessen, dies Alles unter der Oberaufsicht Unserer 
Regierung, welche die zur Wahrung früherer wohl er- 
worbener Eigenthumsrechte und zum Schutze der Ein- 
geborenen erforderlichen Bestimmungen erlassen wird. 
Die Ordnung der Rechtspflege sowie die Regelung und 
Leitung der Beziehungen zwischen dem Schutzgebiete 
und den fremden Regierungen bleiben Unserer Regierung 
vorbehalten. Wir verheissen und befehlen hiermit, dass 
unsere Beamten und Officiere durch Schutz und Unter- 
stützung der Gesellschaft und ihrer Beamten in allen 
gesetzlichen Dingen diesen Unsem Schutzbrief zur Aus- 
führung bringen werden. Diesen Unsem kaiserlichen 
Schutzbrief gewähren Wir der Neu-Guinea-Gompagnie 
unter der Bedingung, dass dieselbe bis spätestens ein 
Jahr vom heutigen Tage ab ihre rechtlichen Verhältnisse 
nach Massgabe der deutschen Gesetze ordnet, dass die 
Mitglieder ihres Vorstandes oder der sonst mit der 
Leitung betrauten Personen Angehörige des deutschen 
Reiches sind und unter dem Vorbehalt späterer Er- 
gänzungen dieses Unseres Schützbriefes und der von 
Unserer Regierung zu seiner Ausführung zu erlassenden 
Bestimmungen, sowie der in Ausübung Unserer Ober- 
hoheit über das Schutzgebiet femer zu treffenden An- 
ordnungen, zu deren Befolgung die Compagnie bei 
Verlust des Anspmchs auf Unsern Schutz verpflichtet ist." 
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Aus dem Wortlaut der Schutzbriefe geht deutlich her- 
vor, dass der Kaiser als Organ des Reiches den Gesell- 
schaften die Hoheitsrechte über die Schutzgebiete verleiht. 
Da nun aber die Gesellschaften vor dem Reiche im Besitz 
der Hoheitsrechte gewesen sind, so lässt sich das Verhältniss 
nur so auffassen, wie oben dargelegt worden ist. Die Gesell- 
schalten haben ihre Rechte dem Reiche abgetreten und 
von diesem zurückerhalten. Dabei hat das Reich sich 
selbst die Oberhoheit vorbehalten. Das Verhältniss 
zwischen Reich und Gesellschafben darf nicht etwa als ein 
vertragsmässiges aufgefasst werden, wie Pann^) und 
J e 1 ^) zu thun geneigt sind. Letzterer bezeichnet die Schutz- 
briefe geradezu als „Anerkenntnisse des Reiches über den er- 
folgten Abschluss eines zweiseitigen Vertrages". Diese Auf- 
fassung ist aber weder mit dem Wortlaut noch mit dem 
Inhalt der Schutzbriefe vereinbar. Dieselben stellen sich 
durchaus als einseitige Verleihungen der Hoheitsrechte durch 
das Reich dar®). Allerdings ist die Verleihung mit Zu- 
stimmung der Gesellschaften erfolgt. Aber im Staatsrecht 
kommen häufig Fälle vor, in denen eine Willensüberein- 
stimmung mehrerer Rechtsobjecte vorliegt; ohne dass 
das zwischen ihnen bestehende Verhältniss ein vertrags- 
mässiges ist*). 

Die Frage, ob der Kaiser zu einer Uebertragung der 
Hoheitsrechte an die Golonialgesellschaften, wie sie durch 



1) a. a. 0. S. 17, 26, 28, 42 u. 43. 

2) a. a. 0. S. 197, 98. 

^) Dies ist auch die Meinung von v. Stengel a. a. 0. S. 879, 880. 
Laban d a. a. 0. S. 786, Simon a. a. 0. S. 123, Anm. 35. 

*) Vergl. mein Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, S. 23, und 
die das. Anm. 2 angeführte Literatur ; dazu aus neuerer Zeit 0. Mayer, 
zur Lehre vom öffentlichen Vertrage im Archiv für öffentliches Recht, 
Bd. m, S. 1 ff., namentlich S. 42. 
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die Schutzbriefe erfolgt ist, befugt war, konnte ursprünglich 
vielleicht als zweifelhaft betrachtet werden^). Die Zweifel 
haben aber alle Berechtigung verloren, seitdem die nach- 
folgende Gesetzgebung diese Befugniss förmlich anerkannt 
hat. Schon das Gesetz vom 17. April 1886 setzte den durch 
die Ertheilung kaiserlicher Schutzbriefe an die Colonial- 
gesellschaften geschaffenen Zustand stillschweigend als einen 
zu Recht bestehenden voraus. Das Gesetz vom 15. März 
1888 spricht sogar ausdrücklich von Colonialgesellschaften, 
„denen durch kaiserliche Schutzbriefe die Ausübung von 
Hoheitsrechten in den deutschen Schutzgebieten über- 
tragen ist". Darin liegt eine gesetzliche Bestätigung der 
bisher von der kaiserlichen Regierung befolgten Praxis. Die 
Bedenken, welche vom Standpunkte des früheren Rechtes 
hinsichtlich der Befugniss des Kaisers etwa hätten erhoben 
werden können, sind damit als endgültig beseitigt anzusehen. 
Die mit Hoheitsrechten ausgestatteten Colonialgesell- 
schaften haben den Charakter öffentlicher Corpora- 
tion en. Ich habe nicht die Absicht, hier eingehender die 
Frage zu erörtern, ob die Unterscheidung zwischen öffent- 
lichen und Privatcorporationen materiell berechtigt ist, und 
ob sich zwischen beiden Arten eine scharfe Grenze ziehen 
lässt. Aber wenn man den Unterschied überhaupt machen 
will, so kann es nicht zweifelhaft sein, dass die im Besitz 
von Regierungsrechten befindlichen Colonialgesellschaften den 
öffentlichen und nicht den Privatcorporationen zu- 
zuzählen sind. Von einigen Schriftstellern ist dies bestritten 
worden, weil die öffentlichen Corporationen im Stande sein 
müssten, auch nach innen, d. h. ihren Mitgliedern gegenüber, 
obrigkeitliche Befugnisse auszuüben^). Für die letztere Be- 

^) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 881. 
2) Ring a. a. 0. S. 18, Simon a. a. 0. S. 124 ff. 
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hauptung bat Bich einer der angeführten Schriftsteller') auch 
auf eine Stelle meines Verwaltungsrechtes berufen'). Nun 
waren diejenigen öffentlichen Corporationen, welche bisher 
für das deutsche Verwaltungsrecht in Betracht kamen, 
z. B. Deichverbände, Benifsgenossenschaften, allerdings solche, 
welche obrigkeitliche Befugnisse entweder ausschliesslich oder 
doch wesentlich gegenüber ihren Mitgliedern besassen. In- 
sofern war die.angeftthrte Aeusserung in meinem Verwaltungs- 
recht vom Standpunkte des bisherigen Rechtes gerechtfertigt. 
TJebrigens ist schon dort von „obrigkeitlichen Befugnissen 
gegenüber ihren Mitgliedern und eventuell auch gegen- 
über dritten Personen" die Rede, Jedenfalls aber ist 
durch die Gründung der Colonialgesellschaften ein ganz 
neues Element in unser Gesellschafts- und auch in unser 
Verwaltungsrecht hineingekommen. Dem gegenüber ist eine 
Nachprüfung und Berichtigung bisher gegebener Definitionen 
wohl berechtigt Darüber kann ja gar kein Zweifel sein, 
dass die Colonialgesellschaften , weil im Besitz von 
Höh ei tsrechten, den Charakter eines staatsrecht- 
lichen Subjectes besitzen. Denn nur staatsrechtliche 
Subjecte können Hoheitsrechte ausüben. Sind sie aber 
staatsrechtliche Subjecte, so können sie auch nur 
den öffentlichen und nicht den Privatcorporationen 
zugezählt werden. 

Die Gesellschaften besitzen ihre Hoheitsrechte kraft einer 
Verleihung des Reiches. Es ist nun die Frage auf- 
geworfen worden , ob den Gesellschaften die Rechte 
selbst") oder nur die Ausübung derselben Obertragen 



1) Simon a. a. 0. S. 125, Anm. 44. 
") Bd. I, S. 19. 
■)Labanda. a. 0. 8. 786. 
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sei *). Die Frage hat keine grosse praktische Bedeutung. Auch 
wäre an und für sich sowohl das Eine als das Andere möglich. 
Die Schutzbriefe geben ebenfalls keine deutliche Auskunft. 
Der Schutzbrief der Neu-Guinea-Compagnie scheint mehr für 
die erstere, der der ostafrikanischen Gesellschaft mehr für 
die letztere Auffassung zu sprechen. Ich glaube mich für die 
Meinung entscheiden zu sollen, dass den Gesellschaften die 
Rechte selbst, nicht bloss die Ausübung derselben, über- 
tragen sind. Was v. Stengel dagegen anführt, dass nach 
heutigem Staatsrecht Hoheitsrechte überhaupt nicht über- 
tragen werden könnten, ist in dieser Allgemeinheit nicht richtig. 
Entscheidend scheint mir zu sein, dass die Gesellschaften 
nicht als Organe des Reiches fungiren, sondern den 
Charakter selbständiger Rechtssubjecte besitzen. 
Ist aber Letzteres der Fall, so spricht jedenfalls die Ver- 
muthung dafür, dass sie nicht Rechte des Reiches, 
sondern eigene Rechte ausüben. 

Der Umfang der den Gesellschaften verliehenen Hoheits- 
rechte erstreckt sich auf alle staatlichen Functionen. Dies 
ergiebt sich schon aus dem Wortlaut der Schutzbriefe. In 
dem Schutzbriefe für die ostafrikanische Gesellschaft wird der- 
selben „die Befugniss zur Ausübung aller aus den vorgelegten 
Verträgen fliessenden Rechte" zugesprochen; im Eingang ist 
aber erwähnt, dass in den Verträgen die Gebiete an die 
Gesellschaft mit den „Rechten der Landeshoheit" ab- 
getreten seien. Ebenso heisst es in dem Schutzbrief für die 
Neu-Guinea-Compagnie: Wir verleihen der besagten Com- 
pagnie die „entsprechenden Rechte der Landes- 
hoheit". 



^) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 884, 886, 
die deutschen Colonialgesellschaften in Schmoller's Jahrbuch a. a. 0. 
S. 279, 280. Bornhak a. a. 0. ö. 34. 
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Die Gesellschaften besitzen demnach in ihren Gebieten 
die Becbte der Landeshoheit, also grundsätzlich alle 
Hoheitsrechte. Insbesondere haben sie das Recht der 
Gesetzgebung^). Die Bestreitung dieses Rechtes und die 
Beschränkung der Gesellschaft;en auf die vollziehende Gewalt *) 
ist willkürlich und durch den Inhalt der Schutzbriefe in 
keiner Weise gerechtfertigt. Auch in den Statuten hat die 
Gresetzgebungsbefugniss der Gesellschaften eine ausdrückliche 
Anerkennung gefunden, indem für die von denselben er- 
lassenen Verordnungen die Bestätigung der Au&ichts- 
behörde vorbehalten ist*). 

Den Gesellschaften steht sber auch die Rechtspflege 
in ihren Gebieten zu. J o ^ 1 ist der Meinung, es beste he in 
dieser Beziehung ein Unterschied zwischen der deutsch - 
ostafrikanischen Gesellschaft und derNeu-Guinea- 
Compagnie; ersterer sei die Gerichtsbarkeit vollständig 
sowohl gegenüber den Eingeborenen als gegenüber allen 
Weissen verliehen, letzterer dagegen vollständig ent- 
zogen*). Diese Auffassung kann für zutreffend nicht er- 
achtet werden. Allerdings erwähnt der Schutzbrief für die 
deutsch-ostafrikanische Gesellschaft die Ausübung der Gerichts- 
barkeit ausdrücklich, während in dem Schutzbrief für die 
Neu-Guinea-Compagnie eine solche Erwähnung nicht vorkommt. 
Aber wenn in dem letzteren die Landeshoheit verliehen 
wird, so ist darin doch auch die Gerichtsbarkeit ent- 
halten. Der spätere Vorbehalt der „Ordnung der Rechts- 



^) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 886, 905. 
Laband a. a. 0. S. 786, 787. Joöl a. a. 0. S. 205. König a. a. 0. 
S. 467. 

2) Bornhak a. a. 0. S. 34. 

°) Statut der Neu-6uinea-Compagnie § 38, der deutsch-ostafrikanischen 
GeseUschaft § 42. 

*) a. a. 0. S. 202. 
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pflege" durch das Reich hat nicht die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit, sondern den Erlass gesetzgebe- 
rischer Bestimmungen über die Rechtspflege zimi 
Gegenstände^). Ebenso wenig kann die von v. Stengel^) 
und Joßl®) übereinstimmend aufgestellte Ansicht gebilligt 
werden, dass durch § 2 des Reichsgesetzes, betreffend die 
Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit den Golonialgesellschaften entzogen und kaiser- 
lichen Beamten vorbehalten sei. Der genannte § 2 spricht 
gar nicht von kaiserlichen Beamten. Er bestimmt, dass im 
Falle der Einführung des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes 
an die Stelle des Consuls der vom Reichskanzler zur Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit ermächtigte Beamte tritt. Dieser 
Beamte braucht aber durchaus nicht nothwendig ein kaiser- 
licher Beamter, sondern kann der Beamte einer 
Golonialgesellschaft sein*). Aus diesem Grunde ist 
auch die Behauptung JoeTs^) zurückzuweisen, dass die Ein- 
führung des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes im Gebiete der 
ostafrikanischen Gesellschaft nur mit deren Zustimmung hätte 
erfolgen können. Ganz abgesehen davon, dass dieselbe von 
der irrthümlichen Auffassung eines zwischen dem Reiche und 
den Golonialgesellschaften bestehenden vertragsmässigen Ver- 
hältnisses ausgeht®), erscheint sie auch schon desshalb nicht 
zutreffend, weil die Einführung des Gonsulargerichtsbarkeits- 
gesetzes die Uebertragung der Gerichtsbarkeit an Organe der 
Gesellschaft durchaus nicht ausschliesst. 



^) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 884, 885. 
') Deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 885. 
8) a. a. 0. S. 205. 

*) Vergl. auch Weltpost a. a. 0. S. 57. 
^) a. a. 0. S. 205, Anm. 1. 

•) Vergl. auch v. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. 
S. 885, Anm. 1. 
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Die Golonialgesellsehaften haben endlich, wie von keiner 
Seite bestritten wird, die Verwaltungsbefugnisse in 
den Schutzgebieten auszuüben. Nur die Functionen der aus- 
wärtigen und der Militärverwaltung sind naturgemäss in den 
Händen des Reiches geblieben. 

Dem Reiche steht über die unter der Herrschaft der 
Colonialgesellschafl«n befindlichen Gebiete die Oberhoheit 
zu. Diese ist in den Schutzbriefen ausdrücklich vorbehalten 
worden. Als ein Ausfluss der Oberhoheit erscheint das 
Obergesetzgebungsrecht des Reiches. In Ausübung 
dieses Rechtes kann das Reich in die Verhältnisse der Schutz- 
gebiete jederzeit eingreifen. Auch den „Erlass weiterer An- 
ordnungen" hat der Kaiser bei Ertheilung der Schutzbriefe 
ausdrücklich vorbehalten. Einen umfassenden Gebrauch von 
seinen Befugnissen hat das Reich gemacht, als es die 
Ordnung des Privatrechtes, Strafrechtes und gerichtlichen 
Verfahrens auf Grundlage des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes 
vornahm. Ein Ausfluss der Oberhoheit des Reiches ist ferner 
die Aufsicht desselben über die Colonialgesellschaften, 
welche durch den Reichskanzler ausgeübt wird. Diese Auf- 
sicht ist zunächst controlirender Natur; sie hat dafür 
zu sorgen, dass die Ausübung der Hoheitsrechte in einer den 
Gesetzen und den öffentlichen Interessen entsprechenden 
Weise stattfindet. Die Statuten der Gesellschaften haben 
aber ausserdem für gewisse in Ausübung der Hoheitsrechte 
vorgenommene Acte die Genehmigung der Aufsichts- 
behörde vorgeschrieben, so namentlich für die Aufstellung 
der Grundsätze über die Ausübung der landeshoheitlichen 
Rechte, für die auf Grund der Landeshoheit zu erlassenden 
Verordnungen und für die Festsetzung der Grundsätze über 
Landerwerb. Der Bestätigung der Aufsichtsbehörde 
bedürfen ferner der Vorsitzende der Direction und sein Stell- 

Georg Meyer, staatsr. Stellg. d. d. Schutzg. H 
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Vertreter, sowie der obere Vertreter der Gesellschaft im 
Schutzgebiet. Letzterer muss auf Verlangen der Aufeichts- 
behörde entlassen werden*). 

In dem Obergesetzgebungsrecht des Reiches ist auch die 
Befugniss enthalten, den Colonialgesellschaften Hoheits- 
rechte zu entziehen. Diese Befugniss geht in ihren 
letzten Consequenzen so weit, dass die hoheitliche Stellung 
der Gesellschaften völlig beseitigt und die betreffenden 
Länder unter Reichsverwaltung gestellt werden können 2). 
Natürlich wird eine solche Massregel nur aus den zwingendsten 
Gründen ergriffen werden, entweder weil die Gesellschaften 
sich den Anordnungen des Reiches nicht gefügt haben, oder 
weil gewichtige politische Interessen dieselbe fordern. Die 
rechtliche Befugniss dazu lässt sich aber dem Reiche nicht 
absprechen. Zu einer abweichenden Meinung gelangen auch 
nur diejenigen Schriftsteller, welche überhaupt eine von der 
hier vertretenen völlig abweichende Auffassung über das 
Verhältniss des Reiches zu den Colonialgesellschaften haben. 
Von diesen bestreitet Pann^) das Obergesetzgebungsrecht 
des Reiches vollständig, während Joel*) auf Grund der Be- 
stimmungen der Schutzbriefe dem Reiche zwar das Recht 
zuspricht, Anordnungen über die Ausübung der Schutzgewalt 
zu erlassen, aber nicht solche Anordnungen, welche die 
Substanz der Hoheitsrechte betreffen und eins oder mehrere 
derselben der Gesellschaft entziehen. 

Der Neu-Guinea-Compagnie ist in dem Schutzbrief 
ausser der Landeshoheit auch noch das ausschliessliche 



^) Statut der Neu-Guinea-Compagnie § 38, der ostafrikanischen Gp- 
seUschaft § 42. 

^) Laban d a. a. 0. S. 787, y. Stengel, deutsches Colonialstaats- 
recht a. a. 0. S. 884. 

«) a. a. 0. S. 27, 28, 42, 43. 

*) a. a. 0. S. 203, 204. 
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Recht verliehen, „herrenloses Land in Besitz zu 
nehmen und darüber zu verfügen, sowie Verträge 
mit den Eingeborenen über Land- und Grund- 
berechtigungen abzuschliessen^. Die Bedeutung der 
angegebenen Verleihung li^ nicht in der der Gesellschaft 
eingeräumten Berechtigung, überhaupt Land zu erwerben, 
sondern in der Ausschliesslichkeit dieser Befugniss. 
Es wird damit eine Art Grunderwerbsmonopol für die 
Gesellschaft geschaffen. Die Gründe, welche zu der Fest- 
stellung dieses Hechtes geführt haben, sind folgende. In 
Neu-Guinea giebt es keine Häuptlinge, von denen das Eigen- 
thum über grössere Landstrecken erworben werden konnte. 
Es kam hier also nur die Besitznahme kleiner Parzellen und 
der Kauf von einzelnen Personen in Betracht. Wäre 
dieser Erwerb jedem Privaten freigegeben worden, so würde 
der Gompagnie die Herstellung eines zusammenhängenden 
und arrondirten Besitzthums sehr erschwert, wenn nicht un- 
möglich gemacht worden sein. Aus diesem Grunde musste 
ihr das Kecht, herrenloses Land in Besitz zu nehmen und 
Verträge mit den Eingeborenen über Landerwerb abzu- 
schliessen, als ein ausschliessliches vorbehalten bleiben *). 

^) Denkschrift vom 2. December 1885 unter Nr. V, S. 11 (Stenogr. 
Ber. Bd. lY, S. 138). Die Bedenken, welche v. Stengel, Staats- und 
Yölkerrechtliche Stellung der deutschen Colonieen, S. 46, in Bezug auf 
dieses Kecht und seine Motivirung durch die Denkschrift geltend machte, 
hat derselbe später, wie es scheint, aufgegeben (deutsches Colonialstaats- 
recht a. a. 0. S. 892, 893). 
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Ylll. Die Organisation der einzelnen Schutzgebiete. 



Die deutschen Schutzgebiete zerfallen in zwei Gruppen: 
diejenigen, welche unter Reichsverwaltung stehen, und 
diejenigen, deren Verwaltung in den Händen einer Colonial- 
gesellschaft liegt. Es ist vollkommen zulässig, diese 
Gebiete, wie Bornhak^) thut, als Kronschutzgebiete 
und Gesellschaftsschutzgebiete zu unterscheiden, und 
die hiergegen gerichtete Polemik von Pann^) erscheint nicht 
gerechtfertigt. Der Unterschied liegt darin, dass in den Ge- 
bieten der ersteren Art — von der Herrschaft der ein- 
heimischen Häuptlinge über die eingeborene Bevölkerung 
abgesehen — die Hoheitsrechte von Reichsbeamten aus- 
geübt werden, während in den letzteren diese Ausübung 
durch Organe der Colonialgesellschaften erfolgt. 
Aber eine Herrschaft des Reiches besteht über beide 
Gruppen von Schutzgebieten. Der Unterschied kann daher 
nicht, wie der Abgeordnete Rintelen in der Reichstags- 
sitzung vom 4. Februar 1888^) gethan hat, so formulirt 



*) a. a. 0. S. 21. 

2) a. a. 0. S. 30, Anm. 1. Vergl. dagegen auch Simon a. a. 0. 
S. 104, Anm. 19. 

8) Stenogr. Ber., Bd. II, S. 704. 
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werden, dass die Kronschutzgebiete zu dem Reiche in einem 
staatsrechtlichen, die Gesellschaftsgebiete dagegen in 
einem völkerrechtlichen Verhältnisse ständen. Auch das 
Verhältniss des Beiches zu den Gesellschaftsgebieten ist ein 
staatsrechtliches; demselben steht die Oberhoheit, ins- 
besondere das Obergesetzgebungsrecht über dieselben zu. 
Ein völkerrechtliches kann es schon deshalb nicht sein, weil 
weder die Schutzgebiete selbst, noch auch die in denselben 
mit der Ausübung von Regierungsrechten betrauten Colonial- 
gesellschaften den Charakter völkerrechtlicher Subjecte besitzen. 
Unter Reichsverwaltung stehen das Kamerun- 
und Togogebiet, Südwestafrika und die Mar- 
schall-, Brown- und Providenceinseln. Ein Unter- 
schied zwischen den zuerst genannten Gebieten und dem 
Schutzgebiet der Marschallinseln besteht insofern, als die 
Gehalte der in jenen angestellten Beamten lediglich auf dem 
Reichsbudget lasten, während die dem Reiche durch die Be- 
soldung der Beamten auf den Marschallinseln erwachsenden 
Kosten demselben durch die Jaluitgesellschaft ersetzt werden ^). 
Dagegen wird in den Schutzgebieten der Neu-Guinea- 
Compagnie und der deutsch-ostafrikanischen Ge- 
sellschaft die Regierung durch die betreffenden C o 1 o n i a 1 - 
gesellschaften geführt. Für das Witugebiet ist bis 
jetzt eine Organisation nicht festgestellt. Die in den unter 
Reichsverwaltung stehenden Schutzgebieten angestellten 
Beamten haben den Charakter von Reichsbeamten; ihre 
Rechte und Pflichten bestimmen sich nach dem Reichsbeamten- 
gesetz. Durch ein besonderes Reichsgesetz ist bestimmt 
worden: 1) dass den kaiserlichen Beamten, welche in den 
Schutzgebieten eine längere als einjährige Verwendung gefunden 



1) Vergl. oben S. 46, 47. 
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haben, die daselbst zugebrachte Dienstzeit nach Beschluss des 
Bundesrathes bei der Pensionimng doppelt in Anrechnung 
gebracht werden kann ; 2) dass die Gouverneure, Kanzler und 
Commissare für die Schutzgebiete durch kaiserliche Ver- 
fügung jederzeit mit Gewährung des gesetzlichen Wartegeldes 
einstweilig in Euhestand versetzt werden können ^). Von dem 
Gerichtsstand der Beamten ist bereits an einer früheren Stelle 
die Rede gewesen^). Die Beamten der Colonial- 
gesellschaften sind nicht Reichsbeamte ^). Ihre Rechts- 
verhaltnisse regeln sich nicht nach den Vorschriften des 
Reichsbeamtengesetzes, sondern nach dem mit der Colonial- 
gesellschaft abgeschlossenen Dienstvertrage. Dagegen haben 
sie, wenn das Strafgesetzbuch in dem betreffenden Schutz- 
gebiet eingeführt ist, Anspruch auf den durch § 113 und 114 
desselben gewährten Schutz*). Denn dieser ist nicht auf 
Reichs- und Staatsbeamte beschränkt, sondern kommt' jedem 
Beamten zu, der mit der Ausübung öffentlicher Functionen 
betraut ist. 

Neben dem Reiche und den Colonialgesellschaften kommen 
innerhalb einzelner Schutzgebiete noch die Häuptlinge der 
eingeborenen Stämme in Betracht. Die Herrschaft 
dieser hat aber nicht wie die des Reiches und der Colonial- 
gesellschaften einen territorialen, sondern einen persön- 
lichen Charakter. Sie beschränkt sich auf Angehörige der 
betreffenden Stämme. Nur die Erhebung von Abgaben, 
namentlich der bisher üblichen oder der vom Reiche aner- 
kannten Abgaben, ist den Häuptlingen wohl auch gegenüber 



^) Keichsgesetz, betrefifend die Kechtsyerhältnisse der kaiserlichen 
Beamten in den Schutzgebieten, vom 31. Mai 1887. 

2) Vergl. oben S. 91 ff. 

») Lab and a. a. 0. S. 797. König a. a. 0. S. 471. 

*) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 886. 
König a. a. 0. S. 472. 



DIE ORGANISATION DER EINZELNEN SCHUTZGEBIETE. Jgy 

anderen Personen vorbehalten worden. Das Reich besitzt 
aber auch über diejenigen Stämme, welche imter der Herr- 
schaft ihrer Häuptlinge verblieben sind, das Recht der Ober- 
hoheit. Eine Schranke für diese Oberhoheit bilden ledig- 
lich die den Häuptlingen vertragsmässig zugesicherten 
Rechte. Die Verträge sind aber durchaus nicht gleichartig; 
sie weisen nicht unwesentliche Verschiedenheiten auf. Eine 
Feststellung der Hoheitsrechte, welche dem Reiche zustehen, 
wäre daher immer nur für das einzelne Schutzgebiet bez. den 
einzelnen Stamm möglich. Aber auch eine solche Darstellung 
würde kaum von erheblichem Nutzen sein. Denn scharfe und 
präcise Rechtssätze lassen sich für diese Verhältnisse nicht 
formuliren. Es liegt in der Natur der Sache, dass bei Zu- 
ständen, wie sie in den deutschen Schutzgebieten herrschen, 
thatsächliche Machtverhältnisse entscheidender sind als recht- 
liche Festsetzungen, dass der persönliche Einfluss eines einzelnen 
Beamten oft schwerer wiegt als Gesetze und Vertrags- 
bestimmungen. Kommt es doch schon jetzt nach zuverlässigen 
Mittheilungen nicht selten vor, dass die Eingeborenen frei- 
willig sich behufs Entscheidung ihrer Streitigkeiten an den 
deutschen Beamten statt an den einheimischen Häuptling 
wenden. Wir haben in den Schutzgebieten nicht eine 
abgeschlossene Rechtsbildung vor uns, sondern stehen 
erst in den Anfängen der Entwicklung. Die Aufgabe der 
deutschen Colonialpolitik ist es, diese Gebiete und die in ihnen 
lebende Bevölkerung allmählich auf eine Stufe höherer Cultur 
emporzuheben. Der Erreichung dieses Zieles sind alle anderen 
Gesichtspunkte unterzuordnen. Es wäre eine Thorheit, sich 
dabei in ängstlicher Weise durch rechtliche Schranken und 
vertragsmässige Festsetzungen binden zu lassen. 

Von besonderer Wichtigkeit für die Fortentwicklung der 
deutschen Schutzgebiete ist aber ein Punkt. In allen Schutz- 
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vertragen — mag ihr Inhalt sonst sein, welcher er wolle — 
findet sich übereinstimmend der Grundsatz aufgestellt, dass 
die einheimischen Stämme keine selbständigen politischen 
Beziehungen zu fremden Mächten unterhalten dürfen. Damit 
ist jede Einmischung anderer Staaten europäischer Cultur in 
die Verhältnisse der Schutzgebiete ausgeschlossen und dem 
deutschen Reiche die Möglichkeit gesichert, auf die fernere 
Entwicklung derselben den alleinigen Einfluss auszuüben. 

Die Organisation der einzelnen Schutzgebiete 
ist folgendermassen gestaltet: 

1. Kamerun- und Togo^ebiet. 

Die Spitze der Verwaltung im Kamerungebiet bildet 
ein Gouverneur, welcher gleichzeitig als Obercommissar 
für das Togogebiet und als Generalconsul für den Golf von 
Guinea fungirt. Ihm ist ein Kanzler für die richterlichen 
Geschäfte, zwei Secretäre und- ein Amtsdiener beigegeben. 
Als berathendes Organ besteht ein Verwaltungsrath*). 
Derselbe beruht auf einer Verordnung des Gouverneurs vom 
10. Juli 1885 und besteht aus drei in dem Schutzgebiet an- 
sässigen Mitgliedern, welche von dem Gouverneur alljährlich 
ernannt werden. Eine eventuelle Vermehrung der Zahl ist 
vorbehalten. Bei Verhandlungen über Verhältnisse der Ein- 
geborenen können einheimische Häuptlinge zugezogen werden. 
Dem Verwaltungsrath sind die für das Schutzgebiet zu 
erlassenden Verordnungen zur gutachtlichen Aeusserung vor- 
zulegen. Wird von demselben gegen eine Verordnung ein- 
stimmig Beschwerde erhoben, so muss darüber auf Antrag eines 
Mitgliedes die Entscheidung des Reichskanzlers eingeholt 
werden. Die Beschwerde hält jedoch die Ausfuhrung der 
Verordnung nicht auf. 



1) Denkschrift vom 2. December 1885, S. 4 (Sten. Ber., Bd. IV, S. 134). 
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Im Togogebiet ist ein Commissar eingesetzt, dem 
ein Secretär und ein Amtsdiener beigegeben sind. Der 
Commissar fungirt gleichzeitig als Consul für die Gold- und 
Sclavenktiste und steht unter dem Gouverneur von Kamerun in 
seiner Eigenschaft als Obercommissar und Generalconsul. 
Ausserdem ist ein Verwaltungsrath nach dem Muster 
des für Kamerun eingesetzten gebildet worden^). 

Die Regierung der eingeborenen Bevölkerung, insbesondere 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit über dieselbe, ist sowohl im 
Kamerun- als im Togogebiet den einheimischen Häuptlingen 
vorbehalten^). Die Schutzgewalt des Reiches umfasst also in 
diesen Gebieten die Herrschaftsbefugnisse über Reichsange- 
hörige und Angehörige anderer civilisirter Nationen sowie die 
Oberhoheit über die eingeborene Bevölkerung. 

2. Sfidwestafrika. 

Als kaiserlicher Beamter in Südwestafrika fungirt ein 
Commissar mit einem Secretär und einem Amtsdiener. 
Das südwestafrikanische Schutzgebiet zerfällt, wie bereits 
früher bemerkt, in zwei Theile^): das «Küstengebiet, in 
welchem die südwestafrikanische Gesellschaft alle Hoheits- 
rechte besitzt, und das Hinterland, welches unter deutscher 
Oberhoheit steht, in dem aber die einheimischen Herrscher 



^) Deutsche ColonialzeituDg, Bd. III, S. 228. 

2) Die Meinung v. StengePs, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. 
S. 937, 988, dass zwar die Häuptlinge im Togogehiet, nicht aber die im 
Eamerungebiet Gerichtsbarkeit besässen, trifft nicht zu, wie mir auf ein- 
gezogene Erkundigung auch aus den Kreisen des auswärtigen Amtes ver- 
sichert wird. Der Wortlaut der Verträge scheint allerdings die Annahme 
einer solchen Verschiedenheit zu rechtfertigen. Aber die Meinung der 
Betheiligten ist augenscheinlich eine andere gewesen. Es zeigt sich auch 
an diesem Punkte wieder, wie schwierig bei den hier in Frage stehenden 
Verhältnissen die genaue Fixirung des Rechtszustandes und wie bedenklich 
die Aufstellung feinerer juristischer Unterscheidungen ist. 

8) Vergl. oben S. 10, 11. 
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die Regierungsrechte über die eingeborene Bevölkerung im 
Wesentlichen behalten haben. Im ersteren liegt, da die süd- 
westafrikanische Gesellschaft sich mit der Ausübung von 
Hoheitsrechten bisher nicht befasst hat, die ganze Regierungs- 
gewalt in den Händen des kaiserlichen Commissars. Letzterem 
steht namentlich auch die Herrschaft, insbesondere die Ge- 
richtsbarkeit, über die dort vorhandenen Eingeborenen zu, 
deren Zahl allerdings eine äusserst geringe ist ^). Die Schutz- 
gewalt hat daher in diesem Theile des Schutzgebietes den 
Charakter einer voll entwickelten Staatsgewalt. Im Hinter- 
lande beschränkt sich dieselbe dagegen auf die Hoheitsrechte 
gegenüber Reichsangehörigen und Angehörigen anderer civili- 
sirter Nationen und die Oberhoheit über die Eingeborenen, 

3. Ostafrika. 

Der deutsch - ostafrikanischen Gesellschaft stehen im Be- 
reich ihrer Besitzungen alle Hoheitsrechte, sowohl die über 
die Eingeborenen, als die über die dort wohnenden Reichs- 
angehörigen und Angehörigen anderer civilisirter Nationen, zu. 
Dies ist auch in dem kaiserlichen Schutzbriefe ausdrücklich 
anerkannt worden. Die obere Leitung der Regierung liegt 
dem Directionsrath ob^). Eine ausgebildete Verwaltungs- 
organisation ist in dem. Schutzgebiete noch nicht vorhanden. 
Die bisher eingerichteten Stationen der Gesellschaff sind nur 
Ansätze, aus denen sich später eine solche Organisation ent- 
wickeln kann. Die Schutzgewalt des Reiches beschränkt sich 
auf die Oberhoheit über die Colonialgesellschaft. 

4. Wituland. 

Auch das Wituland zerfällt, wie früher erwähnt^), in 
zwei Theile: das der deutschen Witugesellschaft gehörige 

1) Büttner in der Deutschen Colonialzeitong, Bd. lY, S. 438. 

2) Statut § 25. 8) Vergl. oben S. 23. 
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Territorium und das übrige unter deutschem Schutz stehende 
Gebiet des Sultans von Witu. 

Innerhalb des ersteren befindet sich die Witugesellschaft 
im Besitz aller Hoheitsrechte, auch der über die Eingeborenen, 
welche ihrem Rechtsvorgänger Clemens Denhardt von dem 
Sultan abgetreten sind. Ueber die Ausübung dieser Hoheits- 
rechte ist bis jetzt eine Anordnung nicht getroffen worden. 
Es fehlt daher auch noch an j^licher Verwaltungsorganisation. 
Ebenso ist das Rechtsverhältniss des Sultans zu Deutschland 
noch nicht näher geregelt, so dass eine genauere Feststellung 
der dem Reiche in seinem Gebiete zustehenden Rechte zur 
Zeit noch unmöglich erscheint. Doch wird man nach dem 
allgemeinen Charakter der deutschen Schutzherrschait an- 
nehmen dürfen, dass der Sultan dadurch, dass er sich unter 
den Schutz des Reiches stellte, sich des Rechtes begeben hat, 
mit fremden Mächten in selbständige politische Beziehungen 
zu treten. 

5. Neu -Guinea. 

Die Neu-Guinea-Compagnie besitzt in ihrem Schutzgebiet 
ebenso wie die ostafrikanische Gesellschaft alle Hoheitsrechte, 
sowohl über Eingeborene als über Europäer. Die Schutz- 
gewalt des Reiches ist beschränkt auf die Oberhoheit über die 
Colonialgesellschaft. Die Leitung der Verwaltung steht der 
Direction zu^). Als oberster Beamter der Compagnie im 
Schutzgebiet fungirt der Landeshauptmann in Finschhafen. 
Unter ihm stehen Stationen, welche die Ansätze zur weiteren 
Entwicklung der Behördenorganisation enthalten. Von den im 
Schutzgebiet befindlichen weiteren Beamten sind einzelne mit 
der Ausübung richterlicher und standesamtlicher Functionen 
betraut worden. Die Schutzgewalt des Reiches umfasst hier. 



i) Statut § 23. 
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ebenso wie in Ostafrika, lediglich die Oberhoheit über die 
Colonialgesellschaft. 

6. Marschall-, Brown- und Providenceinseln. 

Die Marschall-, Brown- und Providenceinseln stehen unter 
Reichsverwaltung, welche von einem Commissar mit Unter- 
stützung eines Secretärs geführt wird. Die Reichsbeamten 
haben im Schutzgebiet die Hoheitsrechte über Reichsangehörige 
und Angehörige civilisirter Nationen und die Oberhoheit über 
die Eingeborenen auszuüben. Die Schutzgewalt des Reiches 
hat hier also annähernd denselben Umfang wie im Kamerun- 
und Togogebiet und im Hinterlande von Südwestafrika. 



IX. Die Gesetzgebung in den deutscIienScIiutzgebieten. 



Die Colonialgesetzgebung ist in allen Ländern, 
welche Colonieen besitzen, von der des Mutterlandes ab- 
weichend gestaltet. Die Verschiedenheit der Bevölkerung 
sowie der natürlichen und wirthschaftlichen Verhältnisse lässt 
es unmöglich erscheinen, dass in beiden Ländern die gleichen 
Gesetze gelten. Selbst Art. 109 der französischen Verfassung 
vom 4. November 1848, welcher Algier und die übrigen 
französischen Colonieen für französisches Staatsgebiet erklärt, 
bestimmt doch, dass dieselben nach besonderen Gesetzen 
regiert werden sollen. Die Verhältnisse der Colonieen lassen 
aber meist auch das Bedürfniss nach beweglichen Normen 
hervortreten und machen oft ein rasches Eingreifen der 
Gesetzgebung nothwendig. Aus diesem Grunde hat man in 
allen Colonialstaaten davon abgesehen, bei der Colonialgesetz- 
gebung die Anwendung der für die heimathliche Gesetzgebung 
vorgeschriebenen Formen zu verlangen. Man hat vielmehr 
dem Staatsoberhaupt weitgehende Ermächtigungen zur Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der Colonieen ertheilt. 

Die Vorschriften über die Gesetzgebung in den 
deutschen Schutzgebieten sind ebenfalls durch diese 
Gesichtspunkte beherrscht. Das Recht der Gesetzgebung für 



174 ^^^ GESETZGEBUNG IN DEN DEUTSCHEN SCHUTZGEBIETEN. 

die Schutzgebiete steht grundsätzlich dem Kaiser kraft 
seiner Schutzgewalt zu. Derselbe unterliegt in Ausübung 
dieses Rechtes nur denjenigen Beschränkungen, welche ihm 
das Reichsgesetz, betreflfend die Rechtsverhältnisse der Schutz- 
gebiete, auferlegt. Dieses Gesetz enthält allerdings eine 
sehr wesentliche Beschränkung, indem dasselbe eine materielle 
Regelung des bürgerlichen Rechtes, des Strafrechtes und des 
gerichtlichen Verfahrens vornimmt und damit diese Rechts- 
gebiete dem kaiserlichen Gesetzgebungsrecht entzieht. 

Das bürgerliche Recht, das Strafrecht und 
das gerichtliche Verfahren einschliesslich der 
Gerichtsverfassung bestimmen sich für die Schutz- 
gebiete nach den Vorschriften des Gesetzes über die 
Consulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879^). Das 
Consulargerichtsbarkeitsgesetz findet aber in den Schutz- 
gebieten nicht ohne Weiteres kraft gesetzlicher Anordnung 
Anwendung, sondern bedarf für jedes Schutzgebiet einer be- 
sonderen Einführung durch kaiserliche Verordnung. Das 
Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutz- 
gebiete, bestimmt, dass der Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Consulargerichtsbarkeitsgesetzes durch kaiserliche Verordnung 
festgesetzt wird. Damit soll nicht, wie Lab and ^) meint, 
die Einführung selbst, sondern nur die Zeit der Ein- 
führung in das Ermessen des Kaisers gestellt sein^). Der 
Kaiser ist rechtlich verpflichtet, diese Einführung vor- 
zunehmen; nur die Frage, wann die Einführung geschehen 
soll, hat er nach seinem pflichtmässigen Ermessen zu prüfen. 



*) Reichsgesetz, betreffend die Rechtverhältnisse der Schutz- 
gebiete, § 2. 

«) a. a. 0. S. 796. 

■) UebereiBstimmend: v. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht 
a. a. 0. S. 904, Anm. 1. 
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Allerdings giebt es keinerlei Zwangsmittel, um den Kaiser 
zur Erfüllung seiner Pflicht anzuhalten. Aber die Existenz 
der Pflicht selbst wird durch den Mangel eines Zwanges 
durchaus nicht berührt Kommen doch auf dem Gebiete des 
Staatsrechtes sehr viele Fälle vor, in denen staatlichen 
Organen Rechtspflichten obliegen, ohne dass die Erfüllung 
derselben durch besondere Zwangsmittel gesichert wäre. Das 
Consulargerichtsbarkeitsgesetz ist bisher eingeführt worden 
in dem Schutzgebiet der Neu-Guinea-Compagnie ^), auf den 
Marschall-, Brown- und Providenceinseln^), in dem Schutz- 
gebiet der deutsch-ostafrikanischen Gesellschaft^) und in dem 
südwestafrikanischen Schutzgebiet*), es wird demnächst ein- 
geführt werden im Kamerun- und Togogebiet. Es fehlt dann 
nur noch das Wituland, dessen Verhältnisse noch zu wenig 
geordnet sind, um die Einführung bereits jetzt vornehmen zu 
können. 

Der Consulargerichtsbarkeit unterliegen nach § 1 des 
Consulargerichtsbarkeitsgesetzes nur Deutsche und Schutz- 
genossen, letzteres Wort in dem engeren Sinne gebraucht, wie 



^) Kaiserliche Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in dem 
Schutzgebiet der Neu-Guinea-Compagnie, vom 5. Juni 1886 (Reichs- 
gesetzblatt S. 187 ff.). Kaiserliche Verordnung, betreffend die Regelung 
der Rechtsverhältnisse auf den zum Schutzgebiet der Neu-Guinea- 
Compagnie gehörigen Salomoninseln, vom 11. Januar 1887 (Reichsgesetz- 
blatt S. 4). 

2) Kaiserliche Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in dem 
Schutzgebiete der Marschall-, Brown- und Providenceinseln vom 13. Sep- 
tember 1886 (Reichsgesetzblatt S. 291 ff.). 

^) Kaiserliche Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in dem 
Schutzgebiet der deutsch - ostafrikanischen Gesellschaft, vom 18. November 
1887 (Reichsgesetzblatt S. 527). 

*) Kaiserliche Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in dem 
Süd-westafrikanischen Schutzgebiet, vom 21. December 1887 (Reichs- 
gesetzblatt S. 535). 



1 76 ^^^ GESETZGEBUNG IN DEN DEUTSCHEN SCHUTZGEBIETEN. 

es in unsem Consulargesetzen vorkommt^), also Angehörige 
fremder Staaten, welchen consularischer Schutz durch Staats- 
verträge für den Fall zugesichert ist, dass sich ein Consular- 
beamter ihres Staates in dem betreffenden Bezirk nicht be- 
findet. Die blosse Einführung des Consulai^erichtsbarkeits- 
gesetzes in den Schutzgebieten würde daher nur zur Folge 
haben, dass die Rechtsverhältnisse der Deutschen und Schutz- 
genossen sich nach den Vorschriften desselben regelten und 
dass die Gerichtsbarkeit über diese Personen nach Massgabe 
seiner Bestimmungen ausgeübt würde. Nun sollen aber die 
Gerichte der Schutzgebiete keine bloss persönliche, sondern 
eine territoriale Jurisdiction ausüben. Desshalb ist dem 
Kaiser die Befugniss vorbehalten, im Verordnungswege auch 
andere Personen als Deutsche und Schutzgenossen der nach 
Massgabe des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes auszuübenden 
Jurisdiction zu unterwerfen. Die Unterwerfung unter diese 
Jurisdiction hat dann selbstverständlich zur Folge, dass sich 
auch die materiellen Rechtsverhältnisse der betreffenden Per- 
sonen nach den Vorschriften des Consulargerichtsbarkeits- 
gesetzes bestimmen. 

Der Kaiser ist zur Ausdehnung des Consulargerichtsbar- 
keitsgesetzes auf andere Personen als Deutsche und Schutz- 
genossen berechtigt, aber nicht verpflichtet. Es 
kommen hier nun zwei Gruppen von Personen in Betracht: 
Angehörige anderer civilisirter Nationen und 
Eingeborene, so weit letztere überhaupt der deutschen 
Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit unterliegen. Selbstver- 
ständlich besteht die Absicht, die Angehörigen anderer 
civilisirter Nationen in Bezug auf die Ordnung ihrer 
Rechtsverhältnisse und die Ausübung der Gerichtsbarkeit über 

^) Vergl. oben S. 107. 
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sie den Deutschen völlig gleichzustellen. Anders liegt da- 
gegen die Sache bei den Eingeborenen. Dieselben haben 
noch nicht einen solchen Standpunkt der Gultur erreicht, 
dass die Anwendung der deutschen Gesetze auf sie ange- 
messen erscheinen könnte. Der Kaiser wird daher von der 
ihm zustehenden Befugniss, das Consulargerichtsbarkeitsgesetz 
auf sie auszudehnen, in absehbarer Zeit schwerlich erheb- 
liehen Gebrauch machen. Da nun aber die kaiserliche 
Gesetzgebungsgewalt nur durch die Geltung des Consular- 
gerichtsbarkeitsgesetzes in den Schutzgebieten beschränkt ist, 
so ergiebt sich, dass, so lange letzteres auf die Eingeborenen 
nicht ausgedehnt ist, der Kaiser die Befiigniss besitzt, die 
Rechtsverhältnisse derselben im Verordnungswege nach 
seinem Ermessen zu gestalten^). In den Verordnungen ftlr 
die Schutzgebiete der Neu-Guinea-Compagnie, sowie der 
Marschall-, Brown- und Providenceinseln ist bestimmt worden 
dass der nach Massgabe des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes 
auszuübenden Gerichtsbarkeit alle Personen unterliegen, 
welche in dem Schutzgebiet wohnen oder sich aufhalten oder 
bezüglich deren sonst ein Gerichtsstand in den Schutzgebieten 
begründet ist, mit Ausnahme der Eingeborenen. Für letztere 
tritt die Gerichtsbarkeit nur ein, so weit sie derselben durch den 
Reichskanzler besonders unterstellt werden^). Für Ostafrika 
und Südwestafrika hat dagegen eine Ausdehnung der 
Gerichtsbarkeit über den Kreis der durch das Consular- 
gerichtsbarkeitsgesetz bezeichneten Personen überhaupt nicht 



^) Vergl. auch v. Stengel, Allgemeine Zeitung 1886, No. 124, 
deutsches ColonialstaÄtsrecht a. a. 0. S. 941. Auch in der Reichstags- 
conunission des Jahres 1888, wo die Frage zur Sprache kam, bestand 
über diesen Punkt vollkommenes Einverständniss (Commissionsbericht 
vom 23. Februar 1888 S. 3, Stenogr. Ber. Bd. IV, S. 646). 

2) Verordnung vom 5. Juni 1886, § 2, vom 13. September 1886, § 2. 

Georg Meyer, staatsr. Stellg. d. d. Schntzg. 22 
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Stattgefunden, so dass dieselbe bis jetzt auf Deutsche und 
Schutzgenossen beschränkt ist^). 

Ueber den Begriff der Eingeborenen haben in der 
Reichstagscommission des Jahres 1886 eingehende Er- 
örterungen stattgefunden ^), Es ist jedoch weder gelungen, 
eine genaue Definition desselben zu geben, noch einen bessern 
Ausdruck an seine Stelle zu setzen. Uebrigens gebrauchen 
andere Colonialvölker für die betreffenden Personen ganz 
ähnliche Bezeichnungen: die Franzosen „indigfenes", die Eng- 
länder „natives", die Holländer „inlanders". Zu den Einge- 
borenen gehören zweifellos nicht Reichsangehörige, Schutz- 
genossen und Angehörige anderer civilisirter Staaten, welche 
den deutschen Reichsangehörigen kraft völkerrechtlicher Ver- 
träge oder kraft des Herkommens gleichstehen ®J. Dagegen 
gehören zweifellos zu den Eingeborenen die Angehörigen der 
in dem Schutzgebiet ansässigen imcivilisirten Stämme. Wie 
weit auch Angehörige benachbarter Völker unter diesen 
Begriff subsummirt werden können, das lässt sich nicht 
allgemein, sondern nur mit Rücksicht auf die Verhältnisse des 
einzelnen Schutzgebietes bestimmen. Aus diesem Gnmde ist 
in den kaiserlichen Verordnungen die Frage, wer als Ein- 



^) Aus diesen Auseinandersetzungen ergiebt sich, dass die Kritik, 
welche der Oberbürgermeister a. D. Weber in der vierten ordentlichen 
Generalversammlung des deutschen Colonialvereins an dem Reichsgesetz 
vom 17. April 1886 geübt hat (Deutsche Colonialzeitung Bd. IV, S. 343), 
auf einer mangelnden Kenntniss oder irrthümlichen Auffassung seiner 
Bestinunungen beruht. Derselbe führt aus, dass „das auf das feinste 
ausgebildete preussische und Reichsgesetz in seiner Jahrhunderte langen 
Entwicklung für die rohen Hottentotten, Buschmänner und andere 
Negerstämme schwerlich passend erscheinen könne". Vollkommen 
richtig; es findet auf dieselben aber auch gar keine Anwendung. 

3) Commissionsbericht vom 16. März 1886, S. 18 (Stenogr. Ber. 
Bd. V, S. 993). 

8) Commissionsbericht a. a. 0. 
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geborener anzusehen sei, einer besonderen Entscheidung fllr 
jedes einzelne Schutzgebiet vorbehalten. Im Kamerun- und 
Togogebiet erfolgt die Festsetzung durch den Gouverneur 
von Kamerun vorbehaltlich der * Genehmigung des Reichs- 
kanzlers ^), im Schutzgebiet der Neu-Guinea-Compagnie durch 
den Reichskanzler nach Anhörung der Direction der Neu- 
Ouinea-Compagnie ^), im Schutzgebiet der Marschall-, Brown- 
iind Providenceinseln durch den Reichskanzler^). 

Der Rechtszustand in Bezug auf bürgerliches 
Recht, Strafrecht und gerichtliches Verfahren 
gestaltet sich für diejenigen in den Schutzgebieten wohn- 
haften oder daselbst sich aufhaltenden Personen, auf welche 
das Consulargerichtsbarkeitsgesetz Anwendung findet, folgender- 
massen. 

Auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechtes gelten 
in den Schutzgebieten die das bürgerliche Recht betreffenden 
Reichsgesetze, das preussische allgemeine Landrecht und die 
auf bürgerliches Recht bezüglichen Gesetze derjenigen 
preussischen Landestheile, in welchen das allgemeine Land- 
recht Gesetzeskraft besitzt. In Handelssachen kommt jedoch 
zunächst das im Schutzgebiet geltende Handelsgewohnheits- 
recht zur Anwendung*). Bei solchen Gesetzen, welche so- 
wohl öffentliches als bürgerliches Recht enthalten, sind nur 
diejenigen Bestandtheile als im Schutzgebiet in Kraft be- 
findlich anzusehen, welche sich als bürgerliches Recht 
charakterisiren. 

Die Gnmdsätze über das in den Schutzgebieten geltende 



^) Verordnung vom 21. April 1886. 

2) Verordnung vom 5. Juni 1886, § 2. 

^) Verordnung vom 13. September 1886, § 2. 

*) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 3. 

12* 
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bürgerliche Recht werden aber nach einer dreifachen Richtung 
hin durch Ausnahmen durchbrochen. 

Zunächst in Bezug auf das Recht derEheschliessung 
und die Beurkundung des Personenstandes. Grund- 
sätzlich würde in den Schutzgebieten das Reichsgesetz über 
die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschliessung 
vom 6. Februar 1875 Geltung besitzen. An Stelle desselben 
soll aber das Reichsgesetz, betreffend die Beurkundung des 
Personenstandes von Reichsangehörigen im Auslande, vom 
4. Mai 1870 treten^). Der Grund dieser Abweichung ist 
der, dass die leichteren Formen des letzteren Gesetzes zur 
Anwendung in den Schutzgebieten besser geeignet sind, als 
die complicirteren des vorher erwähnten. Nach dem Gesetz 
vom 4. Mai 1870 kann der Reichskanzler einem^ diplo- 
matischen Vertreter des Reiches für das Gebiet des Staates, 
bei dessen Regierung derselbe beglaubigt ist, oder einem 
Consul für dessen Amtsbezirk die Befugniss ertheilen, bürger- 
lich gültige Eheschliessungen von Reichsangehörigen vorzu- 
nehmen und die Geburten, Heirathen und Sterbefälle der- 
selben zu beurkunden. In den Schutzgebieten steht diese 
Befugniss demjenigen Beamten zu, welchen der Reichskanzler 
dazu ermächtigt. Durch kaiserliche Verordnung kann das 
Gesetz auch auf andere Personen als Reichsangehörige aus- 
gedehnt werden. In den fremden Staaten, in welchen den 
diplomatischen Vertretern des Reiches die Befugniss ertheilt 
ist, Eheschliessungen vorzunehmen, bildet der Abschluss der 
Ehe vor den genannten Beamten, nur eine f acultati ve Form 
der Eheschliessung. Daneben ist auch der Abschluss der Ehe 
in den Formen des Landesrechtes möglich. In den 
Schutzgebieten besteht kein derartiges Landesrecht. Der Ab- 

*) Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutz- 
gebiete, § 4. 
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schluss der Ehe vor dem durch den Reichskanzler ermäch- 
tigten Beamten ist hier also die einzige Form der Ehe- 
schliessung ^). Das Beichsgesetz vom 4. Mai 1870 tritt nicht 
ohne Weiteres mit Einführung des Consulargerichtsbarkeits- 
gesetzes in Kraft, sondern bedarf einer besonderen Ein- 
führung durch kaiserliche Verordnung. Bis jetzt ist dasselbe 
in den Schutzgebieten von Kamerun und Togo*), in dem 
Schutzgebiete der Neu-Guinea-Compagnie ^) und in dem 
Schutzgebiete der Marschall-^ Brown- und Providenceinseln *) 
für alle Personen, welche nicht Eingeborene sind, eingeführt 
worden. Dagegen hat bisher eine Einführung in Ostafrika, 
in Südwestafrika und im Wituland noch nicht stattgefunden. 
Eine zweite Ausnahme besteht in Bezug auf die Rechts- 
verhältnisse an unbeweglichen Sachen einschliess- 
lich des Bergwerkseigenthums. Nach dem Gesetze vom 
17. April 1886 waren für die Rechtsverhältnisse an unbeweg- 
lichen Sachen die Bestimmungen des preussischen Rechtes 
massgebend. Insbesondere regelte sich der Erwerb von 
Grundeigenthum und die dingliche Belastung von Grund- 
stücken nach den preussischen Grundbuchgesetzen vom 
5. Mai 1872. Diese Gesetze gingen aber von Voraussetzungen 
aus, welche in den Schutzgebieten nicht vorhanden sind. Es 
wurde daher schon durch das Gesetz vom 17. Juli 1887 be- 
stimmt, dass dureh kaiserliche Verordnung eine von den Vor- 
schriften des preussischen Rechtes abweichende Regelung der 
Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen erfolgen könne. 



^) Vergl. auch v. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. 
S. 931 ff., V. König a. a. 0. S. 482. 

2) Verordnung, betreffend die Eheschliessung und die Beurkundung 
des Personenstandes für die Schutzgebiete von Kamerun und Togo, vom 
21. April 1886. 

*) Verordnungen vom 5. Juni 1886, § 10 und vom 1. März 1888. 

*) Verordnung vom 13. September 1886, § 10. 
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Das Gesetz vom 15. März 1888 hat diese Bestimmung 
wiederholt und dabei ausdrücklich festgestellt, dass sich die- 
selbe auch auf das Bergwerkseigenthum beziehe. Demnach 
unterliegt die Regelung der Rechtsverhältnisse an Grund- 
stücken einschliesslich des Bergwerkseigenthums jetzt dem 
kaiserlichen Verordnungsrecht ^). Die Befiigniss des Kaisers 
zur Ordnung dieses Gegenstandes ist eine sehr umfassende: 
sie erstreckt sich nicht bloss auf Erwerb und Verlust, sondern 
auch auf Inhalt, Ausübung und Geltendmachung der Rechte 
an Grundstücken; sie hat Eigenthum, Servituten, Pfandrecht 
und andere dingliche Rechte zum Gegenstande. Auch über 
Enteignung von Grundstücken kann der Kaiser Vorschriften 
erlassen ^). Die Enteignung ist ja wesentlich ein Institut des 
öffentlichen Rechtes. Die Regelung der öffentlich rechtlichen 
Seite ist der Kaiser kraft seiner allgemeinen gesetzgeberischen 
Beftignisse vorzunehmen berechtigt. So weit privatrechtliche 
Fragen dabei in Betracht kommen, steht ihm das Recht kraft 
der ihm durch die hier erwähnte Ermächtigung beigelegten 
Verordnungsgewalt zu. Mit einem Worte: der kaiserlichen 
Verordnung unterliegt die Regelung des gesammten 
Immobiliarsachenrechtes in den deutschen Schutz- 
gebieten. Die Vorschriften des preussischen Rechtes gelten 
nur subsidiär, so weit etwas Anderes durch kaiserliche Ver- 
ordnung nicht bestimmt ist. Dagegen steht dem Kaiser die 
Befiigniss nicht zu, über Forderungsrechte, deren Gegenstand 
Grundstücke sind, Festsetzungen zu treffen, da seine Ver- 
ordnungsgewalt nur die Regelung von Rechtsverhältnissen 
„an" unbeweglichen Sachen umfasst. Auf Grund der dem 



^) Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, 
§ 3, No. 2. 

')y. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 930, 
Anm. 1. Commissionsbericht vom 23. Februar 1888, S. 5 (Stenogr. Ber. 
Bd. IV, S. 647). 



J)IE GESETZGEBUNG IN DEN DEUTSCHEN SCHÜTZGEBIETEN. |83 

Kaiser durch die hier erwähnten Bestimmungen ertheilten 
Ermächtigung sind bis jetzt zwei wichtige Gesetze erlassen 
worden: ein Gesetz über den Eigenthumserwerb und die 
dingliche Belastung der Grundstücke im Gebiet der Neu- 
Guinea-Compagnie, vom 20. Juli 1887^), und ein Gesetz, be- 
treffend das Bergwesen und die Gewinnung von Gold und 
Edelsteinen im südwestafrikanischen Schutzgebiet, vom 
25. März 1888 2). 

In dritter Linie ist die Befugniss des Kaisers zu erwähnen, 
eine Verlängerung der Fristen anzuordnen, welche 
zur Geltendmachung von B-echten und zur Erfüllung von 
Pflichten gesetzlich festgestellt sind^). Die Veranlassung zu 
dieser Vorschrift haben namentlich die weiten Entfernungen 
und die Schwierigkeit der Communication in den Schutz- 
gebieten gegeben. Die Bestimmung ist ein Zusatz der 
Reichstagscommission des Jahres 1888. Der ursprüngliche Vor- 
schlag, welcher innerhalb derselben gemacht wurde, wollte dem 
Kaiser nur die Befugniss zur Verlängerung gerichtlicher 
I'risten beilegen. Die Commission hat aber eine Erweiterung 
dieses Vorschlages beschlossen und denselben auf alle 
Fristen ausgedehnt*). So kann die Bestimmung auch eine 
Bedeutung für das Privatrecht gewinnen. 

Auf dem Gebiet des Strafrechtes gelten in den 
Schutzgebieten das Strafgesetzbuch für das deutsche Reich 
und die sonstigen Strafbestimmungen der Reichsgesetze ^). 
Unter den letzteren sind jedoch nur Strafb es ti mm un gen 



') Reichsgesetzblatt S. 379 ff. 

2) Reichsgesetzblatt S. 115 ff. 

') Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, 
§ 3, No. 12. 

*) Commissionsbericht vom 23. Februar 1888, S. 12 (Stenogr. Ber. 
Bd. IV, S. 651). 

^) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 4. 
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im eigentlichen Sinne zu verstehen, welche für sich 
allein eine Anwendung gestatten, Strafbestimmungen, wie sie 
beispielsweise im Nahrungsmittelgesetz, in den Gesetzen über 
Urheberrecht, über Muster- und Markenschutz, in der See- 
mannsordnungvorkommen. Straf bestimmungen dagegen, welche 
Bestandtheile eines Verwaltungsgesetzes sind und deren 
Handhabung nur in Verbindung mit diesem Verwaltungs- 
gesetz möglich ist, können, wenn letzteres in den Schutz- 
gebieten nicht eingeführt ist, dort ebenfalls keine Anwendung 
finden. Solche Strafbestimmungen sind beispielsweise die- 
jenigen, welche in der Gewerbeordnung, in dem Gesetze über 
Viehseuchen, im Zollgesetz, in den Gesetzen über Bier- und 
Branntweinsteuer vorkommen ^). Eine Abänderung des Straf- 
gesetzbuches ist dem Kaiser insofern vorbehalten, als der- 
selbe im Verordnungswege an die Stelle der Enthauptung 
eine andere, eine Schärfung nicht enthaltende, Art der Voll- 
streckung der Todesstrafe setzen kann*). 

Die strafrechtlichen Bestimmimgen der Reichsgesetze 
reichen aber allein für die Schutzgebiete nicht aus, sondern 
bedürfen nothwendig einer Ergänzung. Diese Ergänzimg 
wird innerhalb des Reichsgebietes durch landesgesetzliche 
Vorschriften bewirkt. Solche Landesgesetze sind in den 
Schutzgebieten nicht vorhanden. Insbesondere fehlt es an 
Strafbestimmungen für Zoll- und Steuerdefraudationen, da die 
Zoll- und Steuergesetze des Reiches und der Einzelstaaten 
dort keine Geltung besitzen. Das Bedürfniss nach ergänzen- 
den strafrechtlichen Normen ist sogar schon in den Consular- 
jurisdictionsbezirken hervorgetreten. Desshalb ist durch das 



^) Commissionsbericht vom 16. März 1886, S. 15 (Stenogr. Ber. 
Bd. V, S. 992). 

*) Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete 
§ 3, No. 8. 
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Consulargerichtsbarkeit^esetz dem mit Ausübung der Gerichts- 
barkeit betrauten Consul die Befiigniss gegeben, polizeiliebe 
Yorschriften zu erlassen und die Nichtbefolgung derselben 
mit Geldstrafen bis zum Betrage von 150 Mark zu bedrohen^). 
Das Beichsgesetz vom 17. April 1886 ermächtigte den Kaiser, 
die Befugnisse der richterlichen Beamten in den Schutz- 
gebieten dahin zu erweitern, dass dieselben in den von ihnen 
erlassenen Verordnungen Geftngniss bis zu drei Monaten, 
Haft, Geldstrafe und Einziehung einzelner Gegenstände an- 
drohen durften^). Das Verordnungsrecht der angegebenen 
Beamten erstreckte sich, da die betreffende Bestimmung nur 
eine Erweiterung der Vorschriften des Consulargerichtsbarkeits- 
gesetzes war, dem Wortlaut nach lediglich auf den Erlass 
„polizeilicher Vorschriften". Nun hatte dieCommission 
des Beichstages, von der die Bestimmung herrührt, den Aus- 
druck „polizeiliche Vorschriften" im weitesten Sinne ver- 
standen. Sie fasste darunter alle möglichen gebietenden und 
verbietenden Anordnungen zusammen und wollte durch die 
Verordnungen der Beamten die nothwendige Ergänzung des 
Strafrechtes für die Schutzgebiete herbeiführen. Namentlich 
sollten auf Grund dieser Ermächtigung auch die erforder- 
lichen Strafbestimmungen für Zoll- und Steuerdefraudationen 
erlassen werden können^). In der Literatur wurde die Be- 
stimmung dagegen, wenigstens von einem Schriftsteller*), in 
einem engeren Sinne aufgefasst. Das Verordnungsrecht sollte 
seiner Meinung nach auf denjenigen Theil der inneren Ver- 
waltung beschränkt sein, welcher mit dem Ausdruck „Polizei" 



^) Keichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 4. 
2) Reichsgesetz vom 17. April 1886 § 3, No. 2. 
8) Commissionsbericht vom 16. März 1886, S. 16 (Stenogr. Ber. 
Bd. V, S. 992). 

*) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S, 908, 909. 
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im engeren Sinne bezeichnet wird, d. h. diejenige Thätigkeit 
der Behörden der inneren Verwaltung, welche in der Ab- 
wehr von allgemeinen der Wohlfahrt und Sicherheit des 
Staatsganzen wie der einzelnen Staatsangehörigen drohenden 
Gefahren mittelst Beschränkung der persönlichen Freiheit der 
Staatsbtlrger besteht. Dagegen wurde die Anwendbarkeit 
der Verordnungsgewalt auf den^ Gebiete der Finanzver- 
waltung, des Zoll- und Steuerwesens von ihm ausdrücklich 
bestritten. Ein weiterer Mangel war der, dass nach dem 
Gesetz vom 17. April 1886 ein Strafandrohungsrecht nur den 
Beamten in den Schutzgebieten und zwar lediglich den mit 
der Ausübung von Gerichtsbarkeit betrauten Beamten zu- 
stand^). Weder der Kaiser noch der Reichskanzler besassen 
die Befogniss zum Erlass von Strafvorschriften. Dem Kaiser 
wurde allerdings von. einer Seite ^) die Berechtigung, straf- 
gesetzliche Bestimmungen zu erlassen, kraft seiner allgemeinen 
Gesetzgebungsgewalt zugesprochen. Letztere sollte nur in 
so weit beschränkt sein, als der Kaiser in den von ihm er- 
lassenen Verordnungen lediglich die im § 5 des Einführungs- 
gesetzes zum Strafgesetzbuch zugelassenen Strafen verhängen 
dürfte. Aber die Richtigkeit dieser Ansicht war äusserst 
zweifelhaft, da gerade das Strafrecht nicht der kaiserlichen 
Verordnungsgewalt überlassen war, sondern sich nach den 
Bestimmungen des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes regeln sollte. 



^) Dass nur die mit Gerichtsbarkeit betrauten ^Beamten, nicht 
auch, wie Jo^l a. a. 0. S. 223 meint, concurrirend mit ihnen andere 
Regierungsorgane der Schutzgebiete zum Erlass von Strafverordnungen 
befugt waren, ergab sich schon daraus, dass die Bestimmung nur eine 
Ausdehnung des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes war, letzteres aber nur 
dem mit richterlicher Gewalt ausgestatteten Consul die Befugniss verlieh. 
Vergl. Lab and a. a. 0. S. 798, v. Stengel, deutsches Colonialstaats- 
recht a. a. 0. S. 906 ff. 

^) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 909 ff. 
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Durch das Reichsgesetz vom 15. März 1888 ist eine 
Neuordnung des Strafverordnungsrechtes erfolgt. Eine 
solche war w^en der erwähnten Zweifel und Bedenken so- 
wie mit Rücksicht auf die augenscheinlichen Lücken des bis- 
herigen Gesetzes eine unbedingte Nothwendigkeit. Nach 
Massgabe des jetzigen Rechtes besteht für die Schutzgebiete 
ein dreifaches Strafverordnungsrecht. 1) Der Kaiser hat 
das Recht, Strafbestimmungen über Materien zu erlassen, 
welche nicht Gegenstand des Strafgesetzbuches für das 
deutsche Reich sind, und dabei Gefängniss bis zu einem Jahre, 
Haft, Geldstrafe in unbeschränktem Betrage und Einziehung 
einzelner Gegenstände anzudrohen^). 2) Der Reichs- 
kanzler ist befugt, für die Schutzgebiete oder für einzelne 
Theile derselben polizeiliche und sonstige die Verwaltung be- 
treffende Vorschriften zu erlassen und gegen die Nichtbe- 
folgung derselben Ge&ngniss bis zu drei Monaten, Haft, 
Geldstrafe in unbeschränktem Betrage und Einziehung einzelner 
Gegenstände anzudrohen^). Die Befugniss des Reichskanzlei^ 
hat einen geringeren Umfang als die des Kaisers. Sie be- 
schränkt sich auf den Erlass von Polizeiverordnungen in dem 
engeren Sinne, wie das Wort in den Gesetzgebungen der 
Einzelstaaten gebraucht wird, und auf solche Verordnungen, 
welche im Interesse gewisser Verwaltungszweige nothwendig 
werden. Sie. erstreckt sich aber danach jedenfalls auch auf 
das Gebiet der Finanzverwaltung und umfasst das Recht, 
Strafbestimmungen für Zoll- und Steuerdefraudationen zu er- 
lassen. Der Reichskanzler kann das ihm zustehende Ver- 
ordnungsrecht der mit einem kaiserlichen Schutzbrief für das 



^) Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, 
§ 3, No. 3. 

^) Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutz- 
gebiete, § 11. 
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betreffende Schutzgebiet versehenen Colonialgesellschaft so- 
wie den Beamten des Schutzgebietes tibertragen. Im Fall 
der Uebertragung an eine Colonialgesellschaft steht die Aus- 
übung den verfassungsmässigen Organen derselben, also zu- 
nächst der Direction bez. dem Directionsrath zu. Diese 
Organe sind berechtigt, die Befugniss weiter an ihre Beamten 
zu delegiren. Der Reichskanzler kann aber bei der Ueber- 
tragung selbst nähere Bestimmungen über die Ausübung 
treffen oder auch den Beamten der Colonialgesellschaften 
direct die Ermächtigung ertheilen. Auf Grund der älteren 
Vorschriften waren zwei kaiserliche Verordnungen ergangen, 
welche die Beamten des Schutzgebietes der Neu-Guinea- 
Compagnie^) und der Marschall-, Brown- und Providence- 
inseln^) zur Ausübung des Strafandrohungsrechtes unter der 
Voraussetzung für berechtigt erklärten, dass ihnen die Be- 
fugniss durch besondere Anordnung des Reichskanzlers ver- 
liehen werde. Die kraft dieser Bestimmung ertheilten Er- 
mächtigungen haben natürlich auch unter der Herrschaft des 
neuen Gesetzes ihre Geltung bewahrt. 3) Die mit Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit betrauten Beamten 
der Schutzgebiete sind berechtigt, für ihren Gerichtsbezirk 
bez. einen Theil desselben, polizeiliche Vorschriften zu er- 
lassen und die Nichtbefolgung derselben mit Geldstrafe bis 
zu 150 Mark zu bedrohen. Die Befugniss beruht auf dem 
Consulargerichtsbarkeitsgesetz ^) , dessen Vorschriften durch 
die Feststellung neuer Strafverordnungsbefugnisse in dem 
Gesetze, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, 
nicht beseitigt worden sind. Die von den Beamten erlassenen 
polizeilichen Vorechriften müssen sofort dem Reichskanzler 



^) Verordnung vom 5. Juni 1886 § 3. 

8) Verordnung vom 13. September 1886 § 3. 

^) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 4. 
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in Abschrift mitgetheilt werden ; letzterer ist befugt dieselben 
aufzuheben. — Die erwähnten drei Arten von Verordnungen 
stehen im Verhältniss der Ueber- und Unterordnung. Ver- 
ordnungen des Reichskanzlers, der Colonialgesellschaften und 
der Beamten der Schutzgebiete dürfen kaiserlichen Ver- 
ordnungen nicht widersprechen. Ebenso müssen die Polizei- 
verordnungen der Beamten der Schutzgebiete sich innerhalb 
derjenigen Schranken bewegen, welche durch die Ver- 
ordnungen des Reichskanzlers und die kraft reichskanzlerischer 
Delegation erlassenen Verordnungen gezogen sind. 

Die Gerichtsverfassung und das gerichtliche 
Verfahren in den Schutzgebieten beruht auf den Vor- 
schriften des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes bez. den durch 
dieses Gesetz daselbst eingeführten Bestimmungen der Reichs- 
justizgesetze. In einer Reihe von einzelnen gesetzlich näher 
specialisirten Punkten ist eine Abänderung durch kaiserliche 
Verordnung vorbehalten. Diese Modificationen werden jedoch 
zweckmässiger Weise erst später bei der Rechtspflege zur 
Darstellung gelangen. 

Das Privatrecht, Strafrecht, die Gerichtsverfassung und 
das gerichtliche Verfahren ist demnach für die Schutzgebiete 
reichsgesetzlich geregelt. Dadurch sind diese Rechts- 
gebiete dem kaiserlichen Gesetzgebungsrecht ent- 
zogen. Abänderungen des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes 
und der durch Vermittlung desselben in den Schutzgebieten 
eingeführten Reichsgesetze können, so weit nicht durch aus- 
drückliche gesetzliche Vorschriften dem Kaiser eine Ab- 
änderung vorbehalten ist, nur im Wege der Reichsgesetz- 
gebung erfolgen^). Abänderungen des Consulargerichtsbar- 



^)v. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 905, 
Laban d a. a. 0. S. 796, Joel a. a. 0. S. 219, v. K önig a.a. 0. S. 466. 
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keitsgesetzes, sowie reichsgesetzliche Vorschriften über Privat- 
recht, Strafrecht und Process, treten in den Schutzgebieten 
kraft Publication im Reichsgesetzblatt in Kraft, ohne dass es 
einer besonderen Einführung derselben bedarf. Ebenso wirkt 
der Erlass preussischer Gesetze über bürgerliches Recht fllr 
das Gebiet des allgemeinen Landrechtes auch für die Schutz- 
gebiete. Die verbindliche Kraft dieser Gesetze beginnt, so 
weit nicht reichsgesetzlich etwas Anderes bestimmt ist, nach 
Ablauf von vier Monaten, von dem Tage an gerechnet, an 
welchem das betreffende Stück des Reichsgesetzblattes oder 
der preussischen Gesetzsammlung in Berlin ausgegeben ist^). 

Für alle andern Gegenstände steht dem Kaiser das 
Recht der Gesetzgebung zu. Insbesondere ist derselbe auf 
dem Gebiete der Verwaltungsgesetzgebung durchaus 
unbeschränkt. Vermöge dieser Befugniss besitzt er namentlich 
die Möglichkeit sowohl polizeiliche Vorschriften zu erlassen 
als die Erhebung öffentlicher Abgaben anzuordnen. Das ihm 
beigelegte Strafverordnungsrecht dient dazu, die wirksame 
Durchführung der erlassenen Gesetze zu sichern. 

An die Stelle der kaiserlichen Verordnungen 
können jedoch auch auf diesen Rechtsgebieten Reichs- 
ge setze treten. Namentlich ist es denkbar, dass einem 
neu erlassenen Reichsgesetze verbindliche Kraft auch für die 
Schutzgebiete beigelegt wird. Indem die Reichsgesetzgebung 
dem Kaiser die Ermächtigung ertheilte, die Hoheitsrechte in 
den Schutzgebieten, insbesondere das Gesetzgebungsrecht, 
auszuüben, hat sie nicht darauf verzichtet, auch ihrerseits 
gelegentlich einzugreifen. Der Kaiser kann nicht nur, wie 
Lab and*) meint, selbst, statt von seiner Schutzgewalt 



^) Keichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 47. 
2) a. a. 0. S. 795. 



DIE GESETZGEBUNG IN DEN DEUTSCHEN SCHUTZGEBIETEN. JQJ 

Gebrauch zu machen, den Weg der Reichsgesetzgebung be- 
schreiten. Da er kein selbständiger Factor der Reichsgesetz- 
gebung ist, so können derartige Reichsgesetze auch gegen 
den Willen des Kaisers erlassen werden. Das mag politisch 
seine Bedenken haben und wird thatsächlich nicht leicht vor- 
kommen. Aber die rechtliche Möglichkeit ist nicht 
zu bestreiten. Allerdings würde durch ein solches Reichsgesetz 
die kaiserliche Gesetzgebungsgewalt im einzelnen Fall ausser 
Anwendung gesetzt werden. Da diese Gesetzgebungsgewalt 
aber selbst auf Reichsgesetz beruht, so ist das für voll- 
kommen zulässig zu erachten. Auch in andern Colonial- 
staaten hat sich die Gesetzgebung vorbehalten, einzelne 
Gesetze ausnahmsweise auf die Colonieen auszudehnen, sowie 
Specialgesetze für dieselben zu erlassen. Diejenigen An- 
ordnungen, welche für die Schutzgebiete im Wege der Reichs- 
gesetzgebung erlassen sind, können natürlich auch nur im 
Wege der Reichsgesetzgebung wieder abgeändert oder auf- 
gehoben werden. Daran ändert der Umstand nichts, dass 
der betreffende Gegenstand grundsätzlich dem kaiserlichen 
Verordnungsrechte unterliegen würde. 

Der Kaiser kann die ihm zustehenden Gesetzgebungs- 
befugnisse andern Personen oder Corporationen übertragen, 
sowohl den Colonialgesellschaften als dem Reichs- 
kanzler und den Beamten der Schutzgebiete. Die 
Zweifel, welche über die Zulässigkeit der Uebertragung an 
die Coloniolgesellschaften früher aufgeworfen sind, haben, wie 
bereits nachgewiesen ist, jetzt jedenfalls ihre Erledigung ge- 
funden^). Das Recht des Kaisers, seine gesetzgeberischen 
Befugnisse dem Reichskanzler oder den Beamten der Schutz- 
gebiete zu delegiren, ist unzweifelhaft und wird von keiner 



1) Vergl. oben S. 155 ff. 
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Seite bestritten ^). Nur das Strafverordnungsrecht des Kaisers 
kann nicht übertragen werden. Das Reichsgesetz, betreffend 
die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, hat den Umfang der 
Strafverordnungsbefugnisse des Kaisers einerseits , des Reichs- 
kanzlers und der von ihm ermächtigten Colonialgesellschaften 
imd Beamten andrerseits genau festgestellt. Diese Feststellung 
darf durch eine Delegation kaiserlicher Verordnungsbefugnisse 
nicht durchbrochen werden. Als Fälle von Uebertragung kaiser- 
licher Verordnungsbefugnisse sind namentlich die Erlasse zu 
erwähnen, durch welche dem Gouverneur für das Kamerun- 
gebiet und den Commissaren für das Togogebiet und das süd- 
westafrikanische Schutzgebiet ^), sowie dem Commissar für die 
Marschall-, Brown- imd Providenceinseln^) ein Verordnungs- 
recht auf dem Gebiete der allgemeinen Verwaltung, des ZoU- 
und Steuerwesens beigelegt ist. 

Dem Reichskanzler steht die Befugniss zum Erlass von 
Ausführungsverordnungen für das Gesetz, betreffend die 
Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, zu. Diese Ermächtigung 
giebt dem Reichskanzler nicht bloss das Recht zum Erlass 
von Instructionen für die Beamten, denn dieses besitzt er 
schon kraft seiner allgemeinen Rechtsstellung, sondern auch 
zum Erlass von sogenannten Rechtsverordnungen. Kraft des- 
selben ist der Reichskanzler namentlich auch befugt, An- 
ordnungen zu treffen, welche die Anwendung der in den 
Schutzgebieten einzuführenden deutschen Gesetze zum Gegen- 
stande haben. Die Anordnungen dürfen zwar keine Ab- 



^) Vergl. V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. O.^S. 905, 
Joel a. a. 0. S. 215. 

2) Verordnung vom 19. Juli 1886. Reichsanzeiger No. 171 
vom 23. Juli. 

^) Verordnung vom 15. October 1886. Reichsanzeiger No. 246 
vom 19. October. 
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änderungen der betreffenden Gesetze enthalten, wohl aber 
solche Ergänzungen, welche nothwendig erscheinen, um 
die Ausführung derselben in den Schutzgebieten zu ermög- 
lichen oder zu erleichtem. 

Ueber die Verkündigung der für die Schutzgebiete 
erlassenen Verordnungen sind gesetzliche Vorschriften nicht 
vorhanden. Die Behauptung, dass alle kaiserlichen Ver- 
ordnungen für die Schutzgebiete, welche Rechtsvorschriften 
enthielten, im Reichsgesetzblatt publicirt werden müssten^), 
ist für richtig nicht zu erachten. Die Vorschriften des Art. 2 
der Reichsverfassung über die Publication der Reichsgesetze 
sind nur auf solche Gesetze zu beziehen, welche kraft der 
allgemeinen, durch die Verfassung festgestellten, über alle 
Bestand theile des Reiches sich ei^treckenden, gesetzgeberischen 
Competenz erlassen werden. Erlasse für einzelne der Hen'- 
schaft des Reiches kraft specieller Rechtstitel unterworfene 
Gebiete bedürfen dieser Publicationsform nicht. Ebenso wie 
für Elsass-Lothringen ein besonderes Gesetzblatt eingeführt 
ist, kann auch für die Schutzgebiete eine besondere Art der 
Verkündigung festgesetzt werden. Die Befugniss, diese Fonn 
der Verkündigung zu bestimmen, steht dem Kaiser zu, und 
zwar sowohl für die von ihm selbst als für die von andern 
Organen erlassenen Verordnungen^). So weit er von seiner 
Befugniss keinen Gebrauch macht, muss das zum Erlass der 
Verordnung competente Organ auch für berechtigt erachtet 
werden, die Fonn der Publication zu regeln. Die Neu- 
Guinea-Compagnie z. B. giebt zum Zweck der Publication 
ihrer Verordnungen ein eigenes Verordnungsblatt heraus. 
Für die von den Beamten der Schutzgebiete auf Grund der 



1) Joel a. a. 0. S. 216. 

2) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 910. 

Georg Meyer, staatsr. Stelig. d. d. Schntzg. 13 
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Ermächtigung durch das Consulargerichtsbarkeitsgesetz er- 
lassenen Polizeiverordnungen ist die Bestimmung dieses 
Gesetzes massgebend, dass dieselben in ortsüblicher Weise, 
jedenfalls durch Anheftung an die Gerichtstafel publicirt 
werden müssen^). 



') Reichsgesetz über die Consiüargerichtsbarkeit § 4. 



X. Die Rechtspflege in den deutschen Schutzgebieten. 



Die Rechtspflege in den Schutzgebieten hat zum Unter- 
schied von der Consulargerichtsbarkeit keinen persönlichen, 
sondern einen territorialen Charakter. Sie erstreckt sich 
nicht bloss auf Reichsangehörige und Schutzgenossen, sondern 
auf alle Bewohner der Schutzgebiete. Eine Ausnahme besteht 
nur für die Eingeborenen, insofern dieselben kraft vertrags- 
mässiger Festsetzungen der deutschen Gerichtsbarkeit ent- 
zogen und der Jurisdiction ihrer Häuptlinge unterworfen sind. 

Die deutsche Gerichtsbarkeit wird nach Massgabe der Be- 
stimmungen des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes 
ausgeübt^). Dieses findet allerdings zunächst nur auf Reichs- 
angehörige und Schutzgenossen im engeren Sinne Anwendung. 
Auf andere Personen kann es durch kaiserliche Verordnung 
ausgedehnt werden, und es besteht die Absicht, demselben für 
alle Angehörigen civilisirter Nationen Geltung zu verleihen. 
Dagegen ist eine Ausdehnung desselben auf die Eingeborenen 
zunächst ausser Frage ^). So lange aber eine solche nicht 



^) V. König, Handbuch des deutschen Consularweeens. 4. Aufl. 
S. 200 flf. Brauer, die deutschen Justizgesetze in ihrer Anwendung auf 
die amtliche Thätigkeit der Consuln und diplomatischen Agenten und 
die Consulargerichtsbarkeit. Berlin 1879. 

2) Vergl. oben S. 176. 177. 

13* 
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erfolgt ist, besitzt der Kaiser die Befugniss, die Organisation 
der Rechtspflege über diese nach seinem Ermessen zu regeln. 

Schon das Gesetz vom 17. April 1886 hatte dem Kaiser 
die Befugniss gegeben, bei Einführung des Consulargerichts- 
barkeitsgesetzes in den Schutzgebieten gewisse Abände- 
rungen desselben im Verordnungswege vorzunehmen. 
Durch das Gesetz vom 15. März 1888 sind diese Vollmachten 
wesentlich erweitert worden. Demnach gestaltet sich die 
Rechtspflege in den Schutzgebieten über diejenigen Personen, 
auf welche die Vorschriften des Consulargerichtsbarkeits- 
gesetzes Anwendung finden, folgendermassen : 

Nach dem Consulargerichtsbarkeitsgesetz wird die Gerichts- 
barkeit theils durch den Consul als Einzelrichter, theils durch 
das Consulargericht ausgeübt^). An Stelle des Consuls 
tritt in den Schutzgebieten der vom Reichskanzler zur Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit ennächtigte Beamte, an Stelle des 
Consulargerichts ein Gericht, das nach Massgabe der für dieses 
bestehenden Bestimmungen gebildet wird^). Ersterer soll in 
den künftigen Erörterungen der Einfachheit halber als der 
Richter, letzteres als das Gericht bezeichnet werden. 

Der Richter kann entweder ein kaiserlicher Beamter 
oder der Beamte einer Colonialgesellschaft sein. Die Colonial- 
gesellschaften haben kein Recht darauf, dass ihren Beamten 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit übertragen wird. Der 
Reichskanzler kann in den der Regierung einer Colonialgesell- 
schaft unterworfenen Gebieten auch andere Personen als Ge- 
sellschaftsbeamte mit Ausübung der Gerichtsbarkeit betrauen^) ; 
thatsächlich wird allerdings von dieser Befugniss kaum Ge- 
brauch gemacht werden. Der Richter besitzt die Competenz 



^) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 5. 

^) Reichsgesetz,^ betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 2. 

®) Bornhak a. a. 0. S. 42. 
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der Amtsgerichte in Civil- und Concurssachen und die Compe- 
tenz der Amts- und Landp:erichte in Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit ^). 

Das Gericht hat in Civilsachen die erstinstanzliche 
Competenz der Landgerichte, in Strafsachen die Competenz der 
Schöffengerichte und die der Landgerichte in erster Instanz ^). 
Die vor die Schwurgerichte und die in erster Instanz vor das 
Eeichsgericht gehörenden Strafsachen sind in den Consular- 
jurisdictionsbezirken der Competenz der Consulargerichte völlig 
entzogen und müssen an die zuständigen inländischen Gerichte 
abgegeben werden. In den Schutzgebieten gilt dieser Grund- 
satz hinsichtlich der in erster Instanz vor das Reichsgericht 
gehörenden Sachen ebenfalls unbedingt. Dagegen können die 
Schwurgerichtssachen durch kaiserliche Verordnung den Ge- 
richten der Schutzgebiete übertragen werden^). So lange 
aber eine derartige Verordnung nicht erlassen ist, bleibt der 
Grundsatz bestehen, dass die Gerichte der Schutzgebiete nur 
in Schöffensachen und Landgerichtssachen zuständig sind, die 
Schwurgerichtssachen dagegen im Inlande verhandelt werden 
müssen. Bis jetzt hat der Kaiser von der ihm ertheilten Er- 
mächtigung keinen Gebrauch gemacht. Die Militärgerichts- 
barkeit wird durch die Gerichtseinrichtungen der Schutzgebiete 
nicht berührt*). Praktische Bedeutung hat dies namentlich 
hinsichtlich der in den Schutzgebieten etwa anwesenden Mann- 
schaften der Marine. Die Strafgerichtsbarkeit über diese bleibt 
den Marinestrafgerichten vorbehalten. 

Die Gerichte der Schutzgebiete bestehen aus dem R i c h - 



*) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 12. 
2) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 12. 
^) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 3- 
Nr. 7. 

*) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 49. 
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ter als Vorsitzendem und aus zwei oder vier Beisitzern. 
Für Civilsaehen sind ausser dem Richter nur zwei Bei- 
sitzer zuzuziehen^). Es kann sogar von der Zuziehung der- 
selben, wenn sie nicht ausführbar ist, gänzlich abgesehen 
werden ; in diesem Falle tritt an die Stelle des Gerichtes der 
Richter^). Auf dem Gebiete der Strafrechtspflege er- 
folgt die Zuziehung von zwei Beisitzern bei SchöfFengerichts- 
sachen und denjenigen zur Zuständigkeit der Strafkammern 
der Landgerichte gehörenden Angelegenheiten, welche in den 
§§ 74 und 75 des Gerichtsverfassungsgesetzes aufgeführt 
sind ^). Durch kaiserliche Verordnung kann jedoch bei diesen 
Streitsachen die Theilnahme von Beisitzern für nicht erforder- 
lich, also der Richter zur alleinigen Aburtheilung derselben 
für befugt erklärt werden*). Vier Beisitzer werden erfordert 
für alle übrigen zur Zuständigkeit der Strafkammern der Land- 
gerichte gehörenden Strafsachen und für Schwurgerichts- 
sachen®). Ist jedoch die Zuziehung von vier Beisitzern im 
einzelnen Falle aus besonderen Gründen nicht ausführbar, so 
genügt auch die Zuziehung von zwei Beisitzern^). Durch 
.kaiserliche Verordnung kann die letztere Bestimmung ausser 
Anwendung gesetzt, also die Theilnahme von vier Beisitzern 
in allen Fällen für obligatorisch erklärt werden '^). Dies soll 
namentlich für Schwurgerichtssachen geschehen, aber auch 
für Strafkammersachen überall da, wo das entsprechende 



^) Eeichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 6. 28. 

2) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 9. 

*) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 6. 28. 

*) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 3 
Nr. 6. 

^) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 28. Reichsgesetz, 
betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 3 Nr. 7. 

®) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 9. 

'^) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 3 
Nr. 4 c. 
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Personal für eine solche Besetzung der Gerichte vorhanden 



ist^^ 



Die Beisitzer werden für die Dauer eines jeden Jahres 
in der Zahl von vier durch den Richter aus den achtbaren Ge- 
richtseingesessenen des Gerichtsbezirkes ernannt ^), Das Consu- 
largerichtsbarkeitsgesetz gestattet in Ermangelung achtbarer 
Gerichtseingesessenen auch die Ernennung aus den sonstigen 
achtbaren Einwohnern des Gerichtsbezirkes. Diese Bestimmung 
hat aber für die Schutzgebiete kaum eine praktische Bedeu- 
tung. Bei dem territorialen Charakter der dortigen Gerichts- 
barkeit werden diejenigen Einwohner des Gerichtsbezirkes, 
welche sich überhaupt zur Uebernahme der Functionen eines 
Beisitzers eignen, auch Gerichtseingesessene sein. In gleicher 
Weise wie die Ernennung der Beisitzer erfolgt die von zwei 
Stellvertretern. Der Richter hat femer die Personen, 
welche die Verrichtungen der Gerichtsschreiber und der Ge- 
richtsvollzieher (Zustellungs- imd Vollstreckungsbeamten) aus- 
zuüben haben, sowie diejenigen, welche zur Ausübung der 
Rechtsanwaltschaft zuzulassen sind, zu bestimmen. Die Zu- 
lassung der letzteren ist widerruflich^). 

Als Berufungs- und Beschwerdegericht fungirt 
im Bereiche der Consulargerichtsbarkeit das Reichsgericht; 
nur die Beschwerden gegen Entscheidungen des Consuls in 
Strafsachen gehen an das Consulargericht*). In den Schutz- 
gebieten konnte schon nach dem Gesetz vom 17. April 1886 
für Rechtssachen der Eingeborenen, d. h. solche, bei welchen 
diese als Beklagte oder Angeschuldigte betheiligt waren, ein 
Gerichtshof der Schutzgebiete als Berufungs- und Beschwerde- 



^) Commissionsbericht vom 23. Febr. 1888 S. 9 ff. (Stenogr. Ber. 
Bd. IV, S. 650). 

2) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 7. 

^) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 10. 11. 

*) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 18. 35. 36. 43. 
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gericht bestellt werden. Diese Bestimmung würde allerdings 
erst mit Ausdehnung des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes auf 
die Eingeborenen praktische Bedeutung gewonnen haben, da 
bis zu erfolgter Ausdehnung der Kaiser hinsichtlich der Organi- 
sation der Rechtspflege über dieselben überhaupt vollkommea 
jfreie Hand hatte. Ausserdem war bei bürgerlichen Rechtsstrei- 
tigkeiten, Concurssachen und Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, auch wenn andere Personen als Eingeborene ia 
Betracht kamen, die Uebertragung der Function des Beruftings- 
und Beschwerdegerichtes auf das hanseatische Oberlandesgericht 
oder ein deutsches Consulargerieht zulässig^). Auf Grund 
der letzteren Ermächtigung hatte der Kaiser das Consular- 
gerieht zu Apia als Berufiings- und Beschwerdeinstanz in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, Concurssachen und Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit für die Schutzgebiete 
der Neu-Guinea-Compagnie, der Marschall-, Brown- und Pro- 
videnceinseln bestellt^). Durch das gegenwärtige Gesetz ist die 
kaiserliche Verordnungsgewalt wesentlich erweitert worden^). 
Nach demselben kann durch Anordnung des Kaisers als Be- 
rufungs- und Beschwerdegericht für alle in dem Schutz- 
gebiet zur Entscheidung gelangenden Rechtssachen an Stelle 
des Reichsgerichts ein Gerichtshof im Schutzgebiet oder ein 
deutsches Consulargerieht*) bestellt werden. Dagegen ist das 
hanseatische Oberlandesgericht als Beinifiings- oder Beschwerde- 
instanz fallen gelassen. Die Bestimmungen über die Zusammen- 



^) Reichsgesetz vom 17. April § 3 Nr. 4. 

2) Verordnungen vom 5. Juni 1886 § 4, vom 13. September 1886 § 4, 

^) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 3 
Nr. 9. 

*) In dem Reichsgesetz vom 17. April 1886 war ausdrücklich „ein 
deutsches Consulargerieht" erwähnt, im jetzigen Gesetz steht nur „ein 
Consulargerieht". Es unterliegt aber keinem Zweifel, dass damit 
nur ein deutsches Consulargerieht gemeint sein kann. 
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Setzung des Berufungs- und Beschwerdegerichtes hat der 
Kaiser zu erlassen. Reichsgesetzlich ist derselbe nur insofern 
beschränkt, als das Gericht mindestens aus einem Vorsitzen- 
den und vier Beisitzern bestehen muss. Die Bestellung des 
Consulargerichtes zu Apia als Berufungs- und Beschwerde- 
instanz für die Schutzgebiete der Neu-Guinea-Compagnie, der 
Marschall-, Brown- und Providenceinseln hat natürlich auch 
unter der Hen'schaft des neuen Gesetzes ihre Gültigkeit be- 
wahrt, doch nur für diejenigen Rechtssachen, welche dem Ge- 
richte damals zugewiesen sind. Zu einer Erweiterung seiner 
Competenz würde eine neue kaiserliche Verordnung erforder- 
lich sein. 

Für diejenigen Personen, welche in den Schutzgebieten 
als Richter oder Beisitzer fungiren, wird eine Befähigung zum 
Richteramt, überhaupt eine juristische Vorbildung nicht er- 
fordert. Die betreffenden Personen haben auch, sofern sie 
Beamte sind, nicht die rechtlich geschützte Stellung der Richter. 
Dagegen sind Richter und Gerichte der Schutzgebiete in Be- 
zug auf die Entscheidung der vor ihnen verhandelten Streit- 
sachen vollkommen unabhängig. Es steht ihnen also auch 
ein Prüfnngsrecht in Bezug auf Gesetze und Verordnungen 
in demselben Umfange wie den innerhalb des Reichsgebietes 
fungirenden Gerichten zu^). 

Ueber das Verfahren vor den Gerichten der Schutz- 
gebiete gelten folgende Grundsätze: 

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und Con- 
curssachen sind die Civilprocessordnung und die Concurs- 
ordnung, sowie diejenigen landesgesetzlichen Vorschriften mass- 
gebend , welche im Gebiete des preussischen Landrechts zur 



^) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 918. 
Bornhak a. a. 0. S. 46. 47. 
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Ausführung der angegebenen Reichsgesetze erlassen oder neben 
denselben in Geltung sind^). Das Verfahren in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten regelt sich nach den Bestimmungen der 
Civilprocessordnung über das Verfahren vor den Amts- 
gerichten. Von den für das landgerichtliche Verfahren 
massgebenden Bestimmungen finden nur die über das vor- 
bereitende Verfahren in Rechnungssachen, Auseinandersetzun- 
gen und ähnlichen Processen (§ 313—319 der Civilprocess- 
ordnung) Anwendung^). Eine Mitwirkung der Staats- 
anwaltschaft tritt nur ein bei Erhebung einer Klage wegen 
Nichtigkeit einer Ehe, oder zu dem Zweck, um einen auf 
Entmündigung gerichteten Beschluss des Richters oder die 
Ablehnung einer beantragten Wiederaufhebung der Entmün- 
digung anzufechten. In diesen Fällen werden die Functionen 
der Staatsanwaltschaft von dem Richter einer der zur Aus- 
übung der Rechtsanwaltschaft zugelassenen Personen oder in 
Ermangelung solcher einem andern achtbaren Gerichtseinge- 
sessenen übertragen^). Rechtsmittel finden in den zur 
Zuständigkeit des Richters gehörenden bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten nicht statt, wenn der'Werth des Streitgegen- 
standes die Summe von dreihundert Mark nicht übersteigt; 
in allen anderen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und in Con- 
curssachen sind die Rechtsmittel der Beschwerde imd Be- 
rufung zuständig*). lieber Zustellungen und Zwangs- 
vollstreckungen können für die Schutzgebiete im Inter- 
esse der Vereinfachung durch kaiserliche Verordnung beson- 
dere Bestimmungen erlassen werden^). 



^) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 14. 
2) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 15. 
^) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 17. 
*) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 18. 
^) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 3 
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Das Strafverfahren richtet sich nach den Voi*schriften 
der Strafprocessordnung und des Einführungsgesetzes zu der- 
selben^). In Folge der Bestimmungen des Consulargerichts- 
barkeitsgesetzes und des Gesetzes, betreffend die Rechtsver- 
hältnisse der Schutzgebiete, erfahren aber diese Vorschriften 
eine Reihe von Modificationen. Eine Mitwirkung der Staats- 
anwaltschaft findet im Bereiche der Consularjurisdiction 
überhaupt nicht statt. Die Zustellungen, die Vollstreckung 
von Beschlüssen und Verfügungen und die Strafvollstreckung 
werden durch den Consul veranlasst. Zum strafgerichtlichen 
Einschreiten ist der Consul von Amtswegen verpflichtet 2). 
Diese Grundsätze gelten regelmässig auch in den Schutz- 
gebieten, natürlich mit der Massgabe, dass an die Stelle des 
Consuls der Richter tritt. Es kann jedoch durch kaiserliche 
Verordnung die Mitwirkung einer Staatsanwaltschaft vor- 
geschrieben werden^). In diesem Falle sind die näheren Be- 
stimmungen darüber, wie die Functionen der Staatsanwalt- 
schaft wahrgenommen werden sollen, durch die Verordnung 
zu treffen. Auch eine Voruntersuchung findet bei den 
Consulargerichten nicht statt*); für die Schutzgebiete kann 
eine solche durch kaiserliche Verordnung, der dann auch die 
nähere Regelung derselben vorbehalten bleibt, angeordnet 
werden^). Wenn eine Voruntersuchung nicht geführt wird, 
so kann entweder sofort das Hauptverfahren eröffnet wer- 
den. Dies geschieht durch einen Beschluss des Richters, 



Nr. 10. Verordnungen vom 5. Juni 1886 § 5—8, vom 13. September 
1886 § 5—8. 

M Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 21. 

2) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 24. 25. 

^) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 3 
Nr. 4 a. 

*) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 26. 

^) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 3 
Nr. 4 b. 
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welcher die dem Angeschuldigten zur Last gelegte That unter 
Hervorhebung ihrer gesetzlichen Merkmale, das anzuwendende 
Straf2:esetz und die Beweismittel zu bezeichnen hat. Oder 
der Richter kann zunächst ein vorbereitendes Verfahren ein- 
treten lassen, welches gewissermassen die gerichtliche Vor- 
untersuchung ersetzt. In diesem Falle erlässt er eine Ver- 
fügung über Einleitung des Strafverfahrens, welche die dem 
Angeschuldigten zur Last gelegte That und das anzuwendende 
Strafgesetz bezeichnet. Dieselbe hat die Wirkung der Er- 
hebung der öffentlichen Klage. Nach Ablauf des vorbereiten- 
den Verfahrens wird dann über die Eröflftiung des Hauptver- 
fahrens ein anderweiter Beschluss gefasst^). Der Grundsatz, 
dass der Angeklagte in der Hauptverhandlung 
persönlich anwesend sein muss^), gilt auch für das 
Verfahren in den Schutzgebieten. Nach der Strafprocessord- 
nung kann der Angeklagte auf seinen Antrag wegen grosser 
Entfernung seines Aufenthaltsortes von der Verpflichtung zum 
Erscheinen entbunden werden, wenn nach dem Ermessen des 
Gerichtes voraussichtlich keine andere Strafe als Freiheits- 
strafe bis zu sechs Wochen oder Geldstrafe oder Einziehung, 
allein oder in Verbindung mit einander, zu erwarten ist^). 
Für die Schutzgebiete steht dem Kaiser das Recht zu, diese 
Bestimmung im Wege der Verordnung zu erweitem, dem Ge- 
richt also die Befugniss zu ertheilen, auch in anderen Fällen 
als den hier vorgesehenen die Entbindung des Angeklagten 
vom persönlichen Erscheinen auszusprechen. Eine reichs- 
gesetzliche Beschränkung dieser Verordnungsgewalt besteht 
nur insofern, als dem Gericht die Befugniss lediglich für 



*) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 27. 
2) Reichsstrafprocessordnung § 229. 
') Reichsstrafprocessordnung § 232. 
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solche Fälle ertheilt werden darf/ in welchen nach dem Er- 
messen desselben voraussichtlich keine andere Strafe als Frei- 
heitsstrafe bis zu sechs Monaten oder Geldstrafe oder Ein- 
ziehung, allein oder in Verbindung mit einander, zu erwarten 
ist^). Rechtsmittel sind gegen die wegen Uebertretungen 
erlassenen Entscheidungen nicht zulässig; in allen anderen 
Strafsachen, also auch in Schwurgerichtssachen, ist das Rechts- 
mittel der Berufung gegeben^). Die Wiederaufnahme eines 
durch rechtskräftiges Urtheil geschlossenen Verfahrens kann 
von Amtswegen erfolgen^). Das Begnadigungsrecht 
steht dem Kaiser zu*). 

Ausser den Bestimmungen der beiden Processord- 
nungen kommen für die Gerichte der Schutzgebiete auch 
noch die Titel 13—16 des Reichsgerichtsverfassungs- 
gesetzes, also die Bestimmungen über die Rechtshülfe, 
Oeffentlichkeit und Sitzungspolizei, Gerichtssprache, Berathung 
und Abstimmung mit einer kleinen durch das Gonsulargerichts- 
barkeitsgesetz festgestellten Modification zur Anwendung^). 
Zur Rechtshülfe sind die Gerichte im Reichsgebiete, die Con- 
sulargerichte und die Gerichte in den Schutzgebieten sich 
gegenseitig verpflichtet. 

In Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit bestimmt sich das Verfahren nach den im Gebiet des 
preussischen Landrechts geltenden Vorschriften, insoweit diese 
nicht Einrichtungen und Verhältnisse voraussetzen, welche in 
den Schutzgebieten nicht vorhanden sind^). 



^) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 3 
Nr. 5. 

2) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 33. 34. 
^) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 41. 
*) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 42. 
^) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 13. 
®) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 43. 
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Das Verfahren in der Berufungs- und Be- 
schwerdeinstanz, falls als solche ein Gericht in den 
Schutzgebieten oder ein Consulargericht bestellt ist, wird durch 
kaiserliche Verordnung geregelt^). 

Dem Kaiser steht endlich noch die Befugniss zu, im Ver- 
ordnungswege eine Verlängerung der gerichtlichen 
Fristen vorzunehmen ^) . 

Das Kosten wesen richtet sich bei den Consulargerichten 
nach dem Gerichtskostengesetz und den Gebührenordnungen 
für Gerichtsvollzieher, für Zeugen und Sachverständige sowie 
für Rechtsanwälte; die Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
findet jedoch nur insoweit Anwendung, als die Gebühren der 
Anwälte nicht durch Ortsgebrauch geregelt sind. Für An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind, soweit 
reichsgesetzliche Vorschriften nicht bestehen, die im Gebiete 
des preussischen Landrechtes geltenden Landesgesetze mass- 
gebend »). Für die Schutzgebiete ist dem Kaiser der Erlass 
einfacherer Bestimmungen vorbehalten*). Auf Grund dieser 
Ermächtigung sind für die Schutzgebiete der Neu-Guinea- 
Compagnie sowie der Marschall- , Brown- und Providence- 
inseln das Gerichtskostengesetz und die Gebührenordnungen 
für Gerichtsvollzieher, für Zeugen und Sachverständige, sowie 
für Rechtsanwälte ausser Anwendung gesetzt worden. Es 
sollen dort bis auf Weiteres nur die wirklich aufgewendeten 
Auslagen erhoben werden; im Uebrigen ist der Erlass ent- 



Nr. 9. 

2 



1) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 3 



) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 8 

^) Reichsgesetz über die Consulargerichtsbarkeit § 44. 

*) Reichsgesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, § 8 

iN r. o. 
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sprechender Vorschriften dem Reichskanzler vorbehalten^). 
Ueber die auf dem Gebiete freiwilliger Gerichtsbarkeit gelten- 
den Kostengesetze enthalten die für die genannten Schutz- 
gebiete erlassenen kaiserlichen Verordnungen keine Bestim- 
mungen. Dieselben sind also dort als in Geltung befindlich 
zu erachten. 



') Verordnungen vom 5. Juni 1886 § 9, vom 13. Sept. 1886 § 9 



XI. Die Verwaltung in den deutschen Schutzgebieten. 



1. Die Verwaltung der auswärtigen Angelegen- 
, h e i t e n steht , soweit die Schutzgebiete in Betracht kommen, 
lediglich den mit der völkerrechtlichen Vertretung des Reiches 
betrauten Organen zu. Da die Schutzgebiete nicht den Cha- 
rakter selbständiger völkerrechtlicher Subjecte besitzen, sondern 
in völkerrechtlicher Beziehung nur Zubehörungen des Reiches 
sind, so ergiebt sich dieses Verhältniss als das einzig mögliche. 
Dasselbe besteht sowohl für die unter Reichsverwaltung, als 
füf^cßeThiter der Verwaltung einer Colonialgesellschaft stehen- 
den Gebiete. Die völkerrechtliche Vertretung der letzteren 
bildet einen wesentlichen Bestandtheil des den Gesellschaften 
durch die Schutzbriefe zugesicherten kaiserlichen Schutzes. 
In dem Schutzbrief für die Neu-Guinea-Compagnie ist übrigens 
die Leitung der Beziehungen zwischen dem Schutzgebiete und 
den fremden Staaten der kaiserlichen Regierung ausdrücklich 
vorbehalten. Auch andere Colonialmächte haben die Ver- 
tretung ihrer Colonieen gegenüber dritten Staaten stets der 
Centralgewalt reservirt. Selbst die völkerrechtlichen Ver- 
tretungsbefugnisse, welche dem englischen Vicekönig von Indien 
und dem holländischen Generalgouvemeur von Ostindien ein- 
geräumt sind, haben nur für den Verkehr mit den benach- 
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harten Fürsten und Völkern Bedeutung. Für die deutschen 
Schutzgebiete war bei ihrem geringen Umfange und den nofh 
unentwickelten Verhältnissen auch für eine derartige Dele- 
gation völkerrechtlicher Vertretungsbefiignisse an die mit der 
Eegierung derselben betrauten Beamten keine Veranlassung 
vorhanden. Sonach liegt die völkerrechtliche Vertretung des 
Eeiches in Angelegenheiten der Schut^ebiete lediglich in den 
Händen des Kaisers. Die Beamten der Schutzgebiete be- 
dürfen, um Vertretunpbefugnisse ausüben zu können, einer 
kaiserlichen Specialvollmacht. In den Verträgen , welche mit 
den Häuptlingen der eingeborenen Stämme abgeschlossen sind, 
haben diese jeder selbständigen Verbindung mit anderen 
Staaten entsagt und die Verpflichtung übernommen, Landab- 
tretungen an fremde Mächte oder deren Angehörige, sowie 
VertragsschliesBungen mit fremden Regierungen nur unter 
Zustimmung des Kaisers vorzunehmen. Dagegen hat sich der 
Kaiser verpflichtet, die von ihnen Mher mit anderen Re- 
gierungen geschlossenen Verträge aufrecht zu erhalten. 

Der Kaise.r ist in Ausübung seiner völkerrechtlichen 
Vertretungsbefugnisse berechtigt, mit fremden Mächten Ver- 
träge Ober die Verhältnisse der Schutzgebiete abzuschliessen. 
Der Grundsatz des Art. 1 1 Absatz 3 der Reichsverfassung, 
dass völkerrechtliche Verträg;e, sofern die Gegenstände der- 
selben in den Bereich der Reichstjesetzgebung gehören, der 
Zustimmung des Bundesrathes und Reichstages bedürfen, gilt 
auch für die auf die Schutzgebiete bezüglichen Verträge. D 
Wirkungskreis der Reichsgesetzgebung ist aber für die Schul 
gebiete ein viel eng begrenzterer als für das Reichsgebi' 
Regelmässig wird daher der Kaiser berechtigt sein , Staa 
vertrage, welche die Schutzgebiete zum Gegenstande habt 
allein ohne Zustimmung der gesetzgebenden Organe d 
Reiches abzuschliessen. Insbesondere besitzt er die Befugnii 

Georg Meyer, slaatsr. Blellg. d. d. Stliofag. 14 
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sowoW Gebietserwerbungen als Gebietsabtretungen für sich 
allein vorzunehmen*). Nur solche Verträge, welche eine 
Aenderung des Reichsgesetzes, betreffend die Rechtsverhält- 
nisse der Schutzgebiete, und der durch dieses eingeführten 

4 

Reichsgesetze zum Gegenstande haben, und solche Verträge, 
welche finanzielle Belastungen des Reiches enthalten, bedürfen 
der Zustimmung von Bundesrath und Reichstag. 

Zur Kriegserklärung gegenüber einer fremden Macht 
ist die Zustimmung des Bundesrathes auch dann nothwendig, 
wenn diese Macht einen Angriff auf eines der deutschen 
Schutzgebiete unternommen hat^). Denn nach den Be- 
stimmungen des Art. 1 1 der Reichsverfassung darf von dieser 
Zustimmung nur dann abgesehen werden, wenn ein Angriff 
auf das Reichsgebiet oder dessen Küsten erfolgt. 
Die Schutzgebiete sind aber, wie bereits früher auseinander- 
gesetzt ist^), kein Bestandtheil des Reichsgebietes. Bedarf 
der Kaiser demnach zur förmlichen Kriegserklärung der Zu- 
stimmung des Bundesrathes, so ist er doch, auch ohne solche, 
befugt, die zur Abwehr des Angriffe erforderliche militärische 
Action anzuordnen. 

Es entsteht ' endlich die Frage , ob die vom deutschen 
Reiche abgeschlossenen völkerrechtlichen Verträge 
auch auf die Schutzgebiete Anwendung finden. 
Praktische Bedeutung hat dieselbe natürlich nur für solche 
Verträge, welche einen territorialen Charakter haben, 
d. h. ihre Wirkung innerhalb eines bestimmten Gebietes äussern 
sollen , wie beispielsweise Handelsverträge , Niederlassungs- 
verträge, Auslieferungsverträge. Vertragsmässige Bestimmungen 
dagegen, welche den Reichsangehörigen gewisse Rechte 



^) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 866. 
2) V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 868. 
8) Vgl. oben S. 88 ff. 
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beilegen, gelten selbstverständlich ebenso gut für die in den 
Schutzgebieten wie für die im Reichsgebiet wohnhaften An- 
gehörigen. 

Bei den Verträgen territorialen Charakters ist 
zwischen den vor und den nach Erwerbung der Schutz- 
gebiete abgeschlossenen zu unterscheiden. Erster e haben 
für die Schutzgebiete unbedingt keine Gültigkeit, denn sie 
können nur in Bezug auf das zur Zeit des Abschlusses unter 
der Herrschaft des Reiches stehende Gebiet, also das Reichs- 
gebiet, eingegangen sein. Anders liegt es bei letzteren. 
Hier ist die Möglichkeit, dass sie auch tinsichtlich der Schutz- 
gebiete gelten, jedenfalls vorhanden. 

Für die Frage, ob die Geltung eines vom Reiche ab- 
geschlossenen völkerrechtlichen Vertrages sich auf die Schutz- 
gebiete erstreckt, ist in erster Linie der Wille der Con- 
trahenten massgebend. Wenn die in dem Vertrage 
enthaltenen Zusicherungen nur für das „Reichsgebiet" 
oder für ,^Deutschland" ertheilt sind, so erstrecken sie 
sich nicht auf die Schutzgebiete. So findet die Ueberein- 
kunft mit Serbien, betreffend den gegenseitigen Schutz der 
Muster und Modelle vom 3. Juli 1886, auf die Schutzgebiete 
keine Anwendung, denn den serbischen Angehörigen wird nur 
zugesichert, dass sie in Bezug auf die gewerblichen Muster 
und Modelle in „Deutschland" denselben Schutz wie die 
Einheimischen gemessen sollen. Das Gleiche gilt von der 
Uebereinkunft mit Oesterreich- Ungarn wegen Zulassung der 
beiderseitigen Angehörigen zum Armenrecht vom 9. Mai 1886. 
Auch in dieser wird nur bestimmt, dass die Angehörigen 
Oesterreichs und Ungarns im „deutschen Reiche" unter 
denselben Bedingungen und gesetzlichen Voraussetzungen wie 
Reichsangehörige zum Armenrecht zugelassen werden müssen. 

Auf Grund der Uebereinkunft würden daher die Angehörigen 

14* 
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Oesterreichs und Ungarns die Zulassung zum Armenrecht vor 
den Gerichten der Schutzgebiete nicht beanspruchen können. 
Wohl aber können sie es auf Grund des in den Schutzgebieten 
in Geltung befindlichen § 106 der Civilprocessordnung. Denn 
dieser verpflichtet die deutschen Gerichte, auch ohne dass eine 
völkerrechtliche Verbindlichkeit des Reiches vorliegt, Aus- 
ländern das Armenrecht zu gewähren, wenn in irgend einer 
Weise die Gegenseitigkeit verbürgt ist. So erhalten beispiels- 
weise Italiener in Deutschland das Armenrecht, weil die 
Deutschen in Italien auf Grund der italienischen Gesetzgebung 
dazu zugelassen werden^). Da nun in Oesterreich - Ungarn 
das Armenrecht kraft der vorher erwähnten Uebereinkunft 
allen Reichsangehörigen, auch den in den Schutzgebieten 
wohnhaften, gewährt werden muss, so liegt die nach § 106 
der Civilprocessordnung erforderliche Gegenseitigkeit vor. Die 
Oesterreicher und Ungarn haben also zwar keinen vertrags- 
mässigen, wohl aber einen gesetzlichen Anspruch auf 
Zulassung zum Armenrecht in den deutschen Schutzgebieten. 
Wenn der Wille der Gonträhenten aus dem Vertrage 
nicht deutlich erhellt, so muss der Umstand als entscheidend 
angesehen werden, ob die Schutzgebiete in Bezug auf den 
betreffenden Gegenstand mit dem Reichsgebiete ein einheit- 
liches Rechtsgebiet bilden oder nicht. Im ersteren 
Falle sind die Verträge auch für die Schutzgebiete als in Kraft 
befindlich anzusehen ; im letzteren Falle sind sie es nicht. So 
müssen, meines Erachtens, Auslieferungsverträge, welche 
das Reich künftig mit fremden Mächten abschliesst^ auch für 
die Schutzgebiete als gültig erachtet werden, da letztere nach 
Einführung des Consulargerichtsbarkeitsgesetzes mit dem Reiche 



^) Bekanntmachung, betreffend die gegenseitige Zulassung von Staats- 
ängehörigen des deutschen Reiches und Italiens zum Armenrecht vom 
1. October 1879 (Reichsgesetzblatt S. 312). 
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in Bezug auf Strafrecht und Strafprocess ein einheitliches 
Rechtsgebiet bilden. Es würde demnach das Reich verpflichtet 
sein, fremde Verbrecher, welche sich in die Schutzgebiete 
flüchten, auszuliefern^), und konnte seinerseits von den be- 
theiligten anderen Staaten die Auslieferung solcher Personen 
verlangen, welche Verbrechen in den Schutzgebieten begangen 
haben. Da die deutschen Gesetze über Urheberrecht sich 
in den Schutzgebieten in Geltung befinden, so würde die 
Uebereinkunft , betreffend die Bildung eines internationalen 
Verbandes zum Schutze von Werken der Literatur und Kunst, 
vom 9. September 1886, nach allgemeinen Grundsätzen auch 
auf die deutschen Schutzgebiete Anwendung finden. Diese 
Anwendung ist aber durch die Bestimmung des Art. 19 aus- 
geschlossen, nach welchem der Beitritt mit den Colonieen 
oder auswärtigen Besitzungen besonders erklärt werden muss. 
Eine solche Erklärung ist seitens der deutschen Regierung 
bisher nicht abgegeben worden, augenscheinlich deshalb, weil 
der Beitritt zunächst ohne jede praktische Bedeutung sein 
würde. Zoll- und Handelsverträge des Reiches finden 
auf die Schutzgebiete im Zweifel keine Anwendung, weil 
letztere keine Bestandtheile des deutschen Zoll- und Handels- 
gebietes bilden. Dasselbe gilt von Niederlassungs- 
verträgen. 



^) Diese Verpflichtung wird auch von den meisten anderen Colonial- 
ländern anerkannt. Sie lässt sich — abgesehen von dem oben erwähnten 
Gesichtspunkte — auch noch durch die Erwägung rechtfertigen, dass die 
Absicht der Contrahenten bei Auslieferungsverträgen gewöhnlich dahin- 
geht, derjenige Staat, in dessen Gewalt der Verbrecher sich befindet, 
solle dem anderen Contrahenten zur Auslieferung verpflichtet sein. In 
der Gewalt des Staates befindet sich aber ein Verbrecher ebensowohl, 
wenn er sich in seinen Colonieen, als wenn er sich im Mutterlande auf- 
hält. Vgl. auch H. Lammasch, Auslieferungspflicht und Asylrecht. 
Leipzig 1887, S. 91 ff. 
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2. Ebensowenig wie eine besondere auswärtige Verwal- 
tung, besteht in den Schutzgebieten eine besondere Militär- 
verwaltung. Die bewaffneten Truppen, welche in einzelnen 
Schutzgebieten aus Eingeborenen gebildet sind, haben den 
Charakter blosser Polizeimannschaften. Die Vertheidigung der 
Schutzgebiete gegen auswärtige Angriffe ist Sache des Reiches 
und liegt namentlich der Marine ob. Die in den Schutz- 
gebieten wohnenden Reichsangehörigen werden zum Militär- 
dienst nach Massgabe der für Reichsangehörige im Auslande 
bestehenden Vorschriften herangezogen. 

3. Die innere Verwaltung ist ein Erzeugniss ent- 
wickelterer Cultur. In den deutschen Schutzgebieten ist für 
die Ausbildung derselben erst ein geringes Anwendungsfeld 
gegeben. Die Functionen der inneren Verwaltung werden 
sich dort zunächst auf einige sicherheitspolizeiliche Thätig- 
keiten, die Schifffahrts- und Hafenpolizei, die Sorge für Mass, 
Gewicht und Münze, die Einrichtung von Postanstalten, die 
Vornahme gewisser Rechtsacte und Beurkundungen beschränken. 

In allen diesen Angelegenheiten hat der Kaiser das un- 
beschränkte Gesetzgebungsrecht. Der Kaiser kann das 
Recht, Gesetze über diese Gegenstände zu erlassen den Be- 
amten der Schutzgebiete oder den Colonialgesellschaften tiber- 
tragen. Die deutsch-ostafrikanische Gesellschaft und die Neu- 
Guinea-Compagnie besitzen dasselbe Recht kraft der ihnen 
durch die kaiserlichen Schutzbriefe eingeräumten Landeshoheit. 
Dem Gouverneur von Kamerun, den Commissaren für das 
Togogebiet, für das südwestafrikanische Schutzgebiet und für 
die Marschall-, Brown- und Providenceinseln steht es kraft 
der durch die kaiserlichen Verordnungen vom 19. Juli und 
15. October 1886^) erfolgten Delegation kaiserlicher Befug- 
nisse zu. 



^) Vgl. oben S. 192 Anm. 2 und 3. 
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Polizeiverordnungen, d. h. Verordnungen mit Straf- 
androhungen, können vom Kaiser, vom Reichskanzler, von den 
durch diesen dazu ermächtigten Beamten und Golonialgesell- 
schaften und von den richterlichen Beamten der Schutzgebiete 
nach Massgabe der schon früher entwickelten Grundsätze er- 
lassen werden^). 

Die Befagniss zum Erlass von Polizeiverfügungen 
für Einzelfälle steht den Beamten der Schutzgebiete in um- 
fassendem Masse zu. Da es in den Schutzgebieten an jeder 
verwaltungsrechtlichen Beschränkung fehlt, so hat die Befugniss 
der Polizei, dem Einzelnen im Interesse der öffentlichen 
Sicherheit und Wohlfahrt gebietend und verbietend gegenüber 
zu treten, den freiesten Spielraum^). Insbesondere haben die 
Beamten der Schutzgebiete in ihrer Eigenschaft als Polizei- 
organe ein völlig unbeschränktes Aus weisungsrecht gegen- 
über den im Schutzgebiet sich niederlassenden Personen, und 
zwar nicht bloss gegenüber Ausländern, sondern auch gegen- 
über Reichsangehörigen. Denn das Reichsgesetz über die Frei- 
zügigkeit gewährleistet dem Reichsangehörigen nur die freie 
Niederlassung im Reichsgebiet. Auf die Schutzgebiete 
findet dasselbe keine Anwendung^). 

Praktische Bedeutung hat der letztere Punkt in Bezug 
auf die Mitglieder gewisser kirchlicher Missionen 
gewonnen. Die Thatsache, dass zwei französischen Missionären, 
welche der congr^ation du Saint Espiit et du Saint Coeur 
de Marie angehörten, die Niederlassung im Gebiete von Ka- 
merun verweigert worden war, veranlasste eine ausgedehnte 



') Vgl. oben S. 187 ff. 

^) Bornhak a. a. 0. S. 46, v. Stengel, deutsches Colonialstaats- 
recht a. a. 0. S. 950. 

ö) Vgl. auch V. Stengel, Staats- und völkerrechtliche Stellung der 
deutschen Colonieen S. 40 Anm. 1 ; deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. 
S. 950. 
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und erregte Debatte in der Sitzung des Reichstages vom 
28. November 1885. Seitens des auswärtigen Amtes war die 
Verweigerung der Niederlassung damit motivirt worden, dass 
die genannte Congregation als mit dem Jesuitenorden ver- 
wandt anzusehen sei, und dass folgeweise Niederlassungen 
derselben ebenso wenig in den deutschen Schutzgebieten wie 
in Deutschland zugelassen werden dürften. Gegenüber dieser 
Argumentation beriefen sich die Gegner der Regierung darauf, 
dass das Jesuitengesetz in den deutschen Schutzgebieten keine 
Geltung habe *). Letztere Behauptung ist unzweifelhaft richtig. 
Aber ebenso zweifellos ist, dass das Reichsgesetz über die 
Freizügigkeit in den Schutzgebieten keine Geltung besitzt. 
Die Regierung hätte daher, selbst wenn die erwähnten beiden 
Missionäre Reichsangehörige gewesen wären, unbedingt die 
Befugniss gehabt, denselben die Niederlassung in Kamerun 
zu verweigern. Die betreffenden Personen waren aber nicht 
einmal Reichsangehörige, sondern Franzosen, sie hätten also 
sogar aus dem Reichsgebiet ausgewiesen werden können. Aus 
diesen Gründen kann über das Recht der Regierung, die 
Niederlassung zu verweigern, auch nicht der leiseste Zweifel 
bestehen^). Eine Verpflichtung, den Aufenthalt zu ver- 
hindern, war allerdings für die Regiemng nicht vorhanden. 
Aber sie handelte zweifellos im Sinne des Jesuitengesetzes, 
wenn sie das, was im Reichsgebiet auf Grund dieses Gesetzes 
hätte erreicht werden können, in den Schutzgebieten mit Hülfe 
ihrer Verwaltungsbefugnisse durchzuführen suchte. 

In der Reichstagscommission des Jahres 1886 war von 
einer Seite der Antrag gestellt worden, die Bestimmungen 



^) Abgeordneter Dr. Reichensperger (Sten. Ber. Bd. I, S. 103). 
^) Vergl. auch v. Stengel, Staats- und völkerrechtliche Stellung 
der deutschen Colonieen S. 39 Anm. 2; Bornhak a. a. 0. S. 53. 
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des Art. 6 der Congoacte über die Cultusfreiheit auf die 
deutschen Schutzgebiete auszudehnen^). Der Antrag wurde 
abgelehnt, obwohl die Commission gegen den materiellen In- 
halt desselben keine Bedenken hatte ^). Auch bei den Reichs- 
tagsverhandlungen des Jahres 1888 wurde der Antrag sowohl 
in der Commission als bei der zweiten Berathung im Plenum 
wiederholt; es erfolgte aber wieder eine Ablehnung des- 
selben^). Uebrigens würde die Annahme des Antrages für 
die hier in Betracht kommende Frage irrelevant gewesen 
sein. Denn auch die ausdrückliche Proclamirung der Cultus- 
freiheit wäre für die Regierung kein Hindemiss, einen ein- 
zelnen Missionar in Ausübung ihrer polizeilichen Befugnisse 
aus dem Schutzgebiet zu verweisen. 

Ein polizeiliches Straffestsetzungsrecht, d. h. 
ein Recht der Polizeibehörden, eine nach den Strafgesetzen 
verwirkte Strafe durch Verfügung, vorbehaltlich der Be- 
schreitung des Rechtsweges, festzusetzen, besteht nicht auf 
Grund unmittelbarer reichsgesetzlicher Vorschrift. Die Reichs- 
strafprocessordnung bestimmt nur, dass das Recht der Straf- 
festsetzung den Polizeibehörden durch Landesgesetze eingeräimit 
werden kann^). In den Schutzgebieten, wo bis jetzt ein 
solches Recht nicht existirt, könnte dasselbe durch kaiserliche 
Verordnung geschaffen werden. Doch ist dafür kaum ein 
erhebliches Bedürfniss vorhanden, da die zur Ausübung 
der Gerichtsbarkeit berufenen Beamten schon das weiter- 



1) Vgl. oben S. 57 Anm. 1. 

2) Commissionsbericht vom 16. März 1886 S. 19 (Sten. Ber. Bd. V, 
S. 994). 

^) Commissionsbericht vom 23. Februar 1888 S. 2, 7 (Sten. Ber. 
Bd. IV, S. 648). Reichstagssitzungen vom 28. Februar 1888 (Sten. Ber. 
Bd. II, S. 1160 ff.) und 3. März 1888 (Sten. Ber. Bd. II, S. 1244). 

*) Reichsstrafprocessordnung § 453. 
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gehende Recht besitzen, amtsrichterliehe Straf befehle zu er- 
lassen ^). 

Ein weiteres Feld der Thätigkeit auf dem Gebiete der 
inneren Verwaltung eröffnet sich den Beamten der Schutz- 
gebiete dadurch, dass der Reichskanzler nach dem Gesetz vom 
15. März 1888 berechtigt ist, ihnen diejenigen Befug- 
nisse zu übertragen, welche im Auslande den deutschen 
Consuln zustehen 2). Abgesehen von den richterlichen Be- 
fugnissen und den Functionen in Bezug auf Beurkundung des 
Personenstandes und die Eheschliessung, welche den Beamten 
der Schutzgebiete schon nach früheren Bestimmungen bei- 
gelegt werden konnten, war das Bedürihiss der Uebertragung 
namentlich für zwei Gruppen von Angelegenheiten hervor- 
getreten: die Führung der Reichsflagge und die Rechtsver- 
hältnisse der Seemannschaften ^). v. Stengel*) meint, zu 
einer solchen Uebertragung hätte es einer reichsgesetzlichen 
Bestimmung nicht bedurft. Die Schutzgebiete seien gar nicht 
Ausland im Sinne der hier in Frage kommenden Gesetze, 
nämlich des Reichsgesetzes, betreffend die Nationalität der 
Kauffahrteischiffe und ihrer Befugniss zur Führung der Bundes- 
flagge, vom 25. October 1867 und der Seemannsordnung vom 
27. December 1872. Der Kaiser sei also auch nicht gehindert 
gewesen, in den Schutzgebieten irgend einen Beamten zur 
Ausübung der betreffenden Fimctionen zu ermächtigen^). 

^) Reichsstra^rocessordnung § 447. Vgl. Bornhak a. a. 0. S. 46, 
V. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 951. 

2) Reichsgesetz , betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutz- 
gebiete, § 5. 

8) Regierungsvorlage vom 14. Jan. 1888 S. 8 (Sten. Ber. Bd. III, S. 392). 

*) Deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 870. 

^) Von einer ähnlichen Anschauung ist auch die Direction der Neu- 
Guinea-Compagnie ausgegangen, welche durch Verordnung vom 7. Juli 
1887 die Errichtung von Seemannsämtem im Schutzgebiete vorgeschrieben 
und durch Erlass vom 8. Juli 1887 ein solches in Finschhafen eingesetzt 
hat (Verordnungsblatt S. 20). 
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Diese Ansicht geht zunächst von einer irrthümlichen Voraus- 
setzung aus. Es ist bereits früher nachgewiesen, dass die 
Schutzgebiete keineswegs für den Bereich der angegebenen 
Gesetze, namentlich der Seemannsordnung , durchweg als In- 
land zu gelten haben ^). Aber auf die Frage, ob die Schutz- 
gebiete im Sinne der fraglichen Gesetze als Inland oder als 
Ausland erscheinen, kommt es auch gar nicht wesentlich an. 
Die Gesetze bestimmen genau, wer die betreffenden Functionen 
sowohl im Inland als im Ausland auszuüben hat. Im 
Inland die Register- bez. die Musterungsbehörden 
der einzelnen Bundesstaaten, im Ausland die Gon- 
suln des Reiches. Die Beamten der Schutzgebiete sind 
aber weder das eine noch das andere. Die Uebertragung 
der fraglichen Befugnisse auf sie kann allerdings als eine 
blosse Ergänzung des Gesetzes angesehen werden, welche 
durch Ausführungsverordnung erlassen werden darf. Es kann 
darin aber auch die Abänderung einer reichsgesetz- 
lichen Bestimmung gefunden werden, welche den Weg 
der Reichsgesetzgebung erfordert. Aus diesem Grunde 
war es jedenfalls vorsichtiger, den letzteren Weg zu wählen. 
Die Vorschrift, dass der Reichskanzler den Beamten der 
Schutzgebiete die Befugnisse der Consuln übertragen kann, 
hat aber nicht bloss Bedeutung flir die beiden Angelegen- 
heiten, welche die nächste Veranlassung zum Erlass derselben 
gewesen sind, sondern ermöglicht, die Beamten der Schutz- 
gebiete auch mit einer Reihe anderer wichtiger Functionen 
zu betrauen. Die Ausübung mancher von den in Frage 
kommenden Befugnissen ist sogar in den Schutzgebieten 
einfacher und von weniger Schwierigkeiten begleitet als in 
den Amtsbezirken der Consuln. So weit die Functionen 



1) Vergl. oben S. 99 ff. 
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nämlich obrigkeitlicher Natur sind und die Anwendung einer 
amtlichen Zwangsgewalt erfordern, können sie in dem Gebiete 
eines fremden Staates nur mit dessen Zustimmung ausgeübt 
werden. Es muss also entweder die Berechtigung der Con- 
suln, die betreffenden Acte vorzunehmen, durch völkerrecht- 
liche Verträge ausdrücklich anerkannt sein, oder die Vor- 
nahme derselben seitens der fremden Staatsgewalt mindestens 
stillschweigend gestattet werden. Diese Vorbedingungen fallen 
für die Schutzgebiete gänzlich fort, da dieselben nicht unter 
der Herrschaft einer fremden Staatsgewalt, sondern unter der 
Herrschaft des deutschen Reiches stehen. 

Von den Befugnissen der Consuln, welche den Beamten 
der Schutzgebiete übertragen werden können, sind, weil von 
besonderer praktischer Wichtigkeit, zuerst diejenigen zu er- 
wähnen, welche sich auf Schiff fahrt s verkehr beziehen. 
Zu diesen gehören die Functionen, welche die Führung 
der Reichsflagge zum Gegenstand haben, nämlich die 
Ueberwachung, ob die hierauf bezüglichen Vorschriften beob- 
achtet werden^), und die Ertheilung von Attesten, welche 
das Recht gewähren, an Schiffen, die ausserhalb des Reichs- 
gebietes erworben sind, vorläufig die Reichsflagge zu führen ^). 
Die Beamten der Schutzgebiete können ferner mit Ausübung 
der Befugnisse der Seemannsämter betraut werden^). In 
diesem Falle sind sie die Musterungsbehörden für die deutschen 
Handelsschiffe, d. h. die Behörden für die Vornahme aller 
derjenigen Acte freiwilliger Gerichtsbarkeit, welche sich auf 



^) Reichsgesetz, betreffend die Organisation der Bundesconsulate 
sowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundesconsuln, vom 8. November 
1867 § 30. 

2) Reichsgesetz, betreffend die Nationalität der Kauffahrteischiffe 
und ihre Befugniss zur Führung der Bundesflagge, vom 25. October 
1867 § 16. 

*) Seemannsordnung vom 27. December 1872 § 4. 
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den Heuervertrag beziehen ^). Sie haben Streitigkeiten zwischen 
Schiffer und Schiffsmannschaft , vorbehaltlich der Beschreitung 
des Rechtsweges, zu entscheiden und die Schif&mannschaft 
erforderlichenfalls zwangsweise zur Erfüllung ihrer Pflichten 
anzuhalten^). Sie besitzen die Befugniss der provisorischen 
Straffestsetzung bei gewissen im Gesetz specificirten Ver- 
gehen^). Die während der Fahrt vom Schiffer verhafteten 
Verbrecher müssen an sie abgeliefert werden*). Ebenso ist 
der Nachlass verstorbener Schiffsleute an sie abzugeben*). 
Es sind ihnen Abschriften der über die Geburten und Sterbe- 
fälle Rxd dem Schiff aufgenommenen Urkunden zu übergeben*). 
Sie können den Führern deutscher Kauffahrteischiffe die Ver- 
pflichtung auferlegen, hülfsbedürföge deutsche Seeleute oder 
htilfsbedürftige ausländische Seeleute, welche immittelbar vor- 
her auf einem deutschen Schiffe in Dienst gewesen sind, gegen 
Entschädigung in ihren Bestimmungshafen mitzunehmen ^). 
Sie haben bei Seeunfällen zur vorläufigen Feststellung des 
Thatbestandes diejenigen Ermittelungen und Beweiserhebungen 
vorzunehmen, welche keinen Aufschub dulden®). Den deut- 
schen Gonsuln steht ausserdem die Polizeigewalt über die 
Schiffe der Handelsmarine zu®). Eine Uebertragung dieser 



^) Seemannsordnung § 4 ff. 

*) Seemannsordnung § 29, 105, 106. 

') Seemannsordnung § 101. 

*) Seemannsordnung § 103. 

^) Seemannsordnung § 52. 

ö) Reichsgesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die 
Eheschliessung vom 6. Februar 1875 §. 62. 

'') Reichsgesetz, betreffend die Verpflichtung deutscher Kauffahrtei- 
schiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute vom 27. December 1872 § 1. 

®) Reichsgesetz, betreffend die Untersuchung von Seeunfällen vom 
27. Juli 1877 § 15. 

®) Reichsgesetz, betreffend die Organisation der Bundesconsulate 
sowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundesconsuln vom 8. November 
1867 § 33. 
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auf die Beamten der Schutzgebiete wird kaum erforderlich 
sein, da letztere in Folge der territorialen Herrschaft, welche 
das Keich in den Schutzgebieten ausübt, polizeiliche Befug- 
nisse über alle Schiffe besitzen, welche in die dortigen Häfen 
einlaufen. Die Verpflichtimg der Führer deutscher Kauf- 
fahrteischiffe, den Consuln die Ankunft in und den Abgang 
aus den zum Amtsbezirk gehörigen Häfen zu melden*), kann 
denselben durch den Reichskanzler auch gegenüber den Be- 
amten der deutschen Schutzgebiete auferlegt, aber auch von 
diesen selbst durch den Erlass von Polizeiverordnungen be- 
gründet werden. Weitere Befugnisse der Consuln, welche 
den Beamten der Schutzgebiete übertragen werden können, 
sind die Mitwirkung bei Verkäufen von Schiffen 2), die 
urkundliche Bezeugung der Noth wendigkeit einer Bodmerei ^), 
die Einsetzung eines neuen Schiflfsführers an Stelle des bis- 
herigen, der gestorben, erkrankt oder sonst zur Führung des 
Schiffes untauglich geworden ist^), die Aufnahme der Ver- 
klaningen, sowie die Aufmachung der Dispache in Fällen der 
grossen Haverei^). 

Den Beamten der Schutzgebiete können ferner die 
Functionen der Notare beigelegt werden, allerdings nur für 
solche Rechtsgeschäfte, bei welchen Reichsangehörige be- 
theiligt sind®). Sie dürfen mit der Regulirung der Ver- 
lassenschaften verstorbener Reichsangehöriger betraut 
werden und zwar auch dann, wenn sie nicht im Besitze von 



*) Reichsgesetz, betreffend die Schiffsmeldungen bei den Gonsolaten 
des deutschen Reiches, vom 26. März 1880. Consulatsgesetz § 3L 
2) Handelsgesetzbuch Art. 499. Consulatsgesetz § 37. 
8) Handelsgesetzbuch Art. 686. Consulatsgesetz § 37. 
*) Consulatsgesetz § 35. 
^) Consulatsgesetz § 36. 
®) Consulatsgesetz § 16, 17. 
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Gerichtsbarkeit sind ^). Die richterlichen Beamten der Schutz- 
gebiete haben ohne besondere Uebertragung für alle ihrer 
Gerichtsbarkeit unterworfenen Personen die Befugnisse des 
Nachlassgerichtes nach Massgabe der Bestimmungen des 
preussischen Rechtes. Den Beamten der Schutzgebiete kann 
endlich das Recht zur Ausstellung und Visirung von Pässen 
tibertragen werden^). 

Die Beilegung aller dieser Befugnisse ist in der Weise 
möglich, dass der Reichskanzler -einen einzelnen Be- 
amten durch specielle Verfugung mit der Ausübung der- 
selben betraut. Sie kann aber auch so stattfinden, dass ge- 
wisse Befugnisse allen Beamten der Schutzgebiete oder doch 
bestimmten Beamtenkategorien durch eine allge- 
meine Verordnung des Reichskanzlers übertragen werden. 

Durch die Entwicklung des Bergbaues im südwest- 
afrikanischen Schutzgebiet hat sich dort die Ein- 
setzung einer Bergbehörde als nothwendig herausgestellt. 
Die Mitglieder derselben werden von der deutschen Colonial- 
gesellschaft für Südwestafrika mit Genehmigung des Reichs- 
kanzlers ernannt und sind auf Verlangen desselben zu ent- 
lassen. Die Bergbehörde führt die Verwaltung des Berg- 
wesens im Schutzgebiet unter Oberaufsicht des kaiserlichen 
Commissars^). 

4. Auf dem Gebiete der Finanz Verwaltung sind in 
den meisten Colonialstaaten enge Beziehungen zwischen 
Mutterland und Colonieen vorhanden. Nur wenn Einnahmen 
und Ausgaben einer Colonie sich so im Gleichgewicht be- 



^) Consulatsgesetz § 18. 

^) Consulatsgesetz § 25. 

^) Kaiserliche Verordnung, betreffend das Bergwesen und die Ge- 
winnung von Gold und Edelsteinen im südwestafrikanischen Schutzgebiet 
vom 25. März 1888. 
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finden, dass erstere genau ausreichen die letzteren zu decken, 
ist eine völlig selbständige und vom Mutterlande unab- 
hängige Finanzverwaltung derselben möglich. Eine solche 
besteht in den englischen Colonieen mit Repräsentativverfassung. 
In der Regel liegen aber die Verhältnisse so, dass die 
Colonieen für ihre Ausgaben entweder Zuschüsse des Mutter- 
landes erfordern oder Ueberschüsse an dasselbe abführen. 
Dadurch entsteht eine Wechselwirkung zwischen Staatsbudget 
und Colonialbudgets und ein Einfluss der mit Aufstellung des 
ersteren betrauten gesetzgebenden Organe des Mutterlandes 
auf die Finanzen der Colonieen. Dieser Einfluss kann aller- 
dings in verschiedenem Umfange vorkommen. Er kann so weit 
gehen, dass die Aufstellung der Colonialbudgets in den Formen 
des Staatsbudgets, also durch die gesetzgebenden Organe des 
Hauptlandes erfolgt, wie das bei den Budgets für Algier und 
für das niederländische Ostindien der Fall ist. Die Fest- 
Setzung der Colonialbudgets kann aber auch den mit der 
Verwaltung der Colonieen betrauten Organen überlassen sein, 
so dass die gesetzgebenden Factoren des Mutterlandes darauf 
beschränkt sind, die für die Colonialverwaltung erforderlichen 
Zuschüsse oder die an den Staat abzuliefernden Ueberschüsse 
in das Staatsbudget aufzunehmen. 

Die deutschen Schutzgebiete sind keine selbstän- 
digen Rechtssubjecte. Sie können also auch kein 
eigenes Vermögen haben ^). Dasjenige Vermögen, welches 
den Zwecken derselben zu dienen bestimmt ist, gehört ent- 
weder dem Reiche oder der die Herrschaft über das be- 
treffende Schutzgebiet ausübenden Colonialgesellschaft. 

In Bezug auf die Gestaltung der Finanzverwaltung be- 



^)v. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 947, 
Joel a. a. 0. S. 211, Bornhak a. a. 0. S. 47. 



DIE VERWALTUNG IN DEN DET7TSGHEN SCHUTZGEBIETEN. 225 

steht ein durchgieifender Unterschied zwischen denjenigen 
Schutzgebieten, welche unter der Verwaltung einer 
Golonialge Seilschaft, und denjenigen, welche unter 
Reichsverwaltung stehen. 

In den unter der Herrschaft einer Golonial- 
gesellschaft stehenden Schutzgebieten wird die Finanz- 
verwaltung lediglich von dieser geführt. Ihr fliessen die Ein- 
nahmen aus dem Schutzgebiet zu, und sie hat die für das- 
selbe erforderlichen Ausgaben zu bestreiten. Eine Ausnahme 
in ersterer Beziehung bestand nach dem bisherigen Recht nur 
insofern, als die in den Schutzgebieten erkannten Geldstrafen 
auf Grund einer ausdrücklichen Bestimmung in § 46 des 
Gonsulargerichtsbarkeitsgesetzes der Reichskasse zu Gute 
kamen*). Hier hat nun aber das Gesetz vom 15. März 
1888 eingegriffen und den Kaiser ermächtigt, die fragliche 
Bestimmung für diejenigen Schutzgebiete, in welchen die 
Kosten der Rechtspflege von einer mit einem kaiserlichen 
Schutzbrief versehenen Colonialgesellschaft bestritten werden, 
ausser Anwendung zu setzen^). Die Absicht geht natürlich 
dahin , gleichzeitig mit der Beseitigung des § 46 für das be- 
treffende Schutzgebiet die Verfügung zu treffen, dass die Geld- 
strafen in die Kasse der Colonialgesellschaft fliessen sollen^). 

Den Colonialgesellschaften steht als Ausfluss ihrer finan- 
ziellen Befugnisse auch ein Besteuerungsrecht zu. 



^) Bornhak a. a. 0. S. 46 muss diese Bestimmung übersehen 
haben, wenn er es für selbstverständlich erklärt, dass die Geldstrafen den 
Gesellschaften gebührten. Vergl. dagegen v. Stengel, deutsches Colo- 
nialstaatsrecht a. a. 0. S. 944; Regierungsvorlage vom 14. Januar 1888 
S. 7, 8 (Sten. Ber. Bd. ÜI, S. 892). 

^) Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, 
§ 3 Nr. 11. 

^) Commissionsbericht vom 23. Februar 1888 St 12 (Sten. Ber. 
Bd. IV, S. 651). 

Georg Meyer, staatsr. Stelig. d. d. Schntzg. lo 
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Letzteres wird von Bornhak ^) mit Unrecht bestritten. In 
Bezug auf die ostafrikanische Gesellschaft meint er, 
derselben seien nach dem Schutzbriefe lediglich die aus den 
vorgelegten Verträgen fliessenden Rechte, also die Rechte 
der einheimischen Machthaber, übertragen worden. Diese 
hätten aber Regierungsrechte, insbesondere Besteuerungsrecht, 
nur gegenüber ihren eigenen Unterthanen, also nicht gegen- 
über den Europäern gehabt. Die letztere Behauptung ist 
entschieden unzutreffend. Da die einheimischen Häuptlinge 
in ihren Gebieten eine territoriale Herrschaft ausgeübt haben, 
so ist absolut nicht abzusehen, warum sie nicht auch das 
Besteuerungsrecht gegenüber den sich dort aufhaltenden 
Europäern gehabt haben sollen. Eine andere Frage ist die, 
ob sie ihr Besteuerungsrecht der deutsch-ostafrikanischen Ge- 
sellschaft abgetreten haben, und in dieser Beziehung werfen 
auch V. Stengel^) und J o ö 1 ^) einige leise Zweifel auf. Die- 
selben sind jedoch nicht berechtigt. In einzelnen der Ver- 
träge*) wird unter den Rechten der Gesellschaft das Be- 
steuerungsrecht sogar ausdrücklich erwähnt. Aber auch so 
weit dies nicht der Fall ist, entscheidet der Umstand, dass 
nach dem kaiserlichen Schutzbriefe die der Gesellschaft tiber- 
lassenen Gebiete derselben mit den Rechten der Landes- 
hoheit abgetreten sind, womit dasjenige, was sonst über den 
Inhalt der Verträge bekannt geworden ist, durchaus überein- 
stimmt. Nach Massgabe dieser Festsetzungen muss der Ge- 
sellschaft das Besteuerungsrecht zugesprochen werden. Denn 
in den Rechten der Landeshoheit ist dasselbe zweifellos ent- 
halten. Letzterer Gesichtspunkt entscheidet auch gegenüber 



^) a. a. 0. S. 52. 

2) Deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 943. 

«) a. a. 0. S. 213. 

*) Vergl. S. 17 Anm. 2. 
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der Neu-Guinea - Compagnie, deren Rechte gleich- 
falls als die der Landeshoheit bezeichnet werden, 
hinsichtlich deren übrigens auch v. Stengel und Joöl 
keine Zweifel hegen. Nur Bornhak bestreitet auch dieser 
das Besteuerungsrecht. Aber aus der Erwähnung des 
Grunderwerbsmonopols in dem Schutzbrief für die Neu- 
Guinea-Compagnie kann nicht, wie er will, gefolgert werden, 
dass die Gesellschaft andere finanzielle Befugnisse nicht be- 
sitzen soll. Durch die Bestimmung endlich, dass die Gesell- 
schaft die Verwaltung des Schutzgebietes auf ihre Kosten zu 
führen hat, soll nicht ein Besteuerungsrecht derselben, sondern 
nur ein Reichsbeitrag zu den Verwaltungsausgaben aus- 
geschlossen werden. 

Neben den Golonialgesellschaften steht aber auch dem 
Reiche ein Besteuerungsrecht in den Gesellschaftsschutz- 
gebieten zu, das sowohl von dem Kaiser als im Wege der 
Reichsgesetzgebung ausgeübt werden könnte. Bestritten 
wird dieses Besteuerungsrecht nur von Pann^), durchaus 
consequent von dem Standpunkte aus, dass dem Reiche jede 
Befugniss zum legislativen und administrativen Eingreifen in 
die innern Verhältnisse der Schutzgebiete abgehe. Zur Wider- 
legung dieser Ansicht kann auf unsere früheren Ausführungen 
verwiesen werden^). Dagegen erkennen die übrigen Schrift- 
steller, welche sich über die Frage äussern, insbesondere 
V. Stengel^) und Bornhak*) das Besteuerungsrecht des 
Reiches wenigstens grundsätzlich an. Thatsächlich wird aller- 
dings von diesem Rechte kaum Gebrauch gemacht werden, da 
eine Besteuerung der Einwohner der Schutzgebiete durch das 



') a. a. 0. S. 28, 29. . 
2) Vergl. oben S. 82 ff. 
8) a. a. 0. S. 942. 
^) a. a. 0. S. 52. 
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Keich, so lange als letzteres für die fraglichen Gebiete ab- 
solut keine Ausgaben leistet, entschieden unbillig sein würde. 

Die Ordnung des Gebührenwesens steht ebenfalls 
den Gesellschaften zu. Nur die Festsetzung der Gebühren 
ftlr die Rechtspflege ist dem Kaiser vorbehalten^). 

Wesentlich anders als in den Gesellschaftsschutzgebieten 
gestalten sich die Finanzen in denjenigen Schutzgebieten, welche 
unter Reichsverwaltung stehen. Da die Schutzgebiete den 
Charakter eines selbständigen Vermögenssubjectes nicht be- 
sitzen, so sind die in denselben zur Erhebung gelangenden 
Einnahmen Reichseinnahmen, die für dieselben zu 
leistenden Ausgaben Reichsausgaben. Für die Verwal- 
tung dieser Einnahmen und Ausgaben bestehen aber Grund- 
sätze, welche von den gewöhnlichen für die Reiehsfinanz- 
verwaltung massgebenden Grundsätzen abweichen. Die 
Finanzgewalt in den Schutzgebieten steht dem Kaiser als 
Ausfluss seiner grundsätzlich alle Hoheitsrechte umfassenden 
Schutzgewalt zu. In dieser Finanzgewalt ist sowohl das 
Recht der Finanzgesetzgebung als das der Finanz- 
verwaltung enthalten. 

Der Kaiser besitzt in den Schutzgebieten also auch das 
Besteuerungsrecht. Er kann die Ausübung dieses 
Rechtes den Beamten der Schutzgebiete übertragen. Eine 
solche Uebertragung hat für das Kamerun- und Togogebiet, 
für das südwestafrikanische Schutzgebiet sowie für die Mar- 
schall-, Brown- und Providenceinseln durch die schon früher 
erwähnten kaiserlichen Verordnungen vom 19. Juli und 
15. October 18862) stattgefunden. Auf Grund dieser Voll- 
machten sind im Kamerungebiet Einfuhrzölle und Licenz- 



*) Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete^ 
S. 3 Nr. 10. Vergl. oben S. 206. 

») Vergl. oben S. 192 Anm. 2 und 3. 
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abgaben vom Handel mit Spirituosen, im Togogebiet Einfuhr- 
zölle eingeführt worden*). Die in Kamerun ursprünglich er- 
hobenen Ausfuhrzölle*) und die früher im Togogebiet be- 
stehenden Licenzabgaben sind später wieder aufgehoben worden. 
Durch das Strafverordnungsrecht, welches dem Kaiser, 
dem Reichskanzler und den von letzterem damit ausgestatteten 
Beamten der Schutzgebiete zusteht®), ist die Möglichkeit ge- 
geben, den auf den Gebieten des Zoll- und Steuerwesens er- 
lassenen- Verordnungen die entsprechende Wirksamkeit zu 
verleihen. Ein Straffestsetzungsrecht bei Zuwider- 
handlungen gegen die Vorschriften über Erhebung öffentlicher 
Abgaben könnte den Beamten der SchutzgebiBte nach Mass- 
gabe der Bestimmungen in § 459 S. der Reichsstrafprocess- 
ordnung durch kaiserliche Verordnung beigelegt werden*). 
Doch wird hierfür vermuthlich ebenso wenig ein Bedürfhiss 
sich geltend machen, als für die Verleihung eines polizeilichen 
Straffestsetzungsrechtes ^). 

Eine Besteuerung der Schutzgebiete könnte aber ausser 
durch den Kaiser und die vom Kaiser mit Ausübung des Be- 
steuerungsrechtes betrauten Beamten auch durch Reichs- 
gesetz erfolgen. Der Widerspruch, den Bornhak®) hier- 
gegen erhoben, beruht auf der schon früher zurückgewiesenen 
Meinung, dass Reichsgesetze überhaupt nur für den Bereich 
des Reichsgebietes erlassen werden könnten"^). 



^) Eeichshaushaltsetat für das Jahr 1888/89. Anlage III. Auswärtiges 
Amt S. 28. 

2) Denkschrift vom 2. December 1885 S. 5. (Sten. Ber. Bd. IV, 
S. 934, 935). 

») Vergl. oben S. 187 ff. 

^) y. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 951. 

6) Vergl. oben S. 217, 218. 

«) a. a. 0. S. 49. 

■') Vergl. oben S. 63 Anm. 1. 
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Dem Besteuerungsrechte des Reiches unterliegen alle 
Bewohner der Schutzgebiete, auch die Eingeborenen. 
Allerdings haben sich die einheimischen Häuptlinge vielfach 
das Besteuerungsrecht vorbehalten, und zwar nicht bloss das 
Recht, die Eingeborenen zu besteuern, sondern auch das 
Recht von den in ihren Gebieten sich aufhaltenden Reichs- 
angehörigen und Schutzgenossen die bisher üblichen oder mit 
dem Reiche vereinbarten Abgaben zu erheben. Namentlich 
ist dies in den westafrikanischen Besitzungen, sowohl im 
Kamerun- und Togogebiet als in Stidwestafrika, geschehen. 
Aber das Besteuerungsrecht der Häuptlinge schliesst das- 
jenige des Reiches nicht aus, sondern tritt demselben con- 
currirend hinzu. 

Die B e f u g n i s s , das Gebühren wesen zu ordnen, ist, soweit 
die Rechtspflege in Betracht kommt, dem Kaiser ausdrücklich 
übertragen^). Sie steht ihm aber auch in Bezug auf alle 
anderen Verwaltungszweige als Ausfluss seiner Finanzgewalt 
und seiner allgemeinen Gesetzgebungsbefugnisse zu. Der 
Kaiser kann mit der Ausübung dieser Rechte den Reichs- 
kanzler, die Colonialgesellschaften oder die Beamten der 
Schutzgebiete beauftragen. 

Es tritt endlich noch die Frage auf, in wie weit für die 
unter Reichsverwaltung stehenden Schutzgebiete ein Etats- 
recht des Bundesrathes und Reichstages besteht. 
Die Frage hat auch in den parlamentarischen Verhandlungen 
wiederholt den Gegenstand von Erörterungen gebildet. Es 
ist schon an einer früheren Stelle erwähnt worden, dass der 
Reichstag bei Gelegenheit der Berathung des Reichshaushalts- 
etats für das Jahr 1887/88 den Reichskanzler ersucht hat, die 



^) Keichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete, 
§ 3 Nr. 10. 
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in den Schutzgebieten sich ergebenden Einnahmen im Etat 
ersichtlich zu machen, und dass im Reichshaushaltsetat für 
1888/89 die Einnahmen in der That mitgetheilt sind, aller- 
dings nicht im Etat selbst, sondern in einer als Beilage 
beigefügten Denkschrift, also nicht zur Beschluss- 
fassung, sondern zur Kenntnissnahme^). Bei den 
Reichstagsverhandlungen hat nun namentlich die Frage eine 
Rolle gespielt, ob die Einnahmen aus den Schutzgebieten 
nicht in das Dispositiv des Etats eingestellt werden müssten ^). 
Man berief sich dafür auf die Bestimmung des Art. 69 der 
Reichsverfassung, wonach alle Einnahmen und Ausgaben des 
Reiches auf den Reichshaushaltsetat gebracht werden müssen. 
Dem gegenüber haben die Vertreter der verbündeten Re- 
gierungen bemerkt, die betreffenden Einnahmen seien keine 
Reichseiunahmen , da die Schutzgebiete die Eigenschaft be- 
sonderer corporativer Verbände, die Rechte juristischer Per- 
sonen besässen^). Letzterer Behauptung kann allerdings nicht 
beigetreten werden. Es ist schon oben auseinandergesetzt 
worden, dass die Schutzgebiete selbständige Vermögenssubjecte 
nicht sind, dass die in denselben zur Erhebung gelangenden 
Einnahmen den Charakter von Reichseinnahmen haben *). 
Trotzdem findet Art. 69 der Reichsverfassung auf dieselben 
keine Anwendung. Denn für die Finanzverwaltung der Schutz- 



1) Vergl. oben S. 44 ff. 

2) Vergl. den mündlichen Bericht des Berichterstatters der Budget- 
commission, Abgeordneten v. Strombeck, in der Reichstagssitzung vom 
8. Januar 1887 (Sten. Ber. Bd. I S. IU3) und die Aeusserungen der Ab- 
geordneten Dr. Baumbach (Berlin) und v. Strombeck in der Reichs- 
tagssitzung vom 16. December 1887 (Sten. Ber. Bd. I, S. 306, 307). 

^) Vergl. den Bericht des Abgeordneten v. Strombeck in der 
Reichstagssitzung vom 8. Januar 1887 (a. a. 0. S. 313), Staatssecretär 
Graf V. Bismarck- Schönhausen in der Reichstagssitzung vom 
16. December 1887 (a. a. 0. S. 306). 

*) Vergl. S. 224. 
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gebiete gelten eben durchaus andere Grundsätze, als sonst für 
die Reichsfinanzverwaltung bestehen. Kraft der ihm durch 
das Reichsgesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schutz- 
gebiete, eingeräumten Schutzgewalt besitzt der Kaiser für die 
Schutzgebiete das alleinige Recht der Finanzgesetz- 
gebung und der Finanzverwaltung. In Ausfluss dieses 
Rechtes kann er in den Schutzgebieten Einnahmen erheben 
und dieselben zur Bestreitung der für die Schutzgebiete er- 
wachsenden Ausgaben verwenden. Das Etatsrecht des Bundes- 
rates und des Reichstages ist für die Schutzgebiete ebenso 
ausser Anwendung gesetzt und auf den Kaiser übertragen 
worden wie die gesetzgebenden Functionen der beiden Körper- 
schaften. Es besteht nur noch insoweit, als die Reichs- 
finanzen durch die Resultate der Finanz Verwaltung in den 
Schutzgebieten berührt werden. In den Reichshaushaltsetat 
sind sowohl die Zuschüsse, w^elche das Reich für die Ver- 
waltung der Schutzgebiete zu leisten hat, als die Ueber- 
schüsse, welche die Verwaltung der Schutzgebiete ergiebt, 
einzustellen. Bundesrath und Reichstag müssen daher in die 
Lage gesetzt werden zu beurtheilen, in welcher Höhe Zu- 
schüsse erforderlich sind und ob die Einstellung von Ueber- 
schüssen möglich ist. Sie haben daher einen Anspruch darauf, 
von den Einnahmen und Ausgaben der Schutzgebiete Kennt- 
niss zu erhalten. Von den bisherigen Schriftstellern hat 
sich nur Bornhak ^) für eine Einstellung aller Einnahmen und 
Ausgaben der Schutzgebiete in den Reichshaushaltsetat aus- 
gesprochen, alle übrigen theilen die hier vertretene Auf- 
fassung 2). Dieses Resultat wird auch noch dadurch bestätigt, 
dass bei den Commissionsverhandlungen des Jahres 1886 der 



1) a. a. 0. S. 47, 48. 

^) y. Stengel, deutsches Colonialstaatsrecht a. a. 0. S. 947, 
Joöl a. a. 0. S. 212, Laband a. a. 0. S. 800. 
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Antrag gestellt war zu bestimmen, die Einnahmen und Aus- 
gaben aus den Schutzgebieten sollten jährlich in den Reichs- 
haushaltsetat eingestellt werden, von der Commission aber 
abgelehnt wurde ^). Im Resultat, wenn auch nicht in der 
Motivirung, stimmt also der hier vertretene Standpunkt 
mit demjenigen tiberein, welchen die Vertreter der verbündeten 
Regieiiingen bei den Etatsverhandlungen im Reichstage ein- 
genommen haben. Das Verfahren, welches hinsichtlich der 
Einnahmen und Ausgaben in den Schutzgebieten bei Auf- 
stellung des Reichshaushaltsetats beobachtet worden ist, muss 
als ein durchaus correctes bezeichnet werden. Es entspricht 
ebenso den verfassungsmässigen Grundsätzen, als es den vom 
Reichstag früher geäusserten Wünschen in vollem Masse 
entgegen kommt. 



^) Commissionsbericht vom 16. März 1886 S. 20. (Sten. Ben 
Bd. V, S. 994). 
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